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Vorbemerkung

VorwortVorwort

In der Stiftung »Lebendige Stadt« haben sich Ministerpräsidenten, Oberbürgermeister, Vorstandsvorsitzende großer Unter-
nehmen, Forscher und Kulturschaffende zusammengefunden, um sich gemeinsam für die europäische Stadt einzusetzen.

Viele Städte stehen heute vor erheblichen Herausforderungen – finanziell wie städtebaulich. Ein Ziel unserer Stiftung ist
es, nach Ideen, Handreichungen und Umsetzungsbeispielen zu suchen, die für möglichst viele Städte wertvoll sein
können. Neben dem Stiftungspreis und unseren Symposien sind auch die von uns geförderten Forschungsarbeiten und
Veröffentlichungen vor diesem Hintergrund zu sehen.

Das vorliegende Buch von Frau Dr. Franziska Lehmann beschäftigt sich als Doktorarbeit mit großformatiger Werbung im
öffentlichen Raum. Es will nicht den einen vermeintlich richtigen Weg vorschreiben und auch keine Patentlösungen anbie-
ten, sondern anhand konkreter Beispiele aufzeigen, wie Städte mit diesem noch relativ neuen Thema umgehen, welche
Auswirkungen die unterschiedlichen Strategien haben, welche Steuerungsinstrumente es überhaupt gibt und welche
Handlungsoptionen die Stadtplanung hat. Unserer Stiftung und ihren Gremien geht es daher auch nicht darum, ob wir
alle Thesen und Bewertungen teilen, sondern ob sie Städten und Kommunen einen Anstoß für eigene Überlegungen
bieten. Dessen sind wir uns sicher.

Aus unserer Sicht ist das Buch dabei nicht nur für die großen Städte mit mehr als 200.000 Einwohnern interessant, in
denen heute schon großformatige Werbung zu finden ist. Vielmehr werden technische Innovationen zu einer weiteren
Verbreitung dieser Kommunikationsinstrumente führen, so dass es auch für alle anderen Städte sinnvoll ist, sich frühzeitig
mit den Chancen und Risiken großformatiger Werbung auseinanderzusetzen.

Wir freuen uns, dass wir dieses Buch zahlreichen Städten und Universitäten kostenlos zur Verfügung stellen können.
Danken möchten wir an dieser Stelle der Autorin, unserem Vorstandsmitglied Professor Dr. Dittmar Machule, der Poster-
Network AG sowie Dr. Roland Gerschermann und Dr. Jürgen Kron vom Societäts-Verlag, ohne deren Unterstützung diese
Schriftenreihe nicht denkbar wäre.

Hamburg, im Januar 2008

Alexander Otto Dr. Andreas Mattner, MdHB
Vorsitzender des Kuratoriums der Vorsitzender des Vorstands der
Stiftung »Lebendige Stadt« Stiftung »Lebendige Stadt«
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Im Januar 2008

Zwischen Beendigung der inhaltlichen Arbeit und der
Veröffentlichung dieses Buches ist etliche Zeit vergangen.
Die Entwicklung bei Werbung im öffentlichen Raum ist
nicht stehen geblieben: Im Internet wirbt ein
Werbeunternehmen mit Großprojektionen an jeder
beliebigen Häuserwand („Werbung an Orten, an denen sie
bisher nicht möglich war“). Die Süddeutsche Zeitung
berichtet im August 2007, dass das brasilianische Sao Paulo
die erste Metropole ohne Werbeplakate ist, da der neue
Bürgermeister kurzerhand jede Werbung im Stadtbild
verbieten ließ. Auch in Paris muss sich die Werbewirtschaft
zukünftig auf drastische Einschränkungen einstellen.
Fördern oder Hemmen? Zulassen oder verbieten? Alltag
oder Ausnahme? Der Umgang mit Werbung im
öffentlichen Raum wirft nach wie vor Fragen auf, denen
sich die Stadtplanung immer wieder stellen muss und für
die ganz unterschiedliche Antworten gefunden werden.

Für die Formulierung der Fragen und die Erarbeitung
von Antworten im Rahmen dieser Arbeit habe ich viel
Unterstützung gefunden: Die Erstellung der Arbeit wurde
ermöglicht durch die Betreuer von der TU Hamburg
Harburg, Studiengang Stadtplanung, Herrn Prof. Dr. Peter
Ache (inzwischen Technical University of Helsinki) und
Herrn Prof. Dr. Dittmar Machule. Beiden gilt mein
besonderer Dank für die während der ganzen Zeit
konstruktive, versierte und freundschaftliche Betreuung.
Herrn Prof. Dr. Ache verdanke ich darüber hinaus die
ersten Ideen und Ansätze für die Arbeit, er lenkte
buchstäblich meinen Blick auf großformatige Werbung im
öffentlichen Raum. Herrn PD Dr. Dirk Schubert von der
TU Hamburg Harburg gilt mein Dank für sein fachkundiges
und freundliches Engagement als Betreuer in der letzten
Phase der Arbeit.

Beim Deutschen Städtetag bedanke ich mich für die

Unterstützung und interessierte Begleitung der Befragung
aller deutschen Städte über 200.000 EinwohnerInnen, die
wichtige empirische Ergebnisse für die Arbeit gebracht hat.
Ohne die Unterstützung des Deutschen Städtetages wäre
diese Befragung nicht möglich gewesen.

Mein Dank gilt allen VerwaltungsmitarbeiterInnen und
PolitikerInnen, die ihre Zeit investiert haben, um meine
vielfältigen Fragen und Nachfragen zu beantworten und
mir Materialien zur Verfügung stellten. Sie haben mir ein
lebendiges Bild des Alltages im Umgang mit großformatiger
Werbung vermittelt.

Meine Arbeit erfuhr volle Unterstützung von
VertreterInnen der Werbeunternehmen, die von den ersten
Anfragen bis zur Verfügungstellung von Fotomaterial
ansprechbar, konstruktiv und entgegenkommend waren.
Sie haben mir verdeutlicht, dass Chancen in einer
Kooperation zwischen Stadtplanung und Werbebranche
liegen.

Der Stiftung Lebendige Stadt gilt mein Dank für die
Chance, die Ergebnisse meiner Arbeit mit dieser
Veröffentlichung einem breiteren Interessentenkreis
zugänglich machen zu können. Beim Societätsverlag
bedanke ich mich für die fachkundige Begleitung während
der Drucklegung, bei der PosterNetwork AG für die
freundliche Unterstützung des Druckes.

Für die Kartendarstellung bedanke ich mich bei Jutta
Schmidt, gis-direkt, Bremen. Nicht zuletzt bedanke ich
mich bei all denen, die mich mit Fotomaterial und mit
Artikeln aus Tageszeitungen versorgt haben – und denen,
die die Arbeit in verschiedenen Stadien gelesen haben und
mir wertvolle Hinweise gaben.

Franziska Lehmann, Januar 2008
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Was macht zuletzt Reklame der Kritik so über-
legen? Nicht was die rote elektrische Leucht-
schrift sagt – die Feuerlache, die auf dem
Asphalt sie spiegelt.

(Walter Benjamin, 1928)

1 Einführung und Zielsetzung

1.1 Großformatige Werbung, Branding, öffentlicher Raum

Seit Mitte der 90er Jahre mehren sich in deutschen Groß-
städten großformatige Werbeflächen als sichtbares Zeichen
einer Kommerzialisierung öffentlicher Räume. Insbesondere
an Baugerüsten wird für nahezu alles geworben, was kon-
sumiert werden kann, in einer Größe, die andere Werbe-
medien weit übersteigt: In Bremen war ein Jahr lang statt
der Renaissance-Fassade des Rathauses eine überdimensio-
nale Schokolodenreklame zu sehen (vgl. Abb. 1.1), das
Brandenburger Tor in Berlin war von einer Werbung für
Telekommunikation verdeckt, in Birmingham wurde der

»weltgrößte Adventskalender« von einem Getränkeher-
steller an einer Fassade installiert, in Rotterdam wirbt an
der Fassade des Delftse Poort ein bekannter niederländi-
scher Fußballer für Sportartikel – und das etwa in der
Größe der Freiheitsstatue. 1 Einführung und Zielsetzung1.1 Großformatige Werbung, Branding, öffentlicher Raum

Dies geschieht in einer Zeit, in der uns die Präsenz
von Werbung in kaum einem Lebensbereich unberührt
lässt. Marken erobern sich Zug um Zug neue Lebensbe-
reiche: Musik, Sport, Medien und eben auch den öffent-
lichen Raum der Städte, in dem z. B. die Werbeflächen
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Abb. 1.1:
Schokoladenreklame am
Rathaus, Bremen 2002



immer größer, immer präsenter werden. Die Werbenden
beabsichtigen dabei häufig nicht nur, die potenziellen Kon-
sumentInnen durch Größe zu beeinflussen, sondern sie
wollen teilweise das Image des Ortes direkt mit dem Image
der Marke verknüpfen. Im Zuge von Branding – und in
dessen Folge als »brandscape« – werden öffentliche Stadt-
räume von Marken für ihre Zwecke instrumentalisiert. Das
Raumerlebnis soll zum Markenerlebnis werden. Durch Prä-
senz an vielen öffentlichen Orten, in vielen Städten, in

vielen Ländern sollen die KonsumentInnen immer wieder,
überall der jeweiligen Marke begegnen.

Eine weiter gehende Strategie versucht, das Image des
Raumes direkter für die Marke zu nutzen: In diesem Fall
darf die Marke im Raum nicht so dominant werden, dass
der Raum dahinter beliebig austauschbar ist. Hierfür eignen
sich vor allem jene öffentlichen Räume, die in besonderem
Maße bekannt und besucht sind – und von daher auch für
das Image und die Identität einer Stadt eine große Rolle
spielen. Wenn die Strategie funktioniert, stellt sich die
Frage, ob – und wenn ja, welche – Folgen dies für das
Image und die Identität der Stadt hat.

Werbung im öffentlichen Raum ist dabei nichts
Neues, Werbung ist auf öffentlichen Raum angewiesen,
wenn man ihn in der häufig verwendeten Definition als
allen zugänglichen Raum begreift. Und auch mit negativen
Folgen von Werbung im öffentlichen Raum beschäftigt man
sich aus verschiedenen Blickwinkeln schon länger. Ende
des 19. Jahrhunderts ärgerten sich Stadtbildschützer über
die immer mehr und immer größer werdenden Reklamen
(vgl. Oberste Denkmalschutzbehörde Berlin, o. J.). Bereits
1928 wurde in Zürich das »Amt für Reklameanlagen«
gegründet, da man negative Folgen für das Stadtbild durch
die sich immer weiter verbreitenden Neonreklamen
befürchtete. Bedenken kamen auch damals nicht nur von
den Stadtbildschützern. So beschreibt der Berliner Dichter
und Schriftsteller Walter Mehring im Jahr 1929 in seinem
Gedicht »Die Reklame bemächtigt sich des Lebens« die
buchstäblich und im übertragenen Sinne raumgreifende
Wirkung der Reklame (s. Anhang). Für Walter Benjamin
sind in den 20er Jahren Reklame und Werbung das Idiom
der modernen Metropole (vgl. Bolle 1994, S. 267). Er pro-
gnostiziert eine weitere Zunahme der (Reklame-)Schrift in
der Stadt: »Heuschreckenschwärme von Schrift, die heute
schon die Sonne des vermeinten Geistes den Großstädtern
verfinstern, werden dichter mit jedem folgenden Jahre
werden« (Benjamin 1928/1972, S. 103). Auch die großfor-
matigen Werbeanlagen sind Gegenstand von Diskussionen
und Kritik. In den letzten Jahren bringen Zeitungen Berich-
te und Kommentare unter Überschriften wie »Ausgewitzelt
– Das Brandenburger Jux-Tor« (Die Zeit 2002), »Denkmal
unter Werbung« (Frankfurter Rundschau 2003), »Werbung
ist die erste Bürgerpflicht« (taz 2005) oder »Lukrative Sache
für Hausbesitzer – öffentliche Reklame an Baugerüsten«
(Süddeutsche Zeitung 2006). Insbesondere im Bereich des
Denkmalschutzes sind großformatige Werbeflächen heftig
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1 Einführung und Zielsetzung

Abb. 1.2: Werbung an Denkmälern, Frankfurter Dom
2004



umstritten, wobei GegnerInnen mit stadtgestalterischen
Argumenten und der ›Würde des Denkmals‹ argumentie-
ren, während BefürworterInnen vor allem die Finanzierung
notwendiger Sanierungen durch die Werbeeinnahmen
anführen (vgl. Abb. 1.2).

Die großformatigen Werbeanlagen, wie sie heute
überall in Europa, Amerika, Japan und auch den Megaci-
ties der Entwicklungsländer vertreten sind, sind mehr als
nur ein wenig größer als bisherige Werbung. Ihr unverhoh-
lener Anspruch auf Präsenz und Dominanz ist nicht nur
einzuordnen in Branding-Strategien der Unternehmen,
sondern auch in eine Zeit, in der die Kommerzialisierung
des öffentlichen Raumes offensichtlich voranschreitet (vgl.
Sennett 2001, S. 7, Boyer 1994, S. 49, Ronneberger
2000b, S. 335, BBR 2003, S. 128). Zu den Erscheinungs-
formen dieser Kommerzialisierung gehören neben der Wer-
bung die Umwandlung von frei zugänglichen öffentlichen
Räumen in Bereiche, deren Zutritt ökonomisch geregelt ist
(z. B. Platzfläche zu Straßencafés – vgl. Abb. 1.3, Parkanla-
gen zu Botanischen Gärten), oder ausgedehnte Sondernut-
zungsrechte des Einzelhandels (vgl. Selle 2002a, S. 51).

Die stadtplanerische Diskussion um öffentliche Räume
erfuhr um das Jahr 2000 herum eine Renaissance. Am
Ende des 20. Jahrhunderts mehrten sich die Stimmen, die
von einer Zerstörung des öffentlichen Raumes sprachen,
die seinen Untergang im Zusammenhang mit dem Abge-
sang der »alten europäischen Stadt« sahen (Feldtkeller
1994) und/oder mit dem »Verfall des öffentlichen Lebens«
(Sennett 1974/2001). Es wurden zahlreiche Ursachen
benannt: der wachsende Verkehr (Sieverts 1990, Espuche
2000, Anders 1998), die ausdifferenzierte zeit- und raum-
funktionale Arbeitsteilung der Industriegesellschaft und der
mit dem Wohlstand wachsende Raum für Wohnen und
Arbeiten (Sieverts 1990), die neuen Informations- und
Kommunikationstechnologien (Sieverts 1990, von Saldern
2000), Nutzungsentmischung und Segregation (Feldtkeller
1994, Selle 2001), Kommerzialisierung und Privatisierung
(von Saldern 2000, Herczog 1996, Paravicini 2000), die
geringere Bindung an konkrete Orte durch Individualisie-
rung (Held 2001, Schubert 2002, Rauterberg 2001) und
durch den Bedeutungsgewinn der Zeit gegenüber dem
Raum (Mückenberger 1998, Prigge 2002).

Demgegenüber werden gerade in den neuesten Ent-
wicklungen der Gesellschaft auch Chancen für einen Be-
deutungsgewinn der öffentlichen Räume gesehen: Virtuelle
und weltweit vernetzte Öffentlichkeit kann demnach zu

einer Aufwertung und Neubestimmung der ortsspezifischen
öffentlichen Räume beitragen. Es werden Ansätze von Wie-
derbelebung und Rückeroberung öffentlicher Räume beob-
achtet (Herczog/Hubeli 1995, Paravicini 1998, Selle
2002a).

Eine weitere Gruppe von AutorInnen stellt einen
Bedeutungsverlust des öffentlichen Raumes fest und sieht
gleichzeitig, dass er als »Städte- und Landschaftsfiktion«
oder als »Verpackung« zurückkehrt – und gerade dadurch
weiter geschwächt wird (Hassenpflug 2000a, Sieverts
1990). Demnach gibt es gleichzeitig einen Verlust an Stadt
und öffentlichem Raum und dadurch hervorgerufen ein
verstärktes Bedürfnis danach. Dies eröffnet Möglichkeiten
»realer Stadtsimulationen«, von Malls über musealen
Umgang mit historischen Innenstädten bis hin zur Disney-
Stadt »Celebration«. Den Schritt hin zu mehr Simulation
hat die Werbung mit dem verstärkten Aufkommen des
Brandings, bei dem die Marke gegenüber dem Produkt an
Bedeutung gewinnt, ebenfalls vollzogen. Über den Begriff
der Simulationen (vgl. Baudrillard 1988) lassen sich dem-
nach parallele Entwicklungen im Bereich der Werbung und
des öffentlichen Raumes feststellen (vgl. Kapitel 5).

Die Werbung kann dabei – neben der Wirkung auf
die potenziellen KonsumentInnen – vor allem über Bildhaf-
tigkeit und Schnelllebigkeit, zwei ihrer Hauptcharateristika,
in den öffentlichen Raum hineinwirken. Denn diese beiden
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Abb. 1.3: Kommerzialisierung öffentlicher Räume –
Straßencafé statt Bürgersteig, Bremen 2007



Elemente (bzw. im Bereich der Schnelllebigkeit ihr Gegen-
teil, die Dauerhaftigkeit) sind prägend für öffentliche
Räume, wie sich aus einer näheren Betrachtung des Begrif-
fes des »öffentlichen Raumes« ergibt (vgl. Kapitel 4).

Problematisch bei allen diesen Auseinandersetzungen
sind die unterschiedlichen Begriffsverständnisse von
»öffentlichem Raum«, die zu vielen Missverständnissen
geführt haben und führen (vgl. Selle 2002a, S. 24 ff.). Einer-
seits scheint auf den ersten Blick allen klar, was mit »öffent-
lichem Raum« gemeint ist, aber andererseits verschwimmt
bei näherem Hinsehen diese Klarheit zunehmend hinter
einer Begriffsverwirrung. Demzufolge muss vor einer
Beschäftigung mit dem gesonderten Thema der großforma-
tigen Werbung dem Begriff des »öffentlichen Raumes« ge-
nauer nachgegangen werden, um Missverständnisse zu ver-
meiden. Die Beschäftigung mit dem Begriff führt zwangs-
läufig weit über die konkret-räumliche Dimension der
Stadtplanung hinaus. Insbesondere aus den Bereichen
Soziologie, Stadtsoziologie und Philosophie liegen zahlrei-
che normative und deskriptive Auseinandersetzungen mit
den Begriffen »öffentlich« und »öffentlicher Raum« vor, die
wichtige Zusammenhänge verdeutlichen. Eine stadtplaneri-
sche Auseinandersetzung mit dem Thema kehrt vor dem
Hintergrund aller dieser Erkenntnisse wieder zurück zu den
materiell physischen öffentlichen Räumen der Straßen und
Plätze der Stadt, die eines ihrer Haupthandlungsfelder sind.
Hierbei lässt sich das Handlungsfeld in vielen Fällen räum-
lich abgrenzen und bestimmen. Allerdings wäre bei einer
rein physikalischen Auffassung der öffentliche Raum für die
Werbung lediglich ein Standort, ein Träger verschiedener
Werbemedien, und Fragen über Werbung im öffentlichen
Raum ließen sich als rein gestalterische Aspekte abhandeln.
Berücksichtigt man, dass sich im physischen Raum der
soziale Raum »tendenziell auf mehr oder minder exakte
und vollständige Weise« realisiert (Bourdieu 1991, S. 28),
bekommt das Thema der Werbung im öffentlichen Raum
weiter gehende Bedeutung. Wenn sich in Raumaneignung
Macht bestätigt und vollzieht, ist die Gestaltung der Räume
symbolische, nicht wahrgenommene Gewalt (vgl. Bourdieu
1991, S. 27). Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage,
in welchem Umfang Werbung im öffentlichen Raum gesell-
schaftliche Machtverhältnisse nicht nur dokumentiert, son-
dern ggf. auch manifestieren kann. Hieraus lassen sich
Steuerungsnotwendigkeiten für die Stadtplanung und Stadt-
politik ableiten, die über stadtgestalterische Argumente und
Aspekte weit hinausreichen.

Charakteristisch für die Stadtplanung ist hierbei die
Verbindung zwischen normativem Begriffsverständnis einer-
seits und konkret handlungsorientiertem Denken anderer-
seits. Stadtplanung muss einerseits über rein beschreibende
(deskriptive) Denkansätze hinausgehen, da sie mit der Ab-
sicht agiert, zielgerichtet zu verändern. Um Transparenz
und Auseinandersetzung mit Planungen und Konzepten zu
ermöglichen, ist das zugrunde liegende normative Ver-
ständnis bewusst zu machen und ggf. offenzulegen. Dies
gilt unabhängig davon, wer oder welche Institution stadt-
planerisch tätig ist (die öffentliche Hand, Private, Verwal-
tung, Politik, InvestorInnen, Bürgerinitiativen, Planungs-
büros usw.). Hierbei kann u. U. auch der Erhalt des Status
quo als Veränderung begriffen werden, wenn er ohne pla-
nerische Maßnahmen nicht zu halten wäre. Auf den
Bereich der großformatigen Werbeflächen übertragen
bedeutet dies z. B. die Steuerung über restriktive Regelun-
gen, um Wildwuchs zu vermeiden.

Auf der Basis normativer Begriffsverständnisse und
Setzungen ist Stadtplanung andererseits durch konkret
handlungsorientiertes Denken gekennzeichnet. Dieses kann
die Brücke schlagen zwischen theoretischen Erkenntnissen,
empirischen Befunden und Handlungsoptionen der Stadt-
planung auf der konkreten Ebene der kleinteiligen Maß-
nahmen. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit bedeutet
dies die Zusammenführung der Auseinandersetzungen mit
den Begriffen des »Öffentlichen«, des »öffentlichen
Raumes«, des »Branding« und der »Simulationen« mit der
täglichen Arbeit in kommunalen Planungs- und Bauord-
nungsämtern als den Genehmigungsbehörden für groß-
formatige Werbeanlagen. In diesem Zusammenhang wird
das nur auf den ersten Blick »banale« Thema der groß-
formatigen Werbeanlagen als ein Beispiel für Tendenzen im
Umgang mit öffentlichen Räumen gesehen. Sowohl die
Erscheinungsform der Werbung als auch der Umgang damit
sind Indizien für und Ausdruck von gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen (Stichwort: Simulation als ein Kernbegriff
der Postmoderne, vgl. Kapitel 4 und 5). Bei einer genaue-
ren Auseinandersetzung mit dem Thema »Großformatige
Werbung im öffentlichen Raum« aus Sicht der Stadtpla-
nung stellen sich sowohl Fragen, die sich mit dem Umgang
mit öffentlichen Räumen und ihrer Kommerzialisierung vor
dem Hintergrund gesellschaftlicher Entwicklungen und nor-
mativer Setzungen bewegen, als auch Fragen, die ganz
konkret Handlungsoptionen der Stadtplanung, im Besonde-
ren der betroffenen Kommunen, betreffen.
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1.2 Forschungsstand

Insbesondere aus den Bereichen der Stadtplanung, der
(Stadt-)Soziologie und der Philosophie liegen zahlreiche
Auseinandersetzungen mit den Begriffen »öffentlich« und
»öffentlicher Raum« vor (u. a. Arendt 1958, Bahrdt 1961,
Habermas 1962 und 1990, Häußermann 2002, Paravicini
2002, Schneider 2002, Selle 2002, Sennett 1974). Diese
Auseinandersetzungen sind grundlegend für das Begriffsver-
ständnis und sehr vielfältig; in Kapitel 4 wird näher darauf
eingegangen. Auf die (stadtplanerische) Diskussion um
öffentliche Räume in den letzten Jahren, die erst eine Ver-
lustgeschichte beschrieb und dann eine entsprechende
Gegenbewegung hervorrief, ist bereits eingegangen worden
(vgl. Kapitel 1.1). 1.2 Forschungsstand

Da großformatige Werbeanlagen ein Teil der Kommer-
zialisierung öffentlicher Räume sind, stellt sich die Frage
nach dem Forschungsstand der Stadtplanung in diesem
Bereich. Zu einer (fortschreitenden) Kommerzialisierung
öffentlicher Räume liegen gelegentlich Klagen vor. Es wird
von der »Vereinnahmung öffentlicher Räume durch Wer-
bung und Kommerz« gesprochen (Wentz 2002, S. 196).
Richard Sennett geht weiter, indem er die fortschreitende
Kommerzialisierung als eine der Ursachen für die Zerstö-
rung lokaler Bedeutungen und den Verlust des kollektiven
Gedächtnisses sieht (vgl. Sennett 2000, o. S.).1 Speziell der
Werbung im öffentlichen Raum wird »stadtzerstörende
Funktion« zugesprochen, da die Schicht der Reklamezei-
chen »den öffentlichen Raum in zentralen Bereichen der
Stadt geradezu überwuchert« (Schubert 2000, S. 23).
Hanns Adrian spricht von der »Überkrustung« von Archi-
tekturen und Stadträumen durch immer gleiche Produkt-
werbung (Adrian 2002, S. 205). Für Christine Boyer wan-
delt sich die Stadtlandschaft zu einem Hintergrund für
Werbung, Billboards und Neonlichter (Boyer 1994,
S. 425 f.).2 Genauere Untersuchungen aus stadtplanerischer
Sicht über Werbung im öffentlichen Raum fehlen jedoch. Es
liegen weder empirische Untersuchungen vor noch Ausein-
andersetzungen mit der Wirkung der Werbung im öffent-
lichen Raum. Eine Ausnahme ist hier die Auseinanderset-
zung von Christine Boyer mit dem Times Square in New
York (vgl. Boyer 2001).

Die Fragen von Werbung im öffentlichen Raum spie-
len in der stadtplanerischen Debatte bisher offenbar eine
eher kleine Rolle. Teilweise wird darauf vertraut, dass die
vorhandenen gesetzlichen Regelungen für über den

Gemeingebrauch hinausgehende Nutzungen des öffent-
lichen Raumes ausreichen, um die Auswirkungen in Gren-
zen zu halten.3 Dies scheint – nach Augenschein – in
vielen Städten nicht der Fall zu sein. Das lenkt den Blick
auf die rechtlichen Steuerungsinstrumente, die offenbar
entweder nicht greifen oder nicht (mehr) vorhanden sind.
Zudem bleibt hierbei unberücksichtigt, dass Werbung, ins-
besondere großformatige Werbung, häufig von privaten
Flächen aus in den öffentlichen Raum hineinwirkt. Insofern
ist sie vergleichbar mit Luft- und Lärmbelastungen öffent-
licher Räume, bei denen die jeweilige Quelle (es sei denn,
es handelt sich um den Autoverkehr) i. d. R. nicht im
öffentlichen Raum zu finden ist. Anders als im Luft- oder
Lärmbereich liegen für die Wirkung von Werbung jedoch
keine stadtplanerischen Untersuchungen und keine ent-
sprechenden Regelungen vor.

Um die Wirkung der Werbung im öffentlichen Raum
beurteilen zu können, spielen Aspekte der Wahrnehmungs-
forschung eine Rolle. Gespräche beim Max-Planck-Institut
für biologische Kybernetik in Tübingen und die Besichti-
gung der Forschungsanlagen (am 02. 10. 2002, Gespräche
mit Gerald Franz, Jan Malte Wiener, Dr. Jan Restat) erga-
ben, dass die dort laufenden Forschungsprojekte über Orts-
gedächtnis und Orientierungen für die Fragestellung inter-
essante Ergebnisse bringen können. Jedoch lagen zu
diesem Zeitpunkt noch keine auf andere Forschungsberei-
che übertragbaren Ergebnisse vor. Fragen der Wahrneh-
mung spielten im Jahr 2002 eine Rolle bei einer öffent-
lichen (da in der Berliner Zeitung veröffentlichten) Diskus-
sion des Architekturkritikers Dieter Hoffmann-Axthelm mit
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1 »Das kollektive Gedächtnis schwindet. Der standardisierte
Konsum zerstört lokale Bedeutung in der gleichen Weise, wie
der neuartige Arbeitsplatz die gewachsene gemeinsame Erin-
nerung unter den Arbeitern zersetzt.« (Sennett 2000, o. S.)

2 »… while the city landscape itself is transformed into a back-
ground prop for the graphic display of billboards, neonsigns
and advertisements« (Boyer 1994, S. 425/426).

3 »Eine zweite mögliche Form der Privatisierung, räumlich
ungenehmigte Sondernutzungen öffentlicher Flächen, unter-
liegt rechtlichen Sanktionen und kann darum kein Problem
im Sinn eines unkontrollierten Trends sein.« (Schneider 2002,
S. 256)



dem damaligen Berliner Baustadtrat Thomas Flierl um
großformatige Werbung. Anlass war die Verhüllung des
Brandenburger Tores. Während Hoffmann-Axthelm nüch-
tern darauf verwies, dass es sich um »kommerzielle Folge-
rungen aus einer inzwischen allseitig in der Wirklichkeit
verankerten gesellschaftlichen Wahrnehmungseinrichtung«
handele, die »weder gut noch böse« sei (Hoffmann-
Axthelm 2002, o. S.), antwortete Flierl, dass »die Verteidi-
gung komplexer zeitgenössischer Wahrnehmungsformen
keineswegs in der unkritischen Auslieferung des öffentli-
chen Raumes an die Werbeindustrie münden« müsse (Flierl
2002, o. S.).

Werbung selbst ist Thema einer Reihe von Untersu-
chungen aus den Kultur-, Sozial- und Kommunikationswis-
senschaften. Reinhardt bezeichnet die Werbung als einen
der »meistdiskutierten Themenkomplexe der modernen Ge-
sellschaft« (Reinhardt 1993, S. 1) und sieht den Grund hier-
für darin, dass es sich um eine »Stellvertreterdebatte« han-
dele, die »über sich selbst hinausweist auf eine grund-
legende Auseinandersetzung um Wert oder Unwert, Moral
oder Unmoral der Moderne« (Reinhardt 1993, S. 1, vgl.
Abb. 1.4). Gerade im Rahmen dieser Stellvertreterdebatte

gibt es Überschneidungen bei etlichen AutorInnen, die sich
sowohl mit Fragen des »Öffentlichen« und des »öffentlichen
Raumes« auseinandersetzen als auch mit der Wirkung der
Werbung (u. a. Benjamin 1928/1972, Horkheimer und
Adorno 1944/1987, Habermas 1962/1990, Luhmann
1995).

Darüber hinaus geht die Werbewirkungsforschung
explizit den Fragen der Wirkung der Werbung auf die Kon-
sumentInnen, genauer: auf das Konsumverhalten der poten-
ziellen KonsumentInnen ein (vgl. u. a. Heller 1984/1993).
Diese Wirkung der Werbung wird sehr kontrovers diskutiert.
Da jedoch die Fragen der Wirkung der Werbung in und auf
ihr räumliches Umfeld i. d. R. dabei nicht thematisiert
werden, ist die Werbewirkungsforschung für die hier aufge-
worfene stadtplanerische Fragestellung nicht weiter-
führend.

Aus einem ganz anderen – dem juristischen – Bereich
kommt eine Auseinandersetzung mit der Wirkung der Wer-
bung auf ihr Umfeld: In der Sechsten Rundfunkentschei-
dung des Bundesverfassungsgerichtes wird für den Bereich
des Rundfunks zweifelsfrei festgestellt, dass die reine Exis-
tenz der Werbung im Rundfunk das redaktionelle Umfeld
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Abb. 1.4:
Diskussion über Werbung als
Stellvertreterdebatte, die über
sich selbst hinausweist, Berlin
2006



verändert.4 Eine direkte Übertragung dieser Ergebnisse von
einem öffentlichen Raum (dem Rundfunk) auf einen ande-
ren (den öffentlichen Raum in der Stadt) ist nicht unpro-
blematisch. Allerdings können diese Erkenntnisse als Indiz
gewertet werden, dass Werbung auch andere öffentliche
Räume, die zu ihrem Träger werden, beeinflusst.

Für die Auswirkungen der Werbung auf die Presse
kommt Jürgen Habermas zu dem Ergebnis, dass durch die
Anforderungen, die die Werbung an das Medium stellt,
sich dieses ändert: »Dabei kommt (gewiß) die Kommerziali-

sierung der Presse der Verwandlung der Öffentlichkeit in
ein Medium der Werbung entgegen: umgekehrt wird jene
aber auch von Bedürfnissen einer Geschäftsreklame voran-
getrieben, die autochton aus ökonomischen Zusammen-
hängen entsprangen« (Habermas 1962/1990, S. 284).

Daraus ergibt sich die Frage, ob und ggf. inwieweit
Werbung, insbesondere großformatige Werbung im öffent-
lichen Raum Auswirkungen nicht nur auf PassantInnen als
KonsumentInnen, sondern auch auf den öffentlichen Raum
selber hat.
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1.3 Zielsetzung und Forschungsfragen

Zielsetzung der vorliegenden Arbeit ist es, die Kommerziali-
sierung öffentlicher Räume anhand einer aktuellen Erschei-
nungsform der Werbung (großformatige Werbeanlagen im
öffentlichen Raum) zu beschreiben und greifbar zu machen
sowie dem stadtplanerischen Umgang und den stadtplane-
rischen Handlungsoptionen nachzugehen.

Zu Beginn der Arbeit wird die These geäußert, dass
Werbung auf das Öffentliche der Räume wirkt, die zum
Träger der Werbung werden. Im Rahmen der theoretischen
Auseinandersetzung wird diskutiert, ob es Verknüpfungen
zwischen Werbung und öffentlichem Raum gibt, die eine
Wirkung der Werbung auf das Öffentliche ermöglichen
bzw. verursachen können. Großformatige Werbung wird
dabei als eine Form des Branding betrachtet und unter-
sucht. Die übergeordneten Fragestellungen der Wirkung
von Werbung im öffentlichen Raum stellen sich unabhängig
von der aktuellen Erscheinungsform der Werbung. Die
Beschränkung auf eine Werbeform ermöglicht empirische
Untersuchungen, die sowohl quantitative wie qualitative
Aspekte dieser Werbeform angemessen berücksichtigen
können. In der Zusammenführung der Diskussionen um
das Öffentliche und um Branding mit den Ergebnissen der
empirischen Untersuchungen wird geprüft, inwieweit stadt-
planerischer Steuerungsbedarf besteht.

Ausgangspunkt ist dabei die These, dass Werbung im
öffentlichen Raum Thema und Handlungsfeld der Stadtpla-
nung ist, nicht nur der Stadtgestaltung. Vor diesem Hinter-
grund werden aus verschiedenen Blickwinkeln heraus
Argumente für einen stadtplanerischen Umgang mit Wer-
bung im öffentlichen Raum überprüft. Im Rahmen des
empirischen Teiles der Arbeit wird – nach der Erfassung der

großformatigen Werbeanlagen – dem stadtplanerischen
Umgang damit nachgegangen. In diesem Zusammenhang
ist auch eine Auseinandersetzung mit den vorhandenen
formellen und informellen Instrumenten notwendig, um zu
prüfen, ob das Instrumentarium einem ggf. festgestellten
Steuerungsbedarf gerecht werden kann. 1.3 Zielsetzung und Forschungsfragen

Im Ergebnis wird keine Patentlösung vorgestellt. Es
geht vielmehr darum, Argumente für die Wahl einer stadt-
planerischen Strategie im Umgang mit Werbung im öffent-

4 »Mit der Grundversorgungsaufgabe, die der öffentlichrecht-
liche Rundfunk, jedenfalls unter den gegenwärtigen Bedin-
gungen, im dualen System hat, wäre es unvereinbar, ihn inso-
weit überwiegend auf Werbeeinnahmen zu verweisen. Das
ergibt sich aus den Rückwirkungen, die die Finanzierungsart
auf die Programmgestaltung hat. Aus der Sicht der Werbung
treibenden Wirtschaft stellt sich das Rundfunkprogramm in
erster Linie als Umfeld von Werbesendungen dar. Ob und in
welchem Maß Rundfunkwerbung ihre Adressaten erreicht,
hängt für die werbende Wirtschaft von der Attraktivität des
Programmumfeldes ab. Diese bemißt sich nach der Einschalt-
quote. Ein von Werbeeinnahmen abhängiger Rundfunkveran-
stalter muß darauf Rücksicht nehmen und seine Programm-
planung in starkem Maß an Einschaltquoten ausrichten.
Damit sind aber gerade jene Anforderungen an die Pro-
grammgestaltung gefährdet, die sich für den öffentlichrechtli-
chen Rundfunk aus der Grundversorgungsaufgabe ergeben
(vgl. BVerfGE 73, 118 [155 f.]) und dem System der Gebüh-
renfinanzierung zugrunde liegen.« (BVerfG 83 238, Rd. 441,
zit. nach www.oefre.unibe.ch/law/dfr/index.html,
19. 01. 2006)



lichen Raum zusammenzustellen und Bausteine solcher
Strategien herauszuarbeiten. Hintergrund ist dabei die
These, dass Entscheidungen über großformatige Werbung
im öffentlichen Raum im komplexen Netz stadtplanerischer

Überlegungen und Argumente getroffen werden müssen
und dass ihre Bedeutung und ihre Wirkungsmöglichkeiten
im öffentlichen Raum einen konzeptionellen Umgang
erfordern.

1 Einführung und Zielsetzung
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2 Aufbau der Arbeit

Um der Frage der Verbindungen und dem Wirkungsgefüge
zwischen Werbung und öffentlichem Raum nachgehen zu
können, steht zu Beginn eine Auseinandersetzung einer-
seits mit Außenwerbung sowie großformatigen Werbeflä-
chen und andererseits mit dem öffentlichen Raum. Zum
Verständnis von großformatiger Werbung als einer aktuellen
Form der Werbung und als einem Schritt in einer perma-
nenten Weiterentwicklung von Werbeformen wird im
Rahmen eines Exkurses auf die geschichtliche Entwicklung
der Außenwerbung eingegangen. Es schließt sich eine erste
Beschreibung dessen an, was im Rahmen dieser Arbeit
unter großformatigen Werbeflächen verstanden wird
(Kapitel 3). 2 Aufbau der Arbeit2 Aufbau der Arbeit

Das folgende Kapitel 4 beschäftigt sich unter verschie-
denen Blickwinkeln mit dem Begriff des »öffentlichen
Raumes«. Zum Verständnis des Begriffes »öffentlich« und
zur Begründung eines normativen Begriffsverständnisses
wird auch hier im Rahmen eines Exkurses auf die unter-
schiedlichen Bedeutungen und Verwendungen des Begrif-
fes im Lauf der Zeit eingegangen. Um die in Kapitel 1
getroffenen Aussagen zum Forschungsstand genauer fassen
zu können, werden aus den zahlreichen bestehenden
Ansätzen zur Beschreibung bzw. Typisierung öffentlicher
Räume einige vorgestellt, die in ihrer Unterschiedlichkeit
zum einen erneut auf die Vielschichtigkeit des Begriffes
verweisen. Zum anderen wird deutlich, dass diese Ansätze
– und die mit ihnen i. d. R. verknüpfte Frage »Was ist ein
öffentlicher Raum?« – die Beantwortung der hier gestellten
Frage der Verknüpfungen zwischen Werbung und öffent-
lichem Raum kaum unterstützen können. Zurückkehrend
zum normativen Verständnis des Begriffes »öffentlich« wer-
den von daher im Anschluss Dauerhaftigkeit und Bildhaftig-
keit (Zeichen) als zwei Charakteristika öffentlicher Räume
näher untersucht, da hier Parallelen zu Charakteristika von
Werbung erkennbar werden. Die Beschäftigung mit beiden
Charakteristika und den Veränderungen im Lauf der Zeit
führt zum Begriff der »Simulationen«.5

Ausgehend vom Begriff der Simulation wird eine
aktuelle Form der Werbung, das Branding6, beschrieben,
das ebenfalls sehr starke Simulationsaspekte hat. Der Aus-
einandersetzung mit dieser aktuellen Werbeform – in die

sich großformatige Werbeflächen einordnen lassen – folgt
die Frage, inwieweit Werbung heute Thema und Problem
der Stadtplanung ist. Die theoretischen Auseinandersetzun-
gen schließen mit einem zusammenfassenden Überblick
darüber, inwieweit Simulationen in den Bereichen Wer-
bung, Zeichen und öffentlicher Raum eine Rolle spielen
(Kapitel 5).

Es folgen empirische Untersuchungen über großfor-
matige Werbeflächen. Hierzu wird zum einen eine Stand-
ortdatenbank mit knapp 600 Standorten aus Angaben von
Werbeunternehmen erarbeitet, um einen Überblick über
Quantitäten und Qualitäten von Standorten in Deutschland
zu erhalten (Kapitel 6.1). Parallel dazu wird eine Befragung
aller deutschen Städte mit mehr als 200 000 EinwohnerIn-
nen durchgeführt und ausgewertet, um einen Überblick
über den Umgang der Städte mit großformatiger Werbung
geben zu können (Kapitel 6.2). Da die Ergebnisse dieser
Befragung alle auf Selbsteinschätzungen beruhen, wird
diesen eine Befragung der im Bereich großformatiger Wer-
beflächen in Deutschland führenden Werbeunternehmen
und der entsprechenden Fachverbände entgegengesetzt
(Kapitel 6.3).

Auf Grundlage der Ergebnisse dieser drei empirischen
Untersuchungen werden drei Städte (Frankfurt am Main,
München und Berlin) für vertiefende Fallstudien ausge-
sucht. In allen drei Städten gibt es einen bewussten Um-
gang mit großformatigen Werbeflächen, allerdings jeweils
ausgehend von unterschiedlichen Grundhaltungen. Um
auch hier wieder Selbsteinschätzung und Fremdeinschät-
zung berücksichtigen zu können, werden die Werbeunter-
nehmen zur Situation in den drei Städten erneut befragt.
Den drei deutschen Fallstudien wird die Situation in der
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5 »Simulation: Verstellung, Vortäuschung« (Dudenredaktion
1966) »To simulate is to feign to have what one hasn’t.«
(Baudrillard 1988, o. S.)

6 »Branding: Die professionelle Entwicklung von Marken-
namen, d. h. die Schöpfung eines Markennamens, der die
Marketingziele eines Markenherstellers verkörpert.«
(Koschnick 2000, S. 233)



Stadt Zürich gegenübergestellt, die seit 1999 über ein Kon-
zept zum Umgang mit großformatiger Werbung verfügt.
Aus der vertieften Auseinandersetzung lassen sich Hinweise
über ganz unterschiedliche Strategien und unterschiedliche
Gestaltung und Verwendung von vorhandenen Steuerungs-
instrumenten gewinnen (Kapitel 7).

Abgeleitet aus den Fallstudien und in Vorbereitung
der vorzuschlagenden stadtplanerischen Lösungsansätze
und Strategien werden die im Augenblick in Deutschland
zur Steuerung zur Verfügung stehenden Instrumente im
Einzelnen und im Überblick dargestellt. Hierbei geht es
sowohl um formelle als auch um informelle Instrumente
(Kapitel 8).

Anschließend wird das Für und Wider großformatiger
Werbung im öffentlichen Raum aus Sicht der Stadtplanung
vor dem Hintergrund der theoretischen Überlegungen und
der empirischen Untersuchungen zusammenfassend darge-
stellt (Kapitel 9.1). Ein Ergebnis der Untersuchung ist, dass

unabhängig von der in einer Stadt verfolgten Zielrichtung
den Handlungen ein einheitliches, erkennbares und ver-
lässliches Konzept zugrunde liegen sollte. Von daher wer-
den anschließend Faktoren zielgerichteten Agierens in die-
sem Themenfeld benannt (Kapitel 9.2). Diese Faktoren
werden dann als Konzeptebenen konkretisiert. Anhand
einiger Handlungsoptionen wird herausgearbeitet, welche
Zielsetzung und Ausprägung sie vor dem Hintergrund
unterschiedlicher Strategien haben können (Kapitel 9.3).
Die Bedeutung einzelner Handlungsoptionen wird jeweils
im Rahmen einer offensiven und einer restriktiven Strategie
erläutert (Kapitel 9.4).

Die abschließende Zusammenfassung bündelt die
Kernaussagen der Arbeit und gibt Hinweise auf mögliche
Übertragbarkeiten des – im Rahmen der Stadtplanung –
spezialisierten Themas der großformatigen Werbeanlagen
auf andere Werbeformen und auf den Umgang mit öffent-
lichen Räumen im Allgemeinen (Kapitel 9.5).

2 Aufbau der Arbeit
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Der heute wesenhafteste, der merkantile Blick
ins Herz der Dinge heißt Reklame.

(Walter Benjamin, 1928)

3 Außenwerbung und großformatige Werbeflächen

Im Folgenden wird auf Außenwerbung als die im öffentli-
chen Raum der Städte präsente Werbeform näher einge-
gangen. Die Beschäftigung mit der historischen Entwicklung
der Außenwerbung wird im Rahmen eines Exkurses ver-
tieft, da sich im Lauf der Zeit für unterschiedliche Werbe-
formen Entwicklungszyklen wiederholen und die Abhängig-
keit der Werbung von den jeweiligen gesellschaftlichen,

technischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
deutlich wird. Im Anschluss wird auf großformatige Werbe-
flächen näher eingegangen, um den Gegenstand der vorlie-
genden Arbeit zu beschreiben und die für die empirischen
Untersuchungen notwendige Definition und Abgrenzung
von anderen Werbeformen zu treffen. 3 Außenwerbung und großformatige Werbeflächen3.1 Werbung und öffentlicher Raum
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Werbung und öffentlicher Raum sind seit »Erfindung« der
Werbung miteinander verbunden. Der öffentliche Raum ist
für Werbung gerade deswegen interessant, weil er öffentlich
ist, also i. d. R. allgemein zugänglich (zur Begriffsbestimmung
des öffentlichen Raumes vgl. Kapitel 4). Wenn es bei
Hannah Arendt heißt, das Öffentliche sei das, was »für alle
sichtbar und hörbar ist« (Arendt 1958/2001, S. 62), formu-
lierte eine Agentur im Sprachduktus der Werbung in der
Ansprache potenzieller WerbekundInnen: »Draußen kriegen
Sie alle« (www.complac.de, 2002). Werbung im Außenraum,
sichtbar im öffentlichen Raum der Stadt, wird dabei von der
Werbebranche in Abgrenzung zu anderen Werbeformen
und Werbeträgern (u. a. Presse, Fernsehen, Online-Angebo-
te) als Außenwerbung bezeichnet. Unter den verschiedenen
Werbeformen gehört Außenwerbung zu denen, bei denen
die Netto-Einnahmen der Werbeunternehmen von 2003 auf
2004 einen leichten Zuwachs verzeichnet haben, allerdings
kam es in den beiden Vorjahren bei der Außenwerbung zu
leichten Abnahmen (vgl. ZAW 2005, S. 13).

Eine Beschäftigung mit der Entwicklung der Außen-
werbung zeigt sie in allen Phasen in Abhängigkeit von der
gesellschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung (vgl. Abb. 3.1). Die Abhängigkeit von technischen
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ist dabei nahe-
liegend. Doch auch die Verbindung zu gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen ist stark ausgeprägt. So wurden z. B.

Plakate in der Zeit 1848/49 und 1918/20 in großem
Umfang zuerst für politische Zwecke genutzt. In beiden
Zeiten folgte dem eine intensivere Nutzung durch Wirt-
schaftsunternehmen. Auch die Art der Werbeträger steht
im Lauf der Zeit in deutlicher Abhängigkeit von gesell-
schaftlichen Verhältnissen: So sind z. B. die immer größer
werdenden Formate und plakativeren Darstellungen nicht
nur Ergebnis technischer Entwicklungen, sondern passen
sich auch den Änderungen der Mobilität (Autoverkehr) und
den Änderungen der Kommunikationsformen (Anonymisie-
rung) im öffentlichen Raum an (vgl. Reinhardt 1993). Ver-
einzelt erreichten die Werbeflächen dabei Größen, wie wir
sie heute von Megapostern kennen. So entstand als damals
größte Lichtwerbeanlage Europas 1929 am Berliner Kurfürs-
tendamm eine Werbefläche mit 6000 Glühbirnen auf
360 m2 Fläche, das Bayer-Kreuz in Leverkusen (1933) hat
eine Höhe von 72 m (vgl. Reinhardt 1993, S. 323 ff.).

Das Aufkommen neuer, spektakulärer, auffälliger Wer-
beformen und eine schnelle Verbreitung waren dabei eng
geknüpft an die seit Ende des 19. Jahrhunderts aufgekom-
menen Markenartikelunternehmen. Mit diesen Unterneh-
men gab es NachfragerInnen für immer neue – oft teure –
Werbeformen, was eine Voraussetzung für die Ausdifferen-
zierung des Werbemarktes war.

Bei vielen neuen Entwicklungen der Außenwerbung
kam es in der Anfangszeit zu ablehnenden Reaktionen und



im Folgenden zu Steuerungs- und Regelungsbestrebungen
der öffentlichen Hand. Diese Reaktionen gab es erstmals im
17. Jahrhundert (vgl. Exkurs 1) und sie lassen sich bis in die
heutige Zeit verfolgen. So gab es um 1900 Auseinanderset-
zungen über die Ausbreitung von Emailleschildern (»Blech-
pest«). Nach 1920 führte die Einführung von Lichtwerbung
und Landschaftswerbung zu heftigen Diskussionen. Alle
diese Auseinandersetzungen fanden ihren Niederschlag in
entsprechenden rechtlichen Regelungen – die jedoch häufig
uneindeutig waren und zu Problemen und Prozessen führ-
ten (z. B. nach 1900 in den Einzelstaaten Deutschlands in
Zusammenhang mit den »Verunstaltungsgesetzen« zur Rege-
lung von Landschaftswerbung, vgl. Reinhardt 1993,
S. 379 f.). Auch auf der informellen Ebene versuchten die
Städte schon früh, durch den Einsatz kommunikativer Instru-
mente, das Thema der Werbung im öffentlichen Raum ein-
vernehmlich zu regeln (z. B. München 1912, Hamburg
1922, vgl. auch Exkurs 1).

Werbung sucht sich dabei schon lange häufig diejeni-
gen Gebäude und Orte aus, die für Image und Identität
der jeweiligen Stadt eine große Rolle spielen. Daraus erga-
ben und ergeben sich zu allen Zeiten auch Proteste:

»Mitbürger! Wo habt Ihr nur Eure Augen? Ekelt’s denn Euch
nicht selber vor dieser dauerhaften Plakatschmutzerei an
Euren schönsten Gebäuden und Toren? Das Brandenburger
Tor, das der Stolz und die Freude jedes Berliners sein sollte,
ist jetzt zu einem wahren Schandfleck im Stadtbild gewor-
den.« (Berliner Bürgermeister Reicke 1919, zitiert nach: Rein-
hardt 1993, S. 251)

»Das Brandenburger Tor will ich als solches genießen …
Schade um meine Zeit – vier Tage Berlin, Vorfreude auf Gang
und Blick zum Brandenburger Tor … Ich bin verärgert und
frage mich, ob jemand mit seiner Gigantonomie an einem
längst besetzten Ort das Recht dazu hat.« (Aus den Stellung-
nahmen zur Verhüllung des Brandenburger Tores, Sommer
2002)
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Abb. 3.1:
Entwicklung der Formen von
Außenwerbung



Exkurs 1

Entwicklung der Außenwerbung7

Außenwerbung gibt es in verschiedenen Formen schon seit
sehr langer Zeit, wenngleich sie erst seit der industriellen Revo-
lution mit ihren gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und techni-
schen Folgen in größerem Umfang auftrat.

Die Anfänge der Außenwerbung reichen zurück bis in die
Antike, so stellten zum Beispiel Händler in Babylon Tafeln vor
ihren Verkaufsstellen auf, auf denen in Keilschrift die angebote-
nen Waren aufgelistet waren (Schweiger/Schrattenecker 1995,
S. 1). Im Spätmittelalter mit Entwicklung der Papierproduktion
und der Buchdruckerkunst kam es zu einem ersten Auf-
schwung von Plakaten und Flugblättern. Das erste – noch be-

kannte – Plakat dieser Art warb 1482 für eine Neuausgabe der
Werke von Euklid (Reinhardt 1993, S. 231). Mit dem Aufstieg
der Städte als Ballungs- und Handelszentren wurden Plakate
für verschiedene Wirtschaftszweige interessant. Dies führte be-
reits im 17. Jahrhundert zu regelnden (hemmenden) Eingriffen
in Polizeiverordnungen und Kramerordnungen, so enthielt z. B.
die Dresdener Statuta von 1660 Bestimmungen über »Klebe-
säulen« (Reinhardt 1993, S. 235).

Die industrielle Revolution mit ihren wirtschaftlichen, techni-
schen und gesellschaftlichen Veränderungen im 19. Jahrhun-
dert war die Voraussetzung für einen Aufschwung der Außen-
werbung. »Sie (geschäftliche Werbung) gewinnt nennenswerten
Umfang erst mit den Konzentrationsprozessen des industriellen
Kapitalismus in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts.«
(Habermas 1962/1990, S. 285 f.). Die geänderten Produktions-
verhältnisse ermöglichten Massenproduktion und schufen die
Notwendigkeiten, die Nachfrage zu fördern bzw. herzustellen
und an das eigene Unternehmen zu binden.

Das Medium des Plakates war in der Mitte des 19. Jahrhun-
derts für politische Zwecke weit verbreitet, bevor es staat-
licherseits stark reglementiert wurde und in der preußischen
Preßverordnung von 1849 alle Plakate mit Ausnahme amt-
licher Bekanntmachungen verboten wurden. Die Wirtschaft
verlangte jedoch bereits zu dieser Zeit so nachdrücklich nach
dem Plakat als Werbemittel, dass Kompromisse gefunden
werden mussten. In Berlin wurden 1855 die ersten 150 Litfaß-
säulen aufgestellt (vgl. Abb. 3.2), Vorläufer gab es in London
seit 1824 und in Paris seit 1842. Außerhalb der Litfaßsäulen,
deren Zahl rasch anstieg, blieb der Plakatanschlag verboten.
Zeitgenössische Kommentatoren standen diesem neuen Ele-
ment im öffentlichen Raum überwiegend skeptisch gegenüber.
Kritisiert wurde zum einen die architektonische Erscheinung,
zum anderen der Einzug der wirtschaftlichen Werbung in das
Straßenbild; positiv wurde vermerkt, dass der ungeordnete
Plakatanschlag dadurch eingedämmt werden konnte (vgl.
Reinhardt 1993, S. 236 f.). Nicht von der Hand zu weisen ist
Reinhardts These, dass die oft in Zeitungen veröffentlichten
Proteste gegen Plakate und Litfaßsäulen auch geprägt waren
von Befürchtungen der Zeitungen, AnzeigenkundInnen zu ver-
lieren.
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Abb. 3.2: Erste Litfaßsäulen in Berlin, 1855

7 Die folgenden Ausführungen beruhen für den Zeitraum bis
1945 im Wesentlichen auf der Dissertation von Dirk Rein-
hardt: Von der Reklame zum Marketing – Geschichte der
Wirtschaftswerbung in Deutschland, Akademie Verlag GmbH
Berlin, 1993.



In München wurde als zweiter deutscher Stadt der Plakatan-
schlag seit 1862 einheitlich geregelt, allerdings blieb München
die einzige deutsche Großstadt, die die »dezenteren« An-
schlagtafeln den Litfaßsäulen vorzog (vgl. Reinhardt 1993,
S. 238). In Hamburg wurden die ersten Säulen 1868 errichtet,
seit 1872 gab es hier – als einen der ersten Versuche von
Lichtwerbung – beleuchtete Säulen. AdressatInnen aller dieser
Werbeformen waren FußgängerInnen mit ausreichend Zeit und
Gelegenheit, stehen zu bleiben und Plakate und Anschläge an
Litfaßsäulen zu lesen. Weiteren Aufschwung erfuhr die Außen-
werbung durch die Ende des 19. Jahrhunderts aufkommenden
Markenunternehmen. Zu dieser Zeit verbreiteten sich zwei
Werbeträger schnell, die ausschließlich von den Markenunter-
nehmen genutzt wurden: Giebelwerbung und Emailleschilder.
Der Nachteil der geringeren Flexibilität dieser im Vergleich zu
Plakaten dauerhaften Werbeform wurde wegen der größeren
Haltbarkeit in Kauf genommen. Erste Giebelwerbung hatte es
schon um 1860 gegeben (vgl. Abb. 3.3), der Höhepunkt dieser
Werbeform war um 1890 erreicht. Um die Flut der Giebelwer-
bung einzudämmen, berief sich die Stadt Berlin auf eine Ver-
ordnung, nach der Werbung nur zulässig war, wenn sich
Räume der Firma in dem Gebäude befanden. Daraufhin mie-
teten Firmen zahlreiche Dachkammern an, um an den ent-
sprechenden Giebelwänden werben zu können (vgl. Reinhardt

1993, S. 263 f.). Zahlreiche Proteste gegen die Giebelwerbung,
vor allem vom Heimatschutz, und der Druck der Stadtverwal-
tungen führten schon vor 1914 dazu, dass Giebelwerbung
rückläufig war. Zudem war bei Giebelwerbung der inzwischen
gestiegene Anspruch an die Gestaltung nur schwer aufrechtzu-
erhalten. In Großstädten hielt sich Giebelwerbung an Brand-
wänden noch bis in die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg und
nahm nach dem Krieg eher wieder zu, augenfällig noch heute
z. B. bei einer Fahrt mit der Berliner S-Bahn. Die heutigen
Formen der Giebelwerbung unterscheiden sich von früheren
dadurch, dass in den meisten Fällen nicht mehr die Wand
selber für Werbezwecke genutzt wird, sondern sie als Träger
für austauschbare Plakate eingesetzt wird, hierbei nutzen sie
teilweise dieselben Standorte wie etwa 80 Jahre vorher (vgl.
Abb. 3.4).
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Abb. 3.3: Édouard Manet: Rue Mosnier (Ausschnitt), 1878

Abb. 3.4: Werbung an einer Giebelwand, Berlin, Unter
den Linden, ca. 1925 und 2007



Emailleschilder verbreiteten sich Ende des 19. Jahrhunderts an
Geschäften, Häuserfronten, Brücken, Zäunen und Haltestellen
mit großer Geschwindigkeit – und zogen wie alle neuen Wer-
beformen entsprechende Proteste nach sich, es wurde von der
»Blechpest« gesprochen (Zacke 1996, S. 29 f.). In der Zeit vor
dem Ersten Weltkrieg hatten die Emailleschilder ihre Blütezeit.
Es gab sie in Deutschland vereinzelt noch bis in die 60er
Jahre, bevor die zunehmende Schnelllebigkeit der Werbung
diese Werbeform endgültig verschwinden ließ.

Einhergehend mit Änderungen der Mobilität in den Straßen
der Stadt, mit der Beschleunigung und mit anonymisierteren
Kommunikationsstrukturen wurde zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts die Fernwirkung der Werbung wichtiger. Die Markenun-
ternehmen mit ihren kurzen Markennamen und Firmenlogos
konnten auf längere Texte verzichten zugunsten einprägsamer,
größerer Abbildungen. Erstmals zog die Werbung damit auch
in die freie Landschaft: Im Zuge der Mobilitätsentwicklung
wurde es für Werbetreibende interessant, entlang von viel be-
fahrenen Straßen, Eisenbahnlinien und Flüssen zu werben.
Große Holzkonstruktionen mit Schildern oder überdimensio-
nierten Nachbildungen der Produkte tauchten in den Feldern

auf. Gegen die Landschaftswerbung oder Streckenwerbung (vgl.
Abb. 3.5) gab es schon vor dem Ersten Weltkrieg heftige Pro-
teste der Heimatschützer. Diese Proteste gegen »ein Symbol
der sich durchsetzenden kapitalistischen Massenkonsumgesell-
schaft« (Reinhardt 1993, S. 381) führten nach 1900 dazu, dass
in fast allen Einzelstaaten Deutschlands so genannte »Verunstal-
tungsgesetze« erlassen wurden.8 Das heute in § 33 Straßenver-
kehrsordnung aus Verkehrssicherheitsgründen enthaltene
Verbot von Werbung außerhalb geschlossener Ortschaften fand
seine Vorläufer in diesen Verordnungen (so wurden z. B. im
hessischen Denkmalschutzgesetz von 1902 alle Werbeschilder
außerhalb geschlossener Ortschaften verboten, vgl. Reinhardt
1993, S. 379). Einen Kompromiss stellten seit den 20er Jahren
die Luftbuchstaben dar, deren berühmtestes Beispiel noch
heute in Hollywood zu sehen ist. Sie wurden als »nicht verun-
staltend« definiert, setzten sich jedoch in Deutschland – anders
als in den USA – nicht durch.

Die zahlreichen Proteste und Auseinandersetzungen führten
u. a. 1912 in München zur Gründung des »Bayrischen Rekla-
meausschusses« (paritätisch besetzt mit je drei Vertretern von
Denkmalpflege und Heimatschutz sowie drei Vertretern der
Unternehmen), der bei Fragen der Außenwerbung als Gutach-
ter gehört wurde (vgl. Reinhardt 1993, S. 383). In München
gibt es auch heute einen »Werbebeirat« ähnlicher Zusammen-
setzung und mit ähnlichen Aufgaben, der allerdings in letzter
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Abb. 3.5: Landschaftswerbung, um 1910

8 Preußisches Gesetz gegen die Verunstaltung landschaftlich
hervorragender Gegenden: »Die Landespolizeibehörden sind
befugt, zur Verhinderung der Verunstaltung landschaftlich
hervorragender Gegenden solche Reklameschilder und sonsti-
ge Aufschriften und Abbildungen, welche das Landschaftsbild
verunzieren, außerhalb geschlossener Ortschaften durch Poli-
zeiverordnung (…) zu verbieten.« (Zitiert nach Reinhardt
1993, S. 378)

Abb. 3.6: Sandwichmänner, 1920



Zeit an Bedeutung verloren hat (vgl. Kapitel 7.4.4). Seit 1922
beschäftigte sich die Hamburger Baupflegekommission auch
mit Fragen der Werbung.

Um die Jahrhundertwende und bis in die 1920er Jahre hinein
tauchten in den Großstädten so genannte »Sandwichmänner«
auf, die eingeklemmt zwischen zwei Werbeplakate durch die
Straßen wanderten. Im Lauf der Zeit differenzierte sich auch
diese Werbeform aus; teilweise wurden keine Plakate sondern
vergrößerte Nachbildungen der beworbenen Waren durch die
Straßen getragen (vgl. Abb. 3.6).

In den 20er Jahren war die Entwicklung der städtischen Au-
ßenreklame geprägt vom Aufkommen der Lichtwerbung. Licht-
werbung gab es bereits seit Ende des 19. Jahrhunderts. In ihrer
Entwicklung war sie stark von der technischen Entwicklung ab-
hängig. Eine erste Blütezeit hatte sie vor dem Ersten Weltkrieg,
als in Städten wie Berlin und Frankfurt am Main Anlagen mit

bis zu 150 m2 Größe unter Ausnutzung der Beleuchtungs- und
Schalttechnik bewegte Bilder der jeweiligen Markenartikel
zeigten (vgl. Abb. 3.7). Nicht die zahlreichen Proteste gegen
diese neue Werbeform waren ausschlaggebend für ihren Rück-
gang, sondern der Erste Weltkrieg. Nachdem erste Argumente,
die Lichtwerbung könnte feindlichen Flugzeugen den Weg
weisen, sich nicht durchsetzten, machten Energiesparverord-
nungen der Lichtwerbung vorläufig ein Ende (vgl. Reinhardt
1993, S. 312 ff.). Die entsprechenden Verbote wurden erst
1922 auf Druck der Unternehmen aufgehoben. Bis zu dieser
Zeit fanden sich »Auswege« für die Werbewirtschaft z. B. in
Projektionen auf Bürgersteige und Hauswände oder auch in
den Himmel (vgl. Abb. 3.12) und seit den 20er Jahren im Ein-
satz von Neonlicht, da diese beiden Formen nicht unter die
Definition von »Lichtreklame« in den entsprechenden Verord-
nungen fiel.

Zu Beginn der 1920er Jahre, in allgemeiner Aufbruchstim-
mung, änderte sich die Haltung der Stadtverwaltungen gegen-
über der Lichtwerbung deutlich. Als eine der ersten Städte gab
es in Berlin bereits 1924 deutliche Aussagen zur Förderung der
Lichtwerbung, während München erst relativ spät, 1928, die
Bestimmungen für Lichtwerbung lockerte. Ein Sinken der
Strompreise gab der Lichtwerbung weiteren Auftrieb, der aller-
dings nur bis zur Wirtschaftskrise Ende der 20er Jahre dauerte.
Nur noch die großen Markenfirmen konnten sich Lichtwerbe-
anlagen leisten. Parallel gab es demzufolge einen Aufschwung
für die preiswerteren Neonanlagen. Insgesamt waren die
Leuchtreklamen in dieser Zeit – zumindest im Dunklen –
stadtbildprägend. In Zürich wurde deswegen bereits 1928 ein
(bis heute bestehendes) Amt für Reklameanlagen gegründet,
um die Ausbreitung der Licht- und Neonreklamen steuern zu
können.

Aus den Bereichen Kunst und Kultur kamen in den 20er
Jahren verschiedene Stimmen, die sich kritisch mit Werbung
auseinandersetzen, so z. B. Walter Benjamin (»Diese Flächen
sind zu vermieten«, 1928), Walter Mehring (»Die Reklame be-
mächtigt sich des Lebens«, 1920er Jahre), Kurt Tucholsky
(»Werbekunst«, 1927).

Nach 1933 vereinheitlichten die Nationalsozialisten den
Plakatanschlag, es gab feste Vorgaben über die Zahlen der
Anschlagtafeln in jeder Stadt, DIN-Normen für Plakatgrößen,
einheitliche Preislisten usw. Im Zweiten Weltkrieg, nach
Papierkontingentierungen 1941, gab es einen drastischen
Rückgang der Werbung (vgl. Reinhardt 1993, S. 257 ff.).

Die Präsenz von Werbeplakaten im öffentlichen Raum nahm
nach dem Zweiten Weltkrieg stark zu. Im Zuge des wirtschaft-
lichen Aufschwunges erlebte auch die Werbung nach 1948
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Abb. 3.7: Lichtwerbung in Berlin, 1920er Jahre



(Währungsreform) einen deutlichen Aufschwung. Die zahlrei-
chen durch Kriegszerstörungen sichtbaren Brand- und Giebel-
wände boten sich als Werbeflächen an.

Ab 1950 verdrängten die so genannten »Großflächen«
(3,60 m × 2,60 m)9, die ursprünglich auch dem Verdecken der
zahlreichen Trümmergrundstücke dienten, nach und nach
Plakatwände und Litfaßsäulen (vgl. Abb. 3.8). In der Blütezeit
dieser Werbeform nahm die Anzahl der Großflächen in

Deutschland zwischen 1980 und 1997 um 72 % zu (vgl. Schloß-
bauer 1998, S. 39 ff.). Dieser Trend ist jedoch gebrochen: Im
Jahr 2002 gab es in Deutschland 214 714 Großflächen (Anga-
ben des Fachverbandes Außenwerbung in: ZAW 2002, S. 352),
das sind etwa 19 000 Großflächen weniger als 1997, im Januar
2005 waren es noch 192 578 (vgl. ZAW 2005, S. 338). Doch
noch immer entfallen auf die Großflächen 300,10 Mio. Euro
Umsätze der Werbeunternehmen, das entspricht gut 40 % ihrer
Umsätze im Bereich Außenwerbung (vgl. ZAW 2005, S. 338).
Insgesamt erreichten die Werbeinvestitionen in Deutschland
ihren bisherigen Höhepunkt im Jahr 2000 mit 33,21 Mrd. Euro
(das entspricht 1,64 % am Bruttoinlandsprodukt) und lagen im
Jahr 2004 nach einem Absinken und Wiederansteigen bei
29,22 Mrd. Euro (ZAW 2005, S. 11). Zum Vergleich: Im Jahr
1956 wurden die Gesamtausgaben für Werbung in der Bundes-
republik Deutschland auf etwa 3 Mrd. DM geschätzt; im Jahr
1955 machten die Gesamtausgaben für Werbung ca. 1,3 % des
Bruttosozialproduktes aus (vgl. Habermas 1962/1990, S. 286).

Neben den Großflächen kamen in den letzten 20 Jahren wei-
tere Werbeformen auf, die heute das Bild in den öffentlichen
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Abb. 3.8: Großfläche, Berlin 2005

Abb. 3.9: City Light Poster, Bremen 2005

Abb. 3.10: Infoscreen am U-Bahnhof Zoo, Berlin 2004

9 Der Begriff der »Großfläche« bezeichnet als Terminus techni-
cus der Werbewirtschaft Plakate von 3,60 m x 2,60 m Größe.
Seit Aufkommen großformatiger Werbeflächen mit mehreren
100 m2 Größe kann der Begriff »Großfläche« u. U. verwirren,
meint er doch die aus heutiger Sicht eher »kleinen« Plakate
mit knapp 10 m2 Fläche.



Räumen der Städte mit prägen: Seit Mitte der 80er Jahre gibt
es zunehmend »City Light Poster«. Die meisten dieser beleuch-
teten Plakatvitrinen finden sich an den Haltestellen von Bussen
und Straßenbahnen (vgl. Abb. 3.9), doch gibt es sie auch frei-
stehend, z. B. kombiniert mit einem Stadtplan (vgl. Schloß-
bauer 1998, S. 31 f.). Im Jahr 2002 gab es in Deutschland
91 361 City Light Poster (vgl. ZAW 2002, S. 352), das sind
etwa 13 000 mehr als im Jahr 1997. Im Januar 2005 waren es
93 563 Standorte (vgl. ZAW 2005, S. 338), das sind etwa
15 000 mehr als im Jahr 1997 (vgl. Schloßbauer 1998, S. 34).
Auf sie entfallen etwa 203,55 Mio. Euro Umsatz der Werbe-
unternehmen, das entspricht etwa 28 % ihrer Umsätze im
Bereich Außenwerbung.

Bisher (Sommer 2006) i. d. R. noch auf den Bereich der
»Großflächen« (also unter 10 m2 Größe) beschränkt sind »Info-
screens«. In S- und U-Bahnhöfen der Großstädte wird compu-
tergesteuert ein 10-minütiges Programm (60 % redaktionell,
40 % Werbung) wiederkehrend gezeigt (vgl. Abb. 3.10). Weiter
verbreitet sind die so genannten »City Light Boards«, hinter-
leuchtete Vitrinen für Großflächen, die in etwa 2,5 m Höhe
auf einem freistehenden Fuß angebracht werden. Bis zu sieben
Plakatmotive wechseln computergesteuert in festgelegten
Takten. City Light Boards sind inzwischen vor allem an vielen
Hauptverkehrsstraßen in Großstädten zu finden (vgl.
Abb. 3.11).

Mit Weiterentwicklung der Technik werden sich auch die Wer-
beträger weiterentwickeln. Ein Beispiel war im Sommer 2004

in Berlin die (ungenehmigte) Aktion der Firma Swatch, die in
einer Nacht auf die Siegessäule, den Fernsehturm und das
Brandenburger Tor ihre Produkte projizierte. Die Berichte in
den Zeitungen waren vielfältig und bebildert. Die Stadt erließ
einen Bußgeldbescheid und ärgerte sich, dass für diese Werbe-
form noch keine Gebührenordnung vorlag. Projektionswerbung
ist dabei an sich nicht neu, gab es sie doch vereinzelt schon in
den 1920er Jahren (vgl. Abb. 3.12 und 3.13).

Mit der Genehmigung schnell wechselnder Bilder oder von
Filmen auf großformatigen Werbeflächen tun sich die Städte
(noch) schwer, da man durch die Ablenkung die Verkehrs-
sicherheit gefährdet sieht. In Berlin hängt jedoch trotzdem an
einer Fassade am Kurfürstendamm, Ecke Joachimsthaler Straße
eine große Video-Werbefläche. Insgesamt hat die elektronische
Außenwerbung trotz der Vorbehalte in den letzten Jahren stark
zugenommen: Die Netto-Umsätze der Werbeunternehmen in
diesem Bereich stiegen vom Jahr 2003 auf das Jahr 2004 auf
334,1 % (von 3,6 auf 12 Mio. Euro) (vgl. ZAW 2005, S. 338).

Wie die Projektionswerbung kommt auch der »Sandwich-
mann« aus den 20er Jahren zurück: Im Jahr 2006 heißt er
»Werbeläufer« oder – in der beleuchteten Version – »Moving
Board« und wird als letzte Neuheit auf dem Markt der Werbe-
träger angeboten (vgl. Abb. 3.14).

Großformatige Werbeflächen, also größer als 10 m2, gibt es in
Deutschland seit 1992. Im Folgenden wird auf diesen Werbe-
träger, den Gegenstand der vorliegenden Arbeit, näher einge-
gangen.

Exkursende
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Abb. 3.11: City Light Board, Berlin 2005

Abb. 3.14: Werbeläufer 2006



3.2 Großformatige Werbeflächen

Seit 1992 das erste Megaposter in Deutschland hing, hat
diese Form der Werbung deutlich zugenommen und ist in
allen Großstädten augenfällig und präsent. Im Januar 2005
hat es 1195 Riesenposter in Deutschland gegeben (vgl.
ZAW 2005, S. 338).10

3.2 Großformatige Werbeflächen

Großformatige Werbeflächen werden für PassantInnen
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Abb. 3.12: Projektionswerbung, 1920er Jahre Abb. 3.13: Projektion auf die Siegessäule, Berlin 2004

10 Bei den Umsätzen der Werbeunternehmen hat es im Bereich
Riesenposter von 2003 auf 2004 einen Rückgang um 5,5 %
gegeben, sie lagen im Jahr 2004 bei 31,19 Mio. Euro (vgl.
ZAW 2005, S. 338). Nach Umsatzzahlen lag der bisherige
Höhepunkt bei Riesenpostern im Jahr 2001 (vgl. ZAW 2002,
S. 352).



und VerkehrsteilnehmerInnen gut sichtbar an Gebäudefas-
saden, auf Dächern oder freistehend angebracht. Die
Flächen sind dabei deutlich größer als die sog. »Großflä-
chen«, heißen in der Werbebranche »Riesen-Poster« oder
»Mega-Poster« und sind in der Regel aufgespannteKunst-
stoffplanen oder Vinyl-Netzgitter. Technische Entwicklungen
machen es möglich, solche Planen in nahezu unbegrenzter
Größe herzustellen und zu bedrucken.

In Abgrenzung zu der üblichen »Großfläche« begin-
nen großformatige Werbeflächen bei über 10 m2 Größe.
Nach oben sind der Größe technisch keine Grenzen
gesetzt, die Grenzen werden durch die Architektur der
»verwendeten« Gebäude bestimmt. Größen bis zu ca.
1000 m2 sind keine Ausnahme. Unter den »Spitzenreitern«
ist die Werbefläche am Delftse Poort in Rotterdam mit
9500 m2. Da der Markt im Bereich der großformatigen
Werbeflächen in Bewegung ist, lässt sich aktuell kaum
sagen, wo der Größenrekord liegt.

Geeignet aus Sicht der Werbebranche und der Wer-
bung treibenden Unternehmen sind Standorte mit sehr
hoher Fahrzeug- und/oder Fußgängerfrequenz. In den Städ-
ten sind dies vor allem Standorte in den Innenstädten und
entlang von Ausfallstraßen. Die Standorte müssen eine aus-
reichend große Fläche bieten. Sie werden unterschieden in
nur temporär zur Verfügung stehende Werbeflächen (im
Wesentlichen Baugerüste) und dauerhaft zur Verfügung ste-
hende Werbeflächen (z. B. Brandwände, Hausgiebel, Park-
häuser, Großkinos). Die Fläche muss für einen absehbaren
Zeitraum (einige Agenturen nennen als Mindestzeitraum
1 Monat) zur Verfügung stehen.

Aus der Größe der Werbeanlagen bedingt sich ihr
»Event-Charakter« – schon allein die Montage kann zusätz-
lich als werbewirksames Event eingesetzt werden (so z. B.
die Verhüllung des Bremer Rathauses im Herbst 2001).
Die großformatige Werbung kann verknüpft werden mit
Aktionen und Aktivitäten (z. B. in Birmingham das tägliche
Öffnen einer Tür des »weltgrößten Adventskalenders«).

Werbeflächentypen

Unter temporären Werbeflächen werden Flächen an Bau-
gerüsten oder ganze Gebäudeverhüllungen verstanden (vgl.
Abb. 3.15). »Temporär« kann dabei bis zu einem Jahr oder
länger bedeuten, je nach Genehmigung, deren Dauer
häufig an die Bauzeit geknüpft wird (vgl. Kapitel 7).

Wegen der großen zur Verfügung stehenden Flächen
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Abb. 3.15: Temporäre Werbeanlagen: Cottbus 2003 und
Dortmund 2003
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Abb. 3.16:
Maßstabsspünge, Hackescher
Markt, Berlin 2004

Abb. 3.17:
Fassadenreproduktion und
Werbung, Kronprinzenpalais,
Berlin 2007
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Abb. 3.18:
Gebäude als Markenträger:
Brandenburger Tor, Berlin
2002 und Holstentor, Lübeck
2004



kommt es bei Baugerüstwerbung häufig zu großen
Maßstabssprüngen im Vergleich zur Umgebung (vgl.
Abb. 3.16). In Deutschland gibt es seit ca. 2003 immer
mehr Werbung an Baugerüsten, bei der nur ein gewisser
Prozentsatz der Fläche für Werbung zur Verfügung steht
und die andere Fläche eine Nachbildung der dahinter
liegenden Fassaden enthält (vgl. Abb. 3.17).

Einen Sonderfall stellen die Werbeflächen da, die den
Ort der Werbung direkt in der Werbung aufgreifen. Auch
hier kann sich die Werbefläche entweder über die gesamte
eingerüstete Fläche erstrecken (vgl. Abb. 3.18: Brandenbur-
ger Tor) oder sie beansprucht nur einen kleinen Teil und
auf der restlichen Fläche wird die dahinter liegende Fassa-
de reproduziert (vgl. Abb. 3.18, Lübeck, Holstentor). Ver-
gleichbar ist noch eine Werbung am Bavaria-Denkmal in
München (vgl. Kapitel 7.4). In allen diesen Fällen werden
die Gebäude (bzw. Denkmäler) selbst zu Markenträgern. Es
geht wesentlich stärker als in den zuvor beschriebenen
Fällen um die Schaffung von »branded spaces« (vgl. Klein
2002), um die engste Verknüpfung von Gebäude und Ort
mit Marke und Werbung (vgl. Kapitel 5.1).

Zu den dauerhaften Werbeflächen gehören u. a. Wer-
beflächen an Brandwänden/Giebelwänden, Parkhäusern/
Kinos (vgl. Abb. 3.19), Dachwerbung oder freistehende
Werbetafeln. Im Regelfall werden auch für diese Standorte
nur befristete Genehmigungen erteilt, deren Verlängerung
jedoch meistens kein Problem ist. Doch die Standorte sind
– anders als Baugerüste – darauf eingerichtet, auf Dauer
für Werbung genutzt zu werden.

Mit zunehmender Verbreitung der großformatigen
Werbeflächen ist Größe allein nicht mehr Garant für Auf-
merksamkeit. Zusätzliche Anreize werden vor allem durch
Technologieeinsatz geschaffen, wie z. B. durch Licht (Auto-
scheinwerfer der Werbefläche leuchten nachts) oder durch
das Integrieren eines beweglichen Elements (z. B. bewegt
sich ein Cursor über die Werbefläche) oder durch Ton
(»akustisches Megaposter« z. B. am Frankfurter Hauptbahn-
hof mit Vogelgezwitscher und Fahrradgeklingel im Frühjahr
2001). Auch 3-D-Effekte werden genutzt, entweder wird
ein 3-D-Objekt für die Werbung errichtet oder die Wer-
bung »spielt« mit der dem Gebäude eigenen 3-D-Wirkung
(vgl. Abb. 3.20).
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Abb. 3.19:
Dauerhafte Werbeanlagen: Brandwand, Hamburg 2002 und
Parkhaus, Bremen 2004
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3 Außenwerbung und großformatige Werbeflächen

Abb. 3.20: Sonderformen in 3-D: Hamburger Hafen 2002 und Henckelgelände,
Düsseldorf 2002

3.3 Zusammenfassung

Werbung und öffentlicher Raum sind seit langem miteinan-
der verbunden. Schon in der Antike wurde auf den
Straßen und Plätzen der Stadt geworben. Seither hat die
Werbung zahlreiche verschiedene Formen angenommen,
immer in Abhängigkeit von den gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und technischen Rahmenbedingungen. Spätes-
tens seit der industriellen Revolution ist Werbung ein nicht
mehr wegzudenkender Bestandteil der Städte. Beim Auf-

kommen neuer Werbeformen hat es häufig Proteste, Aus-
einandersetzungen und Steuerungsbemühungen der
öffentlichen Hand gegeben. 3.3 Zusammenfassung

Werbung hat sich dabei im Lauf der Zeit verändert:
Wieder in Anpassung an die jeweiligen gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen ist zum einen eine größere Plakativi-
tät zu beobachten. Angepasst an die steigende Geschwin-
digkeit auf den Straßen und die eher anonymeren Kommu-



nikationsformen und insbesondere mit Aufkommen der
Markenartikel, die ihre Botschaft zu großen Teilen in ihrer
Marke, ihrem Logo transportieren können, wird die Wer-
bung zum einen größer, zum anderen häufig plakativer. Es
lässt sich ein wiederkehrender Zyklus beobachten: Um in
der zunehmenden Fülle von Informationen und Eindrücken
auf den Straßen aufzufallen, gibt es immer neue Werbe-
formen, die die Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Hierbei
folgen gerade in den letzten Jahren unterschiedliche
Werbeformen immer schneller aufeinander. Dem heute
weit verbreiteten Anspruch an schnellen Motivwechsel
werden großformatige Werbeflächen nur begrenzt gerecht,
doch gibt es in letzter Zeit auch hier Entwicklungen, Größe
und zeitliche Flexibilität zu vereinbaren (u. a. City Light
Boards und Infoscreens sowie Projektionen).

Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind großformati-

ge Werbeflächen (über 10 m2 bis hin zu mehreren 100 m2

Fläche), die es in Deutschland seit knapp 15 Jahren gibt. In
vielfältigen Formen sind sie in allen Großstädten präsent,
teilweise als temporäre, teilweise als dauerhafte Werbean-
lagen. Sie erfüllen die Anforderung der Auffälligkeit – wenn
denn nicht zu viele von ihnen auf engem Raum angebracht
werden – allein schon durch ihre Größe. Durch Brechen
der Maßstäblichkeit im Vergleich zur Umgebung erhöht
sich die Auffälligkeit weiterhin. Anders als andere Werbe-
formen verdecken sie teilweise – wenn es sich um Gebäu-
deverhüllungen handelt – temporär das dahinter liegende
Gebäude, das solcherart zum Werbeträger wird. In einigen
Fällen, in denen der Ort der Werbung in der Werbung
direkt thematisiert wird, wird das dahinter liegende
Gebäude nicht nur zum Werbeträger, sondern weiter
gehend zum Markenträger.
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Es liegt im Wesen des Öffentlichen, daß es
aufnehmen und über die Jahrhunderte bewah-
ren und fortleuchten lassen kann, was immer
die Sterblichen zu retten suchen vor dem
natürlichen Verfall der Zeiten.

(Hannah Arendt, 1958)

4 Öffentlicher Raum

Der Auseinandersetzung damit, was Außenwerbung und
großformatige Werbeflächen sind, folgt eine Auseinander-
setzung mit dem Begriff des »öffentlichen Raumes«. Zur
Ableitung und zur Begründung eines normativen Begriffs-
verständnisses von »öffentlich« wird im Rahmen von
Exkurs 2 auf die unterschiedlichen Bedeutungen und Ver-
wendungen des Begriffes eingegangen. Ausgehend vom
normativen Verständnis des Begriffes »öffentlich« werden
anschließend Aussagen zum öffentlichen Raum gemacht,
der Begriff in seiner Vielschichtigkeit eingeführt. Es erfolgt
eine räumliche Abgrenzung, die sich aus dem Forschungs-
gegenstand ergibt (Kapitel 4.1). Um zu überprüfen, ob vor-
handene Ansätze dazu geeignet sind, die möglichen Wir-
kungen von großformatiger Werbung in und auf öffentliche
Räume zu beschreiben, werden vier bestehende Ansätze

zur Beschreibung und Typisierung öffentlicher Räume
untersucht. Sie verweisen in ihrer Unterschiedlichkeit
erneut auf die Vielschichtigkeit des Begriffes »öffentlicher
Raum«. Aus einer vergleichenden Auswertung der vier
Ansätze und unter Hinzuziehung weiterer Literatur werden
mögliche Strukturierungsmerkmale öffentlicher Räume
benannt. Es wird deutlich, dass sie für die hier gestellte
Forschungsfrage nur begrenzt weiterführend sind (Kapi-
tel 4.2). Um Verknüpfungen und möglichen Wirkungen
zwischen großformatiger Werbung und öffentlichem Raum
näherzukommen, werden daher zwei Charakteristika
öffentlicher Räume, die sich aus dem normativen Begriffs-
verständnis von »öffentlich« ergeben, auf Parallelitäten zu
Charakteristika der Werbung hin untersucht
(Kapitel 4.3). 4 Öffentlicher Raum4.1 Die Begriffe »öffentlich« und »öffentlicher Raum«
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Bei der Entwicklung des Begriffsverständnisses des Öffent-
lichen und den Ausführungen zum öffentlichen Raum ist
das Thema der Arbeit – Werbung im öffentlichen Raum –
immer präsent, so dass Verbindungspunkte zwischen
öffentlichem Raum und Werbung besondere Berücksich-
tigung finden. Zur Annäherung an den Begriff des öffent-
lichen Raumes wird ein Schwerpunkt auf die Auseinan-
dersetzung mit dem Begriff des »Öffentlichen« gelegt.
Es wird die These aufgestellt, dass dessen Bedeutung –
bzw. dessen verschiedene Bedeutungen – viel zu Begriffs-
verwirrungen über den öffentlichen Raum beitragen.
Demzufolge lässt sich Klarheit über den öffentlichen
Raum dann erzielen, wenn Klarheit über den Begriff des
Öffentlichen besteht. Der räumliche Bezugsrahmen für
die hier vorliegende Arbeit ist durch ihre Themenstellung

der großformatigen Werbung im Wesentlichen vorge-
geben.

4.1.1 Normatives Verständnis des Begriffes »öffentlich«

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich damit, inwieweit
Räume »öffentlich« sind. Es wird hierbei einer normativen
Bedeutung des Begriffes »öffentlich« vor einer deskriptiven
der Vorzug gegeben. Zur Vermeidung von Missverständnis-
sen wird an dieser Stelle deutlich darauf hingewiesen, dass
es um ein normatives Verständnis des Begriffes »öffentlich«
geht – und eben nicht um ein normatives Verständnis
dessen, was öffentliche Räume sind. Die Frage lautet dann
nicht: »Was sind öffentliche Räume?«, sondern: »Wie



öffentlich sind bestimmte Räume?« Dieser auf den ersten
Blick kleine Unterschied hat große Bedeutung. Beim Bear-
beiten der ersten Frage besteht die Gefahr, eine historische
Erscheinungsform zur Norm zu erheben und dadurch ge-
danklich und praktisch unbeweglich zu werden (vgl. Pro-
jektgemeinschaft StEP Öffentlicher Raum 1995, S. 11). Die
zweite Fragestellung bietet die Vorteile, Positionsbestim-
mungen und Zielrichtungen klarzustellen. Darüber hinaus
lässt sie Raum für inhaltliche Flexibilität. Flexibilität, die
notwendig ist, sowohl in zeitlicher, räumlicher und kulturel-
ler Hinsicht. Denn die Anforderungen, die ein Raum mit
hohem Anspruch an das Öffentliche erfüllen muss, sind
nicht abstrakt oder allgemein formulierbar, sondern sind
immer in der jeweiligen Zeit, den konkreten räumlichen
Bedingungen und im jeweiligen kulturellen Rahmen zu
sehen. Es lässt sich vor dem Hintergrund eines normativen
Verständnisses des Öffentlichen dann auch formulieren,
welche Faktoren das Öffentliche eines konkreten Raumes
beeinträchtigen. Sofern nicht alle an diesen Raum gestell-
ten Ansprüche an das Öffentliche erfüllt werden können,
kann dann handlungsorientiert nach Ansatzpunkten zur
Veränderung gesucht werden.

Das normative Verständnis des Begriffes »öffentlich«
wird abgeleitet aus einer Auseinandersetzung mit den
wechselnden Bedeutungen und Verwendungen des Begrif-
fes im Lauf der Zeit (vgl. Exkurs 2). Es folgt im Wesentli-
chen Hannah Arendt, die eine klar normative Begriffsbe-
stimmung trifft und Aspekte aufgreift, die über die Jahrhun-
derte hinweg mit dem Begriff des Öffentlichen verbunden
wurden.

Es ergeben sich demnach vor allem drei wesentliche
Aspekte des Öffentlichen:
– Gemeinsamkeit: die Welt, insofern sie das uns Ge-

meinsame ist,
– Wahrnehmbarkeit: das, was für jedermann sicht- und

hörbar ist11, das, was von vielen in einer Vielfalt der
Perspektiven erblickt wird,

– Dauerhaftigkeit: das, was die Zeiten überdauert12

(vgl. Arendt 1958/2001, S. 62 ff.).
Das Öffentliche steht hier im Gegensatz zum Privaten.

Das Private umfasst jenen Teil der Welt, der den Einzelnen
zu eigen ist, das Öffentliche jenen Teil der Welt, der allen
gemeinsam ist.13 Das Realitätsgefühl jedes Einzelnen ist
nach Hannah Arendt davon abhängig, dass es einen öffent-
lichen Raum gibt, in den die Dinge aus dem Verborgenen
und Geborgenen des privaten Bereiches heraustreten

können, da sie dann Wirklichkeit erlangen. Der öffentliche
Raum ist darüber hinaus dadurch gekennzeichnet, dass ein
Gemeinsames sich gleichzeitig zahlreichen verschiedenen
Sichtweisen und Aspekten präsentiert (vgl. Arendt 1958/
2001, S. 71). Weiterer wichtiger Aspekt des Öffentlichen
nach Hannah Arendt ist die Dauer. Das Öffentliche muss
die Lebensdauer einzelner Menschen übersteigen – und
steht auch dadurch im deutlichen Gegensatz zum Privaten
(vgl. Arendt 1958/2001, S. 68 f.). Das Trennende und Ver-
bindende ist hier nicht nur der Raum, sondern auch die
Zeit. Hannah Arendt verwendet explizit den Begriff des
»öffentlichen Raumes«. Es ist jedoch davon auszugehen,
dass damit weniger konkrete Plätze gemeint sind, als viel-
mehr etwas Allgemeineres, ein Bereich, die Welt an sich
(vgl. Selle 2002a, S. 27). Jedoch müsste ein Raum, der
»öffentlich« genannt wird, an dem gemessen werden
können, was mit dem Begriff des Öffentlichen gemeint
ist.

Vor dem Hintergrund der normativen Definition kon-
statiert Hannah Arendt einen Verlust des Öffentlichen.
Einen Grund hierfür sieht sie darin, dass die »moderne
Welt … außerstande ist, einen Raum zu konstituieren, in
dem bestimmte Sachen vor dem Ruin der Zeit bewahrt
werden können« (Arendt 1958/2001, S. 71), worin wieder
die große Bedeutung, die sie der Dauer für das »Öffent-
liche« zumisst, deutlich wird. Auch durch die Entwicklung
zur Massengesellschaft sieht sie das »Öffentliche« bedroht,
ja zerstört, da in einer Massengesellschaft jeder »eingesperrt
in seine Subjektivität wie in eine Isolierzelle« ist und diese
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11 »für jedermann sichtbar und hörbar, wodurch ihm größtmög-
liche Öffentlichkeit zukommt, … daß etwas erscheint und
von anderen genau wie von uns selbst wahrgenommen
werden kann, bedeutet innerhalb der Menschenwelt, daß
ihm Wirklichkeit zukommt« (Arendt 1958/2001, S. 62).

12 »Eine Welt, die Platz für Öffentlichkeit haben soll, kann nicht
nur für eine Generation errichtet oder nur für die Lebenden
geplant sein; sie muß die Lebensspanne sterblicher Men-
schen übersteigen.« (Arendt 1958/2001, S. 68).

13 Hans Paul Bahrdt definiert »Öffentlichkeit und Privatheit als
Grundprinzipien städtischer Sozialisierung« (Bahrdt 1961/
1969, S. 83). In jüngerer Zeit wird eher darauf hingewiesen,
dass die Polarität zwischen Öffentlichkeit und Privatheit ver-
loren gegangen ist oder zumindest so weit verwischt, dass sie
ihre prägende Kraft für die Stadt verloren hat (Herczog/
Hubeli 1995, Rauterberg 2002, Selle 2002a, Siebel 2003).



singulären Erfahrungen »ins Endlose multipliziert erschei-
nen« (Ahrendt 1958/2001, S. 73). Dadurch verschwindet
die gemeinsame, die »öffentliche« Welt, die nur existieren
kann, wenn sie in einer Vielfalt der Perspektiven wahrge-
nommen wird. Auch Richard Sennett beschreibt in seinem
Buch »Verfall und Ende des öffentlichen Lebens – die
Tyrannei der Intimität« eine Verlustgeschichte des Öffent-
lichen und hebt dabei vor allem ab auf die »Aushöhlung
des delikaten Gleichgewichts zwischen öffentlicher Sphäre
und Privatsphäre« (vgl. Sennett 1974/2001, S. 426).

Im Rahmen der Auseinandersetzung mit den unter-
schiedlichen Begriffsverständnissen und -verwendungen im
Lauf der Zeit und aus unterschiedlichen Denkweisen
heraus (vgl. Exkurs 2) wird erkennbar, dass es bei allem
Wechsel und allen Unterschieden Elemente des Öffent-
lichen gibt, die immer wieder auftreten. Dies sind die
Aspekte des für jedermann Sichtbaren (Wahrnehmbarkeit)
und der Dauerhaftigkeit, die auch von daher in der norma-
tiven Begriffsbestimmung Berücksichtigung finden. Im Ver-
gleich mit den Ausführungen zur Werbung (vgl. Kapitel 3)
wird bereits an dieser Stelle deutlich, dass hierin auch die
Verknüpfungspunkte zwischen Werbung und öffentlichem
Raum liegen: Im Bereich der Wahrnehmbarkeit ist der
Bezug ganz direkt, da Werbung auf Aufmerksamkeit und
Wahrnehmbarkeit angewiesen ist. Im Bereich der Dauer-
haftigkeit des Öffentlichen liegt der Bezug zur Werbung in
ihrem genauen Gegenteil: der Schnelllebigkeit der Wer-
bung.

Einige wichtige »Stationen« in der Entwicklung des
Begriffes »öffentlich« werden im folgenden Exkurs näher
erläutert. Hierbei wird der Begriff der »Öffentlichkeit« nur
betrachtet, insoweit er für diese Untersuchung notwendig
und sinnvoll ist. Eine Gleichsetzung dieses Begriffes mit
dem des »öffentlichen Raumes« wird vermieden14, aller-
dings wird auf den Raumbezug des jeweils »Öffentlichen«
nach Möglichkeit eingegangen. Im Rahmen dieser Arbeit
wird ein Überblick gegeben, es erfolgt keine vertiefte
Auseinandersetzung mit einzelnen Aspekten und Theorien
(u. a. Habermas 1962 und 1990, Horkheimer/Adorno
1944, Luhmann 1996, Sennett 1974). Die stark wech-
selnde Bedeutung, der manchmal positive, manchmal
negative Beiklang des Wortes »öffentlich« sowie die enge
Verzahnung mit den jeweiligen historischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen machen deutlich, wie
problematisch eine präzise Verwendung ist.

Exkurs 2

Wechselnde Bedeutungen des Begriffes »öffentlich«

In der antiken Stadt waren private und öffentliche Sphäre
deutlich voneinander getrennt. Die öffentliche Sphäre war
jener Bereich, in dem sich die freien Bürger (d. h. politisch frei
und von Arbeit freigestellt) trafen. Entscheidende Elemente des
Öffentlichen waren hierbei das Treffen, das gemeinsame Ge-
spräch außerhalb der Privatsphäre über grundlegende Fragen
der Polis und das gemeinsame Handeln (vgl. Herczog/Hubeli
1995, S. 3). Im griechischen Weltbild stand die öffentliche
Sphäre für Freiheit und Stetigkeit, die Privatsphäre für Notwen-
digkeit und Vergänglichkeit (vgl. Habermas 1962/1990, S. 57,
Arendt 1958/2001, S. 78 ff.). Der Raumbezug spielte dabei
eine Rolle, auch wenn Öffentlichkeit nicht direkt ortsgebunden
war: »in publico« stand in besonderem Maße für alles, was
sich draußen, auf der Straße ereignete (vgl. Hölscher 1978,
S. 420). Die agora war als Markt und Versammlungsplatz der
Ort des öffentlichen Lebens; die Versammlung der Bürger hieß
ebenfalls agora (vgl. Benevolo 1983, S. 92). Die auf die freien
Bürger beschränkte Öffentlichkeit schloss alle nicht freien
Männer und alle Frauen aus und umfasste damit nur einen
kleineren Teil der Bevölkerung.

Für den Stadtsoziologen Hand Paul Bahrdt ist der Markt die
früheste Form der Öffentlichkeit. Bedingung hierbei ist, ent-
sprechend der Definition von »Stadt« durch den Soziologen
Max Weber, dass der Alltag der Bewohner stark auf das
Marktgeschehen bezogen ist und so die Teilhabe an der
Öffentlichkeit für viele zum Alltag gehört (vgl. Weber 1921/
1972, S. 728). Kennzeichen dieses Marktes – und damit ne-
gative Voraussetzung von Öffentlichkeit – ist unvollständige
Integration. Die Begegnung mit Fremden und die beliebigen,
flüchtigen Kontakte, die nach festen Regeln ablaufen, kenn-
zeichnen diese Öffentlichkeit (vgl. Bahrdt 1961/1969,
S. 59 ff.). Der Markt fand auf Marktplätzen, manchmal in
Markthallen statt, die auch räumlich oft den Mittelpunkt der
Städte bildeten. Diese Form der Öffentlichkeit war eng mit
dem Raum verbunden, der den Rahmen bzw. die Bühne für
das öffentliche Leben bot.

38

4 Öffentlicher Raum

14 Die Erkenntnis, dass »öffentlicher Raum« und »Öffentlichkeit«
nicht gleichzusetzen sind und von daher auch der Verlust von
Öffentlichkeit nicht gleichzusetzen ist mit Verlust an öffent-
lichem Raum und umgekehrt, ist in der stadtplanerischen
Diskussion der letzten Jahre präsent, vgl. u. a. Bott 2000,
Glasze 2001, Häußermann 2002, Herczog/Hubeli 1995, Selle
2002a.



Bis in das 16. Jahrhundert hinein wurde »öffentlich« im Deut-
schen überwiegend als Adverb gebraucht in den folgenden
Bedeutungen:
– visuell: klar, deutlich, offensichtlich, vor jedermann,
– metaphorisch: redlich, aufrichtig, wahr, gerecht.

Der sprachliche Gegensatz hierzu war »geheim« und nicht
»privat«, wie in der Antike oder in nachfolgenden Jahrhunder-
ten. Der Begriff »öffentlich« stand noch nicht in Bezug zu poli-
tischer Herrschaft und sozialer Gemeinschaft, hierfür wurde im
Deutschen das Wort »gemein« benutzt (vgl. Rinken 1988,
S. 139, Herczog/Hubeli 1995, S. 4). »Öffentlich« war zu dieser
Zeit positiv wertend besetzt. Laster wurden mit Dunkelheit,
Tugenden mit Licht assoziiert. Alle Handlungen der Menschen
wurden erst »im Licht der Öffentlichkeit« so klar und deutlich,
dass sie bewertet werden konnten (vgl. Hölscher 1978,
S. 414 ff.).15 Gerichtsverhandlungen (bis auf Femegerichte)
waren öffentlich. Hierbei spielt der Raumbezug eine Rolle,
denn öffentlich war das Gericht nicht nur wegen der offen
überprüfbaren Gerechtigkeit, sondern auch weil es bei Tage,
unter offenem Himmel, an allgemein zugänglichen Orten statt-
finden musste (vgl. Hölscher 1984, S. 1135). Nach Jürgen
Habermas kennzeichnete der Begriff »Öffentlichkeit« seit dem
hohen Mittelalter (14. Jahrhundert) eine »repräsentative Öffent-
lichkeit« des Hoflebens. Hierbei wurde nicht für das Volk, son-
dern vor dem Volk repräsentiert. Diese repräsentative Öffent-
lichkeit war nicht ortsgebunden, sondern an persönliche Attri-
bute geknüpft, sie signalisierte eher sozialen Status und enthielt
keine politische Kommunikation (vgl. Habermas 1962/1990,
S. 60 f.).

Im 17. Jahrhundert (die feudalrechtliche Stellung des Landes-
fürsten erhob sich gegenüber den anderen Ständen) näherte
sich »öffentlich« der Bedeutung von »staatlich« an (vgl. Herc-
zog/Hubeli 1995, S. 4). Die repräsentative Öffentlichkeit zog
sich von den Straßen und Plätzen zurück in Schlossgärten und
Festsäle, das repräsentative Element wurde dabei eher noch
verstärkt; auf die Spitze getrieben in der Hofetikette Ludwig
des XIV. »Öffentlich« repräsentiert wurde dabei auch an – aus
heutiger Sicht – ungewöhnlichen Orten, so z. B. im Schlafzim-
mer des Königs beim morgendlichen Lever (vgl. Habermas
1962/1990, S. 65 f.). Aus dieser Zeit stammt die Bezeichnung
»öffentlich« für staatliche Einrichtungen, die bis heute verwen-
det wird (öffentliche Ämter, Gebäude, Einrichtungen).16 In Poli-
tik und Gerichtswesen galt Geheimhaltung mehr und mehr als
Gebot der Vernunft und verdrängte die vorher bestehende
Öffentlichkeit (vgl. Hölscher 1984, S. 1135). Die Gestaltung
der Straßen und Plätze der Städte wurde zunehmend zur
Repräsentation der Staatsmacht genutzt (vgl. Herczog/Hubeli

1995, S. 29). Der Stadtplaner und Architekt Andreas Feldtkeller
beschreibt in seinem Buch »Die zweckentfremdete Stadt«, wie
im Barock die Umschlossenheit des Straßenraumes aufgegeben
wurde zugunsten der Ferne und des Blickes auf ein weit abge-
legenes ideales Ziel. Dadurch wandelte sich die Öffentlichkeit
des Straßenraumes, da Kommunikation im öffentlichen Raum
nur funktioniert, wenn gemeinsame Präsenz erlebbar ist und
dies nur im erfahrbar umschlossenen Raum möglich ist (vgl.
Feldtkeller 1994, S. 71 ff.). In den im ausgehenden 16. Jahr-
hundert (Rom) und im 17. Jahrhundert (Londoner Innenstadt,
Wiederaufbau nach Plänen von Christopher Wren) entstehen-
den Straßenachsen wurde der Bewegungsfunktion der Straße
bereits eine dominierende Rolle gegeben (vgl. Feldtkeller
1994, S. 99 f.).

Mit der Entstehung der bürgerlichen Gesellschaft im 18. Jahr-
hundert bedeutete »öffentlich« alles, was dem Publikum allge-
mein zugänglich und keiner staatlichen Kontrolle unterworfen
war (vgl. Hohendahl 2000, S. 5). Diese Öffentlichkeit forderte
im ersten Schritt Offenheit nach innen (im Rahmen von Salons
und Aufklärungszirkeln) und noch nicht nach außen (vgl.
Hölscher 1984, S. 1136). Der Kreis der an dieser Öffentlichkeit
Beteiligten war bis auf wenige Ausnahmen auf die Männer der
bürgerlichen Gesellschaft beschränkt. Medien und Orte der
bürgerlichen Öffentlichkeit waren Zeitschriften und Wörter-
bücher der Aufklärung, literarische Salons und Akademien (vgl.
Hohendahl 2000, S. 9). Die Straßen und Plätze in den Städten
wurden in der Zeit vor der Französischen Revolution erst all-
mählich zum Ort der Öffentlichkeit.

In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts formuliert Johann
Christoph Adelung in einem Wörterbuch drei Bedeutungen
des Begriffes »öffentlich«:
– das, was vor allen Leuten geschieht,
– was zu jedermanns Gebrauche bestimmt ist und
– »in engerem Verstande, eine große bürgerliche Gesellschaft

betreffend«
(zitiert nach Hohendahl 2000, S. 6).
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15 Hölscher verweist auf den Philosophen Michel Foucault, bei
dem es heißt: »Allein das Licht der Öffentlichkeit … kann die
Dunkelheit ausgleichen, aus der das Böse kommt.« (Foucault
1969/1978, S. 136).

16 Auch der Begriff »öffentliches Recht« erklärt sich aus diesem
Zusammenhang. »Öffentliches Recht« regelt bis heute das
hierarchische Verhältnis zwischen dem Einzelnen und dem
Staat (z. B. Verfassungs- und Verwaltungsrecht), im Gegensatz
dazu regelt »privates Recht« das Verhältnis zwischen Einzel-
nen, Gleichgestellten (z. B. Schuldrecht, Familienrecht) (vgl.
Tilch 1987, S. 25).



Es kommt in dieser Zeit zu einer Substantivierung des Begrif-
fes: Öffentlichkeit bezeichnet jetzt »als Kollektivsingular die
soziale Allgemeinheit, als die oder deren Instanz sich das (vor
allem) liberale Bürgertum versteht, mit deren Gewicht es
seinen Willen bekundet, mit deren Autorität es seine Ansprü-
che erhebt und vor deren Kritik und Urteil es die staatliche
Ordnung zieht« (Herczog/Hubeli 1995, S. 5). Als nie verwirk-
lichtes Ideal erhält »Öffentlichkeit« in der Aufklärung die »kri-
tisch-normative Bedeutung eines demokratisch-liberalen
Prinzips freier Zugänglichkeit, Transparenz und Offenlegung«
(Herczog/Hubeli 1995, S. 6). In dieser Form nie verwirklicht,
prägte diese bürgerliche Öffentlichkeit noch sehr viel später
den Gebrauch und das Verständnis von Öffentlichkeit u. a. des
kritischen Öffentlichkeitsbegriffes der Frankfurter Schule und
des normativen der Soziologen Jürgen Habermas und Richard
Sennett (vgl. Herczog/Hubeli 1995, S. 7). Habermas unter-
scheidet zwischen literarischer Öffentlichkeit (literarisches
Räsonnement zwischen Privatleuten in ihrer Rolle als Men-
schen) und politischer Öffentlichkeit (politisches Räsonnement
zwischen Privatleuten in ihrer Rolle als Eigentümer). Dabei
kommt es zu einem inhaltlichen Ineinanderschieben von litera-
rischer und politischer Öffentlichkeit: »Die entfaltete bürger-
liche Öffentlichkeit beruht auf der fiktiven Identität der zum
Publikum versammelten Privatleute in ihren beiden Rollen als
Eigentümer und als Menschen schlechthin« (Habermas 1962/
1990, S. 121). Basis dieser Öffentlichkeit ist eine Trennung von
Staat und Gesellschaft, in der Öffentlichkeit werden dem Staat
die Bedürfnisse der Gesellschaft vermittelt (Habermas 1962/
1990, S. 225).

Es gab eine deutliche Trennung zwischen Privatsphäre und
öffentlicher Sphäre. Die soziale Ordnung bildete sich durch
das »Universum« der sozialen Beziehungen im öffentlichen wie
im privaten Bereich (vgl. Sennett 1974/2001, S. 35). Hierbei
stand die öffentliche Sphäre für die Ansprüche der Zivilisation
und die Privatsphäre für die Ansprüche der Natur (in der
Antike: Freiheit, Stetigkeit gegenüber Notwendigkeit, Vergäng-
lichkeit). Das Verhältnis zwischen beiden wurde als konflikt-
reich gesehen, doch es wurde versucht, sie ins Gleichgewicht
zu bringen.17 Ein besonderes Merkmal der Öffentlichkeit in
den Städten war die Begegnung mit Fremden, es galt, unter
der Wahrung von Distanz mit Fremden in zufrieden stellender
Weise umzugehen (vgl. Sennett 1974/2001, S. 35), ähnlich wie
es auch Hans Paul Bahrdt für den Markt beschreibt (s. o.).
Dem sehr positiven Bild, das Richard Sennett von der Öffent-
lichkeit jener Zeit beschreibt, stehen Einschätzungen gegen-
über, die sich gegen »historisch verklärende Rückblicke«
wehren und darauf verweisen, dass Öffentlichkeit bis in das
19. Jahrhundert hinein von herrschenden Minderheiten struk-

turiert und politisch kontrolliert wurde (vgl. Herczog/Hubeli
1995, S. III). Neben den Salons entwickelten sich im Laufe des
18. Jahrhunderts Cafés, Theater sowie städtische Parkanlagen
und Plätze zu öffentlichen Räumen (vgl. Sennett 1974/2001,
S. 33).

Zur Zeit der Französischen Revolution artikulierte sich eine
revolutionäre Öffentlichkeit, die nach Einheitlichkeit verlangte.
Sie war nicht mehr auf den (kleinen) Kreis des Bürgertums be-
schränkt, sondern diente vor allem der Vermittlung einer kol-
lektiven Identität eines wesentlich größeren Teiles der Bevölke-
rung. Eine völlige Transparenz zwischen Bürgern und zwischen
dem Einzelnen und dem Staat sollte vor Verrat schützen; eine
Überwachung der öffentlichen Räume war die Folge (vgl. Ho-
hendahl 2000, S. 32). Seit Ende des 18. Jahrhunderts war der
öffentliche Raum die »Arena für Auseinandersetzungen um
Herrschaftsfragen in Stadt und Staat« (von Saldern 2000, S. 4),
ihm kam mehr und mehr machtpolitische Symbolkraft zu. Ein-
zelne öffentliche Räume wurden zum Symbol revolutionärer
Ereignisse: Für die Französische Revolution stehen u. a. der
Sturm auf die Bastille oder der Ballhausschwur 178918, für die
Revolution von 1848 in Deutschland Barrikadenkämpfe in den
Straßen von Berlin und Frankfurt oder die Frankfurter Paulskir-
che.19 Der öffentliche Raum in der Stadt war hierbei nicht nur
Bühne und Kulisse, sondern auch Mittel zur Herstellung von
Öffentlichkeit (vgl. Strohmayer 2000, S. 18). Er wurde durch
Beteiligung der Menge an Umzügen und lebenden Bildern in
Besitz genommen (vgl. Hohendahl 2000, S. 32 f.).

Nachdem am Ende der Französischen Revolution auch die
damit verbundene Öffentlichkeit zusammengebrochen war,
kam es zu einer Entpolitisierung der Öffentlichkeit.20 Die poli-
tischen und sozialen Umwälzungen und in der Folge die Un-
durchschaubarkeit des aufkommenden Industriekapitalismus
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17 Diese Leistung wird von Richard Sennett als positiver Entwurf
eines Gruppenlebens hoch eingeschätzt. »In der Öffentlich-
keit schuf sich der Mensch, im Privaten verwirklichte er sich.«
(Sennett 1974/2001, S. 35)

18 20. Juni 1789: Ausweichen der vom Bürgertum als »drittem
Stand« neugegründeten Nationalversammlung in ein öffentli-
ches Ballhaus, nachdem der König den Sitzungssaal gesperrt
hatte.
17. Juli 1789: Sturm auf die Bastille als Symbol der alten
Herrschaft.

19 18. Mai 1848: Zusammentreten der ersten frei gewählten
Nationalversammlung in der Paulskirche.

20 In Deutschland gab es vergleichbare Entwicklungen nach der
Revolution von 1848.



führten zu starken Rückzugsbewegungen in die private Sphäre
der Familie. Als Zufluchtsstätte wurde sie moralisch überhöht
zum Schutzwall gegenüber einem zunehmend als feindlich
empfundenen Außen und schien Stabilität zu sichern.21 So be-
kamen im Lauf des 19. Jahrhunderts die Begriffe »Öffentlich-
keit« und »öffentlich« einen zunehmend negativen Beige-
schmack, sie galten als moralisch fragwürdig, ihre Legitimität
wurde in Zweifel gezogen (vgl. Sennett 1974/2001, S. 36 f.).
Der freien Entfaltung des Individuums standen Einschränkun-
gen durch »das Öffentliche« gegenüber; Öffentlichkeit wurde
als Mechanismus einer gesellschaftlichen Disziplinierung aufge-
fasst (vgl. Hohendahl 2000, S. 75 f.). Wenn bis dahin der
befriedigende Umgang mit Fremden als anstrebenswert und
bereichernd galt, wurden Fremde nun eher zu bedrohlichen,
ungreifbaren Figuren (vgl. Sennett 1974/2001, S. 37). Im
Rahmen der Persönlichkeitsentwicklung wurde der Fähigkeit,
diese Schwierigkeiten zu meistern, ein hoher Wert beigemes-
sen, nun jedoch eher als individuelle Leistung, denn als soziale
Kompetenz (vgl. Sennett 1974/2001, S. 41 f.).

Nahezu zur selben Zeit, für die Richard Sennett den beginnen-
den Verfall des öffentlichen Lebens beschreibt, wird Öffentlich-
keit im politischen Liberalismus zum normativen Schlagwort
und Kampfbegriff in der Bedeutung der »tendenziell universel-
len Forderungen nach freiem geistigen Verkehr in allen die All-
gemeinheit betreffenden Fragen« (Hölscher 1984, S. 1135). Im
19. Jahrhundert nimmt der Begriff eine doppelte Bedeutung
an:
– Kritisch-normativ als »Inbegriff rechtlich garantierter Kontroll-

möglichkeiten der staatlichen Institutionen durch das von
ihm ausgeschlossene bürgerliche Publikum« (Hölscher 1984,
S. 1138) in vor allem drei Formen: Öffentlichkeit der parla-
mentarischen Verhandlungen, der Gerichtsverhandlungen
und der Presse.

– Soziologisch-deskriptiv: »Diffuse, nirgends scharf begrenzte
und doch durch vielfache Formen geistigen und materiellen
Austauschs verbundene soziale Einheit« (Hölscher 1984,
S. 1139).

Im späten 19. Jahrhundert gab es erste Aussagen zu einer Auf-
splitterung der Öffentlichkeit in verschiedene Teilöffentlichkei-
ten. In kleinen Kreisen von Intellektuellen bildeten sich »Ge-
genöffentlichkeiten« (vgl. Berman 2000, S. 76). Bisherige Orte
der Öffentlichkeit wie Cafés, Salons, Stammtische verloren an
Bedeutung, Diskussionen im öffentlichen Kreis wurden durch
Gruppenaktivitäten abgelöst, die nicht an den bisherigen
öffentlichen Orten stattfanden (vgl. Herczog/Hubeli 1995,
S. 13). Mit der Industrialisierung wuchsen die Städte, die
Ansprüche an wirtschaftliche Effektivität und der Schutz vor

Belästigungen durch Fabriken und Industrie begründeten eine
wachsende Entmischung der Städte mit. Hierbei entmischten
sich die Funktionen wie auch die sozialen Gruppen (vgl. Feldt-
keller 1994, S. 107 f.). Öffentliche Räume der bürgerlichen Ge-
sellschaft waren Salons, Vereine, Warenhäuser. Die Arbeiterbe-
wegung hatte ihre öffentlichen Räume in Sportvereinen,
Gartenlokalen und Kneipen. Geprägt wurde der öffentliche
Raum der Innenstadt (von Berlin) in dieser Zeit vom Kaiser-
reich, seiner Architektur und der Inszenierung von öffentlichen
Ereignissen und war damit Ort repräsentativer Öffentlichkeit
(vgl. Häußermann 2002, S. 84 f.). Zu dieser Zeit wird Werbung
im öffentlichen Raum, die es schon seit Jahrhunderten in ver-
schiedenen Formen gibt, immer präsenter (vgl. Exkurs 1 in
Kapitel 3).

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts verschärfte sich die Kritik am
liberalen Öffentlichkeitsmodell: Die Öffentlichkeit konnte dem-
nach ihre Funktion der Kritik nicht mehr wahrnehmen und
gleichzeitig verlor auch der soziologische Begriff durch die Ent-
wicklung zur Massengesellschaft seine Konturen.22 Die negative
Bewertung von Öffentlichkeit wurde dadurch verstärkt (vgl.
Hölscher 1984, S. 1139). In der Weimarer Republik wurde
kein Schwergewicht auf die Darstellung der neuen Republik im
öffentlichen Raum gelegt, in den Innenstädten gab es wenig
greifbare bauliche Spuren im öffentlichen Raum. In der Berli-
ner Innenstadt zeigte sich im öffentlichen Raum eine neue kul-
turelle Freiheit, es etablierte sich ein Großstadtleben von bis
dahin nicht gekannter Vielfalt, Buntheit und Geschwindigkeit
(vgl. Häußermann 2002, S. 85 f.). Teil dieses Großstadtlebens
war vielfältige, bunte, raumgreifende Werbung, die aus ver-
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21 »Diese Ausweitung des Privaten, dieser Zauber, den gleich-
sam ein ganzes Volk über den Alltag gebreitet hat, stellt
keinen öffentlichen Raum bereit, sondern bedeutet im
Gegenteil nur, daß das Öffentliche aus dem Leben des Volkes
nahezu vollständig geschwunden ist« (Arendt 1958/2001,
S. 65).

22 »Der öffentliche Raum wie die uns gemeinsame Welt versam-
melt Menschen und verhindert gleichzeitig, daß sie gleichsam
über- und ineinanderfallen. … (In der Massengesellschaft hat)
die Welt die Kraft verloren, zu versammeln, das heißt, zu
trennen und zu verbinden. Diese Situation ähnelt in ihrer
Unheimlichkeit einer spiritistischen Séance, bei der eine um
einen Tisch versammelte Anzahl von Menschen plötzlich
durch irgendeinen magischen Trick den Tisch aus ihrer Mitte
verschwinden sieht, so daß nun zwei sich gegenübersitzende
Personen durch nichts mehr getrennt, aber auch durch nichts
Greifbares mehr verbunden sind.« (Arendt 1958/2001, S. 66)



schiedenen Richtungen Kritik auslöste. Befürchteten die einen
vor allem die negativen Folgen für Stadt- und Landschaftsbild
(Heimatpflege), ging es einigen Literaten auch um das, was
durch das Ausmaß der Werbung verdeckt wurde bzw. verloren
ging (u. a. Walter Benjamin, Walter Mehring, Kurt Tucholsky,
vgl. Exkurs 1 in Kapitel 3).

In den 1920er Jahren drückt Martin Heidegger seinen Pessi-
mismus in Bezug auf das Öffentliche wie folgt aus: »Abständig-
keit23, Durchschnittlichkeit, Einebnung konstituieren als Seins-
wesen des Man das, was wir als ›Öffentlichkeit‹ kennen. Sie …
behält in allem Recht. Und das … weil sie unempfindlich ist
gegen alle Unterschiede des Niveaus und der Echtheit« (Hei-
degger 1926/1977, S. 127). Die negative Einschätzung der
Öffentlichkeit lässt sich über Walter Lippmann und Carl
Schmitt verfolgen bis zur akklamatorischen Öffentlichkeit im
Nationalsozialismus (vgl. Berman 2000, S. 81 ff.). Der öffent-
liche Raum wurde für politische Zwecke instrumentalisiert, der
Gestaltung öffentlicher Plätze und Gebäude wurde ein deut-
licher Stempel nationalsozialistischer Grundhaltungen aufge-
drückt. Der öffentliche Raum wurde zur Bühne der Selbstin-
szenierung des Nationalsozialismus.24 Bekannte Beispiele hier-
für sind das Reichsparteitagsgelände in Nürnberg und das
Olympia-Gelände in Berlin, wobei der eigentliche »Umbau«
Berlins im nationalsozialistischen Sinn für den Zeitpunkt nach
dem Krieg vorgesehen war. Insgesamt waren die öffentlichen
Räume einer strengen Kontrolle und Überwachung unterwor-
fen. Hierbei ging das Öffentliche dem öffentlichen Raum ver-
loren, wenn man – mit Hannah Arendt – davon ausgeht, dass
»die gemeinsame Welt verschwindet, wenn sie nur noch unter
einem Aspekt gesehen wird« (Arendt 1958/2001, S. 73).

Bei Theodor W. Adorno und Max Horkheimer (»Dialektik der
Aufklärung«) ist in den 40er Jahren des 20. Jahrhunderts die
kulturpessimistische Einschätzung vorherrschend. »Die Verfas-
sung des Publikums, die vorgeblich und tatsächlich das System
der Kulturindustrie begünstigt, ist ein Teil des Systems, nicht
dessen Entschuldigung.« (Horkheimer/Adorno 1944/1987,
S. 146). Die Kulturindustrie macht das Publikum zu Konsumen-
tInnen. Öffentlichkeit hat kein Kritikvermögen mehr: »Die
Öffentlichkeit der gegenwärtigen Gesellschaft läßt es zu keiner
vernehmbaren Anklage kommen, an deren Ton die Hellhöri-
gen nicht schon die Prominenz witterten, in deren Zeichen
der Empörte sich mit ihnen aussöhnt.« (Horkheimer/Adorno
1944/1987, S. 156) Die pessimistische Grundhaltung besteht in
Westeuropa und den Vereinigten Staaten bis Ende der 50er
Jahre (vgl. Strum 2000, S. 92). Ende der 50er Jahre definiert
Hannah Arendt den Begriff »öffentlich« normativ, der in dieser

Form Grundlage des Begriffsverständnisses der hier vorliegen-
den Arbeit geworden ist (s. Kapitel 4.1.1).

Die Frankfurter Schule hat nach 1945 ein großes Interesse an
der Wiederbelebung des liberalen Modells kritischer Öffent-
lichkeit. Spätestens mit Habermas’ »Strukturwandel der Öffent-
lichkeit« (erschienen 1962) wird Öffentlichkeit zu einem Kern-
begriff der Auseinandersetzungen um Demokratie und Kapitalis-
mus.25 Habermas entfaltet »den Idealtypus der bürgerlichen
Öffentlichkeit aus den historischen Kontexten der englischen,
französischen und deutschen Entwicklungen im 18. und frühen
19. Jahrhundert« (Habermas 1990, S. 12 f.). Durch die zuneh-
mende Vergesellschaftung des Staates und Verstaatlichung der
Gesellschaft, die Habermas für die Zeit seit Ende des 19. Jahr-
hunderts beschreibt, wird dieser Öffentlichkeit die Basis entzo-
gen, die deutliche Trennung zwischen öffentlicher und privater
Sphäre löst sich auf. Baulich-räumlich beschreibt Hans Paul
Bahrdt diese Entwicklung u. a. anhand der Veränderungen des
Baublockes als Form städtischer Bebauung, der ursprünglich
gerade die Trennung von öffentlichen und privaten Räumen
sicherstellte. Durch verschiedene Entwicklungen in der Mitte
des 20. Jahrhunderts, u. a. die Inanspruchnahme der Straßen
und Plätze durch den motorisierten Verkehr und Änderung der
Nutzungsstrukturen innerhalb der Baublöcke, kann die gleiche
Bauform diese Anforderung nicht mehr erfüllen (vgl. Bahrdt
1961/1969, S. 93 f., Habermas 1962/1990, S. 246).

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden die Erläuterungen
Habermas’ zur Entwicklung der Presse und zur Werbung als
Funktion der Öffentlichkeit herangezogen, da sie sich wenn auch
nicht mit dem öffentlichen Raum der Städte, so doch mit einem
anderen öffentlichen Raum, der Presse, und dem Einfluss der
Werbung auf diesen Raum auseinandersetzen. Habermas veran-
schaulicht die Umstrukturierung der Öffentlichkeit als Sphäre am
Wandel der Presse als »ihrer vorzüglichsten Institution« (Haber-
mas 1962/1990, S. 275). Er beschreibt, wie »die Presse im Maße
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23 »Abständigkeit« bei Heidegger: die »ständige Sorge um einen
Unterschied gegen die Anderen … Das Miteinandersein ist
von der Sorge um diesen Abstand beunruhigt.« (Heidegger
1926/1977, S. 126)

24 Zu öffentlichen Räumen im Nationalsozialismus/Faschismus
vgl. u. a.: Atkinson, David: Totalitarianism and the street in
fascist Rome, 1998; Häußermann, Hartmut: Topographie der
Macht, 2002.

25 Eine vertiefte Auseinandersetzung mit der demokratietheore-
tischen Debatte und den kommunikationswissenschaftlichen
Aspekten ginge über den Rahmen der hier vorliegenden
Arbeit hinaus.



ihrer Kommerzialisierung selbst manipulierbar wird« (Habermas
1962/1990, S. 280), und sieht in der Zunahme der Werbung ein
»Einfallstor privilegierter Privatinteressen in die Öffentlichkeit«
(Habermas 1962/1990, S. 280). War die Kommerzialisierung im
18. Jahrhundert eine notwendige Voraussetzung zur Schaffung
der literarischen Öffentlichkeit, ist sie demnach im 19. und
20. Jahrhundert Ursache der Strukturveränderungen durch die
Unterordnung unter ökonomisches Kalkül (vgl. Strum 2000,
S. 94). Insbesondere mit Aufkommen der Public Relations ge-
winnt die Werbung dabei zunehmend politischen Charakter, da
sie sich an die »Privatleute als Publikum, nicht als Konsumenten
unmittelbar« richtet (Habermas 1962/1990, S. 289). Habermas
vergleicht den repräsentativen Aufwand der Public Relations mit
der repräsentativen Öffentlichkeit des Feudalismus und spricht
von der »Refeudalisierung der bürgerlichen Öffentlichkeit« (Ha-
bermas 1962/1990, S. 292). Diese Refeudalisierung sieht er auch
im erweiterten Sinne: »Weil die privaten Unternehmen ihren
Kunden … das Bewußtsein von Staatsbürgern suggerieren, muß
der Staat seine Bürger wie Verbraucher ›ansprechen‹« (Habermas
1962/1990, S. 292). In seinem Vorwort zur Neuauflage 1990 hält
Habermas an den Veränderungen der Infrastruktur der Öffent-
lichkeit (Bücher, Zeitungen, später elektronische Massenmedien
und Werbung) fest und spricht von der »durch Massenmedien
zugleich vorstrukturierten und beherrschten Öffentlichkeit« (Ha-
bermas 1990, S. 28). Seine sehr pessimistische Einschätzung der
gradlinigen Entwicklung zum »kulturkonsumierenden Publikum«
relativiert Habermas in diesem Vorwort. Ausgehend von wesent-
lich komplexeren Gesellschaftsstrukturen und den Eindrücken der
politischen Entwicklungen im Zuge der Wende 1989 sieht er das
Publikum nicht mehr als Einheit, sondern als pluralistisches, nach
innen weit differenziertes Massenpublikum mit größerer
Resistenzfähigkeit und kritischerem Potenzial (vgl. Habermas
1990, S. 30).

Gegenüber dem normativen Begriff mit hoher politischer Rele-
vanz und Funktion bei Habermas definiert Luhmann den
Begriff der Öffentlichkeit systemtheoretisch nüchterner als
»gesellschaftsinterne Umwelt der gesellschaftlichen Teilsysteme«
(Luhmann 1996, S. 184), als das, was jenseits der operativ
nicht überschreitbaren Systemgrenzen liegt. Dadurch, dass das
System zum einen »von außen« beobachtet werden kann, zum
anderen selber beobachten kann, dass es beobachtet wird
(ohne zu wissen, von wem), kann es sich selbst begreifen als
»beobachtbar im Medium der Öffentlichkeit« (Luhmann 1996,
S. 185). Öffentlichkeit ist demnach ein »allgemeines gesell-
schaftliches Reflexionsmedium« (Luhmann 1996, S. 187), struk-
turiert »eine ansonsten zufällige Kommunikation in Gesellschaf-
ten, die keine traditionellen Quellen der Sinnstiftung aufweisen
können, und begrenzt so die Beliebigkeit des politisch Mög-
lichen« (Strum 2000, S. 104).

Im ausgehenden 20. Jahrhundert wird Öffentlichkeit nicht
mehr als Ganzes gesehen, sondern aufgeteilt in zahlreiche
Teilöffentlichkeiten und Gegenöffentlichkeiten. Parallel zum
von Habermas konstatierten »Niedergang der repräsentativen
bürgerlichen Öffentlichkeit« entstehen »neue Öffentlichkeiten«,
z. B. die Bürgerrechtsbewegung in den Vereinigten Staaten, die
Studentenbewegung, die Frauen- und Friedensbewegung, die
Bürgerrechtsbewegungen in den osteuropäischen Ländern
(Strum 2000, S. 106). Anhand der Wende Ende der 80er Jahre
wird die große Bedeutung öffentlichen Raumes deutlich: Zum
einen bot der öffentliche Raum der Städte buchstäblich Raum
für die Protestbewegungen, zum anderen wurden Bilder wie
das der Menschen am Brandenburger Tor – nicht zuletzt auf-
grund der Berichterstattung in den Massenmedien – zum
Symbol der Ereignisse in Deutschland.

Exkursende
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Zusammengefasst lässt sich über die Bandbreite der ver-
schiedenen Bedeutungen des Begriffes »öffentlich« Folgen-
des sagen:

»Öffentlich« bezeichnete in der Antike das Reich der
Stetigkeit und Freiheit im Gegensatz zum »privaten« Reich
der Notwendigkeit und Vergänglichkeit, es bedeutete bis
ins 16. Jahrhundert hinein klar, offensichtlich, redlich und
aufrichtig, im 17. Jahrhundert dann auch »staatlich«. Im
18. Jahrhundert bedeutete es außerdem alles, was eine
große bürgerliche Gesellschaft betrifft, die öffentliche
Sphäre stand für die Ansprüche der Zivilisation, die private
für die Ansprüche der Natur. Im 19. Jahrhundert wird der

Begriff der Öffentlichkeit zu einem normativen Kernbegriff
des politischen Liberalismus. Gleichzeitig wird der Begriff
soziologisch-deskriptiv verwendet. Im 19. Jahrhundert
erhielt jedoch das »Öffentliche« auch einen negativen Bei-
geschmack, da es die freie Entfaltung der Persönlichkeit
einschränke. In der ersten Hälfte des 20. Jahrhundert
wurde Öffentlichkeit kritisch gesehen, da sie die Aufgabe
der Kritik nicht mehr wahrnehmen könne. In der Zeit des
Nationalsozialismus wurde Öffentlichkeit auf rein akklama-
torische Öffentlichkeit beschränkt. Nach 1945 wird Öffent-
lichkeit zu einem Kernbegriff der Auseinandersetzungen
um Kapitalismus und Demokratie. Insgesamt können die



unterschiedlichen, sich teilweise widersprechenden Bedeu-
tungen nur im Zusammenhang mit der jeweiligen Zeit
gesehen werden. Ende der 1950er Jahre legt Hannah
Arendt ihre normative Bestimmung des Begriffes »öffent-
lich« vor, die einige Elemente aus der Entwicklung des
Begriffes aufnimmt und sich an den drei Begriffen
»Gemeinsamkeit«, »Dauerhaftigkeit«, »Wahrnehmbarkeit«
festmachen lässt.

Ansätze wie dieser, die dem Begriff »öffentlich« eine
deutlich normative, die Zeiten überdauernde Bedeutung
geben (für jedermann sicht- und hörbar, die Welt selbst als
das uns Gemeinsame, die Zeiten überdauernde), können
für die jeweiligen Zeiten konstatieren, in welchem Grade
»das Öffentliche« oder »öffentliche Räume« bestanden/
bestehen (u. a. Arendt 1958, Sennett 1974, Feldtkeller
1994). Wenn durch die Begriffsbedeutung eine normative
»Messlatte« gesetzt wird, kann in Bezug auf bestimmte
Zeiten von Zerfall oder Verlust des Öffentlichen gespro-
chen werden.

Dies geht nicht, wenn man den Begriff des Öffentli-
chen selber als im Lauf der Zeit veränderbar begreift, ihn
deskriptiv verwendet. AutorInnen, die in dem Begriff Ent-
wicklungen sehen (u. a. Herczog/Hubeli 1995, Hohendahl
2000), beschreiben eher die sich mit den politischen,
sozialen, ökonomischen Rahmenbedingungen ändernden
Aspekte des Öffentlichen. In dem Augenblick, in dem das
Öffentliche selber sich verändert, gibt es keinen Zerfall,
keinen Verlust. Zwischen diesen beiden Begriffsverständnis-
sen kann keine Einigkeit erzielt werden, da sie von voll-
ständig anderen Grundvoraussetzungen ausgehen. Zwar
stimmen sie u. U. noch überein, wenn es um die Beschrei-
bung von Veränderungen geht. Doch während deskriptive
Ansätze eine Entwicklung oder Veränderung beschreiben,
treffen normative Ansätze Setzungen und Wertungen,
anhand derer sie Entwicklungen oder Veränderungen inter-
pretieren oder bewerten. Dabei sind normative Setzungen
mit der gesellschaftlichen Realität verbunden, da sie nicht
im luftleeren Raum entstehen.

Dass es bei der Diskussion um das »Öffentliche«
immer wieder zu Vermischungen von deskriptiven und nor-
mativen Aspekten kommt, erschwert die Verständigung
zusätzlich. In vielen Fällen liegt den Aussagen ein normati-
ves Verständnis zugrunde – verdeckt oder offen. Für eine
stichhaltige Auseinandersetzung ist es in jedem Fall von
Vorteil, wenn die normativen Setzungen der AutorInnen
deutlich werden. Dann ist es möglich, sich dazu zu verhal-

ten, sie zu teilen oder abzulehnen. Wenn sie unausgespro-
chen im Hintergrund wirken, werden Aussagen unklar und
sind viel schwerer einzuordnen. Die hier vorliegende
Arbeit geht auch von daher – wie oben beschrieben und
begründet – von einem normativen Verständnis des Öffent-
lichen aus.

Noch schwieriger und vielfältiger ist der Begriff der
»Öffentlichkeit«, der eng mit dem Begriff des Öffentlichen
verbunden ist und teilweise – fälschlicherweise – deckungs-
gleich mit diesem genutzt wird. Die Vielschichtigkeit des
Begriffes lässt sich schon allein an den zahlreichen erklä-
renden Adjektiven ablesen, u. a. repräsentative Öffentlich-
keit, bürgerliche Öffentlichkeit, revolutionäre Öffentlichkeit,
entpolitisierte Öffentlichkeit, kritische Öffentlichkeit, prole-
tarische Öffentlichkeit, Teilöffentlichkeiten, Gegenöffentlich-
keiten. Zu unterschiedlichen Zeiten waren damit jeweils
andere Personenkreise und andere Rahmenbedingungen
gemeint. Erschwerend wirkt, dass bei vielen AutorInnen
das nie verwirklichte Ideal der bürgerlichen Öffentlichkeit
mehr oder weniger deutlich die Messlatte ist, das normati-
ve Element, mit dem die anderen Öffentlichkeiten vergli-
chen werden. Auch hier vermischen sich normative und
deskriptive Elemente. Die verklärenden historischen Rück-
blicke erschweren es, einen realistischen Eindruck der tat-
sächlichen Verhältnisse zu bekommen. Im Rahmen dieser
Arbeit wird deshalb der Begriff der »Öffentlichkeit« zuguns-
ten des Begriffes des Öffentlichen zurückgestellt, wodurch
auch verfälschende Gleichsetzungen zwischen Öffentlich-
keit und öffentlichem Raum vermieden werden.

Als »öffentlicher Raum« mit tatsächlich räumlichem
Bezug wurden im Lauf der Zeit sehr unterschiedliche Räume
benannt, die zu anderen Zeiten teilweise und/oder für
bestimmte Gruppen der Bevölkerung auf gar keinen Fall als
öffentliche Räume gegolten hätten. Hierzu gehören (in chro-
nologischer Reihenfolge): die Agora, der Marktplatz, der
Gerichtsplatz unter freiem Himmel, die Gärten und Säle der
barocken Schlösser, das Schlafzimmer Ludwig des XIV.,
Salons, Cafés, Theater, Kirchen, die Straßen, Plätze und
Parkanlagen der Städte, das Reichsparteitagsgelände in Nürn-
berg. Sie sind nur eine kleine Auswahl jener Orte, die als
öffentlich bezeichnet wurden und unterscheiden sich in
vielen Punkten: So sind sie in unterschiedlichem Eigentum,
haben unterschiedliche Funktionen und Zugänglichkeiten,
können sowohl Innen- wie Außenräume sein. Doch sie alle
waren bzw. sind Orte des Öffentlichen, wenn auch in ganz
verschiedener Art und verschiedenem Grad. In ihrer Vielfäl-
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tigkeit zeigen sie bereits, wie nahezu unmöglich es ist, mit
dem Begriff »öffentlicher Raum« eine von allen NutzerInnen
akzeptierte Eindeutigkeit zu erreichen.

4.1.2 »Öffentlicher Raum«

Aus der Bandbreite der Räume, die als öffentliche angese-
hen werden können (u. a. auch Medien) wählt diese stadt-
planerische Untersuchung über großformatige Werbung als
Ausschnitt eine Eingrenzung auf die materiell-physischen
Räume in der Stadt. Hiermit sind die konkret abgrenzbaren
und wahrnehmbaren Räume der Stadt gemeint, die allge-
mein zugänglich sind. Großformatige Werbung findet sich
i. d. R. in Räumen, die allgemein zugänglich sind, bzw.
wirkt in diese Räume hinein. Die allgemeine Zugänglich-
keit, die ein wichtiges Kriterium des Öffentlichen ist, spielt
auch für die Eignung und Standortgunst aus Sicht der Wer-
bung eine große Rolle. Vor dem Hintergrund des gewähl-
ten Themas der großformatigen Werbung als einer Form
der Außenwerbung werden die öffentlichen Räume der
Stadt in dieser Untersuchung auf Außenräume (Straßen,
Wege, Plätze, Grünanlagen) eingegrenzt. Diese pragmati-
sche Abgrenzung, die dem gewählten Thema adäquat ist,
ermöglicht die konkrete Bezugnahme auf bestimmte Berei-
che der Stadt. Hierbei werden die materiell-physischen
Räume als Ausdruck der sozialen oder gesellschaftlichen
Räume betrachtet (vgl. Bourdieu 1991, Läpple 1991).

Der Schwerpunkt liegt auf der Frage, inwieweit »das
Öffentliche« eines Raumes durch großformatige Werbung
beeinflusst wird. Großformatige Werbung wird installiert,
um in einen Raum hineinzuwirken, der für viele Menschen
zugänglich ist und der häufig im Netz öffentlicher Räume
einer Stadt eine große Rolle spielt. Hierbei ist es mit Blick
auf die mögliche Wirkung gleichgültig, ob die Werbefläche
auf einem Standort in privatem oder öffentlichem Eigentum
steht. Die Frage des Eigentums bestimmt allerdings über
die Art der zur Verfügung stehenden Steuerungsinstrumente
mit.

Ausgehend vom normativen Begriffsverständnis lässt
sich formulieren, dass es per se »öffentliche Räume« nicht
gibt. Doch es gibt Räume, die in unterschiedlichem Grad
und unterschiedlicher Art »öffentlich« sind. Dies können
ganz unterschiedliche Räume sein:
– Sie können in unterschiedlichem Eigentum sein,
– sie können unterschiedliche Zugänglichkeiten haben,

– verschiedene öffentliche Räume können in ganz un-
terschiedlichem Grade öffentlich sein,

– ein konkreter Raum kann während verschiedener
Zeitabschnitte oder Tageszeiten in wechselndem
Maße öffentlich sein,

– sie können von unterschiedlichen Gruppen in unter-
schiedlichem Grad als öffentlich empfunden werden
(hierzu vgl. Selle 2002a, S. 36 f.; Herczog/Hubeli
1995, S. VI f.).

Der These, dass es keine Gruppe von Räumen gibt, die
sich als »öffentliche Räume« eindeutig zusammenfassen
lassen, entspricht eine Feststellung, die Hanno Rauterberg
im Rahmen einer Tagung über öffentliche Räume im April
2002 traf: Außer den Fachleuten aus dem Bereich Stadt-
planung und verwandten Bereichen benutze niemand den
Begriff »öffentlicher Raum«, es würde viel eher konkret
benannt, von welchen Räumen gesprochen werde. Klaus
Selle formuliert: »öffentlicher Raum ist ein für den Alltags-
gebrauch untaugliches Wort.« (Selle 2002b, S. 58) – aller-
dings hat sich auch noch kein anderer Begriff etabliert, der
genauer benennt, wovon eigentlich die Rede ist.

Auch in der Fachdiskussion steht die Verwendungs-
fähigkeit des Begriffes »öffentlicher Raum« infrage. Eine
Begriffsbestimmung scheint immer nur im Zusammenhang
mit einer Zielsetzung bzw. einem Verwendungszweck mög-
lich (vgl. Selle 2002a, S. 40). Eine eindeutige Beziehung
zwischen dem Begriff »öffentliche Räume« und konkreten
Räumen lässt sich zwar herstellen, ist aber nicht durch eine
Definition im Vorhinein eindeutig festzulegen. Bisher zeich-
net sich noch keine »Lösung« ab, auch AutorInnen, die
deutlich herausarbeiten, dass der Begriff untauglich ist,
sprechen im Folgenden weiter von öffentlichen Räumen.
Doch gibt es verschiedene Ansätze auf der Suche nach
einem treffenderen Begriff, wie den vom Stadtsoziologen
Walter Siebel in Anlehnung an den Psychoanalytiker Win-
nicott vorgeschlagenen und auf die Stadtplanung übertrage-
nen Begriff des »Möglichkeitsraumes«26 (vgl. Rauterberg
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26 Nach Siebel definiert Winnicott einen Möglichkeitsraum als
Raum, dessen Bedeutung nicht eindeutig festgelegt ist. Auf
die Stadt übertragen sind dies nach Siebel Orte der Urbani-
tät, an denen gesellschaftliche Umbrüche erfahrbar werden.
Er sieht dies vor allem gegeben bei historischer Bausubstanz,
»sofern sie alltäglich genutzt und nicht bloß musealisiert ist«
(Siebel 2002, S. 39).



2002, Siebel 2002) oder den inhaltlich vergleichbaren, u. a.
vom Stadtplaner Jochem Schneider verwendeten Begriff
des »offenen Raumes« (vgl. Schneider/Baumgärtner
2000).27 Der deutliche Schwerpunkt, der hier auf mögliche
Entwicklungen, auf gegebene und erfahrbare Brüche und
Veränderbarkeit gelegt wird, kann aus stadtplanerischer
Sicht interessante Räume beschreiben – und gleichzeitig
eine »Warnung« an die stadtplanerische Disziplin sein, mit
Festschreibungen vorsichtig umzugehen. Für die hier vorlie-
gende Frage, ob und welche Wirkungszusammenhänge
zwischen Werbung und öffentlichem Raum bestehen,
führen diese Begriffsbestimmungen nicht weiter.

Im Rahmen dieser Arbeit wird der Begriff »öffentlicher
Raum« weiter verwendet, auch wenn gerade abgeleitet
wurde, dass es »öffentliche Räume« vor dem Hintergrund
des normativen Begriffsverständnisses von »öffentlich« nicht
geben kann bzw. damit eine Fülle verschiedenster Räume
gemeint sein kann. Von daher eignet sich der Begriff nicht,
um eine wissenschaftlich exakte Bestimmung des Unter-
suchungsgegenstandes zu treffen. Gerade das normative
Element in dem Begriff macht jedoch deutlich, dass in
seiner Verwendung immer auch eine stadtplanerische Ziel-

setzung mitschwingt, anhand derer Situationen und Verän-
derungen beurteilt werden können. Es scheint darüber
hinaus so, als ob der gebräuchliche Begriff des »öffent-
lichen Raumes« bei allen Schwierigkeiten, die mit ihm ver-
bunden sind, doch das größtmögliche gemeinsame Ver-
ständnis finden kann. Allerdings müssen das jeweilige
Untersuchungsziel und das der Untersuchung zugrunde
liegende Begriffsverständnis benannt werden:

Die hier vorliegende stadtplanerische Arbeit über groß-
formatige Werbung geht von einem normativen Ver-
ständnis des Begriffes »öffentlich« aus, mit den drei
Aspekten Gemeinsamkeit, Wahrnehmbarkeit und
Dauerhaftigkeit. Durch die daraus ableitbare Frage
»Wie öffentlich ist ein Raum?« ergibt sich ein Beurtei-
lungsmaßstab für Auswirkungen, die (großformatige)
Werbung in den materiell-physischen Räumen der
Stadt hat oder haben kann. Er dient zur Beantwortung
der Fragen, ob und welcher stadtplanerische Steue-
rungsbedarf in diesem Themenfeld besteht.
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Bei einer Auseinandersetzung mit dem Begriff des »öffent-
lichen Raumes« kann auf umfangreiche vorliegende Litera-
tur zurückgegriffen werden.28 Aus der Fülle vorhandenen
Materials werden im Folgenden vier Ansätze kurz vorge-
stellt, die sich aus ganz unterschiedlichen Blickwinkeln mit
Strukturierungsmerkmalen öffentlicher Räume systematisch
auseinandersetzen. Analog zur der Vielzahl der möglichen
Bedeutungen von »öffentlich« und von »öffentlichem
Raum« sind die Ansätze in Struktur und Ergebnis stark
unterschiedlich. Es werden zwei Untersuchungen aus stadt-
planerischer Sicht (Selle 2002a und Schneider 2000), eine
aus planungstheoretischer/sozialwissenschaftlicher Sicht mit
feministischem Schwerpunkt (Paravicini 2002) und eine aus
stadtsoziologischer Sicht (Häußermann 2002) berücksich-
tigt. Sie verwenden unterschiedliche Strukturierungsmerk-
male (»Dimensionen«, »Kriterien«, »Leitbilder« und
»Typen«). Die vier unterschiedlichen Ansätze verdeutlichen
einerseits die Vielfältigkeit der Auseinandersetzung mit dem
Thema, andererseits werden sie auf Gemeinsamkeiten hin

untersucht. Die einzelnen Ansätze werden daraufhin über-
prüft, ob sich mögliche Wirkungen großformatiger Wer-

27 »Offene Räume sind gekennzeichnet durch ihre Unbestimmt-
heit: man weiß noch nicht oder nicht mehr, was aus ihnen
wird. Man ahnt lediglich, was dort einmal sein könnte, doch
es fehlt die Sicherheit. Das Dasein dieser Orte ist charakteri-
siert durch einen Zwischenzustand des ›weder/noch‹. Offene
Räume sind Möglichkeitsräume.« (Schneider, zitiert nach Selle
2002a, S. 65)

28 U. a. Anders 1998, Bott 2000, Christ 2000, Espuche 2000,
Feldtkeller 1994, Flierl, Bruno 2002, Glasze 2001, Häußer-
mann 2002, Hassenpflug 2000a, Herczog 1996, Herczog/
Hubeli 1995, Hubeli 2003, Kaltenbrunner 2003, Lootsma
1998, Marcuse 2003, Paravicini 2002, Rauterberg 2002, von
Saldern 2000, Schneider 2002, Schubert 2000, Selle 2002b,
Siebel 2003, Sieverts 1997. Eine Textsammlung zu öffent-
lichen Räumen enthält: Selle: »Was ist los mit den öffent-
lichen Räumen?«, Dortmund 2002.



bung im und auf den öffentlichen Raum mit den von
ihnen entwickelten Strukturierungsmerkmalen systematisch
beschreiben lassen. 4.2 Ausgewählte Ansätze zur Beschreibung und Typisierung öffentlicher Räume

4.2.1 Charakterisierung der ausgewählten Ansätze

In seinen neueren Texten nähert sich Klaus Selle dem
Begriff des öffentlichen Raumes über vier »Dimensionen«
an (vgl. Selle 2002a, S. 37 ff.). Alle vier Dimensionen
werden für konkrete Räume auf einer Skala von »privat«
bis »öffentlich« eingestuft, woraus ein jeweiliges »Polaritäts-
profil« abgeleitet wird. Ziel ist es, zum einen die Viel-
schichtigkeit öffentlicher Räume zu verdeutlichen und zum
anderen einen ersten Eindruck der Spezifika der jeweiligen
Räume zu erhalten. Folgende vier Dimensionen öffentlicher
Räume werden unterschieden: Produktion, Eigentum,
Regulierung/Nutzung und Sozialcharakter/Nutzbarkeit.

Der Ansatz ist im Wesentlichen deskriptiv, es findet
(zumindest im ersten Schritt) keine Bewertung der unter-
schiedlichen Räume und ihrer Spezifika statt. In der kon-
kreten Anwendung ist nicht auszuschließen, dass manche
Einstufungen zwischen »privat« und »öffentlich« letztendlich
auch auf ein Bewertungsraster »im Kopf« zurückzuführen
sind.

Großformatige Werbeanlagen können sich ggf. auswir-
ken auf Sozialcharakter und Nutzbarkeit öffentlicher
Räume. Voraussetzung hierfür ist die Stimmigkeit der
These, dass die Gestaltung des Raumes seine Nutzbarkeit
mit bestimmt. Bei einer möglichen Wirkung könnte es
auch eine Rolle spielen, dass die starke »Besetzung« eines
Raumes durch eine Gruppe (im Fall der Werbung durch
die kommerziellen NutzerInnen) ihn für andere Gruppen
weniger attraktiv werden lässt und die Nutzbarkeit de facto
einschränken kann. Beispielsweise kann eine hohe Werbe-
dichte in Bahnhöfen dazu führen, dass die Dominanz kom-
merzieller Zeichen (vgl. Kapitel 4.3.2) die Orientierung im
Bahnhof für Reisende und andere NutzerInnen erschwert.

Der zweite untersuchte Ansatz aus dem Bereich der
Stadtplanung sucht den Brückenschlag zwischen Theorie
und Praxis und war eine Grundlage des »Stadtentwick-
lungsplan öffentlicher Raum – Entwurf, Berlin 1995« (vgl.
Projektgemeinschaft StEP Öffentlicher Raum 1995 und
Schneider 2002).29 Theoretische Grundlage der Ausführun-
gen ist der normative Ansatz von Hannah Arendt über das
Öffentliche (vgl. Kapitel 4.1.1). Der öffentliche Raum wird

bezeichnet als das »Gefäßsystem der öffentlichen Kommu-
nikation der Stadt« (Projektgemeinschaft StEP Öffentlicher
Raum 1995, S. 12/13). Ausgehend von dem theoretischen
Hintergrund sollen »handlungsorientierte Bewertung und
Maßnahmenvorschläge« entwickelt werden. Teil des Brü-
ckenschlages ist die Formulierung folgender sieben »Krite-
rien der Öffentlichkeitstauglichkeit«: Zugänglichkeit, Durch-
lässigkeit, äußere Verknüpfung, Gliederung, Ausstattung,
Abmessungen/Maßstäblichkeit und Orientierung. Für die
Kriterien wird jeweils benannt, in welcher Form/Ausprä-
gung sie eine hohe Öffentlichkeitstauglichkeit haben. Der
normative Bewertungshintergrund wird hier anders als bei
dem deskriptiven Ansatz von Klaus Selle deutlicher.

Großformatige Werbung kann sich – so die zugrunde
liegende These – auf das Kriterium »Orientierung« auswir-
ken. Die Art der Auswirkung kann dabei unterschiedlich
sein: Zum einen kann temporäre großformatige Werbung
die Orientierung erschweren, da sie den optischen Ein-
druck öffentlicher Räume stark, aber nur vorübergehend
verändert. Zum anderen kann sie aber auch der Orientie-
rung dienen: Insbesondere Werbung mit großer Fernwir-
kung kann selber zur »Landmarke« werden – was auch
immer man davon halten mag, dass Orientierung in der
Stadt und im öffentlichen Raum u. a. mithilfe der Konsum-
werbung, mithin anhand von privaten Zeichen funktioniert
(vgl. Kapitel 4.3.2). Großformatige Werbung kann darüber
hinaus auf die Maßstäblichkeit wirken, da sie ihre besonde-
re Wirkung gerade durch den Maßstabssprung im Vergleich
zu ihrer baulich-räumlichen Umgebung entfaltet (vgl. Kapi-
tel 3.2 und 6.1.2). Beim Kriterium »Ausstattung« wird expli-
zit genannt, dass Werbung mit zur »Summe der privaten
Ausstattungselemente« gehört, die keine Öffentlichkeit
ergeben und sie nicht ersetzen können (vgl. Schneider
2002, S. 253).

Aus dem planungstheoretisch-sozialwissenschaftlichen
Bereich mit feministischem Schwerpunkt kommt die For-
mulierung von fünf »Leitbildern öffentlicher Räume« in
dem Forschungsprojekt »Neukonzeption städtischer öffent-
licher Räume im europäischen Vergleich« (vgl. Paravicini et
al. 2002). Es wurden fünf städtische öffentliche Räume
unter den Fragestellungen untersucht, welche Strategien
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29 Zum Stellenwert des und praktischen Umgang mit dem Ent-
wurf des StEP Öffentlicher Raum vgl. Fallstudie Berlin in
Kapitel 7.5.



und Konzepte die gleichberechtigte Teilhabe an öffent-
lichen Räumen insbesondere für Frauen fördern können,
wie soziale Interaktion, Kommunikation und Wahrnehmung
von Differenzen unterstützt werden können und wie zu
Sicherheit und Konfliktbewältigung in öffentlichen Räumen
beigetragen werden kann (vgl. Paravicini et al. 2002, S. 11).
Die den Bericht abschließenden »Planungsempfehlungen
aus feministischer Sicht« enthalten u. a. vier Leitbilder:
Öffentliche Räume als Orte der Demokratie, als Orte der
Sicherheit und Konfliktbewältigung, als Orte des sozialen
Lebens und als Orte der Identifikation mit dem Quartier.
Für die vier Leitbilder werden ausgehend von den
Beschreibungen der Beispielfälle und vor dem theoreti-
schen Hintergrund30 jeweils Bedingungen für die Gestal-
tung und Nutzung der Plätze genannt. Hierbei werden die
Leitbilder normativ als Ziele gesetzt.

Großformatige Werbung könnte ggf. öffentliche Räume
als Orte der Identifikation im Quartier beeinträchtigen, da
sie i. d. R. dadurch gekennzeichnet ist, dass sie nichts mit
dem Ort zu tun hat, an dem sie angebracht ist. Sie vermit-
telt eher Markenzeichen, die unabhängig vom Ort überall
wiederzuerkennen sind (Ausnahme: Gebäude als Marken-
träger, vgl. Kapitel 3.2 und 5.1). Verbunden mit ihrer Größe
und dem Maßstabssprung im Verhältnis zur baulich-räumli-
chen Umgebung kann sie eine Beeinträchtigung der Identi-
tät des Raumes verursachen. Auf der anderen Seite kann
die Häufung von Werbung, auch von großformatiger Wer-
bung, zum Image eines Raumes werden. Am Beispiel des
Times Square weist Christine Boyer auf die Problematik
einer solchen Entwicklung hin und verdeutlicht den Unter-
schied zwischen Identität und Image (vgl. Boyer 2001,
genauer in Kapitel 4.3.2).31

Aus stadtsoziologischer Sicht schlägt Hartmut Häußer-
mann eine Strukturierung in drei Typen öffentlicher Räume
vor. Sie ist Teil einer Auseinandersetzung mit dem öffent-
lichen Raum im Wandel der Gesellschaftssysteme im Zen-
trum Berlins. Die Typisierung beruht auf drei Formen von
Öffentlichkeit (institutionell, massenmedial, selbst organi-
siert), die sich jeweils auch im städtischen Raum aus-
drücken bzw. ihre Ort finden oder schaffen. Es werden
folgende Typen unterschieden: repräsentative öffentliche
Räume, zivilgesellschaftliche öffentliche Räume, kulinari-
sche öffentliche Räume.32 Nach Häußermann lassen sich
einerseits alle drei Typen deutlich unterscheiden. Anderer-
seits verweist er darauf, dass es in der Regel Überschnei-
dungen geben wird. In der Darstellung der drei Typen für

verschiedene politische Systeme und Zeitabschnitte in
Berlin ist der Ansatz deskriptiv – vor dem Hintergrund der
drei Typen öffentlicher Räume, die normativ gesetzt
werden.

Großformatige Werbung ist ein augenfälliges Zeichen
für kulinarische öffentliche Räume. Als »Raum des Kon-
sums« wird dieses Merkmal öffentlicher Räume – anders als
bei den drei anderen vorgestellten Ansätzen – explizit
genannt. Die Ausbreitung großformatiger Werbung in
öffentlichen Räumen, die an sich nicht durch Kaufkraft
oder Normen sozialer Anpassung in der Zugänglichkeit
beschränkt sind, kann als Indiz für die wachsende Bedeu-
tung dieses Typus von öffentlichen Räumen gewertet
werden.

4.2.2 Vergleichende Auswertung der ausgewählten
Ansätze

Ein Überblick über die beschriebenen vier Ansätze zeigt,
dass sich die jeweiligen Strukturierungsmerkmale für öffent-
liche Räume auf den ersten Blick deutlich unterscheiden.
Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Ausgangspunkte sind
die jeweils genannten Merkmale in Inhalt und Struktur
völlig unterschiedlich. Von daher ist ein einfacher Vergleich
der vier Ansätze nicht möglich.

Alle vier untersuchten Ansätze können jedoch in
Bezug gesetzt werden zu dem dieser Arbeit zugrunde
liegenden normativen Verständnis des Begriffes »öffentlich«
(vgl. Tab. 4.1). Den drei normativen Aspekten des Öffent-
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30 Zur Erläuterung des theoretischen Hintergrundes zitiert Para-
vicini Gabriele Sturm: »vom Öffentlichen als Raum von Glei-
chen in ihrer Vielfalt, in dem aus koordiniertem gemein-
samem Handeln Macht erwächst und aus dem heraus ein
reflektierter Prozess der Veränderung der Gesellschaft erfol-
gen kann« (Sturm 1997, zitiert nach Paravicini 2002, S. 10).

31 Identität als Unverwechselbarkeit oder Einmaligkeit, die es
ermöglicht, den Ort von anderen zu unterscheiden. Identität
als das, was der Ort ist, nicht als das, was er jemandem zu
sein scheint. Image als das Bild, das jemand von einem Ort
hat.

32 Christine Boyer verwendet in ihrem Buch »The City of Collec-
tive Memory« den Begriff »culinary and ornamental landsca-
pe« für historische Bereiche der Stadt, die für Konsum und
Tourismus »wiederhergestellt« wurden (Boyer 1994, S. 426).



lichen werden dabei nach Möglichkeit einzelne Strukturie-
rungsmerkmale der untersuchten Ansätze zugeordnet, um
zu überprüfen, ob und inwieweit sie sich in den untersuch-
ten Ansätzen wiederfinden.

Erwartungsgemäß gibt es bei den Ansätzen mit nor-
mativen Elementen (Paravicini, auch Schneider und Häu-
ßermann) eher Übereinstimmungen zwischen den Struktu-
rierungsmerkmalen und den normativen Aspekten des
Öffentlichen. Bei dem im Wesentlichen deskriptiven Ansatz
von Selle gibt es weniger Übereinstimmungen, da hier nor-
mative Aspekte und Bewertungsmaßstäbe nicht offengelegt
werden.

Der Aspekt der Gemeinsamkeit wird von allen vier
untersuchten Ansätzen in der einen oder anderen Form
aufgegriffen. Beim Aspekt der Wahrnehmbarkeit von vielen
in einer Vielzahl der Perspektiven (der mit dem Aspekt der
Gemeinsamkeit eng zusammenhängt) lassen sich mit drei
der untersuchten Ansätze Verbindungen herstellen, auch
wenn es keine Deckungsgleichheit gibt. Der Aspekt der
Dauerhaftigkeit wird nur von einem Ansatz direkt ange-
sprochen.

Alle vier untersuchten Ansätze bieten nur punktuell
Möglichkeiten, die Wirkung von großformatiger Werbung
in und auf öffentliche Räume zu erfassen. Ggf. kann groß-
formatige Werbung Wirkungen auf folgende Strukturie-
rungsmerkmale der einzelnen Ansätze haben:
– Sozialcharakter/Nutzbarkeit (Ansatz 1: »Dimensionen«,

nach Selle)
– Orientierung, Ausstattung, Maßstäblichkeit (Ansatz 2:

»Kriterien der Öffentlichkeitstauglichkeit«, nach
Schneider)

– Orte der Identifikation (Ansatz 3: »Leitbilder«, nach
Paravicini)

– Kulinarische öffentliche Räume (Ansatz 4: »Typen«,
nach Häußermann)
Insgesamt bleiben die Ansätze im Bezug auf die Aus-

wirkungen großformatiger Werbung vage.
Die vier untersuchten Ansätze zur Beschreibung und

Typisierung öffentlicher Räume haben teilweise einen Kon-
kretisierungsgrad der Strukturierungsmerkmale, den die
normativen Aspekte des »Öffentlichen« zwangsläufig nicht
haben können. Da eine stadtplanerische Strategie im
Bereich großformatiger Werbung in konkretes Handeln
münden muss, wird im Folgenden näher auf die konkreti-
sierten Strukturierungsmerkmale der vier Ansätze eingegan-
gen. Näher betrachtet werden dabei Merkmale, die in
mehreren (wenn auch nicht immer allen) der vier unter-
suchten Ansätze benannt werden. Dabei handelt es sich
um folgende Merkmale:
– Zugänglichkeit
– Nutzbarkeit/Nutzung
– Sicherheit
– Orientierung/Übersichtlichkeit
– Kommunikation
– Selbstdarstellung/Bühne

Zugänglichkeit, Nutzbarkeit und Sicherheit werden von
allen vier Ansätzen als Merkmale genannt. Die Bedeutung
dieser Merkmale wird auch in anderen Ansätzen deutlich.
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Tab. 4.1: Gegenüberstellung der untersuchten Ansätze zum »öffentlichen Raum« mit der normativen Begriffsbestimmung
von »öffentlich«

Ansatz Aspekte

Normative Begriffsbestimmung (nach
Arendt)

Gemeinsamkeit Wahrnehrnbarkeit von vielen in
einer Vielzahl der Perspektiven

Dauerhaftigkeit

Strukturierungsmerkmale

Ansatz 1 »Dimensionen« (nach Selle) Regulierung, Nutzbarkeit

Ansatz 2 »Kriterien der Öffentlichkeits-
tauglichkeit« (nach Schneider)

Zugänglichkeit Zugänglichkeit
Ausstattung

Ansatz 3 »Leitbilder« (nach Paravicini) Ort der Demokratie
Ort des sozialen Lebens

Ort der Demokratie
Ort des sozialen Lebens

Ort der Identifikation mit
dem Quartier

Ansatz 4 »Typen« (nach Häußermann) Zivilgesellschaftlich Zivilgesellschaftlich



Hierbei sind sich die meisten AutorInnen bei der Bedeu-
tung von Zugänglichkeit und vielfältiger Nutzbarkeit einig,
wobei immer wieder darauf hingewiesen wird, dass insbe-
sondere die freie Zugänglichkeit für alle ein nie erreichtes
Idealbild ist.33 Im Rahmen der Diskussion um Sicherheit im
öffentlichen Raum grenzen sich viele AutorInnen deutlich
von den Debatten um Sicherheit durch Überwachung ab.
Der öffentliche Raum darf demnach nicht so »sicher«
werden, dass er homogen und berechenbar wird, da der
Begegnung mit dem Unerwarteten als einer wichtigen
Funktion des öffentlichen Raumes viel Bedeutung beige-
messen wird. Steigende Kontrolle (Überwachung) und Aus-
grenzung sozialer Gruppen führt demnach eher zu einer
Gefährdung öffentlicher Räume. Doch wird demgegenüber
ein bestimmtes Sicherheitsgefühl als Voraussetzung für die
Nutzung öffentlicher Räume gesehen.34

Die drei Merkmale Orientierung/Übersichtlichkeit,
Kommunikation und Selbstdarstellung/Bühne werden in
jeweils zwei der Ansätze genannt. Sie sind auch Gegen-
stand in anderen Auseinandersetzungen mit dem Thema
der öffentlichen Räume. Für Fragen der Lesbarkeit der
Stadt und der Orientierung ist die Untersuchung von Kevin
Lynch »Das Bild der Stadt« immer noch maßgeblich (vgl.
Lynch 1965/2001, ausführlicher in Kapitel 4.3.2). Darüber
hinaus beschäftigen sich einige Untersuchungen mit semio-
tischem Ansatz auch mit der Orientierung in der Stadt.35

Auf die Fragen von Orientierung und Lesbarkeit von Stadt
wird im Zusammenhang mit dem Begriff »Zeichen« näher
eingegangen (vgl. Kapitel 4.3.2).

Öffentlichen Räumen als Ort der Kommunikation wird
teilweise große Bedeutung beigemessen.36 Der Sozialwis-
senschaftler und Raumforscher Herbert Schubert weist
kritisch darauf hin, dass Stadtplanung und Architektur –
ausgehend von einem physikalischen Raumbegriff – nicht
darüber in den Irrglauben verfallen sollten, die Bereitstel-
lung geeigneter Räume reiche aus, um die gesellschaftliche
Kommunikation sicherzustellen. Hierbei bliebe die »Konsti-
tuierung von Raum durch die soziale Raumnutzung« abge-
spalten (Schubert 1999, S. 18).37 Vor dem Hintergrund der
Entwicklung der Kommunikationsmedien herrscht einerseits
Skepsis über die Folgen für den öffentlichen Raum38, ande-
rerseits wird eine gestiegene Bedeutung von Realerfahrun-
gen gesehen, die eher zu einer Belebung öffentlicher
Räume beitragen kann.39 Unstrittig ist, dass die Änderun-
gen der Kommunikationsstrukturen zu Änderungen von
Raumstrukturen und Raumnutzungen führen.40 Manuel

Castells spricht den neuen Kommunikationsmedien eine
entscheidende Rolle zu; er führt in seiner These vom
»space flow – Raum der Ströme« dessen Entstehen auf die
»Interaktion zwischen der neuen Informationstechnologie
und den gegenwärtigen Prozessen sozialen Wandels«
zurück (Castells 1999, S. 52).

Der öffentliche Raum als Bühne ist vielschichtig. Es
lassen sich in diesem Zusammenhang unterscheiden: die
Bühne für jeden Einzelnen (insbesondere für Kinder und
Jugendliche), die Bühne kollektiver Selbsterfahrung, die
Bühne für gesellschaftliche Auseinandersetzungen, die
Bühne für repräsentative Öffentlichkeit, die Bühne, auf der
die Stadt/der Staat sich selber darstellt, und die Bühne für
künstlerische Aktionen.41

Auch diese konkretisierten Merkmale werden auf Ver-
bindungen zu großformatiger Werbung hin geprüft: Wie
schon oben genannt, gibt es diese Verbindungen im
Bereich der Orientierung und eventuell im Bereich der
Nutzbarkeit. Die anderen Konkretisierungen sind im Bezug
auf die Frage der Wirkung großformatiger Werbung im
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33 Vgl. u. a. Espuche 2000, Feldtkeller 1994, Herczog/Hubeli
1995, Marcuse 2003, Rodenstein 2000, Siebel 2003, Wentz
2002. Hubeli führt aus, dass öffentliche Räume nicht nur
Räume sind, die allen zugänglich sind, »sondern sie verwei-
sen auf sich als Orte der Öffentlichkeit, einer vergangenen
und einer erwartbaren.« (Hubeli 2003, S. 54, ähnlich auch
Kaltenbrunner 2003)

34 Vgl. u. a.: Glasze 2001, Held 2001, Kazig/Müller/Wiegandt
2003, Rauterberg 2001, Ronneberger 2001.

35 Vgl. u. a. Eco 1977, Mersch 2000.
36 Vgl. u. a.: Christ 2003, Feldtkeller 1994, Hassenpflug 2000a,

Hubeli 2003, Lynch/Carr 1979/1990, Marcuse 2003, Sieverts
1990, Wentz 2002.

37 Zu den unterschiedlichen Raumbegriffen vgl. u. a. Bourdieu
1991, Läpple 1991.

38 Vgl. u. a. Anders 1998, eine allgemein abnehmende Bedeu-
tung des öffentlichen Raumes als Ort der Kommunikation
u. a. bei Siebel (2003).

39 Vgl. u. a. Bott 2000, Paravicini 2000, Selle 2002a.
40 Über die Auswirkungen neuer Technologien und der Globali-

sierung auf die Städte vgl. Sassen 2000.
41 Vgl. mit verschiedenen Schwerpunktsetzungen u. a.: Adrian

2002, Arendt 1958/2001, Bott 2000, Flierl, Bruno 2002,
Glasze 2001, Herczog/Hubeli 1995, Lootsma 1998, Lynch/
Carr 1979/1990, Prigge 2002, Sieverts 1990.



öffentlichen Raum nicht weiterführend, da sich direkte
Bezüge nicht herstellen lassen. Die insgesamt wenigen Ver-
knüpfungsmöglichkeiten der untersuchten Ansätze zur
Beschreibung und Typisierung öffentlicher Räume mit groß-
formatiger Werbung bestätigen die bereits geäußerte These,
dass die Frage »Was ist ein öffentlicher Raum?« für die
gegebene Fragestellung zu großformatiger Werbung im

öffentlichen Raum nicht weiterführend ist. Von daher wird
im Folgenden die Blickrichtung gewechselt:

Ausgehend von den beiden normativen Aspekten des
Öffentlichen, die auch für Werbung relevant sind (Wahr-
nehmbarkeit und Dauerhaftigkeit, vgl. Kapitel 4.1.1), sollen
im Folgenden Zusammenhänge zwischen Werbung im
öffentlichen Raum und Stadtplanung verdeutlicht werden.
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4.3 Schnelllebigkeit und Bildhaftigkeit –
zwei Charakteristika von Werbung in ihrer Entsprechung im öffentlichen Raum

Auch vor einer näheren Auseinandersetzung mit dem
Thema der großformatigen Werbung lässt sich mit Sicher-
heit sagen, dass zu ihren Hauptcharakteristika die Flüchtig-
keit und das Zeichenhafte, Bildhafte gehören. Im Folgen-
den wird erläutert, inwieweit Flüchtigkeit bzw. Dauerhaftig-
keit und Zeichen im öffentlichen Raum von Bedeutung
sind, da davon ausgegangen werden kann, dass großforma-
tige Werbeflächen durch diese beiden Faktoren Auswirkun-
gen auf den öffentlichen Raum haben. Sie finden ihre Ent-
sprechung in den beiden Elementen des Öffentlichen, die
im Lauf der Zeit immer wieder eng mit dem Öffentlichen
verbunden werden: Dauerhaftigkeit und Wahrnehmbarkeit
für jedermann (vgl. Kapitel 4.1). 4.3 Schnelllebigkeit und Bildhaftigkeit

Es wäre wichtig zu wissen, wie man eine gewisse
Kontinuität auch im Wandel beibehält.

(Kevin Lynch, 1965)

4.3.1 »Dauerhaftigkeit« im öffentlichen Raum

Im Folgenden zeigt eine Auseinandersetzung mit der
Bedeutung öffentlicher Räume als kollektivem Gedächtnis
die Bedeutung von Dauerhaftigkeit – nicht von Unwandel-
barkeit – im öffentlichen Raum.42 Mit dieser Dauerhaftig-
keit kann die Flüchtigkeit der Werbung in Widerspruch
geraten. Anschließend wird darauf eingegangen, wodurch
diese Dauerhaftigkeit in heutiger Zeit infrage gestellt wird
und gleichzeitig an Bedeutung gewinnt. Von Bedeutung für
das kollektive Gedächtnis sind dabei zahlreiche öffentliche
Räume der Stadt. Je nach ihrer Lage, Gestaltung und Funk-
tion ist der Kreis der Menschen, in deren kollektivem
Gedächtnis der Raum eine Rolle spielt, unterschiedlich

groß (Quartiersplatz, Marktplatz u. a. m.). Großformatige
Werbung ist häufig an Standorten mit großer Frequenz zu
finden und gerade diese Räume spielen oft im kollektiven
Gedächtnis großer Gruppen eine Rolle.

Schon in der Antike stand das Öffentliche für das Ste-
tige, im Vergleich zum Privaten, dass für Vergänglichkeit
stand. Und nach Hannah Arendt ist öffentlich das, was
bleibt, das, was über den privaten Bereich und den Erleb-
nishorizont einer Generation hinausgeht; Dauerhaftigkeit ist
neben Wahrnehmbarkeit und Gemeinsamkeit einer der
drei Aspekte des normativen Begriffsverständnisses von
»öffentlich« (vgl. Kapitel 4.1.1). Im öffentlichen Raum der
Stadt symbolisieren sich Geschichte und Erfahrungen der
Gesellschaft wie auch aller Einzelnen in einer Fülle »stein-
gewordener Austausch- und Erlebnisangebote« und als
»Quintessenz von jahrhundertelangen Erfahrungen« (Sie-
verts 1990, S. 8). Mit der Aufgabe als kollektives Gedächt-
nis ist auch verbunden, dass der öffentliche Raum zur
Identitätsbildung der Einzelnen wie der Stadtbewohner-
schaft beiträgt. Eine These lautet, dass die Aneignung
öffentlicher Räume nicht nur den Verstand nachhaltig
prägt, sondern auch das Gedächtnis der Menschen (von
Saldern 2000, S. 14; Sieverts 1997, S. 123). Der öffentliche
Raum wird von zahlreichen AutorInnen mit der Aufgabe
eines kollektiven Gedächtnisses für die heutige Zeit und
die Zukunft gesehen (vgl. Fußnote 42).

Auch bei der Auseinandersetzung mit der Bedeutung
des öffentlichen Raumes als kollektivem Gedächtnis

42 Vgl. hierzu im Besonderen: Christine Boyer: »The City of
Collective Memory«, 1994. Weitere AutorInnen: Augé 2000,
Curtis 2001, Espuche 2000, Hassenpflug 2000a, Marcuse
2003, Prigge 2002.



mischen sich normative Anforderungen und deskriptive Ele-
mente: Einerseits ist der öffentliche Raum in dieser Auf-
gabe Teil vieler Vorstellungen einer demokratischen Gesell-
schaft. Andererseits gibt es viele Stadträume, die für die
Bewohnerschaft der Stadt oder auch darüber hinaus diese
Aufgabe tatsächlich erfüllen. In einigen Fällen ist der jewei-
lige Stadtraum, z. B. ein Platz, in gewisser Weise die Stadt
oder symbolisiert bestimmte Ereignisse, Zeiträume oder
Lebensgefühle (vgl. Marcuse 2003). Beispiele aus der fran-
zösischen und deutschen Revolution im 18. und 19. Jahr-
hundert wurden schon im Exkurs 2 in Kapitel 4.1 genannt.
Weitere bekannte Beispiele hierfür sind:
– der Potsdamer Platz in Berlin, der für das Großstadt-

lebensgefühl der 20er Jahre des vorigen Jahrhunderts
steht43,

– der Campo in Siena, der – von außen betrachtet – für
viele die Stadt selbst zu sein scheint,

– der Wenzelsplatz in Prag, der für die politischen Um-
brüche in Tschechien steht.

In allen diesen Fällen ist der Platz mit seiner Identität,
seinem Symbolcharakter im Gedächtnis mehrerer Genera-
tionen enthalten. Die genannten Plätze haben alle gesamt-
städtische Bedeutung. Aus dem Alltag in Quartieren und
Kiezen ist bekannt, dass Ähnliches auch für Plätze gilt, die
Außenstehenden unbekannt sind, aber im Quartier eine
große Rolle spielen.

Dass dem öffentlichen Raum die Aufgabe als kollekti-
ves Gedächtnis vielfach zugeordnet wird, lässt sich daran
erkennen, wie auch in letzter Zeit zentrale Plätze der Stadt
– also zentrale Plätze im Gedächtnis der Gesellschaft –
gezielt anders besetzt werden sollen (prominentestes Bei-
spiel in Deutschland in den 90er Jahren: der Schlossplatz
in Berlin).44

Ein weiteres Indiz für die Bedeutung öffentlicher
Räume als kollektives Gedächtnis ist die Namensgebung
von Straßen und Plätzen. Walter Benjamin schreibt in
seinen Aufzeichnungen zum »Passagen-Werk« u. a. über
»große Bedeutung«, »Wollust« und »Sinnlichkeit« der
Benennung von Straßen (Benjamin 1982, S. 644 f.). Kein
gesellschaftlicher Machtwechsel, der einige zentrale Straßen
und Plätze nicht in seinem Sinne umbenennt. Für viele
Städte der ehemaligen DDR existieren Listen, die die
Umbenennungen nach der Wende enthalten45; sie könnten
ergänzt werden um die Namensänderungen während der
Zeit des Nationalsozialismus und nach dem II. Weltkrieg.
Neben dem demonstrierten Machtanspruch geht es hierbei

auch darum, im Gedächtnis der Gesellschaft die jeweils
»richtigen« Namen zu verankern.

Bereits Ende der 50er Jahre sieht Hannah Arendt das
Dauerhafte im Öffentlichen in seiner Existenz geschwächt
und gefährdet (vgl. Arendt 1958/2001, S. 71). Am Ende des
20. und im beginnenden 21. Jahrhundert erhält die Dauer-
haftigkeit im öffentlichen Raum durch aktuelle gesellschaft-
liche Entwicklungen verstärkte Bedeutung, gerade dadurch,
dass sie infrage gestellt wird: Für Richard Sennett ist der
»neue Kapitalismus« dafür verantwortlich, dass es »zur Ent-
wicklung gemeinsamer Geschichte … in den neuen öffent-
lichen Räumen immer seltener (kommt): Das kollektive
Gedächtnis schwindet. Der standardisierte Konsum zerstört
lokale Bedeutungen …« (Sennett 2001, S. 7). Die Entwick-
lungen der neueren Zeit, die Manuell Castells mit seinem
Bild vom »Raum der Ströme« beschreibt, sind seiner
Ansicht nach vor allem dadurch gekennzeichnet, dass in
einer Netzwerkgesellschaft weite Bereiche des Lebens
buchstäblich »in Fluss« gekommen sind, Konturen, Zentren
oder klar definierte Bezugsräume fehlen.46 Er konstatiert
einen schärfer werdenden Bruch zwischen der regionalen,
ortsbezogenen Logik der Zivilgesellschaft und der globalen
Logik von Funktion und Macht, die im Raum der Ströme
organisiert sind (Castells 1999, S. 78). Vor diesem Hinter-
grund benannte Castells in seinem Beitrag auf der ISO-
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43 Dieses Bild ist so nachhaltig, dass es trotz der Zerstörung des
Platzes im II. Weltkrieg und seiner Lage im Niemandsland des
Grenzstreifens erhalten geblieben ist und noch die Planungen
für den »neuen« Potsdamer Platz in den 90er Jahren sich
dieses Bildes gerne bedient haben.

44 Der Streit um den Palast der Republik, den Wiederaufbau
des Schlosses und mögliche Nutzungen des Platzes soll hier
weder aufgenommen noch geführt werden. Interessant im
hier untersuchten Zusammenhang ist, mit welcher Vehemenz
die Diskussion geführt wird, mit welchem Interesse sie ver-
folgt wird und wie schwierig es ist, überzeugende Lösungen
zu finden. Zur Diskussion vgl. u. a. www.bmvbw.de/Kommis-
sion-Schlossplatz-.436.htm, 04. 02. 2002.

45 Vgl. u. a. www.leipzig-info.net/info/_strassennamen.html,
04. 02. 2002.

46 Aus anderer Perspektive weist u. a. auch Hanno Rauterberg
darauf hin, dass die Krise des öffentlichen Raumes eine Krise
des Gemeinwesens sei (»Wofür braucht man noch Orte der
Übereinkunft, wenn es keine Übereinkunft mehr gibt?«
Rauterberg 2001, S. 9).



CARP/ECTP-Konferenz 2003 in Barcelona die nach seiner
Meinung nach wohl wichtigste Aufgabe von Planung darin,
Orte des Wiedererkennens, der Mitte, des öffentlichen
Austausches zu schaffen.

Ganz konkret und sichtbar gibt es verschiedene Fak-
toren, an denen sich eine Veränderung oder Überlagerung
von Dauerhaftigkeit im öffentlichen Raum erkennen lässt.
An dieser Stelle werden zwei Aspekte herausgegriffen, zwi-
schen denen Verbindungen und Überschneidungen beste-
hen und die beide in Zusammenhang mit großformatiger
Werbung gebracht werden können. Sie werden im
Rahmen dieser Arbeit als »reale Stadtsimulationen«47 und
die »ephemeren Schichten« (Hochbaudepartement der
Stadt Zürich 2000a) bezeichnet.48

Zu den realen Stadtsimulationen können verschiede-
ne Erscheinungsformen gezählt werden, die alle dazu bei-
tragen, den öffentlichen Raum als variable, den jeweiligen
Zeitströmungen beliebig anpassbare Modelliermasse
erscheinen zu lassen: Insbesondere durch das Heraufbe-
schwören und Aufbauen historischer Gebäude, deren
ursprüngliche Funktion weder vorhanden ist noch wieder-
hergestellt werden soll, wird Dauerhaftigkeit eher infrage
gestellt als gestützt. Stadt bekommt dadurch eine Aus-
tauschbarkeit und Beliebigkeit, losgelöst vom Ablauf der
Zeit, die eben gerade keine Dauerhaftigkeit ausdrücken
kann.49 Der Anthropologe Marc Augé spricht davon, dass
die Fiktion immer gewagter wird, »sie beginnt, die Stadt
nach ihren Kriterien neu zu gestalten«. (Augé 2000,
S. 185). In solcherart simulierter Stadt geht der Bezug zur
Geschichte, zum kollektiven Gedächtnis verloren (vgl.
Boyer 2001, S. 48). Weitere Beispiele für reale Stadtsimula-
tionen sind die Malls, die i. d. R. nicht für den Bestand
über mehrere Generationen hinweg geplant und gebaut
werden. Dieter Hassenpflug spricht insgesamt von einer
»neuartigen Orte-Industrie, die von dem Bedürfnis nach
urbanen (und ruralen) Atmosphären profitiert, einer Indus-
trie für Städte- und Landschaftsfiktionen« (Hassenpflug
2000a, S. 74). Der Philosoph Jean Baudrillard sieht einen
allgemeinen gesellschaftlichen Trend hin zu Simulationen
(vgl. Baudrillard 1994).50

Ein weiterer Einflussfaktor auf »Dauerhaftigkeit« im
öffentlichen Raum sind zunehmende »ephemere Schich-
ten«: Schon seit längerer Zeit gehört es zum »Wahrneh-
mungsalltag« in den Städten, dass sich eine ephemere
Schicht von Verkehrsschildern, Autos, Wegweisern, Wer-
bung u. Ä. buchstäblich über die Stadt legt. Werbung ist

ein raumgreifender Bestandteil dieser ephemeren Schich-
ten. Alle diese Objekte sind flüchtig, nicht dauerhaft. Der
Architekturkritiker Dieter Hoffmann-Axthelm ordnet die
Schwellenüberschreitung, bei der sich einzelne ephemere
Objekte zu einer Schicht zusammenschlossen, zeitlich in
die sechziger Jahre ein. »Die Wahrnehmung gewöhnte sich
daran, sich im Korridor der Schilder, Fahrspuren, Leitsys-
teme und Werbungstafeln zu bewegen, während die Stadt
der Gebäude immer weiter zurücksank in eine bloße
Grundierungsfunktion.« (Hoffmann-Axthelm 2002). Im fol-
genden Kapitel 4.3.2 »Zeichen« im öffentlichen Raum wird
näher auf diesen Zusammenhang eingegangen, der jedoch
auch bei der Frage der Dauerhaftigkeit – oder Flüchtigkeit
– öffentlicher Räume eine Rolle spielt.
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47 Der Begriff kennzeichnet die Ambivalenz, dass es sich um
eine Simulation handelt, die gleichzeitig im Stadtraum real
ist, und ist vergleichbar dem Begriff der »Atopie«, wie ihn
u. a. Hassenpflug verwendet: »verwirklichte Nicht-Orte mit
fiktiven Ortsqualitäten« (Hassenpflug 1998).

48 Weiter gehend könnten die Auswirkungen eines allgemein
beschleunigten Verkehrs diskutiert werden oder diejenigen
der immer weiter verbreiteten Ereignis- und Eventkultur im
öffentlichen Raum.

49 Im Sommer 2004 werden solche realen Stadtsimulationen in
Berlin, Unter den Linden ganz deutlich. Am Schinkelplatz,
wurde das sog. »Kommandantenhaus« wieder aufgebaut (dort
stand früher das Gebäude des Außenministeriums der DDR),
in der Vorderfront orignialgetreu, in der Fassade zum rück-
wärtig gelegenen Schinkelplatz mit einer Stahl-Glas-Fassade.
Am anderen Ende des Schinkelplatzes hat der »Verein zum
Wideraufbau der Bauakademie« das Gebäude im Maßstab
1:1 als Gerüst mit gemalter Fassade »hingestellt«. Unter den
Linden, direkt neben dem Kommandantenhaus wird das
Kronprinzenpalais renoviert, die verhüllende Plane zeigt die
historische Fassade – mit integrierter Werbefläche.

50 In der »Zeit« vom 28. 10. 2004 heißt es über einen Streik der
Opel-MitarbeiterInnen in Bochum: »Streik ist nur noch das
Zitat von Streik. Proteste sind zu Symbolen geworden, sie
haben sich in Zeichen verwandelt, die in unserem histori-
schen Gedächtnis auf politische Lösungen verweisen.«
(Thomas E. Schmidt: Wohlfühlland ist abgebrannt, Die Zeit,
28. 10. 2004, S. 57).



Was das Zeichen betrifft, so geht es in die Simu-
lation und die reine Spekulation des virtuellen
Universums über.

(Jean Baudrillard, 2000)

4.3.2 »Zeichen« im öffentlichen Raum

Werbung wurde im vorherigen Kapitel bereits als Teil der
»Zeichen« in der Stadt benannt. Die Untersuchung von
Kevin Lynch über »das Bild der Stadt« beschäftigt sich
intensiv mit der Bedeutung von Zeichen in der Stadt (vgl.
Lynch 1965/2001). Diese Untersuchung ist bewusst
beschränkt auf die »Wirkung physisch wahrnehmbarer
Gegenstände« auf die Vorstellungsbilder von Stadt (Lynch
1965/2001, S. 60). Zum einen geht es um konkret vorhan-
dene, wahrnehmbare Gegenstände, zum anderen um ihre
Wirkung auf individuelle Vorstellungsbilder. Hierbei sind
Decodierung und Interpretation der Zeichen individuell, da
sie immer vor dem Hintergrund persönlicher Erfahrungen
erfolgen, jedoch hat Lynch festgestellt, dass es Übereinstim-
mungen bei Angehörigen der gleichen Gruppe gibt (vgl.
Lynch 1965/2001, S. 17). Nach Lynch gehören »Merkzei-
chen« (»landmarks«) zu den fünf Typen von Elementen, die
im Stadtbild relevant werden (neben Wegen, Grenzlinien,
Bereichen und Brennpunkten). Merkzeichen sind demnach
»ganz einfache Objekte: Gebäude, Schilder, Warenhäuser
oder auch Anhöhen. Ihre Benutzung erfordert das Ausson-
dern eines einzelnen Elementes aus einer Unmenge von
Möglichkeiten« (Lynch 1965/2001, S. 62). Als ein Element
der lokalen Merkzeichen benennt er explizit »Schilder und
Plakate« (Lynch 1965/2001, S. 62). Die Lage an Knoten-
punkten (»Brennpunkten«) erhöht nach Lynch die Wirkung
eines Merkzeichens. Die Bedeutung der Merkzeichen
macht er an einem Ergebnis seiner Untersuchung fest, nach
der Personen, die mit einer Stadt vertraut sind, sich bei der
Orientierung weitgehend auf ein System von Merkzeichen
verlassen (vgl. Lynch 1965/2001, S. 96/97).

»Zeichen« werden in Zusammenhang mit Diskussio-
nen um öffentliche Räume positiv besetzt als Elemente
benannt, die einen Ort charakterisieren (»stabiler Vorrat an
Zeichen und Symbolen«, Hassenpflug 2000b, S. 309), die
dazu führen, dass »man die individuellen und kollektiven
Identitäten, ihre Beziehungen und ihre Geschichte ablesen
kann« (Augé 2000, S. 179). Nach dieser Definition haben
Zeichen, also auch Werbung, wenn sie in zu großer Dichte
auftreten, gerade den gegenteiligen Effekt; sie werden dann

nur noch als Zeichen selber wahrgenommen, ohne weitere
Bedeutung, »weil die Fülle der Zeichen, ihre unablässige
Verdichtung und Multiplikation in dem Maße, wie sie ihre
Lesbarkeit einfordert, sie wieder vereitelt« (Mersch 2000,
S. 191). Auf diese kritische Entwicklung weist auch Chris-
tine Boyer in ihrer Untersuchung des Times Square/42nd
Street hin. Dieser Ort kann ihrer Meinung nach nur noch
als »assembled space« oder »imagespace« gewertet werden,
an dem eine hochgestylte und durch planerische Vorgaben
geschaffene Illusion uns erstaunt innehalten lässt, ohne dass
wir seine Geschichte und seine Funktion noch wahrneh-
men (vgl. Boyer 2001). Der Ort wird zu einem Unort, der
definiert ist als ein Raum, »in dem sich weder Identitäten
noch Beziehungen, noch Geschichte ablesen lassen« (Augé
2000, S. 179). Diese simulierte Mitte eines Unortes dient
nicht mehr der Orientierung oder der Grenzziehung im
urbanen Gefüge – im Sinne von Kevin Lynch –, sondern
dient nur noch der Orientierung im Konsumraum. Die Zei-
chen – ursprünglich wichtiger Bestandteil der Identifikation
und des Images eines Ortes – tragen dann eher zum
Gegenteil bei. In der Massierung wie am Times Square ver-
decken die Zeichen eher, als dass sie verdeutlichen.51

Dies gilt in hohem Maße für Werbung, deren Motive
und Zeichen i. d. R. nicht ortsgebunden, sondern zuneh-
mend ubiquitär sind. Damit in Zusammenhang steht die
Frage, ob das, was sich als »ephemere Schicht« von Zei-
chen über die Stadt legt (s. o.), dazu führt, dass das
Wesentliche nicht mehr wahrgenommen werden kann.
Verstanden als eine Ablenkung werden sie zum Vergessen
beitragen. Walter Benjamin sah dies, bezogen auf Schrift in
der Stadt, bereits 1928 voraus: »Heuschreckenschwärme
von Schrift, die schon heute die Sonne des vermeinten
Geistes den Großstädtern verfinstern, werden dichter in
jedem folgenden Jahre werden« (Benjamin 1928/1972,
S. 103). Der Definition des Öffentlichen nach Hannah
Arendt folgend, erhält gesellschaftliche Wirklichkeit nur
das, was öffentlich sichtbar ist (vgl. Arendt 1958/2001,
S. 62 f.). Wenn »das Wesentliche« nicht mehr wahrgenom-
men wird, keine gesellschaftliche Wirklichkeit erlangt und
an seine Stelle Hinweise, Informationen und Konsum
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51 »The city wants these new signs to be as flashy as possible,
and advertising is clearly allowed, hoping to cover over the
fact that Times Square has become a dull and dark canyon of
overlarge skyscraper office towers …« (Boyer 2001, S. 33).



treten, gehen Übereinkünfte und mit ihnen Orte der Über-
einkünfte verloren (vgl. Rauterberg 2001, S. 9).

Der Philosoph Jean Baudrillard geht in einer kriti-
schen Einschätzung von Zeichen noch weiter. Er konsta-
tiert: »das Reale nimmt nicht mehr die Kraft eines Zeichens
an, das Zeichen nicht mehr die Kraft eines Sinns« (Baudril-
lard 1999, S. 12). Baudrillard hat den Begriff des »Simula-
crum« aus der Bibel übernommen und bezeichnet damit
die Kopie eines Originals, dass es nie gegeben hat. Er sieht
hierin die dritte Phase (die beiden ersten definiert er als
»Spiegel« und »Maske«), in der ein Bild, ein Zeichen
beginnt, die Abwesenheit einer Realität zu kaschieren: »It
is the generation by models of a real without origin or real-
ity« (Baudrillard 1988, o. S.). Er hält Simulationen und
Simulacra für zentral zum Verständnis der Postmoderne
und sieht sie auch im Bild der Stadt (vgl. Soja 2000,

S. 329). Zum »Reich der Simulationen« gehören für
Baudrillard u. a. Wissenschaften, Technologien, Medien
und Virtualität (vgl. Baudrillard 1994, S. 26 f.). Von dieser
abstrakten Ebene auf eine konkretere wechselnd, kann
Werbung als Simulacrum bezeichnet werden. Das in der
Werbung transportierte Bild der Wirklichkeit ist nie real
gewesen, wird nie real sein. Von daher stellt sich die Frage,
ob eine optische Massierung von Werbung im öffentlichen
Raum als ein Teil von – und ein Indiz für – Simulationen
im Stadtraum angesehen werden kann. Dafür spricht der
simulative Charakter der Werbung selber. Im Rahmen des
»branding« (vgl. Kapitel 5.1) wird dieser simulative Charak-
ter noch deutlicher. Und auch die oft mit großformatiger
Werbung verbundenen Fassadenreproduktionen sind letzt-
endlich Simulationen.
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4.4 Zusammenfassung und Arbeitshypothesen

Eine Definition dessen, was öffentlicher Raum ist, ist nur in
Zusammenhang mit dem jeweiligen Verwendungszweck
denkbar. Im Rahmen dieser Untersuchung trägt das Ergrün-
den der Frage, was ein öffentlicher Raum ist, nicht zur
Klärung der Fragestellung bei, welche Auswirkungen groß-
formatige Werbung hat. Es wird von daher ein normatives
Begriffsverständnis von »öffentlich« mit den drei Aspekten
Gemeinsamkeit, Wahrnehmbarkeit, Dauerhaftigkeit vorge-
schlagen (beruhend auf der Begrifflichkeit, die Hannah
Arendt verwendet). Dies ermöglicht die Fragestellung: »Wie
öffentlich ist ein Raum?« und daran anschließend, »Wie
beeinflusst Werbung diesen Raum und das, was das
»Öffentliche« an ihm ist oder sein sollte?« Das normative
Begriffsverständnis wurde vor dem Hintergrund der Ausein-
andersetzung mit den zahlreichen unterschiedlichen
Bedeutungen des Begriffes »öffentlich« gewählt. Eine
Beschäftigung mit dem Begriff »öffentlich« in seiner wech-
selnden Bedeutung über die Jahrhunderte hinweg macht
deutlich, dass der Begriff des »öffentlichen Raumes« schwer
zu definieren ist. Die Schwierigkeiten werden dadurch ver-
stärkt, dass normative und deskriptive Begriffsverständnisse
bestehen, die miteinander unvereinbar sind. Die vorliegen-
de Arbeit ist auf Fragestellungen der Stadtplanung ausge-
richtet und konzentriert sich deshalb auf materiell-physi-
sche und wahrnehmbare Räume der Stadt, die allgemein

zugänglich sind, und geht auf andere »öffentliche Räume«
(u. a. Medien) nicht weiter ein. Da die Arbeit sich auf
Außenwerbung bezieht, werden ausschließlich Außen-
räume betrachtet. 4.4 Zusammenfassung und Arbeitshypothesen

Der Vergleich von vier Ansätzen zur Typisierung und
Beschreibung öffentlicher Räume aus den Bereichen Stadtpla-
nung, Stadtsoziologie und Planungstheorie zeigt erneut die
Bandbreite des Begriffsverständnisses auf. Mit Zugänglichkeit,
Nutzbarkeit und Sicherheit lassen sich Merkmale benennen,
die in allen verglichenen Ansätzen eine Rolle spielen und
denen auch von anderen AutorInnen große Bedeutung
zugemessen wird. Auch Orientierung, Kommunikation und
Selbstdarstellung/Bühne werden wiederholt als Merkmale
öffentlicher Räume genannt. Verbindungen mit großforma-
tiger Werbung können im Bereich der Orientierung liegen.
Darüber hinaus sind Auswirkungen großformatiger Werbung
auf die Nutzbarkeit öffentlicher Räume denkbar. Offensicht-
lich bricht großformatige Werbung die Maßstäblichkeit der
baulich-räumlichen Umgebung. Allerdings scheint keiner der
untersuchten Ansätze geeignet, die Fragen, ob und in-
wieweit großformatige Werbung den öffentlichen Raum
beeinflusst, zu beantworten. Nur in dem Ansatz, der Typen
öffentlicher Räume benennt, sind Bezüge zu großformatiger
Werbung herstellbar, da hier der Konsum als ein prägendes
Element öffentlicher Räume benannt wird.



Um den Auswirkungen großformatiger Werbung im
öffentlichen Raum näherzukommen, wurden deshalb im
Rückgriff auf das normative Begriffsverständnis von »öffent-
lich« zwei Faktoren untersucht, die wichtige Aspekte des
»Öffentlichen« sind. Sie sind gleichzeitig für Werbung prä-
gend und auch im öffentlichen Raum – unabhängig von
Werbung – von Bedeutung: Werbung ist flüchtig, schnellle-
big. Demgegenüber spielt Dauerhaftigkeit im öffentlichen
Raum eine besondere Rolle, insbesondere als »kollektives
Gedächtnis«. Die Dauerhaftigkeit im öffentlichen Raum
bekommt durch aktuelle Entwicklungen (Stichworte:
»Raum der Ströme« und »Netzwerkgesellschaft« nach
Manuel Castells) einerseits besondere Bedeutung und ist
andererseits besonders bedroht.

Der schnelllebige, flüchtige Charakter der Werbung wirkt
der Dauerhaftigkeit im öffentlichen Raum entgegen.

Der zweite Faktor ist der der Zeichen (parallel zum Aspekt
der Wahrnehmbarkeit des »Öffentlichen«). Werbung setzt

Zeichen, will Zeichen sein, ist bildhaft. Für das »Bild der
Stadt« hat Kevin Lynch ausführlich dargestellt, welche
Bedeutung Zeichen in der Stadt haben. Sie dienen der
»Lesbarkeit« von Stadt, ihrer Eindeutigkeit. Allerdings
können eine zu große Dichte von Zeichen oder ein Über-
handnehmen von Zeichen einer Art gerade zum Gegenteil
führen, zu Unlesbarkeit und Austauschbarkeit. Offensicht-
lich ist dieser Prozess, bei dem eine »ephemere Schicht«
von Zeichen (u. a. aus Verkehrsschildern, Hinweistafeln
und Werbung) das Wesentliche verdeckt, in der Stadt rela-
tiv weit fortgeschritten, unsere Wahrnehmung hat sich
daran gewöhnt. Die Verdeckung des Wesentlichen und
Simulationen werden als Kennzeichen der Postmoderne
gesehen (Baudrillard 1988 und 1999).

Werbung, insbesondere großformatige Werbung, die
ganze Gebäude buchstäblich verdeckt, hat simulativen
Charakter und verändert das, was öffentlich wahr-
nehmbar ist.
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Nach der Wahrheit die Werbung.
(Niklas Luhmann 1996)

5 Branding und öffentlicher Raum

Nachdem Werbung im vorigen Kapitel als Teil der Zeichen-
dichte und von Simulationen im öffentlichen Raum deut-
lich wurde, geht es im Folgenden um »Branding«, eine
Werbeform, zu der u. a. großformatige Werbung gehört
und die den simulativen Charakter der Werbung betont
(Kapitel 5.1). Dem folgt die Auseinandersetzung damit,

inwieweit Werbung im öffentlichen Raum, und insbesonde-
re Branding, Thema und Problem der Stadtplanung ist
(Kapitel 5.2). Abschließend wird in einem Überblick zusam-
mengefasst, welche Rolle Simulation in den Bereichen
»Werbung«, »Zeichen« und »öffentlicher Raum« spielt
(Kapitel 5.3).
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Die Definition von »Branding« im Marketing-Wörterbuch
liest sich nüchtern wie folgt: »Branding: die professionelle
Entwicklung von Markennamen, d. h. die Schöpfung eines
Markennamens, der die Marketingziele eines Markenher-
stellers verkörpert.« (Koschnick 2000, S. 233). Marken
selbst sind dabei keine neue Entwicklung. Um 1900 waren
Marken wie Maggi, Persil und Agfa auf verschiedenen
Werbeträgern im öffentlichen Raum der Städte präsent (vgl.
Exkurs 1 in Kapitel 3). Der Marlboro-Reiter z. B. ist eine
Marketing-Idee aus den 50er Jahren. Jedoch gab es in den
90er Jahren eine rasante Wertentwicklung der Marken:
Wurden 1993 die Markenwerte noch halb so hoch wie die
harten Vermögenswerte eingeschätzt, bestanden im Jahr
2000 über 50 % der Kapitalwerte der Unternehmen in
Namens- und Markenrechten (vgl. Grauel 2000, o. S.).
Nach der Rangfolge der teuersten Marken, die die Finan-
cial Times für das Jahr 2000 benannte, brachte die Marke
Coca-Cola ca. 60 % des Unternehmenswertes.

Was da so viel wert ist, ist letztendlich nichts Reales.
Es geht nicht mehr in erster Linie um die Qualität des Pro-
duktes, die für die meisten Konsumgüter wie Turnschuhe
oder Kaffee auch relativ ausgereizt ist. Es geht um Image,
um die Verknüpfung eines Produktes mit einem Lebensge-
fühl, einem Lebensstil. Die »Erschaffung« einer Marke
erschöpft sich schon längst nicht mehr im Markennamen
und -logo, sondern umfasst u. U. ein Eindringen der Marke
in zahlreiche Lebensbereiche, die für ihre Zwecke instru-
mentalisiert werden. Branding ist im öffentlichen Raum der

Stadt und in vielen anderen Lebensbereichen vorhanden.
Naomi Klein nennt in ihrem Buch »No Logo« eindrückliche
Beispiele hierfür (vgl. Klein 2002, S. 57 ff.).52 In den letzten
Jahren wird dabei immer wieder auch von Krisen der
Marken – und der Markenunternehmen – gesprochen. Im
Sommer 2003 gab es z. B. eine Plakataktion, in der für den
Kauf von Markenartikeln allgemein geworben wurde (vgl.
Abb. 5.1). 5 Branding und öffentlicher Raum5.1 Begriff, Zielsetzung und Erscheinungsformen von Branding

Die Abkehr von den realen Vermögenswerten und
dem Werben mit Produktqualitäten ereignet sich nicht
zufällig Ende des 20. Jahrhunderts. Wenn Simulation einer
der Kernbegriffe zum Verständnis der Postmoderne ist
(vgl. Kapitel 4.3.2), hat Werbung mit dem Branding ihre
zeitgemäße Form gefunden. Werbung ist per se schon
Simulation. Doch durch Branding wird dieses Element
deutlich verstärkt. Nicht nur, dass das Dargestellte nicht
real ist. Die »harten Werte«, die hinter einem Produkt
stehen (Immobilien, Fabriken, Rohstoffe, Arbeitskräfte),
haben gegenüber der Simulation (dem Markennamen,
dem Image) an Bedeutung verloren. Diese Entwicklung ist
vor dem Hintergrund dessen zu sehen, was oft leichthin

52 Die Beispiele kommen neben den Schilderungen über die
»Eroberung des Stadtbildes« u. a. aus den Bereichen Sport
(z. B. der Basketballer Michael Jordan und Nike), Musik (z. B.
die Rolling Stones und Tommy Hilfiger), Medien, Schulen
und Universitäten.



als »Globalisierung« bezeichnet wird. Im Zusammenhang
mit Branding sind dabei u. a. die Verlagerung von Arbeits-
plätzen und Produktionsstätten sowie die ubiquitäre Ver-
fügbarkeit von zahlreichen Konsumgütern von Interesse
(vgl. Klein 2002).

Durch diese Wendung und Veränderung wurden
Bereiche für kommerzielle Werbezwecke interessant, die
bei der Produktwerbung bis dahin kaum eine Rolle gespielt
hatten. Städtische Räume, Landschaften und die in ihnen
agierenden Menschen wurden einerseits stärker zum Träger
von Werbung, andererseits wurden sie selber Gegenstand
des Branding. Es werden zusehends ›branded spaces‹
geschaffen, Orte, die einen direkten Zusammenhang zwi-
schen Eigenschaften des Produktes und der Umgebung,
d. h. der städtischen Bühne und der dort agierenden
Selbstdarsteller, herstellen. Ein Wirtschaftsunternehmen
baut ein Sportstadion, das den Markennamen trägt und
nutzt nicht nur die Nennung des Markennamens in den
Sportnachrichten als Werbung, sondern verknüpft ihre
Marke mit den (positiven) Assoziationen großer Sporterleb-
nisse. Im Rahmen der Fußball-WM 2006 in Deutschland

werden diese Möglichkeiten jedoch eingeschränkt: Im
Zusammenhang mit der WM ruhen sämtliche Namensrech-
te an den Stadien. Entsprechende Schriftzüge müssen
abmontiert oder abgedeckt werden. Auch in einem
Umkreis von etwa einem Kilometer um die Stadien sind an
den Spieltagen jegliche Werbemaßnahmen ausgeschlossen.
Die Einhaltung dieser Regelungen wird von der »Fifa Mar-
keting & TV« überwacht, denn sie dienen nicht dem
Schutz der öffentlichen Räume, sondern dem Schutz der
Markenrechte der Sponsoren der Fußball-WM. Diese zahl-
ten für die weltweiten Rechte etwa 40 Mio. Euro an die
Fifa Marketing & TV, die nationalen Förderer zahlten knapp
13 Mio. für die auf Deutschland begrenzten Rechte (vgl.
Kabosch 2005, o. S.). Jenseits der Kilometer-Zone sind im
Herbst 2005 die ersten Werbestandorte mit WM-Bezug auf
den Markt gekommen. Mit welcher Intensität sportliche
Großereignisse für großformatige Werbung schon genutzt
worden sind, zeigt ein Bild aus Salt Lake City zur Zeit der
Olympischen Winterspiele 2002 (vgl. Abb. 5.2).

Ein Beispiel der Firma Nike ist das Werbeplakat mit
dem Text »Do you know Brooklyn?« in Verbindung mit
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Abb. 5.1:
»Die Marke. Etwas anderes
kommt mir nicht in die
Tüte.«, Hamburg 2004



dem Nike-Swoosh. Kein Hinweis auf Turnschuhe, kein
Hinweis auf Sport, aber der Hinweis auf einen Stadtteil,
der Assoziationen weckt, die Nike für sich in Besitz
nehmen will (vgl. Boyer 1994, S. 419). Ein weiteres Beispiel
der Firma Nike ist ihre Werbekampagne, in der in benach-
teiligten Stadtteilen kostenlos Container mit Sportschuhen
aufgestellt wurden, die dann über bestimmte Jugendszenen
(Streetball, Hiphop) unter den KonsumentInnen verbreitet
wurden (vgl. Klein 2002, S. 90). Das heißt, die Konsumen-
tInnen selber werden zu WerbeträgerInnen.

Ein sehr weitgehendes Beispiel für die Verknüpfung
von Marke und öffentlichem Raum ist das Beispiel von
Celebration. Die gesamte 20 000-Einwohner-Stadt in
Florida wurde kurzerhand vom Disney-Konzern erfunden
und aufgebaut. Sie sieht auf den ersten Blick aus wie »die
idealisierte Neuerschaffung eines lebenswerten Amerika
von vor der Zeit der Einkaufszentren … und der Massen-
kommerzialisierung« (Klein 2002, S. 168). Jedoch ist die
ganze Stadt privat, »im Rathaus dieser blitzsauberen Städte-
parodie residiert kein Bürgermeister … Hier arbeiten Ange-

stellte des Disney-Konzerns. Sie simulieren öffentliche Ver-
waltung« (Hassenpflug 2000a, S. 77).

Die Installation und Pflege von Marken ist teuer. Der
Werbeetat von Nike stieg von 1993 bis 1997 von
280 Mio. $ auf 500 Mio. $, die Werbeausgaben von Disney
hatten ihren bisherigen Höhepunkt 1995 bei 1,3 Mrd. $
und fielen bis 1997 leicht auf 1,26 Mrd. $ (Klein 2002,
S. 482 f., Quelle: »100 Leading National advertisers«,
Adverstising Age). Solche Werbeetats – und die damit ver-
bundenen Möglichkeiten des Branding – können sich nur
große Konzerne leisten. Dies gilt in geringerem Maße
schon für die Kosten für großformatige Werbeflächen
(s. Kapitel 6).

Ein anderes Beispiel der Firma Nike aus dem Jahr
1999 zeigt eine weitere Dimension der Werbung auf53: Auf
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Abb. 5.2: Salt Lake City zur Zeit der Olympischen Winterspiele 2002

53 Die Firma Nike ist nicht der einzige »global player«, der
Branding-Strategien verfolgt. Coca-Cola, Benetton, Starbucks,
Hilfiger und viele andere agieren ähnlich.



einer großformatigen Werbefläche war nur der Turnschuh
eines Basketballspielers abgebildet, wie er kurz in einem
Stadtteil – bspw. auf dem George Square in Glasgow – auf-
setzte, um im nächsten Moment in einem weit entfernten
Stadtteil – vielleicht in Berlin auf dem Potsdamer Platz –
aufzutreten. Werbung ist global ausgerichtet, nutzt in
verschiedenen Weltregionen die gleichen Strategien und
Zeichen, die – wie in Kapitel 4.3.2 schon benannt – dann
nicht mehr der Orientierung in der Stadt, sondern der im
Konsumraum dienen (vgl. Abb. 5.3). Ein auf die Spitze
getriebenes Beispiel dafür schildert Naomi Klein aus der
Kleinstadt Cashmere in Washington, Sitz der Süßigkeiten-
fabrik Liberty Orchard. Sie zitiert hier aus dem Wall Street
Journal vom 06. 10. 1991, wonach Forderungen des Unter-
nehmens u. a. dahin gingen, die Hauptstraßen der Stadt
nach ihren Kaubonbons zu benennen und ihnen das Rat-
haus zu verkaufen (vgl. Klein 2002, S. 57).

Es können also zwei verschiedene Branding-Strategien
in Zusammenhang mit dem öffentlichen Raum in der Stadt
benannt werden: Bei der einen Strategie wird der öffent-
liche Raum zum Imageträger der Marke, bei der anderen
ist er pragmatisch der Werbeträger.

Wenn der öffentliche Raum zum Imageträger der
Marke werden soll, werden einzelne Stadträume von einer
Marke in Anspruch genommen, es wird versucht, das
Image von Raum und Marke direkt miteinander zu verkop-

peln. In diesem Fall kann von Seiten des entsprechenden
Wirtschaftsunternehmens ein Interesse daran bestehen, das
Image des Stadtraumes in der aktuellen Form zu halten
oder es entsprechend den Ansprüchen der Werbung zu
verändern (»Do you know Brooklyn?«, s. o.). Hierbei geht
es immer um das Image des Stadtraumes, nicht um seine
Identität. Die BewohnerInnen oder NutzerInnen spielen
insoweit eine Rolle, als auch für sie die Frage gestellt wird,
inwieweit sie zum angestrebten Image »passen«. Wenn sie
dazu »passen«, werden sie u. U. Teil der Werbestrategie.
Diese Strategie kann nur von größeren Unternehmen ver-
folgt werden, die über die entsprechende finanzielle Aus-
stattung für diese Art des Branding verfügen. Eine solche
Strategie hat Aussicht auf Erfolg, zumindest hat sie sie in
einem anderen »öffentlichen Raum«, dem des Rundfunks.
Hier gilt als erwiesen, dass die Existenz von Werbung das
redaktionelle Umfeld verändert (vgl. Kapitel 1.1).

Aus Deutschland gibt es bisher nur einzelne Beispiele,
bei denen der Ort der Werbung in der Werbung themati-
siert wird. Damit ist nicht gemeint, dass die Fassade repro-
duziert wird, sondern dass der Ort selber in der Werbung
eine Rolle spielt. Die bekannten Beispiele aus Deutschland
(Brandenburger Tor in Berlin und Bavaria-Denkmal in
München, vgl. Kapitel 3.2 und Kapitel 6.1.2) zeigen, dass
sich eine solche Art der Werbung vor allem an Orten mit
einer starken eigenen Identität und einem starken Image
anbietet. Sie ist offenbar nicht auf jedem beliebigen Bauge-
rüst möglich, da das eingerüstete Gebäude nicht immer
genug Eigenständigkeit und Unverwechselbarkeit hat, um
Anknüpfungspunkte für die Werbung zu bieten. Darüber
hinaus ist diese Strategie relativ teuer, da die entwickelten
Werbemotive nicht an anderen Orten, in anderen Medien
beliebig wiederholbar sind. Gelegentlich gibt es Werbung,
die sich zwar nicht auf den Ort der Werbung bezieht, aber
einen deutlichen Bezug zum Zeitpunkt nimmt, zu dem sie
erscheint. So formulierte die Firma Lucky Strike zu Zeiten
heftiger Diskussionen über Studiengebühren in Deutsch-
land im Jahr 2004 auf den Werbeplakaten z. B.: »Studieren
sie ruhig dieses Plakat, es ist gebührenfrei.« Ebenso wie bei
dem Bezug auf den Ort der Werbung ist dies ein Schritt
aus der Beliebigkeit, die die meisten anderen Werbefor-
men im öffentlichen Raum mit kennzeichnet.

Die zweite Branding-Strategie der Werbetreibenden
ist wesentlich weiter verbreitet: Sie arbeitet auch mit der
Größe der Werbeflächen, mit ihrer raumgreifenden Wir-
kung, sucht aber gerade keine Verbindung zum Ort der
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Abb. 5.3: Orientierung im Konsumraum: Berlin, gegenüber
Bahnhof Zoo, Oktober 2005



Werbung. Diese Art der Werbung ist ubiquitär, hat nichts
mit dem konkreten Standort der Werbung zu tun. Es liegt
im Gegenteil im Interesse der Werbetreibenden, die poten-
ziellen KundInnen an möglichst vielen Orten der Welt mit
der gleichen Werbebotschaft, dem gleichen Logo zu errei-
chen. Dies ist die häufigste Form großformatiger Werbung
im öffentlichen Raum. Die verwendeten Logos und Werbe-
motive werden darüber hinaus auch an zahlreichen ande-

ren Orten und in anderen Medien verwendet (Zeitungen,
Fernsehen, Kino usw.). Der öffentliche Raum wird in diesen
Fällen pragmatisch als Werbeträger eingesetzt, nicht direkt
als Imageträger der Marke. Durch die optisch massive Prä-
senz findet jedoch eine starke visuelle Prägung des öffent-
lichen Raumes statt (vgl. Abb. 5.4).

Letztendlich verfolgen beide Strategien denselben
Zweck: Räume, Gegenstände, Menschen, Lebensgefühle zu
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Abb. 5.4: Ubiquitäre Werbung:
1 Piazza di Trevi, Rom
2 Genadioustreet, Thessaloniki
3 Altes Stadthaus, Berlin

1 � � 2



markieren, für ein Logo in Besitz zu nehmen. Lediglich die
Erscheinungsformen sind unterschiedlich. Aus Sicht der Stadt-
planung stellt sich die Frage, ob bei der Werbeform, die
direkt mit dem Ort der Werbung arbeitet, die enge Verknüp-
fung zwischen Marke und Ort besondere »Gefahren« enthält
oder ob eventuelle Synergieeffekte u. a. zur Stärkung von
Image und Identität einzelner öffentlicher Räume genutzt
werden könnten. Vor dem Hintergrund der Auseinanderset-
zung um die Bedeutung von Dauerhaftigkeit im öffentlichen
Raum (vgl. Kapitel 4.3.1) und Zeichen im öffentlichen Raum
(vgl. Kapitel 4.3.2) scheinen solche Synergieeffekte kaum
erreichbar. Auch die Untersuchungen von Christine Boyer
über den Times Square in New York, bei dem Werbung
bewusst eingesetzt wird, um dem Platz eine Identität zu
geben, enthält eher Indizien für ein zwangsläufiges Scheitern
dieser Strategie als für ihren Erfolg (vgl. Boyer 2001).

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts sind großformatige

Werbeflächen die augenfälligste Form des Branding im
öffentlichen Raum der Stadt. Wie in der gesamten Entwick-
lung der Werbung (vgl. Exkurs 1 in Kapitel 3) werden sich
auch in Zukunft die Formen der Werbung ändern. Der
Fakt des Markierens, des Besitzergreifens, ist dabei mit
ganz unterschiedlichen Werbeformen denkbar, so dass sich
die grundsätzlichen Fragen hierzu auch stellen werden,
wenn sich die Formen der Werbung – u. a. im Zuge tech-
nischer Entwicklungen – weiter verändern.

Offensichtlich nimmt durch Branding sowohl die Prä-
senz der Werbung im öffentlichen Raum massiv zu als auch
die Präsenz des öffentlichen Raumes in der Werbung. Die
hier vorliegende Arbeit konzentriert sich auf die Präsenz der
Werbung im öffentlichen Raum, denn durch diese verstärkte
Präsenz und (teilweise) durch die Integration des öffentli-
chen Raumes als Imageträger von Marken rückt Branding in
das Interesse – und die Zuständigkeit – von Stadtplanung.
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5.2 Werbung als Thema und Problem der Stadtplanung

Durch die Entwicklung des Branding ist Werbung im
öffentlichen Raum präsenter als je zuvor. Schon allein
dadurch wird sie Thema der Stadtplanung (zum Verständ-
nis von Stadtplanung vgl. Kapitel 1.1). Mit ihrer Schnellle-
bigkeit und der Massierung der Zeichen, die sie setzt,
bringt sie deutliche Veränderungen in den öffentlichen
Raum. Davon ausgehend, dass sie dadurch Elemente des
Dauerhaften verändert und gefährdet, die zum einen im
öffentlichen Raum grundsätzlich notwendig sind und zum
anderen durch aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen
ganz allgemein bedroht sind, besteht ein Steuerungsbedarf.
Als stadtplanerische Aufgabe hat diese Steuerung nicht nur
abstrakte oder theoretische, sondern auch ganz konkrete
Aspekte. Die Stadtplanung ist zusammen mit drei anderen
Bereichen der öffentlichen Verwaltung für die Genehmi-
gung von Werbeflächen zuständig (s. Kapitel 6 und 7), und
zwar sowohl für Werbung, die auf öffentlichen Flächen
(hier gemeint als »Flächen im öffentlichen Eigentum«)
installiert werden soll, als auch auf privaten Flächen, sofern
die Werbeanlage eine bauliche Anlage ist – wovon i. d. R.
auszugehen ist. Dem Planungsrecht wird heute eine gestie-
gene Rolle bei der Steuerung von großformatigen Werbe-
flächen zugeschrieben (s. Kapitel 7 und 8). Es stellt sich also

nicht die Frage, ob sich Stadtplanung mit dem Thema
beschäftigt, sondern in welcher Form, mit welcher Intensi-
tät sie es tut. Die Auseinandersetzung mit der Entwicklung
der Außenwerbung (s. Exkurs 1 in Kapitel 3) hat gezeigt,
dass die öffentliche Hand bereits seit verstärktem Aufkom-
men der Außenwerbung immer wieder die Notwendigkeit
der Steuerung gesehen hat. 5.2 Werbung als Thema und Problem der Stadtplanung

Die Abwägung zwischen dem privaten Interesse der
Werbetreibenden im Zusammenspiel mit allgemeinen
Interessen und anderen privaten Interessen am öffentlichen
Raum ist eine klassisch stadtplanerische Aufgabe. Grundla-
ge und Hintergrund möglicher Strategien und Entscheidun-
gen können theoretische Überlegungen sein, wie sie bis
hierher dargelegt wurden. Die Rolle der Stadtplanung muss
dabei im Auge behalten werden: Die Entscheidung,
welche Strategie verfolgt werden soll, wird nicht von der
Stadtplanung getroffen, sondern ist eine politische, die
innerhalb der Rahmenbedingungen (ökonomisch, kulturell,
gesellschaftlich) getroffen wird. Allerdings kann die Stadt-
planung entscheidungsvorbereitend tätig werden, kann Vor-
schläge machen, wie eine Steuerung möglich ist, die unter
Berücksichtigung unterschiedlicher Aspekte ggf. zu einer
größeren »Balance« verschiedener Interessen im öffent-



lichen Raum beitragen kann. Voraussetzung hierfür ist
jedoch, dass sie selber eine klare Problemsicht entwickelt.
Wenn auch in Beschreibung und Analyse teilweise Jean
Baudrillard gefolgt wurde, kann seine fatalistische Einstel-
lung zur Veränderbarkeit54 gerade aus stadtplanerischer
Sicht nicht geteilt werden (vgl. auch Soja 2000, S. 330 ff.).
Eher weiterführend sind hier Aufforderungen wie von

Manuel Castells, der als eine der Hauptaufgaben von
Stadtplanung die Schaffung von Räumen der Identität, des
Wiedererkennens und des öffentlichen Austausches defi-
niert (vgl. Kapitel 4.3.1). In diesem Kontext wird im
Rahmen dieser Arbeit die stadtplanerische Beschäftigung
mit großformatigen Werbeanlagen gesehen.
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In verschiedenen Bereichen haben die bisherigen Über-
legungen alle zu den Begriffen »Simulation« oder »Fiktion«
geführt. Abbildung 5.5 ordnet eine Reihe von Zitaten
unterschiedlicher AutorInnen zu den Themen öffentlicher
Raum, Zeichen und Werbung chronologisch an (vgl.
Abb. 5.5). In den zitierten Texten setzen sich die Auto-
rInnen mit der zunehmenden Bedeutung der Werbung im
öffentlichen Raum, mit der Bedeutung und Verdichtung
von Zeichen im öffentlichen Raum und mit Simulationen
sowohl im Bereich der Werbung als auch im öffentlichen
Raum auseinander. 5.3 Öffentlicher Raum, Werbung und Simulation

Die Verbindung von Sichtbarem, Bildhaftem und
Wahrem mit dem Begriff des Öffentlichen (und damit auch
für den öffentlichen Raum) ist alt und taucht in Deutschland
bereits im 15./16. Jahrhundert auf (vgl. Exkurs 2 in Kapitel 4).
Nach verschiedenen Entwicklungen und Veränderungen des
Begriffsverständnisses im Lauf der Zeit wird die Verbindung
zwischen öffentlicher Sichtbarkeit und Wirklichkeit von
Hannah Arendt in ihrer normativen Bestimmung des Begrif-
fes Ende der 1950er Jahre als eine der wichtigen Bedeutun-
gen des Öffentlichen erneut betont (in übergeordnetem
Sinne verstanden, aber auch auf die öffentlichen Räume in
der Stadt übertragbar). Ende des 20. Jahrhunderts wird von
AutorInnen aus den Bereichen der Stadtplanung und Sozio-
logie darauf hingewiesen, dass durch Simulation und Fiktion
diese Bedeutung des öffentlichen Raumes zum einen nicht
mehr wahrgenommen werden kann, aber dass zum anderen
gerade die Simulationen und Fiktionen Ausdruck des
Bedürfnisses danach sind.

Für den Bereich der Zeichen in der Stadt hat Walter
Benjamin schon in den 1920er Jahren auf eine Entwicklung
hingewiesen, die von stadtplanerischer und philosophischer
Seite erst deutlich später aufgegriffen und weiterverfolgt
wurde, bis hin zu den Simulationen und dem Simulacrum

bei Jean Baudrillard. Von Benjamin bis Baudrillard wird
dabei der Gedanke verfolgt, dass die Zunahme der Zei-
chen im öffentlichen Raum zum einen ihre eigene Lesbar-
keit erschwert und zum anderen den Blick auf Wesentli-
ches verstellt.

Von stadtplanerischer Seite sind Zeichen im öffentli-
chen Raum der Stadt in ihrer Bedeutung seit den Arbeiten
von Kevin Lynch unumstritten. Eine übermächtige Fülle der
Zeichen im öffentlichen Raum wird seit den 1960er Jahren
festgestellt. Ende des 20. Jahrhunderts beschreibt u. a. Bau-
drillard dann insgesamt das Verschwinden des Realen
zugunsten der Simulation. Soja konstatiert die zunehmende
Schwierigkeit, zu erkennen, was Realität ist und was bloße
Imagination.

Für die Werbung als einen Teil dieser Zeichen im
öffentlichen Raum werden die buchstäblich raumgreifen-
den Wirkungen schon in den 20er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts von Walter Benjamin und Walter Mehring thema-
tisiert. Der simulative Charakter der Werbung wird im aus-
gehenden 20. Jahrhundert mit dem Branding und der
zunehmenden Bedeutung der Marken gegenüber den
realen Werten eines Unternehmens besonders deutlich.
Naomi Klein beschreibt, dass die Instrumentalisierung von
Stadt und öffentlichem Raum dabei Teil von Branding-Stra-
tegien ist, denn gerade durch Branding werden Stadt und

54 »Meine einzige strategische Aussicht wäre, uns gegen diese
Bewegung, diese Tendenz nicht zu wehren, weil es oft hoff-
nungslos ist, sich zu wehren. Sondern den Prozeß zu
beschleunigen und durch das System und seine eigene Logik
zugrunde zu bringen, so daß sich all diese Techniken, Tech-
nologien usw. gegenseitig annullieren und ein leerer Raum,
eine Art Nichts entsteht, wo wiederum etwas möglich
wird …« (Baudrillard 1994, S. 39).
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Abb. 5.5: Zitate zu Simulation in den Bereichen Werbung, Zeichen, öffentlicher Raum



öffentlicher Raum als Imageträger für Werbezwecke ver-
wendbar. Von stadtplanerischer Seite wird die Zunahme
von Werbung im öffentlichen Raum der Städte festgestellt
und beklagt. Christine Boyer weist am Beispiel des Times
Square nach, dass Werbung auch dazu eingesetzt wird,
entstandene Mängel des öffentlichen Raumes zu verde-
cken. Werbung ist in diesem Fall ein Instrument der Simu-
lation, die das Wesentliche verbirgt bzw. – mit Baudrillard
– verbirgt, dass das Wesentliche nicht mehr vorhanden ist.

Die herangezogenen AutorInnen55 beleuchten die
Themen Werbung, Zeichen, öffentlicher Raum aus ver-
schiedenen literarischen und wissenschaftlichen Blickwin-
keln (Architektur, Stadtplanung, Philosophie und Anthropo-
logie). Die in vielen Punkten übereinstimmenden und sich
ergänzenden Aussagen vermitteln ein Bild von öffentlichen
Räumen in der Stadt, in denen eine hohe Dichte von Wer-
bung und anderen Zeichen zu Unübersichtlichkeit und
zum Verschwinden des Realen zugunsten der Fiktion oder
Simulation beiträgt (vgl. Abb. 5.6). Es wird deutlich, dass
dies Teil einer Entwicklung ist, die in Ansätzen erstmals zu
Beginn des 20. Jahrhunderts vorhergesehen und beschrie-
ben wurde. Zwar ist die Bewertung dieser Entwicklung

nicht vollkommen einheitlich, doch überwiegen die skepti-
schen Stimmen, die sich dann noch darin unterscheiden,
inwieweit sie Steuerungsmöglichkeiten sehen.

Großformatige Werbung ist nur ein Teilbereich von
Werbung und Branding, die wiederum nur ein Teilbe-
reich von Simulationen in der Stadt sind. Aber als sol-
cher muss sie gesehen – und behandelt werden. Stadt-
planung wird nicht die gesellschaftlichen Verhältnisse,
die zu Simulationen in der Stadt geführt haben, um-
kehren oder verändern. Aber in Diskussionen um den
konkreten Umgang mit öffentlichem Raum der Stadt
werden gesellschaftliche Verhältnisse bewusst. Stadtpla-
nung agiert dann im Bewusstsein dieser Zusammen-
hänge und kann die ihr zur Verfügung stehenden
Steuerungsinstrumente entsprechend nutzen.
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55 Adrian 2002, Arendt 1958/2001, Augé 2000, Baudrillard
2000, Benjamin 1928/1972, Boyer 2001, Hassenpflug 2000,
Hoffmann-Axthelm 2002, Klein 2002, Lynch 1965/2001,
Mehring 1920er Jahre/1983, Soja 2000.

Abb. 5.6:
»To simulate is to feign to
have what one hasn’t«
(Baudrillard 1988) –
Gebäudesimulation am
Potsdamer Platz,
Berlin 2007



6 Standortdatenbank und Befragungen

Nach der Auseinandersetzung mit dem Begriff des öffent-
lichen Raumes und mit Werbung, Außenwerbung und
Branding im Allgemeinen geht es nun um eine genauere
quantitative und qualitative Auseinandersetzung mit der für
diese Arbeit ausgewählten Werbeform der großformatigen
Werbung sowie um den Umgang der Städte damit. Zur
Erfassung des Phänomens großformatiger Werbung im
öffentlichen Raum wurden im ersten Schritt drei empiri-
sche Untersuchungen durchgeführt:
– Aufbau einer Standortdatenbank mit Informationen zu

knapp 600 Standorten in Deutschland zur quantitati-
ven Erfassung und Beschreibung der augenblicklichen
Situation (Stand: Juni 2003).

– Befragung aller 40 deutschen Städte mit mehr als
200 000 EinwohnerInnen zur Ermittlung von Einschät-

zungen, Genehmigungspraxis und kommunalen
Strategien (Mai–September 2003).

– Befragung ausgewählter Unternehmen der Werbewirt-
schaft zu ihren Einschätzungen von Standorteignungen
und Erfahrungen mit Anträgen und Genehmigungen
(Januar 2004).
Im Folgenden werden die Ergebnisse dieser empiri-

schen Untersuchungen dargestellt.56 Besonderes Gewicht
wird darauf gelegt, in welchen öffentlichen Räumen groß-
formatige Werbung vor allem zu finden ist (Standorttypen)
und von welcher Dauerhaftigkeit die einzelnen Werbe-
standorte und die Motive an diesen Standorten sind (Wer-
beflächentypen), um daraus Rückschlüsse auf mögliche
Wirkungen der Werbung auf das »Öffentliche« der öffent-
lichen Räume ziehen zu können (vgl. Kapitel 4 und 5).
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Die Informationen der Datenbank sind aus dem Internet
zusammengestellt bzw. aus Unterlagen, die Werbeunter-
nehmen freundlicherweise zur Verfügung stellten (Stand
November 2002 bis Juni 2003).57 Die Zusammenstellung
der Standorte ist von daher nicht abschließend. Die Anga-
ben liefern jedoch aufgrund der hohen Fallzahl von 575
einen guten ersten Überblick. Berücksichtigt wurden für
die Standortdatenbank nur die Angaben über deutsche
Städte mit mehr als 200 000 EinwohnerInnen, da die Aus-
wertung der Angaben von fünf Werbeunternehmen erge-
ben hat, dass ca. 95 % der Standorte dieser Unternehmen
in Städten über 200 000 EinwohnerInnen liegen. 6 Standortdatenbank und Befragungen6.1 Standortdatenbank großformatiger Werbung in deutschen Großstädten

6.1.1 Inhalte der Standortdatenbank

In die Datenbank wurden, soweit verfügbar, folgende Infor-
mationen aufgenommen:
– Adresse (Bundesland, Ort, Straße)
– Größe der Werbefläche
– GTKC (Gewichtete Tageskontaktchancen)58

– Preis der Werbefläche

– Zeitdauer (Bemessung für den Preis, i. d. R. 30 Tage)
– Beleuchtung (ja/nein)
– Agentur
– Standortinformationen (verbale Beschreibung des

jeweiligen Standortes durch die Agentur)
– Zusatzinformationen (Angaben z. B. über Motivein-

schränkungen oder Buchbarkeit)
– Standortfoto

56 Zur Methodik und den entwickelten Fragebögen vgl. Anhang.
57 Die Standortdatenbank enthält die Angaben von fünf Werbe-

firmen zu ihren Standorten großflächiger Werbeanlagen, die
zum Zeitpunkt der Erhebung allgemein als Marktführer im
Bereich großformatiger Werbeflächen galten (complac
Medienservice Berlin GmbH, Fubac Media Solutions AG,
DSM Megaposter GmbH, Plakativ, PosterNetwork AG).

58 GTKC: Zentrales Bewertungskriterium der Werbebranche mit
den Faktoren Anzahl der Personen, die die Werbefläche pas-
sieren, und Sichtbarkeit der Fläche. Daraus wird die gewich-
tete tägliche Kontaktchance (GTKC) jedes Standortes ermittelt.



Hierbei sind die Standortbeschreibungen aus Sicht
der Werbefirmen formuliert. Für die Stadtplanung unge-
wöhnlich ist z. B. die positive Bewertung von Staus und
Stop-and-go-Verkehr (die die Zeiten verlängern, in denen
eine Werbefläche wahrgenommen werden kann). Auch die
Formulierung »keine Ablenkung durch Umfeldarchitektur«
(am Berliner Alexanderplatz) ist eine im Bereich der Stadt-
planung unübliche Beschreibung und Bewertung. An dieser
Stelle werden erneut die beiden unterschiedlichen Strate-
gien der Werbetreibenden deutlich, in Abhängigkeit davon,
wie »stark« der für die Werbung gewählte Raum ist: Ent-
weder hat der Raum eine starke Identität, ein ausgeprägtes
Image, dann kann die Werbung versuchen, dieses für ihre
Zwecke zu instrumentalisieren. Oder der Raum hat wenig
eigene Identität, dann kann die Werbung versuchen, ggf.
die entstandene »Lücke« mit Bedeutung zu füllen (vgl.
Kapitel 5.1).

Aufgrund der Angaben der Agenturen und der vorlie-
genden Standortfotos wurden die Standorte ausgewertet.
Schwerpunkte der Auswertung sind die Typisierung der
Werbeflächen und der Standorte. Ergänzend wurden
Umfeldnutzungen und Preise für die Werbeflächen ausge-
wertet.

Für die Typisierung der Werbeflächen wurden aus-
gehend von der Unterscheidung in temporäre und dauer-
hafte Standorte (vgl. Kapitel 3.2) neun verschiedene Typen
benannt:
– temporär: Baugerüste, Gebäudeverhüllungen
– dauerhaft: Brandwände, Parkhäuser/Kinos, freistehen-

de Werbetafeln, Dachwerbung, Fassaden, Kaufhaus,
Giebelwand.
Für die Bildung von Standorttypen wurden Kriterien

ausgewählt, die auch von den Werbeunternehmen genutzt
werden. Dies war notwendig, da eine »Übersetzung« in
Kriterien, die aus dem Forschungszweck direkt abgeleitet
werden könnten, ohne eigene Ortskenntnis der 575 Stand-
orte nicht möglich war. Folgende Kriterien wurden berück-
sichtigt:
– Besondere Anforderungen an das Öffentliche: Ge-

samtstädtische Bedeutung, Innenstadt, Fußgängerzone
– Öffentlicher Personenverkehr: Bahnhofsnähe, Flug-

hafen, U-/S-Bahnhof, sonstige ÖPNV-Haltestellen
– Sonstige Verkehrsanlagen: Hauptverkehrsstraße, Kreu-

zung, Ampel
– Einzelne Gebietstypen: Messegelände, Wohngebiet,

Industrie-/Gewerbegebiet

Bei der Auswertung muss eine Reihe von Schwierig-
keiten berücksichtigt werden: Zum einen konnten die
Eigenangaben der Werbeunternehmen nicht überprüft
werden. Zum anderen werfen Kriterien wie »Innenstadt«
und »gesamtstädtische Bedeutung« besondere Probleme
auf, da ihnen immer subjektive Einschätzungen zugrunde
liegen. Da insbesondere über die großen Städte eigene
Ortskenntnisse vorlagen, so dass die Agenturangaben teil-
weise überprüft werden konnten und diese Angaben inter-
essante Hinweise auf die Art der jeweiligen öffentlichen
Räume zulassen, wurden sie trotz der genannten Schwie-
rigkeiten in der Auswertung berücksichtigt.

Angaben zu Preisen der Werbeflächen wurden von
zwei der fünf Agenturen gemacht. Um zu vergleichbaren
Ergebnissen zu kommen, wird für die Standorte der Preis
pro 10 m2 Fläche pro Monat errechnet.59 Die Auswertung
bezieht sich auf alle 258 Standorte, zu denen sowohl
Angaben zum Preis als auch zur jeweiligen Mietzeit vor-
liegen.

6.1.2 Auswertung der Standortdatenbank

In der Standortdatenbank sind insgesamt 575 Standorte mit
einer Größe von 29 m2 (an einem Kaufhaus in Duisburg)
bis zu 1620 m2 (an der Humboldt Universität in Berlin)
erfasst. Der größte Teil der Werbeflächen ist zwischen
100 m2 und 200 m2 groß. Nur 2,6 % erreichen Größen von
über 400 m2. Ein Grund hierfür sind die wenigen baulichen
Möglichkeiten zur Installation solcher Werbeflächen. Auch
die mit der Größe wachsenden Kosten für die Werbefläche
könnten eine Ursache hierfür sein.

Summarisch ergeben die erfassten 575 Standorte fol-
gendes Bild:
– Sie entsprechen insgesamt einer Fläche von ca.

100 000 m2 (10 ha).
– Die dafür aufgewendeten Gelder der Werbetreiben-
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59 Alle Preise werden von den Agenturen für eine bestimmte
Mietdauer in Tagen angegeben. Für die Vergleichbarkeit
wurden diese Angaben alle auf 30 Tage umgerechnet. Nicht
berücksichtigt wurden die vier Standorte, für die ein Miet-
preis pro Tag angegeben ist, da hier eine Hochrechnung auf
30 Tage (24 500,00 Euro) zu einer Verzerrung des Gesamtbil-
des geführt hätte.



den (also nicht die Netto-Umsätze der Agenturen60)
lassen sich anhand einiger vorhandener Angaben über
Preise unter Vorbehalt schätzen auf insgesamt ca.
15 Mio. Euro pro Monat (entspricht ca. 175 Mio. Euro
pro Jahr), wenn alle Standorte durchgehend vermietet
wären und 12 Monate lang zur Verfügung stünden.
Aktuell gibt es keine Vollvermietung, so dass davon
auszugehen ist, dass die tatsächlich für großformatige
Werbung aufgewendete Summe geringer ist.

Große Stadt – große Werbung: Großformatige Werbung
ist ein Großstadtphänomen

Großformatige Werbung ist (bisher) eindeutig ein Groß-
stadtphänomen. Dies erklärt sich vor allem dadurch, dass
ein zentrales Interesse der Werbetreibenden die Menge
derjenigen ist, die die Werbung bemerken können (die
Branche spricht von »Tageskontaktchancen«). Generell gilt:
Je mehr mögliche Kontakte, also je größer die Wahrnehm-
barkeit ist, desto attraktiver wird der Standort als Werbe-
standort. Über 80 % aller erfassten Standorte liegen in den
12 deutschen Städten mit mehr als 500 000 EinwohnerIn-
nen. In den 19 Städten mit 200 000 – 300 000 Einwoh-
nerInnen liegen insgesamt nur 5,91 % der Standorte (vgl.
Tab. 6.1 und Abb. 6.1). Die Verteilung auf die Städte
erklärt auch die Verteilung auf die einzelnen Bundesländer

(vgl. Abb. 6.2): So liegen in den drei Stadtstaaten Berlin,
Hamburg und Bremen insgesamt 32,35 % aller Standorte.
In den neuen Bundesländern sind es insgesamt nur 4 %
aller Standorte.

Auch die durchschnittliche Größe der großformatigen
Werbung nimmt mit der Einwohnerzahl der Städte zu:
Während »kleine« großformatige Werbeanlagen (weniger
als 100 m2) in großen Städten unterproportional und in
kleineren Städten überproportional vertreten sind, ist es bei
den großen Werbeanlagen (über 200 m2) genau umge-
kehrt. Werbeanlagen über 1000 m2 kommen ausschließlich
in Städten mit mehr als 1 Mio. EinwohnerInnen vor (vgl.
Abb. 6.3 und 6.4).
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Abb. 6.1: Standortverteilung nach Einwohnerzahlen in %
(2003)

60 Die Netto-Umsätze der Unternehmen der Außenwerbung für
Riesenposter werden vom FAW (Fachverband Außenwer-
bung) für das Jahr 2001 mit 44,24 Mio. Euro angegeben, mit
einer Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 21,9 %. Insge-
samt liegen die Investitionen für Werbung um etwa ein Drit-
tel über den Netto-Umsätzen der Werbeunternehmen, so
dass sich diese Zahl in etwa auf 66 Mio. Euro pro Jahr schät-
zen lässt (Zahlen aus: ZAW 2002, S. 352 und 9).

Tab. 6.1: Städte mit mehr als 20 erfassten Standorten
(2003)

Stadt Standortzahl

Berlin 117

München 65

Frankfurt/Main 47

Hamburg 42

Düsseldorf 42

Hannover 42

Köln 38

Stuttgart 26

Essen 20
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Abb. 6.2:
Verteilung der untersuchten
575 Standorte großformatiger
Werbeflächen (2003)



Werbeflächentypen:
Großformatige Werbung ist schnelllebig

Bei der Frage der Dauerhaftigkeit bzw. der Schnelllebigkeit
(vgl. Kapitel 4.3.1) geht es zum einen darum, ob es sich
um temporäre oder dauerhafte Standorte handelt. Hierbei
umfasst der Begriff »dauerhaft« in Bezug auf die Genehmi-
gungszeiträume von Werbeanlagen eine wesentlich kürzere
Zeitspanne als in Zusammenhang mit der Begriffsbedeu-
tung von »öffentlich«:

Mit 30 % aller erfassten Standorte liegt die Zahl der

temporären Standorte deutlich unter jener der dauerhaften.
Auffallend ist die unterschiedliche Verteilung nach Stadt-
größe: In den Städten mit mehr als 1 Mio. EinwohnerInnen
sind über 50 % der Standorte temporär, während es in
Städten mit weniger als 300 000 EinwohnerInnen nur
knapp 12 % sind (vgl. Abb. 6.5 und 6.6). Dies könnte auch
erklären, dass in der Befragung der Städte eher die tempo-
rären Werbeflächen im Vordergrund standen, da von den
größeren Städten im Rahmen der Befragung besonders
viele Rückmeldungen vorlagen. Temporäre Werbeflächen
(an Baugerüsten und als komplette Gebäudeverhüllungen)
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Abb. 6.3: Größe der Werbeanlagen in Städten über 1 Mio.
Einw. in % (2003)

Abb. 6.4: Größe der Werbeanlagen in Städten mit
200 000 – 300 000 Einw. in % (2003)

Abb. 6.5: Temporäre und dauerhafte Werbeflächen in
Städten über 1 Mio. EinwohnerInnen in %
(2003)

Abb. 6.6: Temporäre und dauerhafte Werbeflächen in
Städten mit 200 000 – 300 000 EinwohnerInnen
in % (2003)



sind darüber hinaus mit 182,66 m2 deutlich größer als der
Durchschnitt (vgl. Abb. 6.7), was mit zu der großen Beach-
tung beiträgt, die sie finden.

Temporäre und dauerhafte Werbeflächen sind in den
einzelnen Städten unterschiedlich häufig. Beispielhaft wird
die Häufigkeit von Baugerüsten und Gebäudeverhüllungen
als temporären Standorten mit Parkhäusern/Kinos sowie
Brandwänden/Giebelwänden als dauerhaften Standorten
verglichen (vgl. Abb. 6.8). Auffallend ist u. a., dass es in
München kaum dauerhafte Standorte gibt. Dies entspricht
der Genehmigungspraxis der Stadt, nach der i. d. R. aus-
schließlich Standorte an Baugerüsten genehmigt werden
(vgl. Kapitel 7.4). In Hamburg hingegen sind Zahl und
Anteil der Werbeflächen an Brandwänden oder Giebel-
wänden relativ hoch. Dies kann damit zusammenhängen,
dass in Hamburg zwischen 1985 und 1999 (lt. Rechtspre-
chung des OVG61) an Mauern befestigte Werbeanlagen
nicht als bauliche Anlagen galten und somit keine Bauge-
nehmigung erforderlich war. Dies galt jedoch nicht für die
seit Anfang der 90er Jahre aufkommende Werbung an
Baugerüsten.

Zum anderen stellt sich die Frage der Dauerhaftigkeit
auch in Bezug auf den Motivwechsel auf einzelnen Flächen.
Hier zeigen sich großformatige Werbeflächen zwar für die
Interessen der Werbetreibenden als eher »langsam«, vor

dem Hintergrund der Bedeutung von Dauerhaftigkeit im
öffentlichen Raum jedoch eher als schnelllebig. Es lagen für
263 Standorte Angaben der Agenturen vor, für wie lange die
einzelne Werbefläche vermietet wird: Lediglich 1 Standort
wird für länger als 30 Tage vermietet. Mit Abstand die meis-
ten Standorte (127 Standorte oder 86 %) werden für 28 oder
30 Tage vermietet, 31 Standorte für jeweils 14 Tage. Vier
Standorte werden tageweise vermietet. Die in Kapitel 4 ver-
mutete Schnelllebigkeit der Werbung zeigt sich hier deutlich.
Die geäußerte These, dass diese Schnelllebigkeit mit der
Dauerhaftigkeit des öffentlichen Raumes in Konflikt geraten
kann, kann dadurch gestützt werden.

Standorttypen: Motorisierter Verkehr als Zielgruppe,
Innenstädte als begehrte Standorte

Es liegen zu 453 der insgesamt 575 erfassten Standorte
Angaben zu Standorttypen vor, das entspricht knapp 80 %.
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Abb. 6.7:
Durchschnittliche Werbe-
flächengröße (in m2) nach
Werbeflächentyp

61 Bf II 23/83, HmbJVBl. 1986, 12 und OVG Hamburg, Beschl.
v. 6. 9. 1999 – 2 Bs 256/99, zitiert in: Freie und Hansestadt
Hamburg, Baubehörde: Genehmigungspflicht und Genehmi-
gungsfähigkeit von Großwerbeanlagen, Hamburg 1999.
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Abb. 6.8:
Verteilung der Werbeflächen-
typen (2003)



Demnach ist ein Großteil der Standorte großformatiger
Werbung auf den öffentlichen Verkehr als Zielgruppe ausge-
richtet (vgl. Abb. 6.9): Häufigstes Standortkriterium ist die
Lage an Hauptverkehrsstraßen (74 %), dies sind häufig Ein-
und Ausfallstraßen in die Innenstadt. Zweithäufigstes Krite-
rium ist die Lage an Ampeln (57 %) und Kreuzungen
(55,6 %), die jeweils dazu beitragen, die Dauer des »Sicht-
kontaktes« zur Werbefläche zu verlängern und die Sicht-
barkeit aus verschiedenen Richtungen zu ermöglichen.
Wegen der Verkehrsgefährdung werden allerdings gerade
Standorte an verkehrsreichen Kreuzungen von den Städten
eher skeptisch beurteilt (vgl. Kapitel 6.2.2) – eine Haltung,
die offensichtlich in der tatsächlichen Verteilung der Stand-
orte kaum Ausdruck findet. Standorte an Hauptverkehrs-
straßen haben darüber hinaus einen relativ geringen
Durchschnittspreis. Während der Durchschnittspreis aller
Standorte für 10 m2 pro Monat bei 2225,34 Euro liegt, liegt
er bei Hauptverkehrsstraßen bei 1896,70 Euro und an
Ampeln bei 1988,33 Euro (vgl. Abb. 6.10).

In der Innenstadt liegen 55 % der Standorte, dem-
nach lässt sich ein Schwerpunkt für die Innenstadt und
Innenstadtrandlagen erkennen. In Fußgängerzonen liegen
allerdings nur 8 % der Standorte. Sie sind mit durch-
schnittlich 112 m2 die kleinsten unter den großformatigen

Werbeflächen (vgl. Abb. 6.11). Hier macht sich bemerk-
bar, dass häufig keine großen, für Werbung geeigneten
Flächen vorhanden sind. Außerdem besteht i. d. R. keine
Sichtbarkeit für den motorisierten Verkehr. Allerdings sind
– berücksichtigt man den Preis pro 10 m2 pro Monat –
Standorte in Innenstädten überdurchschnittlich teuer: Der
Durchschnittspreis für 10 m2 pro Monat liegt in Fußgän-
gerzonen mit 3421,75 Euro um 52 % über dem Durch-
schnittspreis aller Standorte (vgl. Abb. 6.10). Dies bestä-
tigt, dass gerade Standorte in öffentlichen Räumen, bei
denen hohe Anforderungen an das Öffentliche gestellt
werden, auch für Werbetreibende besonders interessant
sind.

An Standorten mit gesamtstädtischer Bedeutung (die
sich häufig in der Innenstadt befinden) liegen nur 8 % der
Werbeflächen, diese sind allerdings besonders groß (vgl.
Abb. 6.9 und 6.11). Es sind oft die Standorte, an denen
sich öffentliche Diskussionen um großformatige Werbung
entzünden, da sie für Image und Identität der Städte eine
besondere Rolle spielen. Eine Aussage über die Preise
dieser Standorte ist leider nicht möglich, da zu wenig
Angaben vorlagen. Insbesondere für die größten Werbe-
flächen (über 1000 m2) fehlen die Angaben, offensichtlich
wird hier eher im Einzelfall verhandelt.
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Abb. 6.9:
Anzahl Werbeflächen nach
Standorttyp (2003)



Großformatige Werbung ist nur scheinbar teuer

Die in der Datenbank erfassten Standorte haben angegebe-
ne Vermietungspreise zwischen 9700,00 Euro (30 Tage,
120 m2 an einem Kaufhaus in Berlin) und 195 300,00 Euro
(30 Tage, 1025 m2 am Ernst-Reuter-Platz in Berlin), in
Abhängigkeit vor allem von Größe, Standort und Wahr-

nehmbarkeit. Der Mindestpreis der erfassten Standorte für
10 m2 pro Monat liegt bei 744,90 Euro (ein Standort an
der Autobahn an der Flughafenzufahrt Düsseldorf), der
Höchstpreis bei 7019,70 Euro (ein mit 29 m2 eher kleiner
Standort in der Fußgängerzone der Duisburger Innenstadt).
Dies scheint auf den ersten Blick relativ teuer zu sein und
begründet auch mit Sicherheit, dass großformatige Wer-
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Abb. 6.10:
Durchschnittlicher Preis pro
10 m2 pro Monat nach Stand-
orttyp (2003)

Abb. 6.11:
Durchschnittliche Größe
(in m2) nach Standorttypen
(2003)



bung im Wesentlichen von größeren Unternehmen genutzt
wird. Ein Vergleich mit anderen Werbemedien zeigt
jedoch, dass großformatige Werbung im öffentlichen Raum
für die Werbetreibenden nur scheinbar teuer ist: So kostet
z. B. eine ganzseitige Anzeige in der Tageszeitung in
Bremen ca. 20 000,00 Euro (Stand 2006). Bei einer Auf-
lage von 170 000 werden dabei potenziell mehr Menschen
erreicht als an den meisten Standorten großformatiger
Werbeflächen (die meisten angegebenen GTKC liegen bei
Werten zwischen 20 000 und 200 000), jedoch erscheint
die Anzeige in der Zeitung für diesen Preis an nur einem
Tag; auf 30 Tage hochgerechnet (analog zur Mietdauer der
genannten großformatigen Werbeflächen) ergäbe sich ein
Preis von 600 000,00 Euro.

6.1.3 Fazit: Ein Großstadtphänomen mit deutlicher
Innenstadtorientierung

Großformatige Werbeanlagen sind (bisher) eindeutig ein
Großstadtphänomen. Da sich hier vor allem das Interesse
der Werbetreibenden an vielen Sichtkontakten ausdrückt,
ist davon auszugehen, dass dieser Trend anhält. Dies wird
zumindest so lange gelten, wie die Kosten für großformati-
ge Werbung so hoch bleiben wie bisher und nicht durch
Einsatz neuer Technologien (Beamer, Projektionen) ggf.
deutlich gesenkt werden können.62

Die räumliche Verteilung auf die Bundesländer ist
sehr unterschiedlich mit einem Schwerpunkt in den alten
Bundesländern.

Weit über die Hälfte der erfassten Werbeflächen ist
nicht größer als 200 m2. Größere Werbeflächen mit über
1000 m2 kommen nahezu ausschließlich in Städten mit
mehr als 500 000 EinwohnerInnen vor. An Standorten mit
gesamtstädtischer Bedeutung sind die großformatigen Wer-
beflächen besonders groß, in Fußgängerzonen besonders
klein.

Die Schnelllebigkeit der Werbung drückt sich bei den
temporären Werbeflächentypen und durch häufigen Motiv-
wechsel auch bei den dauerhaften Werbeflächentypen aus.
Es lassen sich Bezüge herstellen zwischen den Werbe-
flächentypen in einzelnen Städten und der jeweiligen
Genehmigungspraxis. Hierauf wird in den folgenden empi-
rischen Untersuchungen näher eingegangen.

Fast drei Viertel der Standorte liegen an Hauptver-
kehrsstraßen und sind damit überwiegend auf den motori-
sierten Verkehr als Zielgruppe ausgerichtet. Über die Hälfte
aller Standorte liegen in der Innenstadt oder in Innenstadt-
randlage. Die besondere Lagegunst in Innenstädten aus
Sicht der Werbetreibenden lässt sich auch daran fest-
machen, dass die Durchschnittspreise pro 10 m2 pro Monat
für Standorte in Innenstadtlage und insbesondere in Fuß-
gängerzonen auffallend hoch sind.

Die Verteilung auf einzelne Standorttypen entspricht
nicht den in der durchgeführten Befragung von den
Städten geäußerten Einschätzungen zu geeigneten und
ungeeigneten Standorten. Auch diese Zusammenhänge
werden deutlicher, wenn die Ergebnisse der Befragungen
der Städte und der Werbeunternehmen hinzugezogen
werden (vgl. Kapitel 6.2 und 6.3).
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Da es sich eindeutig um ein Großstadtphänomen handelt,
wurden für die Befragung alle 40 deutschen Städte mit
mehr als 200 000 EinwohnerInnen ausgewählt. Befragt
wurden von Mai bis September 2003 – abhängig von der
jeweiligen Zuständigkeit – Planungs- und Bauordnungsäm-
ter. Anlass, Vorgehen und Aufbau des Fragebogens sowie
die Inhalte des Anschreibens wurden im Vorfeld mit dem
Deutschen Städtetag abgestimmt, der seinen Mitgliedern
dankenswerterweise die Teilnahme an der Befragung emp-
fahl. 6.2 Befragung aller deutschen Städte mit mehr als 200 000 EinwohnerInnen

6.2.1 Ziele, Form und Rücklauf der Befragung

Die Befragung diente folgenden Zielen:
– Einschätzungen der Städte zu:

– Bedeutung der großformatigen Werbeflächen

62 Projektionen waren nicht Untersuchungsgegenstand der vor-
liegenden Arbeit, da die Eingrenzung auf eine Werbeform
Voraussetzung abgrenzbarer und auswertbarer empirischer
Untersuchungen ist.



– geeigneten und ungeeigneten Standorten
– Überblick über Genehmigungspraxis und Zuständig-

keiten
– Überblick über rechtliche Rahmenbedingungen und

informelle Regelungen
– Klärung, in welchen Städten konzeptionelle Über-

legungen zum Umgang mit großformatiger Werbung
bestehen, und Erfassung von »best practice«

– Ermittlung von Städten, in denen Interesse an Erfah-
rungsaustausch und weiterführender Diskussion be-
steht
Die Befragung erfolgte schriftlich mit einem teilstan-

dardisierten Fragebogen (vgl. Anhang).

Die Befragung ist bei den Kommunen auf großes Interesse
gestoßen: 29 Städte antworteten, das entspricht einer
Rücklaufquote von 72,5 %. 15 Städte schickten weiter
gehende Materialien (Werbesatzungen, Gestaltungssatzun-
gen, Konzepte für Werbeanlagen in der Stadt usw.). Der
Rücklauf bei den Städten mit mehr als 500 000 Einwoh-
nerInnen lag bei 91,6 % – nur eine Stadt dieser Größen-
klasse antwortete nicht. Offenbar ist dort, wo die meisten
Standorte liegen, der Handlungs- und Entscheidungsdruck
größer.

6.2.2 Ergebnisse der Befragung der Städte

Die Einschätzung der Städte über die quantitative Ent-
wicklung der Anzahl großformatiger Werbeanlagen ergibt
ein recht deutliches Bild: Überwiegend (von 21 Städten)
wird diese Entwicklung, die ab 1992 einsetzte, als
zunehmend eingeschätzt, als gleich bleibend von 4 Städ-
ten, als abnehmend von 3 Städten, eine Stadt macht
hierzu keine Angabe. Als Grund für abnehmende Ten-
denzen wird die allgemeine konjunkturelle Entwicklung
genannt. Genaue Angaben zu Quantitäten, Art und Lage
der vorhandenen Standorte waren den meisten Städten
nicht möglich, da keine Statistiken darüber geführt
werden.

Genehmigungspraxis

In der Genehmigungspraxis wird überwiegend mit Ein-
schränkungen großformatiger Werbung gearbeitet:

– Zeitliche Einschränkungen: Genehmigungen werden
nur befristet erteilt.

– Einschränkungen der Werbeflächen- und Standort-
typen:
– Genehmigungen werden nur an Baugerüsten er-

teilt.
– Für Werbung auf öffentlichen Verkehrsflächen

werden keine Sondernutzungserlaubnisse erteilt
(für das Aufstellen von Werbeflächen im öffent-
lichen Straßenraum ist eine Sondernutzungserlaub-
nis nach den jeweiligen Straßen- und Wegegeset-
zen der Länder notwendig, vgl. Kapitel 8.1.4).

– Einschränkungen des Werbezweckes: Genehmigungen
werden ausschließlich für temporäre städtische Image-
kampagnen oder kulturelle Großveranstaltungen an
der »Stätte der Leistung«63 erteilt.
Verstärkt wird die These der überwiegenden Ein-

schränkungen durch jene Aussagen, die Gründe für die
Versagung von Genehmigungen enthalten:
– Man befürchtet eine Verunstaltung des Orts- und

Straßenbildes.
– Eine Werbefläche fügt sich an einem Standort nicht in

die Umgebung ein.
– Eine Werbefläche ist in der beantragten Form, an

dem Standort bauordnungsrechtlich nicht zulässig.
– Eine vorhandene Gestaltungssatzung schließt groß-

formatige Werbung aus.
– In der Innenstadt wird aus Denkmalschutzgründen

keine Werbung an Baugerüsten genehmigt.
Gründe für Versagungen werden insgesamt überwie-

gend aus städtebaulichen Argumenten oder formalrechtli-
chen Gegebenheiten abgeleitet. Die in Kapitel 4 aufgezeig-
ten Wirkungszusammenhänge zwischen Werbung und dem
»Öffentlichen« des öffentlichen Raumes (Dauerhaftigkeit/
Schnelllebigkeit, Wahrnehmbarkeit/Zeichenfülle) spielen in
der Regel keine Rolle bei Genehmigungsfragen. Ein gegen-
läufiger Trend drückt sich in den Änderungen der Landes-
bauordnungen Berlin und Bremen aus: Hier sind seit 2003
großformatige Werbeanlagen an Baugerüsten baugenehmi-
gungsfrei.
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63 »Stätte der Leistung«: Terminus technicus (verwendet z. B. in
Landesbauordnungen und Werbesatzungen) für Werbung
entweder auf dem Gelände des Betriebes selber oder am
Veranstaltungsort direkt.



Offensichtlich ist das Thema von temporärer Werbung
in vielen Städten von besonderer Relevanz. Ein Zeichen für
den »kreativen« Umgang mit Einschränkungen oder Verbo-
ten ist, dass teilweise Baugerüste ausschließlich zu dem
Zweck errichtet werden, daran Werbeflächen anzubringen.
Einige Städte versuchen immer häufiger, die Zulässigkeit
bestimmter Werbeträger im Rahmen von Bebauungsplänen
zu regeln, da sie sonst keine rechtliche Handhabe sehen.

In Gesprächen erwähnten VertreterInnen einiger
Städte, dass es Probleme in der Abstimmung zwischen Ver-
waltung und Politik gibt, da immer wieder politisch durch-
gesetzt wird, was nicht genehmigt wird oder würde (»Das
meiste von dem, was hängt, hängt ungenehmigt.« Aussage
eines Mitarbeiters einer Stadt mit mehr als 500 000 Ein-
wohnerInnen). Jedenfalls ist die Haltung zu großformatigen
Werbeanlagen nicht einhellig, neben den Unterschieden
zwischen Verwaltung und Politik gibt es auch Differenzen
innerhalb der Verwaltung oder unterschiedliche Umgangs-
weisen in verschiedenen Stadtteilen.

Standorteignung

Bei den Aussagen zu gut oder schlecht geeigneten Standor-
ten werden Unterschiede zwischen den Einschätzungen der
Städte und den in der Standortdatenbank erfassten Stand-
orten auffällig. An dieser Stelle gehen die Interessen von
Werbetreibenden und den Städten deutlich auseinander:

Die Aussagen der Städte zu gut geeigneten Standorten
lassen sich in zwei Gruppen einteilen, die akzeptierenden
und die positiv-fördernden:

Als akzeptierend können Aussagen bezeichnet
werden, die davon ausgehen, dass großformatige Werbe-
flächen unter bestimmten Bedingungen nicht stören:
– in Industrie- und Gewerbegebieten,
– an Stadteinfahrten mit großflächigem Einzelhandel,
– in peripheren Lagen mit autoorientierter und stadt-

räumlicher Maßstäblichkeit,
– an zentralen Plätzen mit hohem Besucherverkehr

bzw. in Fußgängerzonen,
– an Parkhäusern und Brandwänden,
– an Baugerüsten.
Am häufigsten werden Industrie- und Gewerbegebiete
genannt. Die Standortdatenbank enthält jedoch lediglich
3 Standorte in Industrie- und Gewerbegebieten. Offensicht-
lich sind die Standorte für Werbetreibende uninteressant,

sowohl aufgrund geringer Kontaktchancen als auch auf-
grund des Images der Gebiete. Weitere von den Kommu-
nen häufig als geeignet genannte Standorte sind
Ausfallstraßen und Baugerüste.

Vor dem Hintergrund der in Kapitel 4 aufgezeigten
Wirkungszusammenhänge stellt sich die Frage, ob »zentrale
Plätze mit hohem Besucherverkehr« per se als geeignet für
großformatige Werbeflächen eingeordnet werden können,
da diese Plätze i. d. R. eine besondere Bedeutung, insbe-
sondere als »öffentliche« Räume einnehmen.

Als positiv-fördernd können Aussagen bezeichnet
werden, nach denen unter bestimmten Bedingungen durch
großformatige Werbung die Standortqualität verbessert
werden kann:
– Betonung oder Schaffung von Raumkanten durch die

Werbefläche,
– Verbesserung der architektonischen Erscheinung von

Gebäuden.
Ebenso wie bei Genehmigungseinschränkungen

oder -versagungen spielen hierbei architektonisch-gestalteri-
sche und städtebauliche Gründe die ausschlaggebende
Rolle.

Zu diesen beiden Gruppen (akzeptierend und för-
dernd) kommen noch Standorte hinzu, bei denen bereits
bei Planung des Gebäudes die Werbefläche architektonisch
berücksichtigt wurde. Nach Aussagen aus verschiedenen
Städten sind das noch Einzelfälle, sie kommen aber immer
häufiger vor.

Als ungeeignete Standorte werden von den Städten
genannt:
– Denkmalschutz (mit besonderer Bedeutung)
– Innenstadt
– Wohngebiete
– Plätze
– verkehrsreiche Punkte/Unfallschwerpunkte.

Die Auswertung der Standortdatenbank hat demge-
genüber einen deutlichen Schwerpunkt in der Innenstadt
ergeben, auch an Kreuzungen liegen über die Hälfte der
erfassten Standorte. Vereinzelt als nicht geeignet werden
u. a. genannt: kleinteilige Bebauung, »sensible« Nutzungen
(Altenheime, Friedhöfe, Kindergärten, Schulen usw.), Grün-
anlagen, Sichtachsen, Außenbereich.

Eine generell ablehnende Haltung wird bei drei Städ-
ten deutlich, die äußern, dass großformatige Werbung
grundsätzlich stört und es keine geeigneten Standorte gibt.
Dem steht die generell befürwortende Äußerung einer
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anderen Stadt gegenüber, dass es wenig »a priori« völlig
ungeeignete Standorte gibt.

Weiter gehendes Interesse am Thema wird vor allem
bei jenen 11 Städten deutlich, die angaben, an einem
zweitägigen interdisziplinären Expertenworkshop teilneh-
men zu wollen.64 Auch fünf VertreterInnen der Werbewirt-
schaft äußerten Interesse daran. Dieses von beiden Seiten
geäußerte Interesse bestätigt die Anfangsthesen, dass Kom-
munikationsbedarf besteht und dass auf beiden Seiten
Möglichkeiten gesehen werden, durch gemeinsames
Gespräch zu besseren Lösungen zu kommen. Die am häu-
figsten genannte Erwartung an einen solchen Workshop ist
der Erfahrungsaustausch. Wie sehr die Grundhaltungen ein-
zelner Städte auseinandergehen, lässt sich an folgenden
Erwartungshaltungen ablesen:
– »Sensibilisierung der Verantwortlichen für die städte-

baulichen Werte der Architektur und die zerstöreri-
sche Kraft großflächiger Werbung« (München),

– »Gemeinsame Einschätzung der Tendenzen und Mög-
lichkeiten für großflächige Werbung im Stadtraum«
(Frankfurt am Main),

– »ambitionierte Lösungen für die Integration von Wer-
beanlagen« (Mannheim).

Konzeptionelle Überlegungen

Vierzehn Städte geben an, dass es bei ihnen konzeptionelle
Überlegungen zu Standorten und Arten großformatiger
Werbeflächen gibt. Konzeptionelle Aussagen zur Gesamt-
stadt treffen die Städte Berlin, Braunschweig, Frankfurt am
Main und München. Vergleichbare Konzepte werden in
den Städten Aachen, Essen, Kiel und Stuttgart vorbereitet
(Stand: Sommer 2003). In den anderen Städten handelt es
sich um Werbe- bzw. Gestaltungssatzungen oder Bebau-
ungspläne für einzelne Stadtbereiche, die als Instrument
der Genehmigungspraxis für großformatige Werbeflächen
genutzt werden.

Die vier vorliegenden Konzepte mit gesamtstädti-
schem Bezug unterscheiden sich deutlich. Es bestätigen
sich in ihnen die drei unterschiedlichen Haltungen gegen-
über großformatigen Werbeflächen, die bereits bei der
Auswertung der Einschätzungen zu geeigneten und unge-
eigneten Standorten benannt wurden: positiv-fördernd,
akzeptierend und ablehnend.

Die Stadt Berlin als Beispiel für Städte mit einer im

Allgemeinen positiv-fördernden Haltung gegenüber großfor-
matiger Werbung nennt eine von der Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung herausgegebene CD: »Außenwerbung
intelligent nutzen«.65 Unter der These, dass Werbung als
Basis menschlichen Sozialverhaltens integraler Bestandteil
der Gesellschaft ist, wird vor allem auf wirtschaftliche Effek-
te eingegangen. Insbesondere werden die ökonomischen
Vorteile von Public Private Partnership bei der Sanierungsfi-
nanzierung von denkmalgeschützten Gebäuden durch
großformatige Werbeflächen hervorgehoben. Fragen des
öffentlichen Raumes werden nicht thematisiert. Die grund-
sätzlich positive Haltung drückt sich auch in der Genehmi-
gungsfreiheit von Baugerüstwerbung aus (§ 56 Nr. 8 Bau-
OBln). Baugerüstwerbung an Denkmalen oder in Denkmal-
schutzbereichen bedarf auch in Berlin nach wie vor einer
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung; allerdings gibt es
eine Grundsatzempfehlung der Senatsverwaltung, nach der
diese Werbung grundsätzlich zu genehmigen ist, wenn sie
dazu beiträgt, die optische Beeinträchtigung des Bauwer-
kes, die durch die Einrüstung erfolgt, zu verringern.

Die Städte Braunschweig und Frankfurt/Main haben
Konzepte erarbeitet, die Bereiche der jeweiligen Stadt
bestimmen, die in unterschiedlichem Maß und unter-
schiedlicher Art für verschiedene Werbeträger, u. a. auch
großformatige Werbeflächen, geeignet sind. Diese Kon-
zepte sollen dazu dienen, die Kommunikation zwischen
Werbetreibenden und Genehmigungsbehörden zu erleich-
tern, und sie sollen Rahmensetzungen bieten. In beiden
Städten wird davon ausgegangen, dass die Entscheidun-
gen über großformatige Werbeanlagen Einzelfallentschei-
dungen bleiben müssen. Beide Konzepte haben keine
bindende Satzungswirkung. Das Braunschweiger Konzept
kommt – ausgehend von einer Analyse der historischen
Bezüge, der Siedlungsstruktur, der Art der baulichen Nut-
zung, der Verkehrsmengen und der Bereiche mit über-
durchschnittlicher Personenfrequenz – zu drei nach der
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64 Die Idee zu einem solchen Workshop ergab sich in Gesprä-
chen mit dem Deutschen Städtetag. Die Durchführung schei-
terte bisher an der Frage der Finanzierung.

65 Im Rahmen der Fallstudien (vgl. Kapitel 7) wurde von ver-
schiedenen GesprächspartnerInnen darauf hingewiesen, dass
einer der Verantwortlichen für diese Veröffentlichung, der
früher bei der Stadt im Bereich Denkmalschutz tätig war,
inzwischen zu einem Werbeunternehmen gewechselt hat.



Empfindlichkeit gegenüber Werbeanlagen abgestuften
»Zielbereichen für den Einsatz von Werbeanlagen«. Groß-
formatige Werbeflächen werden nicht ausdrücklich
genannt, das Konzept beschäftigt sich schwerpunktmäßig
mit Großflächen (< 10 m2), City Light Boards und City
Light Postern. Öffentlicher Raum wird definiert als Raum
der Kommunikation außerhalb der Privatsphäre. Der
Begriff der »Öffentlichkeit« wird definiert als Vielzahl von
Personen an einem Ort und in dieser Bedeutung als posi-
tiver Standortfaktor für Werbeflächen angesehen. Ziel des
Konzeptes ist es, der Werbewirtschaft in stadträumlich
geeigneten Gebieten hoher »Öffentlichkeit« attraktive
Standorte anbieten zu können und gleichzeitig Werbe-
flächen an anderen, weniger geeigneten Standorten zu
reduzieren.

Das Frankfurter Konzept untersucht 20 Pilotbereiche in
der Stadt sowie sechs Pilotthemen (Standorttypen und Wer-
beträger) und leitet daraus einen »Zonenplan« ab, in dem –
abhängig vom Gebietstyp – die jeweils möglichen Werbefor-
men benannt werden. Großformatige Werbeflächen finden
Berücksichtigung als temporäre Megaposter. Das Konzept
unter dem Titel »Stadtgestalt und Werbung« macht die Eig-
nung für die verschiedenen Werbeträger abhängig vom
jeweiligen baulichen und landschaftlichen Charakter der
Standorte. Es wird davon ausgegangen, dass Werbung inten-
siv auf den öffentlichen Raum wirke, da das schließlich ihre
Absicht sei und sie deshalb erhebliche stadtgestalterische
Wirkungen entfalte (vgl. DKS 2002, S. 6). Weiter gehende
Auseinandersetzungen mit dem »öffentlichen Raum« oder
dem »Öffentlichen« sind nicht enthalten.

In der Stadt München ist die Haltung gegenüber groß-
formatiger Werbung im Vergleich zu anderen Städten eher
ablehnend. Diese Haltung wird damit begründet, dass die
Identität einer Stadt sich wesentlich durch die bauliche
Ausprägung des öffentlichen Raumes bestimme. Werbung
als Ausdruck von Einzelinteressen im öffentlichen Raum
müsse daher nach ihrer sozialen Auswirkung auf den
öffentlichen Raum und ihrer Verträglichkeit mit dem
Gemeingebrauch beurteilt werden. Insbesondere bei groß-
formatigen Werbeflächen wird allein aufgrund ihrer Größe
von einer unverhältnismäßig großen Auswirkung auf den
öffentlichen Raum und einer überproportionalen Inan-
spruchnahme des öffentlichen Raumes durch Einzelinteres-
sen ausgegangen (vgl. Planungsreferat München 1996).
Hieraus wird ein erhöhter Steuerungsbedarf abgeleitet.
Dem entspricht eine Genehmigungspraxis, nach der groß-

formatige Werbung ausschließlich an Baugerüsten geneh-
migt wird. Es liegen Konzepte zu Werbung an Baugerüsten
und im öffentlichen Straßenraum vor.

Bei einem Vergleich der Zielsetzungen und der zugrun-
de liegenden Thesen über die Bedeutung von öffentlichem
Raum und von Werbung werden die drei unterschiedlichen
Haltungen erneut deutlich (vgl. Tabelle 6.2). Hintergrund
einer positiv-fördernden Haltung wie in Berlin ist ein Ver-
ständnis des öffentlichen Raumes als Ort der Kommunikati-
on und der Werbung als Mittel der Kommunikation. Dem
stehen bei einer eher ablehnenden Haltung wie in München
die Thesen gegenüber, dass der öffentliche Raum vor allem
der freien Entfaltung der BürgerInnen diene und Wirtschafts-
werbung als private Nutzung dem Gemeingebrauch öffentli-
cher Räume widerspräche.

6.2.3 Fazit: Einschränkungen bei grundsätzlicher
Akzeptanz als überwiegende Genehmigungspraxis

Wie schon die Auswertung der Standortdatenbank ergibt
auch die Auswertung der Befragung der Städte, dass groß-
formatige Werbeanlagen ein Großstadtphänomen sind. Der
Rücklauf und die Art der Antworten belegen, dass das
Interesse der Städte am Thema sehr groß ist. Es herrscht
die Einschätzung vor, dass großformatige Werbeanlagen
weiter zunehmen werden.

Genehmigungspraxis sind überwiegend einschrän-
kende Rahmensetzungen bei einer grundlegenden Akzep-
tanz des Phänomens, in einzelnen Städten dagegen aber
auch bewusst fördernde oder ablehnende Haltung und
Praxis. Die Genehmigung (oder Versagung der Geneh-
migung) ist nicht immer ausschlaggebend für die tatsäch-
liche Installation der Werbeanlagen. Dies wird als Hin-
weis auf Spannungsfelder zwischen Verwaltung und
Politik sowie zwischen Verwaltung und Werbung ge-
wertet.

Als »gut geeignet« werden in vielen Fällen Standor-
te bezeichnet, an denen großformatige Werbeanlagen
optisch den umgebenden Stadtraum nicht stören, in Ein-
zelfällen wird eine Verbesserung der Standortqualität für
möglich gehalten. Argumente für ungeeignete Standorte
sind vor allem Denkmalschutz/Architektur, Lage und
umgebende Nutzungen (z. B. Innenstadt, Wohngebiet,
Grünanlagen, sensible Nutzungen) sowie Verkehrssicher-
heit.
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Wirkungszusammenhänge zwischen Werbung und
öffentlichem Raum, wie sie in Kapitel 4 aufgezeigt
werden, spielen i. d. R. keine Rolle. Weder das Thema
der Beeinträchtigung von Dauerhaftigkeit im öffentlichen
Raum noch der Zeichendichte oder der simulative
Charakter der Werbung werden als Argumente für Ein-

schränkungen großformatiger Werbeflächen benannt.
Allerdings hängt die Haltung der Städte gegenüber groß-
formatigen Werbeanlagen mit grundlegenden Positionen
zu Werbung und zu Funktionen und Bedeutung von
öffentlichen Räumen zusammen. 6.3 Befragung von Unternehmen der Werbewirtschaft
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Tab. 6.2: Konzeptionelle Überlegungen der Städte

postitiv – fördernd akzeptierend ablehnend

Zielsetzung positive Beispiele großformativer
Werbung
Bedeutung der wirtschaftlichen
Seite vermitteln

Erleichterung der Konsensfindung
zwischen Werbewirtschaft und
Stadtplanung

Einschränkung und Steuerung der
Werbeflächen zur Verhinderung
von »Wildwuchs«

Öffentlicher
Raum

»Der öffentliche oder urbane Raum
ist der für den Menschen prädesti-
nierte Bereich für Kommunikation
außerhalb seiner Privatsphäre.«1

»Der öffentliche Raum soll für
Bürger und Besucher der Stadt
attraktiv sein bzw. attraktiver
werden.«4

»Öffentliche Flächen sind für den
Gemeingebrauch bestimmt … da
sie ein Raum sind, in dem jeder
Bürger sich frei bewegen und sich
auch frei entfalten können soll.«6

Werbung »Werbung im Allgemeinen ist Basis
unseres menschlichen Sozialverhal-
tens und somit integraler Bestand-
teil unserer Gesellschaft.«2

»Außenwerbung ist ein wichtiges
Medium der Kommunikation mit
einer öffentlichen Präsenz«3

»Die verschiedenen Werbeträger
sind raumwirksame Elemente, die
unterschiedliche Aufgaben im städ-
tischen Gefüge übernehmen.«5

»… dass Wirtschaftswerbung eine
private Nutzung darstellt, die dem
Gemeingebrauch der öffentlichen
Flächen widerspricht.«7

1 Crayen, Volker (1999), S. 4
2 Oberste Denkmalschutzbehörde der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (2002), CD
3 Crayen, Volker (1999), S. 4
4 Stadt Frankfurt am Main, Der Magistrat, Bauaufsicht (2002), S. 1
5 DKS Städtebau Stadtentwicklung Projektentwicklung (2002), S. 10
6 Stadt München (1997), S. 6
7 Stadt München (1997), S. 6

6.3 Befragung von Unternehmen der Werbewirtschaft

In Ergänzung der Befragung der Städte wurde im Januar
2004 eine Befragung einiger Werbeunternehmen durchge-
führt. Der Fragebogen wurde an die fünf zu diesem Zeit-
punkt marktführenden Werbeunternehmen für den Bereich
großformatiger Werbeflächen in Deutschland geschickt,

deren Standorte auch in der Datenbank berücksichtigt
sind. Andere Agenturen vermarkten punktuell großforma-
tige Werbeflächen, so dass bei ihnen auch nur punktuelle
Erfahrungen vorliegen. Darüber hinaus wurden drei Interes-
sensverbände der Werbewirtschaft angeschrieben.66



6.3.1 Ziele, Form und Rücklauf der Befragung

Die Befragung einiger VertreterInnen der Werbewirtschaft
diente der Erfassung ihrer Interessenslagen, Erfahrungen
und Einschätzungen. Im Vergleich mit den Ergebnissen der
Befragung der Kommunen können daraufhin Konsens- und
Konfliktlinien zwischen Werbewirtschaft und Stadtplanung
benannt werden.

Die schriftliche Befragung umfasste 8 Fragen zu fol-
genden Themenblöcken:
– Standorte großformatiger Werbeflächen: Einschätzung

der quantitativen Entwicklung, von geeigneten und
ungeeigneten Standorten,

– gute und schlechte Erfahrungen mit Anträgen und Ge-
nehmigungen,

– Interesse an einem interdisziplinären Expertenge-
spräch.
Die Fragen des teilstandardisierten Bogens wurden

soweit möglich analog zu denen der Befragung der
Städte formuliert, so dass eine Vergleichbarkeit gegeben
war.

Die befragten Unternehmen repräsentieren einen
Großteil der großformatigen Werbeflächen in Deutsch-
land. Da jedoch nur acht Untenehmen befragt werden
konnten, können die Ergebnisse als Eindruck der Interes-
senslage interpretiert werden, erheben aber nicht den
Anspruch, umfassend zu sein. Darüber hinaus wies einer
der Befragten darauf hin, dass es in einzelnen Punkten
sein kann, dass seine wiedergegebenen persönlichen Mei-
nungen von der seines Unternehmens abweichen. Alle
befragten Werbeunternehmen beantworteten den Frage-
bogen. Außerdem liegen Antworten des Fachverbandes
Außenwerbung und des Zentralverbandes der Deutschen
Werbewirtschaft vor.

6.3.2 Ergebnisse der Befragung
der Werbeunternehmen

Die quantitative Entwicklung großformatiger Werbeanlagen
wird von den befragten VertreterInnen der Werbewirtschaft
anders eingeschätzt als von den Kommunen: Nur eine Ant-
wort geht von einer zunehmenden Anzahl aus, alle ande-
ren von einer gleich bleibenden oder sogar (in zwei Fällen)
von einer abnehmenden.

Standorteignung

Interessant ist ein Vergleich der Aussagen der Städte und der
Werbewirtschaft zu geeigneten und ungeeigneten Standor-
ten. Aus ihrer Interessenslage heraus benennt die Werbewirt-
schaft eher gut geeignete Standorte als ungeeignete Stand-
orte. Hierbei sind mit Frequenz und Sichtbarkeit zwei Krite-
rien wichtig, die aus Sicht der Stadtplanung keine Rolle
spielen. Dies sind die Hauptkriterien des Bewertungssystems
OSCAR, nach dem in Deutschland Standorte großformatiger
Werbeflächen bewertet werden.67 Besonders gut geeignet
sind Standorte mit hoher Passanten-/Verkehrsfrequenz und
guter Einsehbarkeit. Darüber hinaus werden Verfügbarkeit
und Genehmigungsfähigkeit als Kriterien für gut geeignete
Standorte genannt. Nur ein Standort, dessen zeitliche und
formale Verfügbarkeit geklärt ist, lässt sich vermarkten.

Im Bereich der Standorttypen gibt es einige Überein-
stimmungen zwischen Städten und Werbewirtschaft. Als
Übereinstimmung wird hierbei auch angesehen, wenn die
Werbewirtschaft von »gut geeignet« spricht und die Städte
von »nicht störend«. Von beiden als geeignet bzw. nicht
störend werden folgende Standorte angesehen:
– Hauptverkehrsstraßen,
– Fußgängerzonen (mit hoher Frequenz).

Aus Sicht der Werbewirtschaft sind darüber hinaus
weitere Standorte geeignet, die von einigen Städten explizit
als ungeeignet genannt wurden:
– Namhafte Plätze, repräsentative Umgebung, »land-

marks« mit emotionalem Mehrwert,
– innerstädtische Lagen/Zentrum,
– lange Sichtachsen.
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66 Befragt wurden folgende Werbeunternehmen: Complac
Medienservice Berlin GmbH, DSM Megaposter GmbH, Fubac
Media Solutions AG, Plakativ GmbH, PosterNetwork AG.
Darüber hinaus folgende Interessensverbände: Fachverband
Außenwerbung FAW e. V., Gesamtverband Kommunikations-
agenturen GWA e. V., Zentralverband der deutschen Werbe-
wirtschaft ZAW.

67 OSCAR (Outdoor Site Classification and Audience Research)
ist ein aus England übernommenes System zur Bewertung
von Außenwerbemedien – in erster Linie Großflächen, aber
auch übertragen auf Megaposter. Bewertungsfaktoren sind die
Anzahl der Personen, die die Werbefläche passieren, und die
Sichtbarkeit der Fläche. Daraus wird die gewichtete tägliche
Kontaktchance (GTKC) jedes Standortes ermittelt.



Nur von VertreterInnen der Werbewirtschaft als geeig-
net genannt und von den Städten nicht erwähnt sind fol-
gende Standorte:
– Gepflegtes Umfeld mit wenig Ablenkung,
– Szene-Viertel/Viertel mit Nachtleben,
– Bahnhöfe,
– Zufahrtsstraßen zu großen Einkaufszentren,
– extrem große Standorte.

Auch ein Vergleich der von den Städten und der
Werbewirtschaft als ungeeignet genannten Standorte ver-
deutlicht Konsens- und Konfliktlinien. Weitgehende Einig-
keit besteht darüber, dass Wohngebiete und kleinteilig
strukturierte Gebiete ungeeignet für großformatige Werbe-
flächen sind. Gewerbegebiete werden hingegen sehr unter-
schiedlich eingeschätzt: Während die Städte sie häufig in
die Gruppe der nicht störenden Standorte einordnen,
bezeichnen VertreterInnen der Werbewirtschaft sie i. d. R.
als ungeeignet, zumindest dann, wenn es keine hohe Pkw-
Frequenz gibt. Analog zu den geeigneten Standorten
werden geringe Frequenz, schlechte Einsehbarkeit und zu
geringer Betrachtungsabstand als Kriterien für ungeeignete
Standorte genannt. Auch im Bereich des Denkmalschutzes
gibt es völlig unterschiedliche Einschätzungen: Viele Städte
nennen den Denkmalschutz an erster Stelle unter den Ver-
sagungsgründen von Genehmigungen. Demgegenüber
spricht sich ein Vertreter der Werbewirtschaft dafür aus,
dass der Denkmalschutz nicht das »Ob« sondern das »Wie«
der Werbefläche bestimmen sollte.

Interessant ist darüber hinaus eine Äußerung, nach
der verschiedene Produkte, für die geworben werden soll,
unterschiedliche Standortkategorien benötigen. Vergleich-
bar dem Ansatz einiger Städte, dass unterschiedliche
Standorte unterschiedliche Werbeformen und -inhalte
erfordern, wird auch aus Sicht der Werbewirtschaft for-
muliert, dass differenziert nach Standorten gesucht
werden muss – allerdings hier ausgehend vom Produkt,
für das geworben wird, und nicht ausgehend von der
stadträumlichen Lage.

Anträge und Genehmigungen

Bei bestimmten Standortbedingungen verlaufen Genehmi-
gungsverfahren offenbar eher positiv:
– Baugerüste, die für bauliche Maßnahmen tatsächlich

notwendig sind,
– zeitlich befristete Standorte,

– Mischgebiete,
– Gebäudeverhüllungen, wenn nur ein bestimmter Pro-

zentsatz der Verhüllung als Werbefläche genutzt
werden soll,

– denkmalgeschützte Objekte, wenn die Werbeeinnah-
men zur Finanzierung der Sanierung beitragen.
Als weitere positive Rahmenbedingungen werden

genannt:
– Positive Einstellung der administrativen und politi-

schen EntscheiderInnen,
– kreative Werbeidee und hohe Umsetzungsqualität,
– intensive, direkte Kommunikation mit den beteiligten

Behörden,
– »Goodwill« der BearbeiterInnen.

Eine Agentur gibt an, dass sie keine guten Erfahrun-
gen hat, da die Rahmenbedingungen allgemein schlecht
seien. Etwas differenzierter äußern sich die anderen Agen-
turen, die vor allem darauf hinweisen, dass das Fehlen ein-
heitlicher Rahmenbedingungen für alle Beteiligten schlecht
sei. Offensichtlich haben verschiedene Agenturen Erfahrun-
gen mit Gerichtsverfahren, die zu ihren Gunsten entschie-
den wurden.

Als Standortbedingungen, unter denen Genehmigun-
gen eher schwer zu bekommen sind, werden genannt:
– Denkmalschutzgebiete,
– langfristige Nutzung von Hausfassaden/Giebelwänden,
– zu starke Häufung von Werbung/Überangebot an ge-

nehmigten Werbeflächen.
Als negative Rahmenbedingungen werden genannt:

– Grundsätzlich ablehnende Haltung der Kommune
gegenüber großflächiger Außenwerbung,

– schlechte Vorbereitung und Durchführung der geneh-
migungstechnischen Voraussetzungen und Verfahren.
Das Vorhandensein geeigneter Standorte hängt aus

Sicht der Werbewirtschaft demnach zum einen davon ab,
ob günstige Standortbedingungen vorhanden sind, zum
anderen aber davon, welche Haltung die zuständigen Stel-
len in der Kommune gegenüber großformatigen Werbean-
lagen haben und wie der Kontakt zu den Entscheidungsträ-
gerInnen in Politik und Verwaltung ist. Der wiederholte
Hinweis auf Gerichtsverfahren, in denen Werbeunterneh-
men bestimmte Standorte durchsetzten, ist ein Indiz für
fehlende Regelungen und damit Handlungsbedarf. Die
empirischen Untersuchungen haben ergeben, dass die
ungeklärten Rahmenbedingungen sowohl für die Werbe-
wirtschaft als auch für die Städte unbefriedigend sind.
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Das Interesse der Werbetreibenden an einem weiter
gehenden Austausch auch mit den Kommunen drückt sich
darin aus, dass fünf der Befragten Interesse an der Teilnah-
me an einem interdisziplinären Expertenworkshop haben.
Man erwartet sich davon eine Verbesserung des gegenseiti-
gen Verständnisses und das Finden einheitlicher Regeln. Als
Grund für Desinteresse wird von dem Vertreter einer Agen-
tur genannt, dass es sowieso nur zu einem Streitgespräch
mit den kommunalen VertreterInnen kommen würde.

6.3.3 Fazit: Frequenz und Sichtbarkeit als Standortgunst

Die zentralen Kriterien der Standortgunst aus Sicht der
Werbewirtschaft sind Frequenz und Sichtbarkeit. Demzufol-

ge unterscheiden sich die von der Werbewirtschaft und
den Städten als geeignet oder ungeeignet eingestuften
Standorte im Einzelnen deutlich, insbesondere beim
Umgang mit »landmarks« und denkmalgeschützten Gebäu-
den. Allerdings gibt es auch einige Übereinstimmungen,
u. a. bei der Eignung von Hauptverkehrsstraßen.

Etliche Genehmigungsverfahren enden vor den
Gerichten – offensichtlich mit unterschiedlichen Aus-
gängen. Diese Situation wird von allen Beteiligten als
negativ eingeschätzt. Es besteht auch von Seiten der Wer-
beunternehmen Interesse an verbindlichen Rahmenbedin-
gungen, innerhalb derer eine größere Handlungsfähigkeit
für die Werbeunternehmen bestünde. Das Interesse auch
der Werbewirtschaft an einem weiteren Austausch ist
groß.
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Die Ergebnisse der ersten drei empirischen Arbeitsschritte
(Standortdatenbank sowie Befragungen der Städte und
Werbeunternehmen) geben einen Überblick über die
quantitative und qualitative Situation sowie den kommuna-
len Umgang und die kommunalen Strategien. Beim
Umgang der Städte mit großformatigen Werbeflächen
werden deutliche Unterschiede erkennbar, sowohl, was die
grundlegende Haltung gegenüber großformatigen Werbeflä-
chen betrifft, als auch Art und Grad der Aktivität der ein-
zelnen Städte in diesem Themenfeld. Um Städte für Fall-
studien auswählen zu können (vgl. Kapitel 7), wurden diese
Unterschiede strukturiert und in der folgenden Matrix ver-
anschaulicht (vgl. Abb. 6.12). 6.4 Umgang der Städte mit großformatiger Werbung

Für alle 29 Städte, die an der Befragung teilgenom-
men haben, werden zwei Aspekte herausgearbeitet: Zum
einen wird die Haltung der Städte gegenüber großformati-
ger Werbung auf einer Achse von »ablehnend« über
»akzeptierend« bis hin zu »positiv-fördernd« eingeordnet
(X-Achse der Abbildung). Zum anderen wird der Aktivitäts-
grad auf einer Achse von »keine Aktivitäten« über u. a.
»einzelne Satzungen« bis hin zu »gesamtstädtische Konzep-
te« eingeordnet (Y-Achse der Abbildung).

Die Städte werden in den vier Feldern der Matrix
entsprechend ihrem Umgang mit großformatiger Werbung
zu Gruppen zusammengefasst: zurückhaltend, abwartend,
restriktiv, offensiv. Die Einordnung entlang der »Aktivitäts-

Achse« ist relativ unproblematisch, da sie sich weitgehend
auf Fakten stützen kann. Problematischer ist die Einord-
nung entlang der »Haltungs-Achse«, da hier Interpretatio-
nen der Befragungsergebnisse notwendig sind. Da die
Befragungsergebnisse darüber hinaus nicht in allen Fällen
oder nicht in allen Punkten repräsentativ für die einzelnen
Städte sein können – da sie immer auch individuelle Mei-
nungen der Befragten wiedergeben –, sind dem Versuch
der Gruppierung und Einordnung Grenzen gesetzt. Insbe-
sondere entlang der Übergänge zwischen den einzelnen
Feldern kann es zu Ungenauigkeiten oder Abgrenzungspro-
blemen kommen. Zwischen den beiden Matrixfeldern mit
hohem Aktivitätsgrad sind die Unterschiede deutlicher
erkennbar, als zwischen den beiden unteren Matrixfeldern
mit geringerem Aktivitätsgrad.

Schwierig ist die Einstufung z. B. dann, wenn – wie in
Bremen – über eine Änderung der Landesbauordnung
großformatige Werbung an Baugerüsten durch Genehmi-
gungsfreiheit sehr erleichtert wurde, aber bei der Genehmi-
gungsbehörde eine eher ablehnende Haltung zum Aus-
druck kam. In diesen Fällen wird die Einstufung nach den
Aspekten vorgenommen, die die tatsächliche Praxis deutli-
cher bestimmen (im genannten Beispielfall die Änderung
der Landesbauordnung). Auch bei Hamburg ist die Einstu-
fung schwierig (»restriktiv« oder »offensiv«), da hier deutli-
che Unterschiede zwischen Verwaltung und Politik beste-



hen. In der Matrix sind jene Städte gekennzeichnet, die
explizit auf Interessenskonflikte oder Spannungsfelder
innerhalb der Verwaltung oder zwischen Verwaltung und
Politik hingewiesen haben. Darüber hinaus sind jene Städte
gekennzeichnet, die weiter gehendes Interesse am Thema
großformatiger Werbeflächen äußerten.

Die vier Felder der Matrix lassen sich wie folgt kenn-
zeichnen:68

– Zurückhaltend: Bei einer grundsätzlich eher ablehnen-
den Haltung gegenüber großformatiger Werbung gibt
es wenige Ansätze, das Problem anders als über Ein-
zelfallentscheidungen im Rahmen der Baugenehmi-
gungen zu steuern.

– Abwartend: Bei einer eher positiven Haltung gegen-

über großformatiger Werbung wird wenig Handlungs-
und Steuerungsbedarf gesehen.

– Restriktiv: Bei einer eher ablehnend bis akzeptieren-
den Haltung werden verschiedene Ansätze der Steue-
rung und Einschränkung verfolgt, sowohl auf der for-
malen (rechtlichen) Ebene als auch auf der informel-
len Ebene (Konzepte).

– Offensiv: Bei einer eher akzeptierend bis positiv-för-
dernden Haltung gegenüber großformatiger Werbung
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Abb. 6.12: Umgang der Städte mit großformatiger Werbung

68 Eine genauere Darstellung der Kriterien und eine Einstufung
der einzelnen Städte sind im Anhang enthalten, um die Ein-
stufungen nachvollziehbar zu machen.



wird Steuerungsbedarf gesehen. Bei eher akzeptieren-
der Haltung geht es um eine Steuerung, die stadtpla-
nerische Interessen mit denen der Werbewirtschaft
vereinen kann, bei einer eher positiven Haltung um
die Schaffung fördernder Rahmenbedingungen forma-
ler und/oder informeller Art.
Die Matrix macht deutlich, dass die Gruppen mit

geringerem Aktivitätsgrad (zurückhaltend und abwartend)
weniger stark vertreten sind als die beiden Gruppen mit
höherem Aktivitätsgrad (restriktiv und offensiv). Ggf. liegt
dies auch daran, dass sich tendenziell mehr aktivere Städte
an der Befragung beteiligt haben könnten. In Bezug auf die
Grundhaltung bewegen sich diese beiden Gruppen eher im
akzeptierenden Mittelfeld. Eine exponiertere Position

gegenüber großformatiger Werbung führt offensichtlich –
und logischerweise – zu mehr Aktivitäten. Auch in den
zurückhaltenden und abwartenden Gruppen sind jedoch
vier Städte vertreten, deren befragte VertreterInnen ein
weiter gehendes Interesse am Thema bekundet haben.

Die beiden Gruppen mit höherem Aktivitätsgrad sind
nahezu gleich stark vertreten. Die Felder sind gleichmäßi-
ger besetzt als bei den beiden anderen Gruppen. Es fällt
auf, dass bei den aktiveren Gruppen mehr Städte auf Kon-
flikte zwischen Politik und Verwaltung oder innerhalb der
Verwaltung hingewiesen haben. Auch dies erklärt sich aus
dem höheren Aktivitätsgrad. Hierbei scheint es keine Rolle
zu spielen, ob es sich um eher restriktive oder offensive
Strategien handelt – beide können zu Konflikten führen.
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Die Ergebnisse der drei empirischen Untersuchungen
machen deutlich, dass im Bereich der großformatigen Wer-
bung Handlungs- und Steuerungsbedarf besteht. Die heute
vielfach noch bestehende Situation, in der Einzelfallent-
scheidungen die Situation sowohl für die Stadtplanung als
auch für die Werbebranche unkalkulierbar machen, wird
von allen Beteiligten als nicht zufrieden stellend empfun-
den. Genehmigungs- und Steuerungsinstrumente liegen im
Wesentlichen bei der Stadtplanung (Regelungen in Bebau-
ungsplänen, Werbesatzungen, Entwicklung von Konzepten)
und der Bauordnung (Baugenehmigungen). 6.5 Zusammenfassung

Phänomenbeschreibung

Großformatige Werbeflächen sind vor allem in großen
Städten beheimatet, das gilt für Deutschland und vermut-
lich auch weltweit. Große Ansammlungen von Menschen
und damit KundInnen sind attraktive Magneten für die
Werbung. Die Werbeflächen sind dabei im Durchschnitt
140 m2 groß – das entspricht der Fläche einer gut ausge-
statteten Wohnung. Sie setzen sich zusehends an bestimm-
ten Orten fest, besonders an Hauptverkehrsstraßen in
Innenstadtnähe. Während die Städte überwiegend eine
Zunahme großformatiger Werbeflächen beobachten, gehen
die befragten VertreterInnen der Werbewirtschaft eher
davon aus, dass der derzeitige quantitative Level gleich

bleiben wird. Die Schnelllebigkeit der Werbung findet Aus-
druck in den zahlreichen temporären Anlagen und wird
auch bei dauerhaften Werbeflächen bestärkt durch häufi-
gen Wechsel der Werbemotive einer Fläche.

Grundhaltungen

In vielen Städten stehen stadtgestalterische Aspekte im Vor-
dergrund. An den Stellen, an denen grundsätzliche Überle-
gungen zu öffentlichen Räumen deutlich werden, wird
ebenso deutlich, dass diese Überlegungen den Umgang mit
der großformatigen Werbung prägen. Deutlichere Haltun-
gen gegenüber großformatiger Werbung – seien sie positiv-
fördernd oder ablehnend – führen dabei offenbar zu stär-
keren Aktivitäten in dem Bereich.

Weiter gehende Überlegungen wie zu »branded
spaces« (Naomi Klein), zu Zeichen im öffentlichen Raum
(Kevin Lynch), zu den Zusammenhängen zwischen Wahr-
nehmbarkeit und gesellschaftlicher Wirklichkeit (Hannah
Arendt), zur Bedeutung des öffentlichen Raumes in einer
Netzwerkgesellschaft (Manuel Castells) oder zu Fragen der
Simulationen auch in der Stadt (Jean Baudrillard) sind in
der Genehmigungspraxis offenbar selten bewusst hand-
lungsleitend. Zwar werden in zwei der vorliegenden Kon-
zepte (Braunschweig und Frankfurt am Main) unterschied-
liche Gebietstypen in der Stadt benannt, die in unter-



schiedlicher Art für großformatige Werbung geeignet sind.
Doch spielen genauere Auseinandersetzungen mit dem
»Öffentlichen« in den jeweiligen öffentlichen Räumen im
Rahmen der Konzepte keine Rolle. Die beiden in Kapitel 4
abgeleiteten Wirkungszusammenhänge (Dauerhaftigkeit/
Schnelllebigkeit, Wahrnehmbarkeit/Zeichen) werden nicht
thematisiert. Das oft formulierte Unbehagen gegenüber
großformatiger Werbung ließe sich jedoch anhand solcher
Diskussionen auf eine tragfähigere Basis stellen, die über
Fragen des individuellen Geschmacks weit hinausreicht.

Planungs- und Genehmigungspraxis

Die Planungs- und Genehmigungspraxis geht überwiegend
mit Einschränkungen vor und betrachtet letztlich den Ein-
zelfall. In Abhängigkeit vom Aktivitätsgrad in dem Themen-
feld und der Grundhaltung gegenüber großformatiger Wer-
bung lassen sich die Städte in die vier Gruppen zurückhal-
tend, abwartend, restriktiv und offensiv einteilen. Die
jeweilige Genehmigungspraxis wird teilweise unterlaufen,
zum einen durch die Werbeindustrie und Antragstellenden
(u. a. ungenehmigt hängende Werbeflächen oder Baugerüs-
te, die nur zu Werbezwecken errichtet werden), zum
anderen durch Entscheidungen auf politischer Ebene (s. u.)

Der konzeptionelle Umgang mit Werbeflächen auf
Seiten der öffentlichen Hand ist noch deutlich unterent-
wickelt, wenn auch in einigen Städten Konzepte vorliegen
oder erarbeitet werden. Die Konzepte bestehen im
Wesentlichen in Aussagen zu einzelnen Werbeformen und
ihrer Verträglichkeit für verschiedene Bereiche der Stadt.

Interessenskonflikte

Die Interessen der Werbeindustrie erschöpfen sich häufig
in den ›Kontaktchancen‹, weiter gehende Wirkungen ihrer
Werbung auf den öffentlichen Raum und seine soziale
Nutzung stehen für sie außen vor. Sie interessiert die Wir-
kung auf die potenziellen KonsumentInnen, nicht die Wir-
kung auf den Raum und die Gesellschaft. Die empirischen
Untersuchungen machen Konfliktlinien – aber auch Chan-
cen auf Konsenslinien – zwischen Werbewirtschaft und
Stadtplanung deutlich.

Auch innerhalb der Verwaltungen sowie zwischen
Verwaltung und Politik werden Spannungsfelder und Kon-
fliktlinien deutlich, die zu Reibungsverlusten führen und
die Situation sowohl für die Städte als auch die Werbe-
branche erschweren. Hierbei können stärkere Aktivitäten
der Verwaltung offenbar vermehrt zu solchen Konflikten
führen. Insbesondere Entscheidungen auf politischer
Ebene über Werbestandorte, auch gegen den Willen der
Verwaltung oder geltende Rechtsvorschriften, führen zu
Konflikten.

Die auf Basis der bisherigen empirischen Unter-
suchungen getroffenen Aussagen lassen – insbesondere bei
Fragen des Zusammenspiels der unterschiedlichen
AkteurInnen aus Verwaltung, Politik und Wirtschaft – einige
Fragen offen. Vor diesem Hintergrund werden in einer
zweiten empirischen Phase vertiefende Fallstudien in drei
Städten durchgeführt.
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7 Fallstudien: Frankfurt am Main, München, Berlin

Im Folgenden werden die Ergebnisse der drei Fallstudien
Frankfurt am Main, München und Berlin vorgestellt. Nach
einem Vergleich der Ergebnisse der drei Fallstudien werden
sie Einschätzungen von VertreterInnen der Werbewirtschaft
zu der Situation in den drei Städten gegenübergestellt. Ein
internationaler Vergleich mit der Stadt Zürich, die als eine

der ersten Städte konzeptionell mit großformatiger Wer-
bung umgegangen ist, rundet das Bild ab. In einem
abschließenden Fazit wird die Bandbreite kommunaler
Handlungsmöglichkeiten, die sich aus der Auswertung der
Fallstudien ergibt, umrissen. 7 Fallstudien: Frankfurt am Main, München, Berlin
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7.1 Zielsetzung der Fallstudien

Im Rahmen der Befragung wurde wiederholt darauf hinge-
wiesen, dass die komplexe und vielschichtige Situation vor
Ort nicht in allen Punkten durch Beantwortung des Fragebo-
gens wiedergegeben werden konnte. Letztlich konnten
durch den Fragenbogen »nur« persönliche Meinungen erfasst
werden und die innerhalb einer Stadt teilweise sehr unter-
schiedlichen Ansichten kommen nicht zum Ausdruck. Um
die Komplexität, die Vielschichtigkeit und die unterschied-
lichen Meinungen – in denen immer wieder auch Span-
nungsfelder und Konflikte liegen – erfassen zu können,
wurden im Sommer 2004 drei Fallstudien durchgeführt. Um
auch hier wieder Selbsteinschätzung und Fremdeinschätzung
gegeneinanderstellen zu können, wurden auch Werbeunter-
nehmen zur Situation in den drei Städten befragt.

Mit den Fallstudien wurden folgende Ziele verfolgt:
– Das sich aus den Befragungen ergebende Bild der

Situation in einzelnen Städten wird differenzierter
betrachtet.

– Vorhandene oder geplante Konzepte (sowohl offensiv
wie restriktiv) werden genauer untersucht. Hierbei
geht es zum einen um die inhaltliche Beschreibung,
zum anderen auch um ggf. bereits vorhandene Erfah-
rungen in den Städten.

– Angewendete Steuerungsinstrumente und die Kon-
zepte werden auf ihre Wirksamkeit hin überprüft.

– Ein Schwerpunkt ist die Auseinandersetzung mit
Spannungsfeldern und Konflikten innerhalb der Ver-
waltung oder zwischen Verwaltung und Politik.

7.2 Auswahl und Aufbau der Fallstudien

Für die Fallstudien wurden aufgrund der Befragungsergeb-
nisse und der daraus abgeleiteten Matrix (vgl. Kapitel 6.4)
drei Städte ausgesucht, in denen jeweils eine der drei
Grundhaltungen (ablehnend, akzeptierend, postiv-fördernd)
vorherrscht. Es wurden Städte ausgesucht, in denen kon-
zeptionelle Überlegungen vorhanden oder für die nächste
Zeit geplant sind. 7.2 Auswahl und Aufbau der Fallstudien

Im Rahmen der Fallstudien wurden Gespräche
mit verschiedenen AkteurInnen aus Politik und Ver-
waltung geführt. Die AnsprechpartnerInnen kamen aus
folgenden Bereichen: Bauaufsicht, Stadtplanung,

Denkmalschutz, Wirtschaftsförderung, Straßenbau und
Politik.

Nach Möglichkeit wurde in den drei Städten mit
AnsprechpartnerInnen aus allen Bereichen persönlich
gesprochen, in München wurden einige Personen schrift-
lich befragt. Unterschiede und verschiedene Schwerpunkt-
setzungen ergaben sich durch die jeweiligen Ausbildungen
und Fachrichtungen der GesprächspartnerInnen (Architek-
tur, Stadtplanung, Jura u. a. m.).

Die Leitfadengespräche behandelten folgende
Themen:



– formelle und informelle Instrumente
– Konzepte und Strategien
– AkteurInnen und Konflikte
– Selbsteinschätzung und Fremdeinschätzung der Hal-

tung verschiedener AkteurInnen zu großformatiger
Werbung

– gelungene und misslungene Beispiele
Die GesprächspartnerInnen fügten je nach Position

einzelne Themen hinzu, die aus ihrem Blickwinkel darüber
hinaus wichtig sind. Die Ergebnisse aus den Gesprächen
wurden ergänzt durch Auswertung schriftlichen Materials
der Städte.69
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7.3 Akzeptierende Haltung: Frankfurt am Main

7.3.1 Auswahlkriterien

Die Stadt Frankfurt am Main wurde im Ergebnis der Befra-
gungen (vgl. Kapitel 6) im akzeptierenden Mittelfeld ange-
ordnet und hat sich mit dem Thema der Werbung über ein
Gutachten und eine daraus abgeleitete Dienstanweisung
konzeptionell auseinandergesetzt. In der Stadt liegen aus
der Zeit seit 2002 Erfahrungen in der Auswirkung des kon-
zeptionellen Ansatzes vor. Neben Frankfurt am Main ver-
fügt die Stadt Braunschweig über ein vergleichbares Kon-
zept. Bei der Auswahl der Fallstudien sollten jedoch drei
Städte mit unterschiedlicher Grundhaltung gegenüber groß-
formatiger Werbung berücksichtigt werden. Frankfurt am
Main liegt dabei eher als Braunschweig in der Mitte
zwischen den beiden Exponenten München und Berlin.
Die Fallstudie Frankfurt am Main verdeutlicht die Hand-
lungsoptionen im Spannungsfeld zwischen akzeptierender
Haltung und relativ hohen eigenen Ansprüchen an das
Ausschöpfen von Steuerungsmöglichkeiten. Im Rahmen der
Fallstudie Frankfurt am Main bestätigte sich die Einordnung
der Stadt im akzeptierenden Mittelfeld. 7.3 Akzeptierende Haltung: Frankfurt am Main

7.3.2 Einsatz formeller und informeller Instrumente in
Frankfurt am Main

Formelle Instrumente

Im Bereich der Bauaufsicht werden das Bauordnungsrecht
nach HBO und die Regelungen des Bauplanungsrechtes
(BauGB §§ 29 – 36 und BauNVO § 15) als formelle Instru-
mente genutzt. Nach § 81(1)1 HBO können örtliche Bau-
vorschriften über Werbeanlagen erlassen werden, die sich
auf Art, Größe und Anbringungsort erstrecken, auch
können bestimmte Arten von Werbeanlagen in Abhängig-

keit von den örtlichen Gegebenheiten eingeschränkt
werden (§ 81(1)2 HBO). In bestimmten Gebieten können
Werbeanlagen generell eingeschränkt werden (§ 81(1)7
HBO). Im Stadtgebiet gibt es vier verschiedene Baugestal-
tungssatzungen mit Vorschriften für Werbeanlagen. Für die
Innenstadt gibt es keine Werbesatzung.

Aus der Genehmigungspraxis:
Bei Werbung an Fassaden versucht die Bauaufsicht durch-
zusetzen, dass mindestens 50 % der verdeckten Fläche eine
Fassadennachbildung darstellen und nur 50 % als Werbe-
fläche genutzt werden. An Hochhäusern werden wegen
der starken Fernwirkung i. d. R. nur Logos genehmigt. Nach
Möglichkeit werden großformatige Werbeflächen an Kreu-
zungen nicht mehr genehmigt. Gründe hierfür sind Ver-
kehrssicherheit und Verkehrsfluss. Bei Werbeanlagen an
Kreuzungen, die von verschiedenen Richtungen aus sicht-
bar sind, kann es zu störenden Häufungen kommen. Hier
wie auch in anderen Bereichen fällt erschwerend auf, dass
früher solche Anlagen genehmigt wurden. Dadurch wird es
schwer, neuere Anlagen abzulehnen.70 In der Regel werden
beantragte Standorte besichtigt, da sich vor Ort in fast
jedem Fall eine eindeutige Entscheidung treffen lässt. Bei
Versagungen von Genehmigungen wird häufig Widerspruch
eingelegt, dann wird vor einem Schiedsgericht entschieden.
Zeitliche Probleme traten dabei oft bei Werbung an Bauge-
rüsten auf, da der zeitliche Verfahrensablauf nicht mit der

69 Zu den GesprächspartnerInnen, verwendeten Materialien und
zur Methodik von Gesprächsführung und Dokumentation vgl.
Anhang.

70 Dies mag der Grund dafür sein, dass in der Standortdaten-
bank 22 der erfassten 46 Standorte in Frankfurt am Main an
Kreuzungen liegen.



meist kurzfristigen Bauzeit übereinstimmt. Inzwischen
wissen aber viele AntragstellerInnen, dass sie mit Verfah-
renslaufzeiten von bis zu 2 Monaten rechnen müssen und
richten sich darauf ein, so dass es zu weniger Konflikten
kommt. Auch in Frankfurt gibt es – wie in vielen Städten –
das Phänomen der Baugerüste ohne Baustelle, die lediglich
als Werbeträger errichtet werden.

Im Bereich des Denkmalschutzes ist § 16 Denkmalschutz-
gesetz Hessen Instrument und Grundlage des Handelns.
Demnach sind Werbeanlagen an Denkmälern genehmi-
gungspflichtig. Sofern Auswirkungen auf Bestand oder
Erscheinungsbild des Denkmales nicht auszuschließen sind,
sind auch Werbeanlagen in der Umgebung von Denk-
mälern genehmigungspflichtig. Die denkmalschutzrecht-
liche Genehmigung kann erteilt werden, mit Auflagen
erteilt werden (z. B. Farbe, Bild-/Textanteil) oder versagt
werden, insbesondere, wenn es um dauerhafte Anlagen
geht.

Aus der Genehmigungspraxis:
Grundsätzlich wird auch im Bereich des Denkmalschutzes
versucht, eher mit Überzeugungskraft als ausschließlich mit
dem Buchstaben des Gesetzes zu arbeiten. Baugerüstwer-
bung an Denkmälern wird i. d. R. für maximal 6 Monate
genehmigt. Wenn eine Werbeanlage nicht länger als
3 Monate hängen soll, werden Bedenken wegen der Kürze
der Zeit ggf. zurückgestellt. Im Bereich des Umgebungs-
schutzes werden z. B. City Light Boards vor Denkmälern
oder in wichtigen Sichtachsen nicht genehmigt. Eine Ver-
sagung aus Gründen des Umgebungsschutzes ist nur bei
Vorliegen schwerwiegender Argumente durchsetzbar.

Das Straßenbauamt Frankfurt ist als Straßenbaulastträger
zuständig für die Genehmigung von Sondernutzungen auf
Straßen- und Verkehrsflächen im Eigentum der Stadt Frank-
furt. Hierzu gehört auch der Luftraum über diesen Flächen.
Ragt also eine Werbeanlage über die Fassade hinaus und in
die öffentliche Straßenfläche hinein, so ist sie als Sonder-
nutzung genehmigungspflichtig. Das gilt sogar für geklebte
Plakate, die millimeterweise über die Grundstücksgrenze
ragen. Dem geht das Amt aber bisher nicht nach. Werbung
ist nach der Sondernutzungssatzung gebührenpflichtig. Bei
Flächenwerbung liegt die Gebühr bei 0,25 Euro/m2

Ansichtsfläche/Tag. Zusätzlich werden einmalige Verwal-
tungskosten von 2000,00 Euro/Standort berechnet. Die

Satzung stammt noch aus einer Zeit, in der es keine groß-
flächigen Werbeanlagen gab. Sie soll geändert werden, die
Gebühren sollen steigen.

Aus der Genehmigungspraxis:
Meist wird eine Sondernutzungserlaubnis nur erteilt, wenn
eine Baugenehmigung vorliegt. Allerdings kann es auch
sein, dass die Sondernutzungsgenehmigung versagt wird,
auch wenn eine Baugenehmigung vorliegt. Wichtigste
Kriterien für die Sondernutzungsgenehmigung sind Ver-
kehrssicherheit und Verkehrsfluss. Darüber hinaus gibt es
»politische« Vorgaben, nach denen gehandelt wird (z. B.
werbefreie Zone am Römer). Wenn eine Sondernutzungs-
genehmigung versagt wird, kann es ein Widerspruchsver-
fahren mit anschließendem Verwaltungsverfahren geben.
Dann muss die Versagung stichhaltig begründet werden.
Hierbei muss der Gleichbehandlungsgrundsatz eingehalten
werden. In der Praxis gab es in Frankfurt bisher rechtliche
Auseinandersetzungen nur über die Gebührenhöhe,
obwohl gerade diese in der entsprechenden Satzung gere-
gelt ist. Die Gebührenstaffel ist bisher so ausgelegt, dass sie
kürzere Bauzeiten fördert. Diese Absicht kann dadurch
unterlaufen werden, dass durch Werbung an Baugerüsten
mehr Einnahmen entstehen, als Ausgaben für die Sonder-
nutzungsgenehmigung fällig werden. Problematisch sind
ungenehmigte Werbeflächen. Selbst wenn sie bemerkt
werden, können Sondernutzungsgebühren erst ab dem
Zeitpunkt berechnet werden, ab dem die Werbung nach-
weislich gehangen hat.

Informelle Instrumente

Alle GesprächspartnerInnen betonen die große Bedeutung
informeller Instrumente. Hierzu kann das vorhandene Kon-
zept (s. u.) gezählt werden. Durch Gespräche und Über-
zeugungsarbeit im Vorfeld von Genehmigungen kann offen-
bar viel erreicht werden, was nach Gesetzeslage nicht ohne
weiteres ginge. Wichtig ist dabei, dass ein gutes Klima zwi-
schen AntragstellerInnen und Behörde erzielt wird, dass die
verschiedenen Anträge gleich behandelt werden und dies
glaubhaft nach außen vermittelt wird. Gerade darin wird
der große Vorteil des Konzeptes gesehen.

Innerhalb der Verwaltung zählen monatliche Abstim-
mungsgespräche zwischen Bauaufsicht, Denkmalschutz,
Stadtplanung und Straßenbauamt zu den informellen
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Instrumenten. Die dadurch ermöglichte »gleiche Linie«
erleichtert auch die Gleichbehandlung der Antragstel-
lerInnen.

7.3.3 Konzepte zur Werbung in Frankfurt am Main

Impulsgeberin für die Erstellung eines Konzeptes war die
Bauaufsicht, unterstützt von der Stadtplanung. Die Motiva-
tion kam von außen, dadurch, dass die Werbewirtschaft
sich wiederholt über Ungleichbehandlung beschwert hatte.
Bevor es zur tatsächlichen Vergabe des Gutachtens kam,
gab es jahrelange Auseinandersetzungen. Die Erarbeitungs-
phase wurde von verschiedenen MitarbeiterInnen der Ver-
waltung begleitet, die dadurch die Dinge selbst neu durch-
denken mussten. Auf Grundlage des Gutachtens (vgl. DKS
2002) wurde eine »Dienstanweisung« erarbeitet und vom
Magistrat beschlossen. Die Dienstanweisung ist an die Ver-
waltung adressiert, sie hat keine rechtliche Wirkung nach
außen.

Die Erfahrungen mit dem Konzept sind »in der Theo-
rie« ganz gut. Es wirkt vor allem durch seine Existenz, oft
sogar mehr als durch die konkreten Inhalte. Bestandteil der
täglichen Arbeit der Bauaufsicht ist die aus dem Gutachten
abgeleitete Dienstanweisung. Einem der befragten politi-
schen Vertreter war das Konzept nicht bekannt. Der politi-
sche Vertreter, der sich damit vertraut gemacht hatte, fand
die Regelungen teilweise gut (beleuchtete Werbung in
Bahnunterführungen), teilweise zu restriktiv (Werbung in
der Innenstadt), war aber auch der Ansicht, dass z. B. in
Gebieten von Bebauungsplänen eine abgestimmtere
Planung im Bereich der Werbung notwendig sei.

Die Inhalte des Gutachtens (20 Pilotbereiche, 6 Pilot-
themen, Zonenplan) sind in Kapitel 6.2.2 kurz beschrieben.
Die aus dem Gutachten abgeleitete Dienstanweisung ent-
hält u. a. eine Auflistung der zu prüfenden Kriterien (Art,
Form, Größe, Lage, Material und Proportionen der Werbe-
anlage). Als störende Häufung wird definiert, wenn drei
und mehr Anlagen der Außenwerbung von einem Blick-
punkt aus gleichzeitig wahrgenommen werden können.
Großflächige Werbung an Hochhäusern soll aufgrund der
Fernwirkung und der Bedeutung für die Skyline als
»Visitenkarte« der Stadt sehr sorgfältig geprüft werden. Als
temporäre Werbung werden Werbeanlagen definiert, die
nicht länger als 8 Wochen angebracht werden. Werbung
an Baugerüsten ist auf die Bauzeit zu beschränken. Als

besonders hochwertig werden Gebäudeverhüllungen einge-
schätzt, die eine fotografische oder künstlerisch gestaltete
Fassadennachbildung enthalten. Wegen der Größe dieser
Anlagen ist die Verkehrsgefährdung besonders sorgfältig zu
prüfen. Für Werbung bis max. 4 Wochen an Abbruchge-
bäuden werden die formalen Rahmenbedingungen
genannt.

7.3.4 AkteurInnen und Konflikte in Frankfurt am Main

Als AkteurInnen werden in Frankfurt von den Befragten
übereinstimmend die für Genehmigungen zuständigen
Ämter genannt (Bauaufsicht, Denkmalamt, Stadtplanung,
Straßenbauamt), außerdem die Wirtschaftsförderung und
das Grünflächenamt. Als private AkteurInnen werden Wer-
befirmen, HausbesitzerInnen, Bau- und Gerüstbaubetriebe
und die DSM71 genannt. Zwei Befragte geben an, dass
AkteurInnen aus dem politischen Raum keine Rolle spie-
len. Von den anderen Befragten werden die zuständigen
DezernentInnen sowie auch die Stadtverordneten und
Ortsbeiräte genannt.

Die Frage nach der jeweiligen Haltung der AkteurIn-
nen gegenüber großformatiger Werbung zeigt, dass man
sich in Frankfurt recht gut kennt: Die Eigeneinschätzungen
und Fremdeinschätzungen liegen i. d. R. nicht weit ausein-
ander – soweit sich dies aus dem zur Verfügung stehenden,
begrenzten Material schlussfolgern lässt. Vom Straßenbau-
amt selber wurde darauf hingewiesen, dass ihre Haltung
auch dadurch beeinflusst wird (jenseits persönlicher Ein-
schätzungen der Werbung), dass sie über die Sonder-
nutzungsgebühren an den großformatigen Werbeflächen
verdienen.

Im Bereich der Bauaufsicht gibt es in Frankfurt am
Main seit 2001 eine gesonderte Abteilung für die Geneh-
migung von Werbeanlagen im gesamten Stadtgebiet. Der
Amtsleiter des Bereiches Bauordnung ist am Thema der
Werbeanlagen interessiert. Vor diesem Hintergrund ist auch
das Zustandekommen des Gutachtens über Stadtgestalt
und Werbung zu sehen. Nach Gründung der neuen Abtei-
lung bei der Bauaufsicht gab es viel Unruhe. Die Konflikte
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71 DSM: Deutsche Städte Medien, ursprünglich im Eigentum
der Städte, nach Verkauf an die Firma Ströer im Dezember
2003 als privatwirtschaftliches Unternehmen tätig.



wurden bei Treffen der KonfliktpartnerInnen (Bauaufsicht,
VertreterInnen der Werbewirtschaft, Wirtschaftsförderung)
geklärt. Inzwischen wird die Arbeit der Abteilung für Wer-
bung von anderen Verwaltungsstellen überwiegend als
effektiv und konstruktiv bewertet. Im Bereich der Stadt-
planung gibt es eine gesonderte Abteilung für den öffent-
lichen Raum (s. Kapitel 7.3.5).

Nach Konflikten befragt, wird häufig auf Konflikte
zwischen Verwaltung und Politik hingewiesen, da letztend-
lich die Politik entscheide, was hängt und was nicht. Es
wird beobachtet, dass die Stimmung in der letzten Zeit
wieder werbefreundlicher wird, was in direkten Zusam-
menhang mit der schwieriger werdenden konjunkturellen
Lage insgesamt und auch in der Stadt Frankfurt gebracht
wird.

7.3.5 Konzepte zum Umgang mit öffentlichem Raum in
Frankfurt am Main

Der öffentliche Raum in Frankfurt wird als von besonde-
rer Bedeutung für die Stadt angesehen, da »sich eine
Stadt insbesondere mit dem öffentlichen Raum präsentie-
ren kann, das Erscheinungsbild über den öffentlichen
Raum wirkt. Gut gestaltete öffentliche Räume sind die
Basis für urbanes Leben in einer Stadt und damit auch für
deren Attraktivität« (Vortrag des Magistrats an die Stadt-
verordnetenversammlung, Betreff: »Schöneres Frankfurt«,
18. 02. 2000, S. 3).

Aufgrund eines Beschlusses der Stadtverordnetenver-
sammlung 1998 wurde erstmals im Haushalt 1998/99 ein
Etat von zunächst 10 Mio. DM für das Sonderprogramm
»Schöneres Frankfurt« zur Verfügung gestellt. Zu den im
Rahmen des Sonderprogrammes formulierten Zielen für
den öffentlichen Raum gehören u. a.: Struktur und Erschei-
nungsbild verbessern, Aufenthaltsqualität erhöhen, öffent-
liche Räume als Chance für Kommunikation und Erholung
nutzen, adäquate Nutzungen und Funktionen definieren,
Verödung beseitigen, störende und verunstaltende Maß-
nahmen und negative Veränderungen durch Dritte früh-
zeitig unterbinden, attraktivere öffentliche Räume zur Ima-
geverbesserung der Stadt nutzen (vgl. Hootz 2002, S. 241).
Dadurch soll das Missverhältnis von zum Teil in sehr gutem
Zustand befindlichen privaten Gebäuden und dem Zustand
von öffentlichen Räumen beseitigt werden (vgl. Etatantrag
vom 06. 03. 2002, E 21). Mit ganz unterschiedlichen Auf-

gaben und Schwerpunkten sollen in Frankfurt 35 verschie-
dene Stellen der Verwaltung in irgendeiner Form mit
öffentlichem Raum zu tun haben. Im Bereich der Stadt-
planung wurde im Jahr 2000 eine gesonderte Abteilung
»Öffentlicher Raum« geschaffen, da der öffentliche Raum
zunehmend als Standortfaktor begriffen wurde. Die Abtei-
lung ist zuständig für befestigte Straßen und Plätze sowie
Grünanlagen (in Abstimmung mit dem Grünamt), sofern sie
im öffentlichen Eigentum stehen. Sie arbeitet gesamtstäd-
tisch, nicht nur innenstadtbezogen. Es wurde u. a. ein
Bausteinkatalog zur Ausstattung und Gestaltung öffentlicher
Räume entwickelt. Anhand einer Prioritätenliste von
100 Projekten im öffentlichen Raum sollen Qualitätsverbes-
serungen erfolgen. Falsche Werbekonzepte werden als Teile
der »kleinen und alltäglichen Makel« im öffentlichen Raum
angesehen (Hootz 2002, S. 242). Man verfolgt das Ziel,
Werbung im öffentlichen Raum in geregelten Bahnen
ablaufen zu lassen, weswegen auch das Gutachten über
Werbung und Stadtgestalt ausdrücklich begrüßt wird. Es
besteht eine enge Kooperation mit der Bauaufsicht. Auf-
grund des zwangsläufig eintretenden Maßstabssprunges
wird großformatige Werbung aus Sicht der Abteilung
»öffentlicher Raum« eigentlich immer als störend angese-
hen. Nichtsdestotrotz versucht man Kooperationen mit der
Werbewirtschaft, um auf diesem Weg zu verträglichen
Lösungen zu kommen.

Bei Konzepten zum öffentlichen Raum in Frankfurt
spielen insgesamt stadtgestalterische Aspekte offenbar eine
große Rolle (schon erkennbar am Titel des Sonderprogram-
mes »Schöneres Frankfurt« – Hervorhebung durch die
Verf.). Aus den vorliegenden Materialien geht nicht hervor,
welche weiter gehenden Auseinandersetzungen mit dem
Thema des öffentlichen Raumes letztendlich zu dem Son-
derprogramm und der Einrichtung der Abteilung »öffent-
licher Raum« geführt haben oder inwieweit beides auf die
Einstufung des öffentlichen Raumes als Standortfaktor
zurückzuführen ist.

7.3.6 Beispiele aus Frankfurt am Main

Umstrittene Werbung am Dom

An der Sanierung des Domes entzündeten sich in der Stadt
kontroverse Diskussionen über Werbung an Baugerüsten, da
hier, wie an vielen Stellen, ein Teil der Sanierungskosten
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durch Gerüstwerbung finanziert werden sollte. Hierbei war
die Sonderstellung des Domes als Kirche auch Teil der Dis-
kussion. Seit Sommer 2003 steht das Gerüst. Die Werbeflä-
chen sind nicht lückenlos zu vermarkten (vgl. Abb. 7.1). Dies
wird als ein Indiz dafür gewertet, dass die Nachfrage gene-
rell zumindest nicht ansteigend ist. Die zuständige Werbe-
agentur beschreibt die besondere Standortgunst wie folgt:

»Der Standort befindet sich mitten im Altstadtzentrum der
Finanzmetropole, … großer Zustrom von Touristen aus
vielen Ländern, unweit der Einkaufsstraße Zeil, durch die
Anbringung der Werbeflächen in großer Höhe von unzäh-
ligen Blickwinkeln weither sichtbar … Landmark mit großer
Fernwirkung« (Aus der Internetpräsentation der Firma Mega-
poster).

92

7 Fallstudien: Frankfurt am Main, München, Berlin

Abb. 7.1:
Werbung am Frankfurter Dom
2004



Werbung an der Alten Bibliothek

Die alte Stadtbibliothek in Frankfurt steht unter Denkmal-
schutz und soll saniert werden. Im Vorfeld der Genehmi-
gung der Werbefläche gab es intensive Gespräche. Es
wurde ausgehandelt, dass auch bei Ausnutzung der Fläche
für Werbezwecke Porticus und Säulen sichtbar bleiben
müssen. Die Bauaufsicht stuft die Werbeanlage aus diesem
Grund als gelungen ein. Die Motivgestaltung nimmt jedoch
auf das historische Gebäude und seine Maßstäblichkeit
keine Rücksicht.

Gebäudeverhüllung am Römer

Anlässlich der Sanierung der Fassade des Römers wurde
dieser mit einer vollständigen Fassadenrekonstruktion ver-
kleidet. Offensichtlich gehen die Ansichten darüber,
inwieweit die Aktion als gelungen zu betrachten ist, in
der Stadt auseinander. Zum einen wird die Darstellung als
gelungen bezeichnet, zum anderen werden Material und
Farbe als billig angesehen. Für Werbung stehen die

angrenzenden, ebenfalls verhüllten Fassadenflächen zur
Verfügung (vgl. Abb. 7.2). Am Beispiel des Römers wurde
von einer Gesprächspartnerin die Frage aufgeworfen,
warum denn eigentlich niemand sehen sollte, dass und
wie Gebäude saniert werden.

Ein Beispiel für den Genehmigungsalltag ist die
Werbefläche an einer Brandwand in der Hanauer Land-
straße (vgl. Abb. 7.2).

7.3.7 Frankfurter Besonderheiten

Wie im Vergleich mit den anderen untersuchten Städten
deutlich wird, scheint die relativ starke Stellung der Bau-
aufsicht eine Besonderheit der Stadt Frankfurt am Main zu
sein – zumindest im Vergleich mit München und Berlin.
Ganz offensichtlich lassen die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen genug Spielraum, um unterschiedliche Strategien
zu verfolgen. Ebenso offensichtlich hängen Art und Umfang
des Engagements im Bereich großformatiger Werbeanlagen
von den damit beschäftigten Personen ab – und dies nicht
nur in Frankfurt am Main.
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Abb. 7.2: Gebäudeverhüllung und Genehmigungsalltag in Frankfurt: Römer und Hanauer Landstraße 2004



7.4 Restriktive Haltung: München

7.4.1 Auswahlkriterien

Die Stadt München hat gegenüber großformatiger Werbung
eine eher ablehnende Haltung und führt bereits seit 1997
Diskussionen zu dem Thema, es liegen Konzepte über
Werbung an Baugerüsten und im öffentlichen Straßenraum
vor (vgl. Kapitel 6). Bei der einerseits deutlich ablehnenden
Haltung und anderseits einem relativ hohen Aktivitätsgrad
im Vergleich zu anderen Städten verdeutlicht die Fallstudie
München Handlungsoptionen unter diesem Vorzeichen. Im
Rahmen der Fallstudie bestätigte sich die Einordnung Mün-
chens als Stadt mit einer eher restriktiven Strategie. 7.4 Restriktive Haltung: München

7.4.2 Einsatz formeller und informeller Instrumente in
München

Formelle Instrumente

Von der Bauaufsicht wird das Baurecht in Bezug auf orts-
feste, großformatige Werbung als antiquiert bezeichnet, da
es auf langfristige Bauten ausgelegt ist.

In der Novelle der Bayerischen Bauordnung 1997
wurde Werbung in durch Bebauungsplan festgesetzten
Gewerbe- und Industriegebieten an der Stätte der Leistung
genehmigungsfrei (Art. 61(1) Nr. 11g BayBO).72 Im Jahr
2004 steht erneut eine Novellierung der Landesbauord-
nung an. Auch nach der Novellierung wird temporäre Wer-
bung an Baugerüsten noch genehmigungspflichtig sein.
Nach Art. 91(1)2 BayBO können örtliche Bauvorschriften
über das Verbot der Errichtung von Werbeanlagen erlassen
werden.

Aus der Genehmigungspraxis:
In der Regel wird großformatige Werbung nur an Baugerüs-
ten genehmigt.73 Auch in München gibt es Baugerüste, die
ausschließlich als Werbeträger errichtet werden. An Brand-
wänden darf nur maximal 1/3 der Fläche für Werbung
genutzt werden. Diese »Restflächen« sollen nicht noch
besonders auffallend gestaltet werden und es soll verhin-
dert werden, dass Werbung für die EigentümerInnen lukra-
tiver sein könnte als eine Neubebauung.

Dauerhafte Anlagen an Parkhäusern, Kinos und Kauf-
häusern gibt es in München nur wenige. Allerdings wird

Kinowerbung i. d. R. in größeren Formaten genehmigt, da
diese Werbung schon traditionell groß ist. Die Verwaltung
würde es befürworten, wenn es mehr Bauanträge gäbe, bei
denen Werbeflächen von vornherein im architektonischen
Konzept berücksichtigt werden, aber solche Anträge sind
bisher die Ausnahme.

Ein hoher Anteil der beantragten großformatigen
Werbeflächen ist temporär. Da das normale Verfahren nach
BayBO zu lange dauern würde, wird im Vorfeld eine Art
»mündliche Genehmigung« erteilt – was so im Gesetz nicht
vorgesehen ist und auf Vertrauensbasis funktioniert. Die
Formalien werden im Anschluss daran abgewickelt und
sind oft erst abgeschlossen, wenn die Werbeanlage nicht
mehr hängt. Die Erfahrungen mit diesem Vorgehen sind
bisher gut. In München sind vier bis fünf große Firmen in
dem Bereich tätig. Die Anträge sind i. d. R. vorab bespro-
chen, so dass innerhalb von 1– 2 Tagen Bescheid gegeben
werden kann. Wenn weitere Abstimmungen notwendig
werden, kann sich diese Frist auf 1– 2 Wochen verlängern
(in Frankfurt am Main wird die Antragszeit mit bis zu zwei
Monaten angegeben, vgl. Kapitel 7.3.2).

Das Planungsrecht spielt eine größere Rolle im Bereich der
Genehmigung von Werbeanlagen, seitdem 1992 ein Urteil
des Bundesverwaltungsgerichtes Werbeanlagen an der
Stätte der Leistung als Nebenanlagen, Fremdwerbung
jedoch als Gewerbebetrieb einstufte (BVerwG 4. Senat,
3. Dezember 1992, Az C 27/91, vgl. WBRE 310577303).
Daraus leiten sich die Unzulässigkeit großformatiger
Werbeanlagen in reinen Wohngebieten und ihre bedingte
Zulässigkeit in allgemeinen Wohngebieten ab. Insbesondere
den Regelungen innerhalb von Bebauungsplänen wird
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72 In der Musterbauordnung 2002 ist in § 61(1) Nr. 11e eine
entsprechende Regelung enthalten. In einigen neueren
Landesbauordnungen ist sie ebenfalls aufgenommen worden
(§ 65(1) Nr. 33b BauO NRW, § 61(1) Nr. 8h Bauordung für
das Saarland, § 61(1) Nr. 11e SächsBO und § 63(1) Nr. 11 f.
ThürBO).

73 Diese Aussage wird durch die Auswertung der Datenbank
bestätigt, nach der die weit überwiegende Anzahl von
Werbeanlagen in München temporäre Anlagen an Bau-
gerüsten sind (vgl. Kapitel 6.2.3).



zukünftig in Bayern weitere Bedeutung zukommen. Denn
nach der Novellierung der Landesbauordnung werden
Gestaltungssatzungen nur dann Gegenstand der Prüfung
sein, sofern sie Teil eines Bebauungsplanes sind. Das Instru-
ment »Werbesatzung« ist dadurch eigentlich ad absurdum
geführt. Die zuständigen Gerichte in München empfehlen
schon heute, sich auf das Planungsrecht zu konzentrieren,
da das Verunstaltungsverbot der Bauordnung nur schwer
handhabbar ist.

Eine weitere für Werbung relevante Satzung ist die
Münchener Vorgartensatzung, nach der in Vorgärten grund-
sätzlich nicht geworben werden darf.

Aus der Planungspraxis:
Bereits seit der letzten Novellierung der Landesbauordnung
1997 wird mehr Gewicht auf Regelungen in Bebauungs-
plänen gelegt, da Werbeanlagen in Gewerbe- und Indus-
triegebieten an der Stätte der Leistung genehmigungsfrei
sind (s. o.). In Bebauungsplänen wird angepasst an die
jeweilige Plansituation u. a. geregelt, dass Werbung über
Dachkanten unzulässig ist, wie hoch freistehende Werbe-
anlagen sein dürfen, dass Fremdwerbung ausgeschlossen
wird, dass nur Einzellogos zugelassen sind oder das eine
Abstimmung auf die Architektur erfolgen muss. Bei Fest-
legungen in Bebauungsplänen über Werbeflächen gibt es
bisher noch keine rechtlichen Auseinandersetzungen. Dies
kann auch daran liegen, dass von der Stadtplanung Befrei-
ungen erteilt werden können.

Auch nach § 34 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben
innerhalb bebauter Ortsteile) werden Entscheidungen über
Werbeanlagen getroffen. So konnte z. B. die Errichtung
einer Werbeanlage auf einer zweigeschossigen Halle, die
zehnmal (!) so hoch sein sollte wie das Gebäude, nach
§ 34 BauGB verhindert werden. Die Anlage war zwar an
der Stätte der Leistung nach Landesbauordnung im Gewer-
begebiet genehmigungsfrei, aber es gab keinen Bebauungs-
plan und in der Umgebung keine vergleichbare Anlage.

Im Jahr 2000 wurde die Aufstellung von Werbesat-
zungen von den Bezirksräten angeregt. Daraufhin sind jetzt
zwei Werbesatzungen als Pilotprojekte in der Aufstellung.
Zum Zeitpunkt der Untersuchung (Sommer 2004) wurde
abgewartet, was die Novellierung der Landesbauordnung
tatsächlich für Änderungen bringen wird.

Der Denkmalschutz spielt in München aufgrund der Fülle
geschützter Bauwerke eine wichtige Rolle.74 Eine denkmal-

schutzrechtliche Genehmigung ist notwendig bei Verände-
rungen des Denkmales sowie bei Errichtung baulicher
Anlagen im Umfeld eines Denkmales, sofern das Denkmal
in seinem Bestand oder seinem Erscheinungsbild beein-
trächtigt wird (Art. 6(1) Nr. 1 und 2 DSchG Bayern). Die
denkmalschutzrechtliche Genehmigung entfällt, sobald eine
Baugenehmigung erforderlich ist. In diesen Fällen kann die
Baugenehmigung auch aus Gründen des Denkmalschutzes
versagt werden (Art. 6(3) DSchG Bayern).

Aus der Genehmigungspraxis:
In der Innenstadt und im Innenstadtrandbereich gibt es
eine Konzentration der Gebäude und Ensembles, die unter
Denkmalschutz stehen. Da andererseits nicht alle Gebäude
unter Schutz stehen, ist eine Ablehnung aus Gründen des
Denkmalschutzes oft nicht möglich. In der Maximilian-
straße oder der Ludwigstraße jedoch stehen zahlreiche
Gebäude unter Denkmalschutz. Baugerüstwerbung wird
auch hier genehmigt; inzwischen sind fast alle Fassaden
renoviert.

Probleme gibt es am ehesten mit Wünschen für groß-
formatige Werbung an öffentlichen Gebäuden (Bibliothe-
ken, Museen usw.), die gerne Eigenwerbung verknüpft mit
Fremdwerbung machen wollen, um ihre Kassen aufzubes-
sern.

Bei Denkmalen ist eine Mitsprache auch beim Motiv
der Werbung möglich, wenn die Stadt Eigentümerin des
Denkmales ist.

Für die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen nach
Straßenrecht ist in München die Abteilung »Öffentlicher
Raum« beim Baureferat zuständig. Es besteht ein Monopol-
vertrag mit der DSM über Werbung im öffentlichen
Straßenraum, der eine Laufzeit bis 2011 hat.

Aus der Genehmigungspraxis:
Die Anträge werden von der DSM vorbereitet und einge-
reicht. Meist werden die Anträge genehmigt, da es im Vor-
feld Abstimmungen gibt. Die DSM macht die Standortvor-
schläge, diese Standorte werden dann gemeinsam besich-
tigt und beurteilt. Probleme mit der DSM gibt es immer
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74 Im Jahr 2004 gibt es in München ca. 9000 geschützte Einzel-
bauwerke und 74 Ensemblebereiche, mit einer Konzentration
in der Innenstadt.



wieder wegen Werbung an Brücken, da diese i. d. R. nur
an Bahnbrücken genehmigt wird, für die nicht die DSM,
sondern die Deutsche Bahn zuständig ist.

Informelle Instrumente

Die Verwaltung handelt nach einer i. d. R. einheitlichen
Linie, die nicht festgeschrieben ist. Auf Dienstbesprechun-
gen werden die Dinge immer wieder thematisiert und
aktualisiert. Dieses Verfahren hat den Vorteil der großen
Flexibilität. Es funktioniert so lange, wie die beteiligten
AkteurInnen sich einig sind und die Art des Vorgehens von
der Politik mitgetragen wird. Einen offiziellen politischen
Beschluss über diese Linie gibt es nicht, die damit verbun-
denen Diskussionen im politischen Raum möchten einige
auch gerne vermeiden, da der Ausgang ungewiss ist. Bei
einer Änderung der politischen Zielrichtung ließe sich die
heute verfolgte Linie nicht weiter durchhalten.

Auch in München werden die besondere Bedeutung
eines abgestimmten Vorgehens der verschiedenen Akteu-
rInnen und einer Gleichbehandlung der AntragstellerInnen
hervorgehoben.

7.4.3 Konzepte zur Werbung in München

Die vorhandenen Konzepte beziehen sich zum einen auf
Werbung an Baugerüsten, zum anderen auf Werbung im
öffentlichen Straßenraum. Die Beschäftigung mit Werbung
an Baugerüsten wurde ausgelöst durch einen Antrag der
Deutschen Städte Reklame GmbH (heute DSM) zu Bauge-
rüstwerbung am Siegestor. Das entwickelte Konzept beruht
auf Vorschlägen einer dafür eingerichteten Arbeitsgruppe.
In der Arbeitsgruppe waren das Planungsreferat, das Bau-
referat, die Stadtgestaltungskommission, der Werbebeirat
und die Kommission Kunst am Bau vertreten.

Zur Werbung im öffentlichen Straßenraum verfasste
ein entsprechender Arbeitskreis sechs Thesen, die 2001
vom Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung verab-
schiedet wurden. Sie befassen sich mit Werbeanlagen, die
als Dauereinrichtung im öffentlichen Verkehrsraum aufge-
stellt werden, nicht mit kurzfristigen Werbemaßnahmen
oder Werbung auf Flächen in privatem Eigentum. Grund-
sätzlich wird gefordert, die Werbung habe sich zum einen
dem Gemeinbedarf öffentlicher Straßen, Plätze und Grün-

flächen unterzuordnen und müsse sich zum anderen dem
Stadtbild Münchens qualitativ und quantitativ anpassen.
Großformatige Werbung ist entsprechend den Thesen – mit
Ausnahme von City Light Boards – nicht zulässig. Grund-
sätzlich sollen Art und Menge der Werbeträger auf den
Status quo beschränkt werden. Werbung mit beweglichen
Bildern wird im Besonderen eingeschränkt. Sowohl die
Stadt als auch die DSM fühlten sich bisher an die Regelun-
gen gebunden. Es bleibt abzuwarten, ob hier die Privatisie-
rung der DSM eine Veränderung bringt. Wie die Situation
sich nach 2011 (Auslaufen des Vertrages mit der DSM)
gestalten wird, ist offen. Bei städtischen Gesellschaften
(Tierpark, Olympiapark, BUGA) legt der jeweilige Aufsichts-
rat ein Werbekonzept fest, das auch für SponsorInnen der
Gesellschaft verbindlich ist.

Im Umgang mit Werbung überwiegen generell Aus-
einandersetzungen mit Werbung als möglicher Störung des
Stadtbildes. Dem Erscheinungsbild des öffentlichen Raumes
wird eine zentrale Rolle für die Identität der Stadt beige-
messen. Insbesondere großformatige Werbung wird als
überproportionale Inanspruchnahme des öffentlichen
Raumes eingestuft, die auf ihre Verträglichkeit mit dem
Gemeinwohl geprüft werden müsse. Daraus werden eine
restriktive Grundhaltung gegenüber Werbung im öffentli-
chen Raum und ein Steuerungsbedarf abgeleitet (vgl. Pla-
nungsreferat München 1996). Überlegungen zu Werbung
als Teil der Kommerzialisierung öffentlicher Räume finden
auf konzeptioneller Ebene wie auch im alltäglichen
Umgang wenig Berücksichtigung.

7.4.4 AkteurInnen und Konflikte in München

Als AkteurInnen werden von den Befragten zuerst die
zuständigen Ämter benannt (Bauaufsicht, Stadtplanung,
Denkmalschutz). Die Straßenverkehrsbehörde wird als in
Einzelfällen involviert angesehen. Das Baureferat vertritt die
Stadt als Eigentümerin bei Sondernutzungsgenehmigungen
(in anderen Städten sind hierfür i. d. R. die Straßenbau-
ämter zuständig).

Die Wirtschaftsförderung war bis zum Verkauf der
DSM das zuständige Betreuungsreferat und vertrat alle
Belange, die die Stadt als Gesellschafterin der DSM be-
trafen. Die Haltung der Wirtschaftsförderung war in der
Vergangenheit eher zurückhaltend. Ihre Skepsis gegenüber
großformatiger Werbung liegt daran, dass sie wegen der
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hohen Kosten für großformatige Werbeanlagen eine Be-
vorteilung überregionaler Unternehmen zulasten der ört-
lichen mittelständigen Unternehmen sehen. Als private
AkteurInnen gelten die AntragstellerInnen und die DSM.

Darüber hinaus werden die Regierung Oberbayerns
(als Widerspruchsbehörde) und die Gerichte als AkteurIn-
nen benannt. Gerade das Gericht spielt nach Einschätzung
von VerwaltungsmitarbeiterInnen eine große Rolle. Es wird
als günstig einschätzt, dass alle zuständigen RichterInnen
sich München und seinem Stadtbild »verbunden fühlen«.
Die Gerichte folgen dabei den Ansichten der Verwaltung
eher, wenn diese auf einem Konzept beruhen und immer
die gleiche Linie verfolgt wird.

Die Haltung der Politik wird als stark unterschiedlich
beschrieben. Zum einen geht es dabei um Unterschiede
zwischen den Parteien. Zum anderen ändern sich die Ein-
schätzungen auch im Lauf der Zeit. Der amtierende Ober-
bürgermeister vertrat im Jahr 2004 eine skeptische Haltung
gegenüber Werbung; das war nicht immer so. Auch im
Stadtrat gibt es Veränderungen. Im Augenblick herrscht
auch hier eine eher skeptische Meinung vor, nachdem
früher – aus finanziellen Gründen – die »Werbepotenziale«
ausgelotet werden sollten. Bei auftretenden Spannungs-
feldern zwischen Politik und Verwaltung haben sich in der
Vergangenheit abwechselnd beide Seiten durchgesetzt. Vor
dem Hintergrund der allgemeinen wirtschaftlichen Situation
wird von den GesprächspartnerInnen nicht ausgeschlossen,
dass das Klima sich auch in München zugunsten der
Werbetreibenden ändert.

Die Bezirksausschüsse spielten vor allem als Initiatoren
der Diskussion über großformatige Werbung eine Rolle.
Ende der 90er Jahre häuften sich die Beschwerden hierzu.
In dieser Zeit gab es immer wieder Konflikte zwischen
Verwaltung und Bezirksausschüssen, die (aus Sicht der Ver-
waltung) in der Zwischenzeit durch verbesserte Kommuni-
kationsstrukturen nahezu gelöst werden konnten.

In München gibt es einen Werbebeirat, der beteiligt
werden muss, wenn es um Fragen der Verunstaltung geht.
Im Beirat sind vertreten: Architektenkammer, Heimatpfle-
ge, Naturschutz, Werbeunternehmen, IHK, Handwerks-
kammer. Da immer mehr nach Planungsrecht entschieden
wird, spielt der Beirat eine geringere Rolle als früher. Der
Werbebeirat wird von keiner/m der Befragten als Akteur
benannt.

Da in München die Fragen nach Selbst- und Fremd-
einschätzung nur teilweise beantwortet wurden, ist eine

genaue Auswertung nicht möglich. Auffallend ist jedoch,
dass die Genehmigungsbehörden als Gruppe generell mit
einer eher ablehnenden Haltung charakterisiert werden.

7.4.5 Konzepte zum Umgang mit öffentlichem Raum
in München

Im Münchener Innenstadtkonzept von 1996 wird öffent-
licher Raum definiert als »Flächen, die sich im Grundbesitz
der öffentlichen Hand (Stadt, Freistaat) befinden, im
Gegensatz zum bedingt öffentlichen Raum, der zwar
öffentlich zugänglich ist, aber im Eigentum von Privatperso-
nen (oder Institutionen) und auch von diesen verwaltet
wird.« (Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung 1996, S. 37). Der jeweils unter-
schiedliche Charakter der Orte soll gestärkt werden. Als ein
Merkmal für den Charakter werden in einer »Topografie
wichtiger historischer Ereignisse in München« nicht nur
historische Fassaden, sondern auch historische Ereignisse
gewertet (Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung 1996, S. 38). Dieser Ansatz ver-
weist auf die Bedeutung von Dauerhaftigkeit und kollek-
tivem Gedächtnis des öffentlichen Raumes (vgl. Kapi-
tel 4.3.1). Die besondere Bedeutung öffentlicher Räume in
der Innenstadt wird auch abgeleitet aus der hohen Passan-
tenfrequenz, die einige dieser Räume prägt (vgl. Gemein-
samkeit als Aspekt des »öffentlichen«, Kapitel 4.1.1). Die
Funktion der öffentlichen Räume als Ort der Kommuni-
kation und Integration wird als zentrale und zu schützende
Aufgabe betrachtet. Es wird gefordert, die Vielfältigkeit der
öffentlichen Räume für sich ändernde und gestiegene
Nutzungsanforderungen zu erhalten. Einer zunehmenden
»Banalisierung« durch Werbung, Licht und Möblierung sei
entgegenzuwirken (vgl. Kapitel 4.3.2 Zeichen im öffent-
lichen Raum). Eine Münchener Besonderheit ist die Besorg-
nis, dass Freischankflächen zulasten nichtkommerzieller
Aufenthaltsmöglichkeiten im öffentlichen Raum überhand-
nehmen könnten. Eine weitere Zunahme dieser Kommer-
zialisierung öffentlicher Räume soll verhindert werden (vgl.
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und
Bauordnung 1996, S. 37 ff.).

Insgesamt werden auf der konzeptionellen Ebene
einige der Aspekte aufgegriffen, die sich im Rahmen dieser
Arbeit bei der Auseinandersetzung mit den Begriffen
»öffentlich« und »öffentlicher Raum« als bedeutsam für
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öffentliche Räume herausgestellt haben. Inwieweit diese
konzeptionellen Aussagen den Umgang mit öffentlichem
Raum in München tatsächlich prägen und bestimmen,
konnte in dieser Untersuchung nicht geklärt werden.

7.4.6 Beispiele aus München

Werbung mit Ortsbezug: Bavaria-Denkmal

Als gelungenes Beispiel wird überwiegend die Bavaria
genannt. Das Werbemotiv am Baugerüst des Denkmals war
genau auf den Ort zugeschnitten und darüber hinaus

humorvoll (vgl. Abb. 7.3). Grundsätzlich wird immer wieder
betont, dass Werbung, die den Ort aufgreift, viel eher als
gelungen bezeichnet werden kann als Werbung, die an
verschiedenen Stellen, in verschiedenen Städten immer
dieselbe Produktwerbung bietet.

Umstritten: Werbung am Karlsplatz/Stachus

In der Stadt war umstritten, ob die Gerüstwerbung am Sta-
chus als Gebäudeverhüllung an diesem prominenten Ort
der Stadt angemessen sei. Es setzten sich offensichtlich die
Meinungen durch, dass der Ort so belebt und kommerziell
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Abb. 7.3: München, Bavaria-Denkmal 2002
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Abb. 7.4:
Genehmigungsalltag in
München: Stachus und
Ludwigstraße 2004



geprägt sei, dass er Werbung dieser Art vertragen könne
(vgl. Abb. 7.4).

Genehmigungsalltag: Baugerüste in der Ludwigstraße

In der Ludwigstraße sind inzwischen die Fassaden fast aller
historischen Gebäude saniert (vgl. Abb. 7.4). Hierbei spielte
Baugerüstwerbung i. d. R. für die Finanzierung eine wich-
tige Rolle.

7.4.7 Münchner Besonderheiten

In München spielt der Erhalt des Stadtbildes eine große
Rolle. Es wurde in den Gesprächen darauf hingewiesen,
dass es gerichtliche Beschlüsse gibt, dass das Verunstal-
tungsverbot in München enger auszulegen sei als in
anderen Städten, da das »Schutzgut Stadtbild« höher zu
bewerten sei. Mit dem Argument des Schutzes des Stadt-

bildes sei es relativ leicht, KoalitionspartnerInnen für Ein-
schränkungen großformatiger Werbeflächen zu finden.

Verschiedene GesprächspartnerInnen verweisen
darauf, dass München als Werbestandort u. a. deswegen so
begehrt sei – und sich demzufolge höhere Preise für Wer-
beflächen erzielen ließen –, weil es relativ wenig Standorte
gibt.75 Mit Sicherheit spielt auch eine Rolle, dass die wirt-
schaftliche Situation Münchens noch besser ist als die vieler
anderer Städte, obwohl man auch in München skeptisch
ist, ob nicht die sich verschlechternde wirtschaftliche Lage
zu einer offensiveren Haltung gegenüber Werbung
allgemein führen kann. Man ist auch in München besorgt,
ob sich der Standard halten lässt. Ein Vertreter des städti-
schen Planungsreferates äußerte sich in der Süddeutschen
Zeitung im Oktober 2004 besorgt über die »fortschreitende
Kommerzialisierung des öffentlichen Raumes«, die Stadtver-
waltung sei »nicht werbefeindlich«, aber »der Trend, alle
Standards der Stadtbildverträglichkeit umgehen zu wollen,
müsse gestoppt werden«76 (Dürr 2004, S. N1). 7.5 Offensive Haltung: Berlin
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7.5 Offensive Haltung: Berlin

7.5.1 Auswahlkriterien

Berlin kristallisierte sich – ganz anders als München – im
Rahmen der Befragung als Exponent einer positiv-fördern-
den Grundhaltung heraus (vgl. Kapitel 6). Es gab Anzeichen
dafür, dass hier die positiv-fördernde Grundhaltung bisher
am weitestgehenden in kommunale Praxis und landes-
rechtliche Bestimmungen Eingang gefunden hat (Landes-
bauordnung). Die Fallstudie Berlin verdeutlicht die Hand-
lungsoptionen einer Stadt mit einer offensiven Strategie.

Zum Verständnis der Situation in Berlin ist noch fol-
gende Vorbemerkung notwendig: Aufgrund der Größe der
Stadt und der Zweistufigkeit der Berliner Verwaltung ergibt
sich ein wesentlich differenzierteres Bild als in den anderen
beiden Städten.77 Von daher wurden Gespräche sowohl
auf der gesamtstädtischen (Senats-)Ebene geführt als auch
beispielhaft in zwei Bezirken. Es wurden mit Charlotten-
burg/Wilmersdorf und Mitte/Wedding die beiden Bezirke
ausgewählt, in denen die Berliner City-Bereiche (Ost und
West) liegen, da hier der größte Problemdruck zu erwarten
ist – und damit verbunden die meisten Erfahrungen. Die
Einstufung von Berlin als einer Stadt mit offensiver Haltung

gegenüber großformatiger Werbung bestätigte sich in der
Fallstudie von daher, als dass diese Haltung in der tatsäch-

75 Die in der Standortdatenbank enthaltenen Angaben eines
Werbeunternehmens zu Preisen von Werbeflächen bestätigen
diese Aussagen: Demnach wird in München durchschnittlich
der höchste Preis pro 10 m2 Werbefläche pro Monat gezahlt.

76 Der Artikel in der Süddeutschen Zeitung vom 28. 10. 2004
ist überschrieben mit: »München – eine riesige Werbefläche.
›Verkauf des Stadtbildes‹: Im Rathaus wächst der Unmut über
plakatierte Fassaden«.

77 Die Zuständigkeiten, die sich in Berlin aufgrund der zweistu-
figen Verwaltung ergeben, sind, am Beispiel der Bauaufsicht,
wie folgt: Die oberste Bauaufsicht liegt bei der Senatsverwal-
tung. Sie ist zuständig für die Rechtsgrundlagen, für Vorhaben
des Landes und außergewöhnliche Vorhaben mit gesamtstäd-
tischer Bedeutung. Gegenüber den Bauaufsichten der Bezirke
hat die Behörde keine Aufsichtspflicht, aber ein Eingriffsrecht.
Entscheidungen bei der obersten Bauaufsicht werden häufig
aufgrund politischer Erwägungen getroffen. Die baurecht-
lichen Genehmigungen werden in der Regel von den Bauauf-
sichtsämtern der Bezirke erteilt, die oberste Bauaufsicht wird
nur »in Problemfällen« aktiv.



lichen Praxis ihren Ausdruck findet. Allerdings hatten viele
GesprächspartnerInnen eine stark davon abweichende
Grundhaltung.

7.5.2 Einsatz formeller und informeller Instrumente
in Berlin

Formelle Instrumente

Im Bereich des Baurechtes war zum Zeitpunkt der Befra-
gung im Sommer 2004 in Berlin eine Novellierung der
Landesbauordnung mit etlichen Änderungen für großforma-
tige Werbung geplant. Die Anmerkungen der Träger öffent-
licher Belange zur Novellierung standen zu dem Zeitpunkt
noch aus. Die GesprächspartnerInnen gingen überwiegend
davon aus, dass der vorliegende Entwurf (mit geringen
Änderungen) verabschiedet werden würde. Im Vorfeld gab
es einen Gesetzes-Entwurf der SPD zur »Stärkung Berlins
als Wirtschaftsstandort«, in dem die Rahmenbedingungen
für Werbung weiter erleichtert werden sollten. Dieser
Gesetzesentwurf wurde jedoch nicht weiterverfolgt. Im
September 2005 ist die Berliner Landesbauordnung verab-
schiedet worden, im Bereich großformatiger Werbeanlagen
sind die Regelungen des Entwurfes im Wesentlichen in die
Landesbauordnung aufgenommen worden. Demnach ist
Werbung an Baugerüsten oder Bauzäunen grundsätzlich
zulässig und verfahrensfrei, da das Verunstaltungsverbot für
diese Standorte nicht mehr gilt (§ 10(3) Nr. 1 Bauordnung
für Berlin, 29. 09. 2005).78 Die Einstufung, ob eine Verun-
staltung vorliegt, lag vorher bei den Bezirken, die sie recht
unterschiedlich handhabten. Auf Bezirksebene sieht man
diese Änderung inhaltlich skeptisch und die eigenen Hand-
lungsspielräume weiter eingeschränkt.

Auch für temporäre Werbung außerhalb von Bauge-
rüsten und Bauzäunen gilt das Verunstaltungsverbot nicht
mehr, sofern mit ihrem Inhalt vorrangig im öffentlichen
Interesse liegende Ziele und Zwecke verfolgt werden und
wenn andere überwiegende öffentliche Interessen nicht
entgegenstehen (§ 10(3) Nr. 2 Bauordnung für Berlin,
29. 09. 2005). In der Begründung zu § 10(3) Nr. 2 wird
explizit genannt, dass öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen, wenn die Werbung die Finanzierung einer Bau-
maßnahme der öffentlichen Hand ermöglicht (vgl. Projekt-
gruppe Bauordnung Berlin 2004, S. 16).

Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck

nur für höchstens drei Monate angebracht werden, sind
verfahrensfrei (§ 62(1) Nr. 11c Bauordnung für Berlin,
29. 09. 2005). Kritik entzündet sich daran, dass die zeit-
liche Beschränkung nicht kontrollierbar ist. Auf Bezirksebe-
ne fehlt das Personal für eine Kontrolle. Insbesondere,
wenn die drei Monate nicht am Stück genutzt werden, gibt
es eigentlich keine Möglichkeit für die Bauaufsicht, das Ein-
halten der zeitlichen Beschränkung zu überwachen.

Abweichend von der Musterbauordnung ist in Berlin
nach der Novellierung der LBO Werbung außerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile auf öffentlichen Straßen
und an Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs
zulässig (§ 10(4) Nr. 6 Bauordnung für Berlin,
29. 09. 2005).79 Dies wird von VerwaltungsmitarbeiterInnen
als »Selbstbedienungsmentalität« der Stadt kritisiert, da
Außenwerbung – außer eingeschränkt an der Stätte der
Leistung – in diesen Gebieten ansonsten nicht zulässig ist.
In Kleinsiedlungsgebieten, reinen und allgemeinen Wohn-
gebieten sowie Dorfgebieten galt diese Privilegierung der
Werbung auf öffentlichen Flächen bereits (§ 10(3) BauO
Berlin in der Fassung vom 16. 07. 2001).80

Veranstaltungswerbung bis zu einer Größe von 50 m2

ist nach der Novellierung der Berliner Bauordnung geneh-
migungsfrei (§ 62(1) Nr. 11b Bauordnung für Berlin,
29. 09. 2005).

Vertreter der Bauaufsicht auf Senatsebene wiesen in
den Gesprächen 2004 darauf hin, dass in allen Fällen das
Verunstaltungsverbot trotz Verfahrensfreiheit weiterhin gilt.
Allerdings ist in der verabschiedeten Fassung der Landes-
bauordnung von 2005 das Verunstaltungsverbot für Wer-
bung an Baugerüsten und Bauzäunen und temporäre Wer-
bung, deren Inhalt öffentliche Zwecke verfolgt, aufgehoben
worden (s. o.).

Die Aufstellung von Rechtsverordnungen zur Gestal-
tung (auch von Werbeanlagen) sowohl innerhalb von
Bebauungsplänen als auch als unabhängige Satzung war bis
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78 Vergleichbare Regelungen enthalten die Landesbauordnungen
von Brandenburg (§ 55(8) Nr. 9 BbgBO) und Bremen (Anhang
zu § 65, Nr. 9.6 BremBO).

79 Eine vergleichbare Regelung ist in keiner anderen Landes-
bauordnung enthalten (Stand: Sommer 2004).

80 Vergleichbare Regelungen gibt es in zahlreichen Landesbau-
ordnungen, z. B. BremLBO § 13(5), § 49(4) NBauO, § 10(4)
SächsBO, allerdings nicht in der Musterbauordnung 2002.



1999 in § 76(8) der Berliner Bauordnung geregelt. Seit
1999 ist eine entsprechende Regelung in § 7 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuches (AGBauGB) aufge-
nommen worden.81

Aus der Genehmigungspraxis:
Eine Mitarbeiterin der Bauaufsicht eines Bezirkes nennt vier
Fälle, in denen die Bauaufsicht bei Werbeanlagen aktiv
wird: Sie werden »von außen« oder »von oben« auf Werbe-
anlagen aufmerksam gemacht. Sie merken selbst, wenn
irgendwo etwas hängt. Und im vierten – seltenen – Fall wird
ein Antrag gestellt, bevor Werbung aufgehängt wird.

Auch in Berlin gibt es Baugerüste, die nur als Werbe-
träger dienen. Es gibt auch freistehende (Bau-)Gerüste im
öffentlichen Raum, die ausschließlich Werbezwecken
dienen.

Ausnahmegenehmigungen für Werbung werden von
den Bezirken für kulturelle oder politische Zwecke eher
erteilt. Am Pariser Platz gab es z. B. ein sehr großes Plakat
als Willkommensgruß für die neuen EU-Mitgliedstaaten.

Wiederholt wird auf der Bezirksebene darauf hinge-
wiesen, dass sie sich in umstrittenen Fällen gegen die
Senatsverwaltung nicht durchsetzen könne und Werbe-
flächen hingen, obwohl die bezirkliche Bauaufsicht die
Genehmigung nicht erteilt hatte (s. u. Konflikte und Bei-
spiele). Dies ist nicht nur im Einzelfall problematisch, son-
dern zieht weitere Kreise. Denn es wird immer schwieriger,
abzulehnen, wenn in vergleichbaren Fällen genehmigt
wurde. Auch die Gerichte ziehen dann nicht mehr mit, da
sie den Gleichbehandlungsgrundsatz nicht mehr einge-
halten sehen.

Nach Planungsrecht werden auch in Berlin Gestaltungssat-
zungen und Regelungen in Bebauungsplänen eingesetzt. Es
gibt allerdings nur wenig Gestaltungssatzungen, eine für
den Bereich Unter den Linden und einige in Wohngebie-
ten. Entsprechend der Gestaltungssatzung Unter den
Linden ist großformatige Werbung nicht zulässig. Es gibt
jedoch immer wieder Ausnahmen, i. d. R. bei Sanierungen
von öffentlichen Gebäuden (u. a. Brandenburger Tor,
Humboldtuniversität). Sobald die Landesbauordnung novel-
liert ist, müssten die Gestaltungssatzungen erneuert
werden, da die Landesbauordnung als formelles Parla-
mentsgesetz der Gestaltungsverordnung vorgeht und diese
ungültig wird, insoweit sie gegen die novellierte Landes-
bauordnung verstößt.

Aus der Planungspraxis:
Nach Aussagen der Bauaufsicht enthalten Bebauungspläne
in Berlin nur selten Regelungen über Werbung. Auf
Bezirksebene heißt es, dass Fremdwerbeanlagen in Bebau-
ungsplänen oft ausgeschlossen werden, allerdings werden
keine Bebauungspläne mit dem expliziten Ziel erstellt, die
Werbung zu regeln. In Bebauungsplänen, die aus der Zeit
vor 2000 stammen, wird großformatige Werbung nicht
angesprochen, da das damals noch kein Thema war.

Ggf. könnten Bebauungspläne an Bedeutung als
Steuerungsinstrument bei dauerhaften Werbeanlagen
gewinnen, da in ihnen auch zukünftig Anforderungen
gestellt werden könnten, die über die Landesbauordnung
hinausgehen.

Analog zur Landesbauordnung soll das Berliner Denkmal-
schutzrecht geändert werden. Zukünftig soll bei Werbung bis
zu drei Monaten im Jahr und Werbung an Baugerüsten oder
Bauzäunen keine denkmalschutzrechtliche Beeinträchtigung
angenommen werden. Überwiegende öffentliche Belange
dürfen nach wie vor der Werbung nicht entgegenstehen
(§ 11(3) DSchG Bln, Entwurf). Bei den Gesprächen war auf-
fallend, dass beim Landesdenkmalamt die Änderung des
Denkmalschutzgesetzes als marginal und ohne Auswirkung
auf Werbung an Denkmälern bezeichnet wurde. Andere
GesprächspartnerInnen halten nach der Novellierung Restrik-
tionen aufgrund des Denkmalschutzes für unmöglich.

Der befragte Vertreter des Landesdenkmalamtes dis-
tanzierte sich ausdrücklich von den Inhalten der CD
»Außenwerbung intelligent nutzen« (Herausgeber: Oberste
Denkmalschutzbehörde der Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung), diese sei von ihnen nicht unterstützt worden.
Der damals bei der Obersten Denkmalschutzbehörde
zuständige Mitarbeiter ist heute bei einem Werbeunter-
nehmen beschäftigt.82
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81 In Bayern und Hessen sowie weiteren Bundesländern sind
die entsprechenden Regelungen nach wie vor in den Landes-
bauordnungen enthalten. Auch die Musterbauordnung 2002
regelt diese Satzungen nach wie vor.

82 In einem in einer Zeitschrift der Werbewirtschaft abge-
druckten Streitgespräch zwischen VertreterInnen aus Berlin,
München und von einem Werbeunternehmen wird dieser
ehemalige Mitarbeiter der Berliner Verwaltung als jemand
beschrieben, der in Berlin einen »werbefreundlicheren Kurs
forciert« (w & v 21/2003, S. 68).



Aus der Genehmigungspraxis:
Bisher wird Baugerüstwerbung an Denkmälern nach ent-
sprechender Prüfung für einen Zeitraum von bis zu
12 Monaten genehmigt oder abgelehnt. Ausnahmefälle
waren jene von »gesamtstädtischer Bedeutung«, die auf
senatorischer Ebene genehmigt und/oder verlängert
wurden. Die Stiftung Denkmalschutz Berlin hat als Bauherr
großes Interesse an Baugerüstwerbung, da sie dadurch not-
wendige Sanierungen von Denkmälern finanzieren kann.
Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz nimmt eine andere
Position ein: Am Anhalter Bahnhof sollte eigentlich eine
Baugerüstwerbung installiert werden. Dazu kam es dann
nicht, da die Deutsche Stiftung Denkmalschutz ihre eige-
nen Mittel für eine Sanierung zurückzieht, sobald Bauge-
rüstwerbung am Denkmal angebracht wird.

Informelle Instrumente

Auch in Berlin wird auf die Bedeutung eines verwaltungsin-
ternen und – noch weiter gehend – eines gesellschaftlichen
Konsenses verwiesen. Anders als in den anderen Städten
allerdings im Konjunktiv. Aufgrund der bestehenden Kon-
flikte (s. u.) und erschwert durch die Größe der Stadt und
die schwierige konjunkturelle Lage ist man von einer
gemeinsamen Linie in Berlin weit entfernt. Auf bezirklicher
Ebene ist eine solche Linie teilweise vorhanden, wenn
auch unterschiedlich ausgeprägt. Gesamtstädtisch ist keine
klare Linie der verschiedenen AkteurInnen zu erkennen.

Es gab vor einiger Zeit Ansätze zu einem »Werberah-
menplan«. Angedacht waren Bereiche, die für Werbung
nicht zulässig sein sollten (z. B. Museumsinsel, Dorfanger),
und andere Gebiete, in denen bestimmte Werbeträger
zulässig sein sollten. Das Konzept wurde bisher nicht wei-
terverfolgt, aus personellen Gründen und da unter Leitung
des früheren Bausenators eine Umsetzung sehr fraglich
erschien. Die Bezirke müssten einen solchen Rahmenplan
mittragen, da bei ihnen letztendlich die Entscheidungen
getroffen werden. Erste Reaktionen der Bezirke sollen posi-
tiv gewesen sein. Evtl. soll die Idee eines Werberahmenpla-
nes nach dem Wechsel des Senators im Frühjahr 2004
wieder aufgegriffen werden.

Als ein Beispiel für informelle Instrumente (bzw. für
Einigungen jenseits der bau-, planungs- oder denkmal-
schutzrechtlichen Regelungen) können Verhandlungen über
Werbung im Mauerstreifen gesehen werden: Nachdem

direkt nach der Wende dort ein erheblicher Wildwuchs
herrschte, der durch Verträge abgesichert war, war es im
Nachhinein möglich, trotz der bestehenden Verträge mit
den Werbeunternehmen zu einvernehmlichen Regelungen
zu kommen.

7.5.3 Konzepte zur Werbung in Berlin

In Berlin gibt es eine »Grundsatzempfehlung zu Baugerüst-
werbung an Denkmalen, in der Umgebung von Denkma-
len oder in Denkmalbereichen« der Obersten Denkmal-
schutzbehörde. Sie legt fest, dass Werbung an Denkmälern
denkmalschutzrechtlich zu genehmigen ist, wenn sie dazu
beiträgt, die durch die Baustelle entstehende optische
Beeinträchtigung zu verringern und wenn die Denkmalei-
gentümerInnen an den Werbeeinnahmen beteiligt werden.
Positiv wird hervorgehoben, wenn die Baugerüstwerbung
zugleich das Denkmal und/oder seine Umgebung »denk-
malgerecht thematisiert oder in angemessener Form dar-
stellt« (Grundsatzempfehlung, S. 2). Produktwerbung soll
weitestgehend vermieden werden oder den o. g. Kriterien
genügen. Sichtbeziehungen dürfen nicht gestört werden.
Wenn die Novellierung der Landesbauordnung in der jetzt
vorliegenden Form erfolgen sollte, ist die Grundsatzemp-
fehlung hinfällig, da Werbung bis zu drei Monaten an
jedem Denkmal zulässig ist – unabhängig von Art und
Form.

7.5.4 AkteurInnen und Konflikte in Berlin

In den Gesprächen wurden die jeweils zuständigen Ämter
und die Dienststellen auf Ebene der Senatsverwaltung als
AkteurInnen benannt. Die Bauaufsicht sieht sich weitge-
hend als neutral an, in einem Fall wird sie »unbeteiligt«
genannt, da sie »nur Genehmigungsbehörde« sei. Von den
befragten VertreterInnen der Stadtplanung kamen viele kri-
tische Aussagen sowohl gegenüber großformatiger Werbung
als auch gegenüber der bis Frühjahr 2004 auf Senatsebene
verfolgten politischen Linie.

In Berlin bestehen traditionell Konflikte zwischen den
beiden Verwaltungsebenen, häufig im Streit um Zuständig-
keiten. Diese »alte« Konfliktlinie, die unabhängig von kon-
kreten Einzelfällen besteht, wurde verschärft durch stark
unterschiedliche Haltungen gegenüber großformatiger Wer-
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bung: Der bis Frühjahr 2004 amtierende Bausenator vertrat
eine sehr offensive Linie, die auf Bezirksebene auf viel
Widerstand stieß. Die offensive senatorische Haltung erklärt
man auf Bezirksebene mit dem Blick auf die Finanzen und
dem hohen Stellenwert der Wirtschaftsförderung, aber
auch damit, dass die Senatsverwaltung keinen Überblick
über die quantitative Dimension des Problems hat, da
ihnen die praktische Erfahrung des Genehmigungsalltages
fehlt. Die »senatorische« Haltung konnte sich in vielen
Punkten durchsetzen, selbst wenn anders lautende
Gerichtsentscheide vorlagen (s. u. »Beispiele«), da sie über
die Bezirke hinweg entscheiden kann.

Seit Frühjahr 2004 gibt es eine neue Bausenatorin.
Auf bezirklicher Ebene ist man einige Monate danach noch
vorsichtig mit Einschätzungen, es wird aber davon ausge-
gangen, dass es »besser« – also konstruktiver – laufen wird
als in der Vergangenheit.

Konflikte können auch zwischen der politischen und
der Verwaltungsebene der Bezirke auftreten. Von Seiten der
Ämter wird teilweise kritisiert, dass sie von der politischen
Ebene eingesetzt werden, um deren (persönliche) Interes-
sen durchzusetzen. Teilweise wird aber auch die gute
Zusammenarbeit beider Ebenen hervorgehoben.

Nicht in allen Fällen herrscht Übereinstimmung zwi-
schen der Stiftung Denkmalschutz Berlin und dem Landes-
denkmalamt. Bei der Werbung am Charlottenburger Tor
etwa (s. u. »Beispiele«) soll die Stiftung am Landesdenkmal-
amt vorbeiagiert haben. Das schwierige Verhältnis entsteht
durch die unterschiedliche Interessenslage, da bei der
Stiftung Denkmalschutz die Finanzierung der Sanierung
eine besonders große Rolle spielt. Außerdem werden
Schwierigkeiten auf die Zusammenarbeit zwischen einzel-
nen Personen zurückgeführt.

Auffällig ist in Berlin, dass die GesprächspartnerInnen
teilweise die AkteurInnen aus der Wirtschaft als Erste
nennen. Das geht so weit, dass ein Gesprächspartner die
Verwaltung explizit nicht als Akteurin, sondern als Re-
Akteurin bezeichnet. Das Verhältnis zu Werbeunternehmen
wird teilweise als schwierig und konfliktträchtig beschrie-
ben. Für die Zukunft kommt die Befürchtung hinzu, dass
sich die Position der Werbeunternehmen nach Änderung
der Landesbauordnung verstärken wird. Sie werden kaum
noch darauf angewiesen sein, mit der Behörde Einverneh-
men herzustellen.

Zunehmend werden kommunale Aufgaben über Wer-
bung finanziert: Die Firma Wall in Berlin betreut die öffent-

lichen Toilettenanlagen. Dafür erhalten sie pro Toilette
27 m2 Werbefläche im öffentlichen Raum. Auch der
Betrieb von Brunnen oder die Weihnachtsbeleuchtung am
Kurfürstendamm werden über solche Verträge durch Wer-
bung finanziert. Da die beauftragte Firma einen hohen
Qualitätsanspruch bei allen ihren Anlagen vertritt, äußern
sich die GesprächspartnerInnen zufrieden mit dieser
Lösung. Es besteht ein Monopol-Vertrag mit der Firma Wall
über Werbung im öffentlichen Raum, ein Vertrag, wie er in
anderen Städten mit der Firma DSM besteht.83

Bei der Einschätzung der jeweils eigenen Leistung und
derjenigen der anderen AkteurInnen spiegelt sich die offen-
sive Haltung der Senatsverwaltung durchgehend wider.
Hierbei wird differenziert, die Politik auf Senatsebene wird
(mit dem Zusatz: unter dem vorigen Senator) als eindeutig
positiv-fördernd eingestuft. Die Fachabteilungen der Senats-
verwaltung werden eher im akzeptierenden bis positiv-för-
dernden Bereich gesehen. Auch das Landesdenkmalamt
selbst bezeichnet sich als akzeptierend, wenn die Werbung
dem Denkmal nützt.

Interessant sind die unterschiedlichen Meinungen
über die Haltung im Bezirk Charlottenburg/Wilmersdorf.
Von außen überwiegt der Eindruck, im Bezirk wäre eine
eher positiv-fördernde Haltung vorherrschend. Die Eigen-
sicht ist eine andere: Man sieht sich als grundsätzlich eher
ablehnend, wobei die Fachämter noch eher zu einer
akzeptierenden Haltung tendieren als die politische Ebene.
Der Augenschein (s. u. »Beispiele«) zeigt viele Beispiele
großformatiger Werbung in dem Bezirk, in dem allerdings
auch der Druck – wegen der Citylage – sehr hoch ist.
Dieser Druck besteht auch im Bezirk Mitte. Hier wird die
politische Ebene als akzeptierend eingeordnet, die Fach-
ämter als eher ablehnend.

Insgesamt wird bei den Gesprächen immer wieder
darauf hingewiesen, dass eine pauschale Einstufung proble-
matisch ist, da die persönlichen Einschätzungen stark diffe-
rieren und nach einem Personenwechsel (siehe Senatoren-
wechsel) sich alles ganz anders darstellen kann.
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83 Die Firma Megaposter, früher Tochter der DSM, gehört seit
dem Verkauf der DSM im Dezember 2003 auch zur Ströer-
Gruppe und ist damit auch in Besitz eines kommerziellen
Unternehmens.



7.5.5 Konzepte zum Umgang mit öffentlichem Raum
in Berlin

Im Rahmen der Erarbeitung der Stadtentwicklungspläne für
Berlin Mitte der 90er Jahre wurde dem öffentlichen Raum
ein hoher Stellenwert zugemessen. Es wurde ein gesonder-
ter »Stadtentwicklungsplan Öffentlicher Raum« im Entwurf
vorgelegt.84 Dieser Entwurf wurde nicht weiterverfolgt. Als
ein Grund dafür wurde im Jahr 2004 genannt, dass die
Bezirke sich in ihren Kompetenzen eingeschränkt sahen,
dass man sich mit der Detailliertheit des Entwurfes zu weit
vorgewagt hätte.

Ende 2004 sollte eine neue Veröffentlichung zum
öffentlichen Raum erscheinen. Motivation hierfür war, den
öffentlichen Raum als zentrales Thema der Stadt zu ver-
deutlichen, für dessen Erstellung und Unterhalt hohe
Kosten anfallen.85 Die geplante Veröffentlichung richtete
sich vor allem an die Politik. In der Detailliertheit und
Konkretheit blieb sie deutlich hinter dem Entwurf des
Stadtentwicklungsplanes zurück, um so der Kritik der
Bezirke Rechnung zu tragen. Bei den grundsätzlichen Aus-
sagen griff der neue Entwurf auf den Stadtentwicklungsplan
zurück. Im August 2006 liegt nach wie vor keine Veröffent-
lichung vor, der Entwurf von 2004 wird als unveröffentlich-
tes Arbeitspapier genutzt.

Öffentlicher Raum als »Indikator für die vorherrschen-
den sozialen wie ökonomischen, kulturellen wie techni-
schen Entwicklungsbedingungen« (Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung 2003, Teil 1, S. 1) wird in diesem Text im
Spannungsfeld gezeichnet zwischen erschwerenden und
ermutigenden Faktoren. Zu den erschwerenden Faktoren
gehören demnach u. a. Dominanz des Kfz-Verkehrs, verän-
dertes Einkaufs-, Freizeit- und Kommunikationsverhalten,
mediale Öffentlichkeit und virtuelle Räume im Internet.
Dem wird als ermutigender Faktor eine »neue Lust an
Öffentlichkeit in der Stadt« gegenübergestellt, die sich z. B.
in der »ungebrochenen Nachfrage nach möglichst nut-
zungsoffenen alltagstauglichen Öffentlichen Räumen« aus-
drückt (vgl. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 2003,
Teil 1, S. 1 und 2).

Öffentlicher Raum soll nicht nur dekorativ betrachtet
und behandelt werden, sondern in seiner Vernetzung,
Unterschiedlichkeit und Qualität der Vernetzung. Als
konstituierende Elemente des öffentlichen Raumes werden
seine Öffentlichkeit, seine Vernetzung und der Raum
bezeichnet (vgl. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

2003, Teil 3, S. 2). Die Frage, inwieweit dieser Ansatz tat-
sächlich den Umgang mit öffentlichen Räumen in Berlin
prägt, ist im Rahmen der hier vorliegenden Arbeit nicht zu
klären. Allein die Tatsache, dass die Auseinandersetzungen
über den Umgang mit öffentlichen Räumen in Berlin jetzt
seit über 10 Jahren nicht dazu geführt haben, sich auf eine
gemeinsame Linie zu verständigen, die auch entsprechend
veröffentlicht werden könnte, zeigt die Komplexität der
Fragestellung auf und ist Indiz dafür, dass zwischen konzep-
tionellem Ansatz und täglichem Umgang deutliche Unter-
schiede liegen.

Die Themen von Kommerzialisierung und Privatisierung
öffentlicher Räume werden verschiedentlich angesprochen:
Einerseits wird die deutliche Unterscheidbarkeit von öffentli-
chen und privaten Räumen in ihrer Bedeutung betont, die
»Ausdehnung des Öffentlichen Raums in den privaten
Bereich« (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 2003, S. 7)
wird kritisch gesehen. Andererseits (und anders als in Mün-
chen, wo in den Konzepten öffentlicher Raum ausschließlich
als Raum in öffentlichem Eigentum begriffen wird) wird in
Berlin deutlich gemacht, dass auch Räume in privatem Eigen-
tum (Shopping Malls u. a. m.) bei der Betrachtung öffent-
licher Räume berücksichtigt werden müssen – unabhängig
von persönlichen Meinungen oder Wertschätzungen –, da
sie von großen Teilen der Bevölkerung als Orte der Öffent-
lichkeit verstanden und genutzt werden.

Die gesellschaftlichen Anforderungen an öffentliche
Räume werden als sich ändernd beschrieben, schon allein
aufgrund der zunehmenden Diversifizierung von Öffent-
lichkeiten werden sie vielfältiger. Dass auch dieser Text vor
dem Hintergrund normativer Wertsetzungen zu sehen ist,
zeigt zum einen das klare Bekenntnis zur »europäischen
Stadt« (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 2003, Teil 3,
S. 6), zum anderen auch die leicht defensive Formulierung:
»Der öffentliche Raum in Berlin ist immer noch ein leben-
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84 Die inhaltlichen Grundsätze im Umgang mit öffentlichen
Räumen beruhen im Wesentlichen auf den »Kriterien der
Öffentlichkeitstauglichkeit«, wie sie in Kapitel 4.2.1 beschrie-
ben sind.

85 In Berlin besteht die Ausnahmesituation, dass (noch) keine
Refinanzierung des Straßenbaus über ein Straßenausbau-
beitragsgesetz möglich ist. Dies soll nach Möglichkeit noch in
dieser Legislaturperiode geändert werden.



diger Stadtraum« (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
2003, Teil 3, S. 2, Hervorhebung durch die Verf.).

Insgesamt scheint der überwiegend offensive Umgang
mit großformatiger Werbung wenig mit den konzeptionel-
len Überlegungen zum Umgang mit öffentlichen Räumen
zu tun zu haben.

7.5.6 Beispiele aus Berlin

Gelungene Werbung: Brandenburger Tor

Nahezu einhellig als gelungen bezeichnet wird die Telekom-
werbung am Brandenburger Tor. Sie finanzierte einen Teil
der Sanierungskosten. Die Stiftung Denkmalschutz Berlin
setzte sich dafür ein, diesen Finanzierungsweg zu gehen.
Nach der bestehenden Gestaltungssatzung Unter den
Linden ist großformatige Werbung an dieser Stelle nicht
zulässig, es wurde eine Ausnahme gemacht. Die Stadt
Berlin konnte als Eigentümerin über die Motive mitbestim-
men. Ein Motiv wurde vom Bezirk abgelehnt, um auf sena-
torischer Ebene dann doch genehmigt zu werden. Das Tor
selbst stand immer im Zentrum der Darstellung. Neben
diesem Bezug auf den Ort gab es auch häufig einen Bezug
zur Zeit (Fußballmotive zur Zeit der Weltmeisterschaft,
Eiffelturm und Arc de Triomphe im Hintergrund bei einem
französischen Staatsbesuch in Berlin). Die Agentur erhielt
Design-Preise für diese Werbeaktion. Ein Gesprächspartner
wies – bei aller eher positiven Einschätzung – kritisch
darauf hin, dass die Gerüstzeit verlängert wurde, um mit
den zusätzlichen Werbeeinnahmen auch die Sanierung
anderer Denkmäler zu finanzieren.

Die Verhüllung wurde beendet mit einem Kunst-
projekt, dem »Sozialpalast« von Michel Maherus (vgl.
Abb. 7.5). »Sein Motiv zeigt ein Gebäude Berlins an einem
Ort, an dem wir es nicht erwartet hätten. Es verschiebt
unsere Ansichten. Vielleicht ändert es auch unsere Sicht-
weise.« (Text auf einer Postkarte mit dem Motiv des Sozial-
palastes). In einem Buch konnten PassantInnen ihre
Meinung hierzu äußern – die eingetragenen Ansichten
reichten von großer Begeisterung bis zu völliger Ablehnung
sowohl der Werbung wie des Kunstprojektes.

Umstrittene Werbung: Charlottenburger Tor

Fassadennachbildung und Gebäudebezug können sehr
unterschiedlich ausfallen: Auch beim Charlottenburger Tor
an der Straße des 17. Juni wurde das Gebäude nachgebil-
det. Eine für die Baustelle errichtete Brücke über die
Straße, die auch als Werbeträger genutzt wird, erhöht die
Fernwirkung der Werbung erheblich (vgl. Abb. 7.6). Sie
liegt mitten in der Sichtachse zwischen Siegessäule und
Ernst-Reuter-Platz. Damit widerspricht die Werbung der

106

7 Fallstudien: Frankfurt am Main, München, Berlin

Abb. 7.5: Brandenburger Tor als Träger von Werbung und
Kunst: Telekomwerbung und Eiffelturm;
»Sozialpalast« –
Kunstaktion im Anschluss an die Gebäudever-
hüllung durch Werbung, Berlin 2002



»Grundsatzempfehlung zu Baugerüstwerbung an Denk-
malen« (s. o. Konzepte). Die für 1½ Jahre genehmigte
Werbefläche soll die Sanierungskosten in Höhe von
1,6 Mio. Euro finanzieren. Die GesprächspartnerInnen
nennen die Werbung am Charlottenburger Tor teilweise als
Beispiel gelungener Werbung (wegen der Fassadennachbil-
dung) und teilweise als Beispiel misslungener Werbung
(wegen der Art der Ausführung und der Fernwirkung). Im
Vergleich zu der Werbung am Brandenburger Tor ist hier
zum einen die Verbindung von Werbegegenstand und
Werbeträger nicht so gut gelungen, zum anderen fehlt der
Zeitbezug, der viele der Werbemotive am Brandenburger
Tor zusätzlich charakterisierte.

Sonderfall: Zoofenster

Direkt gegenüber dem Bahnhof Zoo liegt seit einiger Zeit
ein größeres Grundstück brach. Es gab den Vorschlag eines
Werbeunternehmens, den Zaun des Grundstückes mit
einer Phantasielandschaft – mit integrierten Werbeflächen –
zu gestalten, um diese »Lücke« in der Stadt zu verdecken.
Damit wurde ein ähnliches Ziel verfolgt wie nach dem
Zweiten Weltkrieg, als Großflächen-Plakate Trümmergrund-
stücke verdecken sollten (vgl. Exkurs Kapitel 3). Man einigte
sich dann auf die Darstellung Berliner Motive mit drei
Werbeflächen, die max. 25 % Werbefläche auf jeder Seite
enthalten sollten.

Die tatsächliche Ausführung wird ambivalent gesehen:
BefürworterInnen sehen eine gute Werbung für die Stadt
Berlin selbst und sind froh, dass es nicht mehr so ins Auge
fällt, dass das Grundstück brachliegt. Ablehnende Stimmen
kritisieren die plakative Umsetzung. Sie erwähnen darüber
hinaus, dass die Werbeflächen nicht so ohne weiteres zu
vermarkten seien, da sie in dem starkfarbigen, groß-
maßstäblichen Umfeld kaum auffielen. Zumindest auf
diesen Punkt hat man inzwischen reagiert: Im Jahr 2005 ist
die Gestaltung an einer der drei Seiten geändert, die
gesamte Fläche steht für Werbung zur Verfügung. Bei
genauerem Hinsehen fällt auf, dass der Hintergrund der
Werbung ein Luftbild der Innenstadt von Berlin ist (vgl.
Abb. 7.7).

Gegenüber dieser Fläche, an einer Giebelwand eines
– unter Denkmalschutz stehenden – 50er-Jahre-Gebäudes
hing sehr lange eine großformatige Werbefläche. Nachdem
das Gebäude verkauft wurde, gelang es, sich mit den

neuen EigentümerInnen darauf zu einigen, dass Werbung
an dieser Fläche immer auch künstlerisch gestaltet werden
muss (vgl. Abb. 7.8).

Hochhauswerbung:
Hotel am Alexanderplatz und Telefunken-Hochhaus

Am Hotel am Alexanderplatz gab es erst eine großforma-
tige Werbung für Harry Potter. Sie war nicht genehmigt.
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Abb. 7.6: Berlin, Charlottenburger Tor 2005



Die Folien wurden bei der Montage vom Bezirk beschlag-
nahmt, mussten aber wieder herausgegeben werden, da
von politischer Seite aus entschieden wurde, die Werbung
zuzulassen. In der Folge hing eine weitere Werbung, die
vom Bezirk genehmigt wurde. Die Gestaltung war relativ
dezent (vgl. Abb. 7.9). Die Einschätzung dieser Werbung
reicht bei den GesprächspartnerInnen von gelungen bis
misslungen. Insbesondere wegen der großen Fernwirkung
wird sie skeptisch gesehen. Da es sich jeweils nur um

einen kürzeren Zeitraum handelte, wird die Sache für nicht
so wichtig erachtet.

Dagegen war die Werbung am Telefunken-Hochhaus
am Ernst-Reuter-Platz sehr umstritten. Das Gebäude steht
unter Denkmalschutz und hat große Fernwirkung, da es
aufgrund der Höhe und von der Straße des 17. Juni aus
weithin sichtbar ist. Auf bezirklicher Ebene wurde die
Genehmigung versagt. In dem anschließenden Gerichtsver-
fahren wurde die Meinung der Verwaltung bestätigt. Nach-
dem der damalige Senator sich eingeschaltet hatte, wurde
die Werbung 6 Monate geduldet, diese Frist wurde vom
Senator um 10 Monate verlängert.

7.5.7 Berliner Besonderheiten

Die Zweistufigkeit der Berliner Verwaltung ist eine Beson-
derheit, die in den Gesprächen immer wieder negativ
herausgestellt und als konfliktträchtig beschrieben wird. Der
Streit um Kompetenzen zwischen der Senatsverwaltung
und den Bezirken besteht in allen Bereichen, nicht nur in
dem der Werbung. Und allein die Größe der Stadt mit
ihren über 3 Mio. EinwohnerInnen macht das Erarbeiten
und Verfolgen einer einheitlichen Linie schwer. Problema-
tisch ist es dann, wenn sich »irgendjemand zum Genehmi-
gen immer findet« (Zitat aus einem Gespräch im Rahmen
der Fallstudien).
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Abb. 7.7: Sonderfall Zoofenster 2004 und 2005

Abb. 7.8: Werbung und Kunst: Zoofenster 2005



Prägend wirkt sich in Berlin die ökonomische Lage
der Stadt aus. Viele Handlungen und Entscheidungen in
Einzelfällen und auch Strategien sind geprägt davon, dass
der kommunale Haushalt vor heftigen Finanzierungsproble-
men steht – noch deutlich stärker als in anderen Städten.

Es werden in Berlin (noch) Unterschiede ausgemacht
zwischen den Bezirken im Ostteil und denen im Westteil
der Stadt. In den Bezirken im Ostteil habe man sich mit

Werbung noch nicht so sehr abgefunden. Von daher herr-
sche eher eine ablehnende Haltung.86

Der Status als Stadtstaat macht sich von daher
bemerkbar, dass ein relativ direkter Zugriff auf die Gestal-
tungsmöglichkeiten landesrechtlicher Regelungen besteht
(Beispiel: Landesbauordnung). Dies relativiert sich, wenn
man an die Unstimmigkeiten zwischen den einzelnen
Bezirken und der senatorischen Ebene denkt.
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7.6 Vergleich der drei Städte

Nach Abschluss der Fallstudien lassen sich die drei unter-
suchten Städte im Vergleich wie folgt porträtieren: 7.6 Vergleich der drei Städte

Frankfurt am Main

Die bereits vor dem Hintergrund der Befragung getroffene
Einschätzung einer akzeptierenden Haltung gegenüber
großformatiger Werbung hat sich bestätigt. Dem Handeln
der Verwaltung liegt eine erkennbare Linie zugrunde.
Inhaltlich beruft sie sich auf ein erarbeitetes Konzept zu
Werbung und Stadtgestaltung, aus dem per Magistratsbe-
schluss eine Dienstanweisung abgeleitet wurde. Informell
wird die gemeinsame Linie durch regelmäßige Besprechun-
gen der beteiligten Ämter gestützt. Die Bauaufsicht spielt
eine aktive Rolle sowohl in der Steuerung des Prozesses als
auch in seiner täglichen Praxis. Formal entspricht dem die
Einrichtung einer gesonderten Abteilung bei der Bauauf-
sicht für die Genehmigung von Werbeanlagen im gesamten
Stadtgebiet. Dem öffentlichen Raum wird im Bereich der
Stadtplanung eine erhöhte Bedeutung eingeräumt, auch
hierfür wurde eine gesonderte Abteilung mit gesamtstädti-
schem Bezug eingerichtet, allerdings bleibt die Ausstattung
mit Mitteln und Kompetenzen etwas hinter den vollmundig
formulierten Aufgaben zurück.

In Frankfurt gibt es – wie offenbar in vielen anderen
Städten – Konflikte, wenn von der Politik Entscheidungen
getroffen werden, die von der Verwaltungslinie abweichen;
in diesen Fällen setzt sich die politische Linie durch.
Weitere Probleme gibt es mit Gerüsten, die lediglich als
Werbeträger und nicht als notwendige Baustelleneinrich-
tung gebaut werden.

Konzeptionellen Überlegungen zum Umgang mit

öffentlichen Räumen in Frankfurt liegt die Einstufung des
öffentlichen Raumes als Standortfaktor zugrunde. Vor
diesem Hintergrund gewinnen Gestaltung und Struktur der
öffentlichen Räume im Rahmen der Konzepte besonderes
Gewicht.

München

Auch für München hat die Fallstudie die vor dem Hinter-
grund der Befragung getroffene Einschätzung einer eher
restriktiven Haltung gegenüber großformatiger Werbung
bestätigt. In der Regel werden großformatige Werbeanlagen
nur an Baugerüsten genehmigt. Man bemüht sich, die Art
und Menge der Werbeträger in der Stadt auf dem Status
quo zu halten. Diese eher restriktive Strategie ist vor dem
Hintergrund der relativ guten Haushaltslage der Stadt
München zu sehen, die als Werbe- und Wirtschaftsstandort
nach wie vor attraktiver ist, als manche andere deutsche
Stadt. Eine wichtige Rolle spielt nach Aussagen fast aller
Befragten auch das »besonders schützenswerte Stadtbild«,
auf das man in München sehr stolz ist. Dadurch ist eine
Argumentation, die sich auf den Schutz des Stadtbildes
beruft, eher durchsetzungsfähig als in anderen Städten.

Die befragten VerwaltungsmitarbeiterInnen gehen
davon aus, dass die gemeinsame Linie nur aufgrund einer
guten Zusammenarbeit auf der informellen Ebene zu
halten ist. Anders als in Frankfurt gibt es in München weni-

86 Da im Rahmen der Fallstudie nur zwei Bezirke untersucht
wurden, konnte dieser in den Gesprächen geäußerten These
nicht weiter nachgegangen werden.
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Abb. 7.9:
Hochhauswerbung in Berlin:
Hotel am Alexanderplatz
2004



ger schriftlich festgelegte Regelungen (allerdings liegen für
Werbung an Baugerüsten und auf öffentlichen Straßenflä-
chen Vereinbarungen vor). Man baut eher darauf, dass
gerade das nicht Fixierte, aber immer wieder innerhalb der
Verwaltung Besprochene und Aktualisierte eher in der Lage
ist, den sich ändernden Rahmenbedingungen gerecht zu
werden. Der Nachteil dieser Strategie liegt darin, dass sie
nicht weiterzuverfolgen ist, wenn die politische Linie sich
ändert.

Konzeptionelle Überlegungen zum öffentlichen Raum
in München gehen über stadtgestalterische Aspekte hinaus
und berücksichtigen u. a. auch Aspekte des »Öffentlichen«
wie Dauerhaftigkeit oder Gemeinsamkeit. Es konnte im
Rahmen der Arbeit nicht geklärt werden, in welcher Art
diese Überlegungen den tatsächlichen Umgang mit öffent-
lichen Räumen in München prägen. In den Gesprächen
spielte zwar der Erhalt des »besonders schönen Münchener
Stadtbildes« immer eine große Rolle, weiter gehende Über-
legungen waren jedoch wesentlich seltener.

Berlin

In Berlin ist die Lage am differenziertesten zu sehen. Die
Vorstellungen und Strategien der verschiedenen Beteiligten
gehen am weitesten auseinander. Der Eindruck aus der
Befragung, dass die Stadt eine offensive Haltung gegenüber
großformatiger Werbung vertritt, hat sich einerseits bestä-
tigt. Indiz hierfür ist die vom Bausenat bis zum Frühjahr
2004 verfolgte Linie großer Offensivität. Diese ist – wie
auch in München, wenn auch mit anderer Ausprägung –
vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Lage der Stadt zu
sehen: Die Stadt Berlin hat »kein Geld« und große Sorge,
ihre Attraktivität als Wirtschaftsstandort zu halten bzw.
wiederherzustellen. Nachdem es seit Frühjahr 2004 eine
neue Bausenatorin gibt, ist noch offen, wie sich die Dinge
weiterentwickeln werden. Weiteres Indiz für die offensive
Haltung, die in Berlin verfolgt wird, sind die Regelungen
der Landesbauordnung, insbesondere seit der Novellierung
2005. Zum einen gilt temporäre Werbung generell nicht
mehr als verunstaltend, auch an Denkmälern. Zum ande-
ren wird Werbung auf öffentlichem Straßengrund und Wer-
bung, die der Finanzierung von Bauvorhaben der öffentli-
chen Hand dient, privilegiert.

Andererseits stehen diesem auf den ersten Blick ein-
heitlichen Bild zahlreiche Gespräche mit Verwaltungsmit-

arbeiterInnen auf bezirklicher Ebene gegenüber, die ein
anderes Bild vermitteln: Hier wird an verschiedenen
Stellen, mit unterschiedlichen Strategien und unterschiedli-
chem Erfolg versucht, eine eher restriktive Linie zu verfol-
gen. Der Druck insbesondere auf die beiden »City-Bezirke«
Mitte und Charlottenburg ist besonders hoch.

Das uneinheitliche Bild, das sich in Berlin bietet,
hängt auch mit der Größe der Stadt zusammen. Die
Zweistufigkeit der Verwaltung trägt weiter dazu bei, dass
eine einheitliche Linie schwer zu erreichen ist. Es stellt
sich die Frage, ob diese bei einer Stadt von der Größe
Berlins mit ganz verschiedenen Problemlagen in einzelnen
Bezirken überhaupt sinnvoll wäre oder wie eine sinnvolle
Rahmengebung aussehen könnte, die die bezirklichen
Kompetenzen einerseits und die inhaltlich sehr unter-
schiedlichen Situationen andererseits berücksichtigen
könnte.

Auch im Bereich der Konzepte zum Umgang mit
öffentlichen Räumen in Berlin werden die Schwierigkeiten,
sich auf eine gemeinsame Linie zu verständigen, wieder
deutlich: Nachdem es Mitte der 90er Jahre einen relativ
weitgehenden Entwurf zum Umgang mit öffentlichen
Räumen gab, der auf normativen Denkansätzen beruhte
(vgl. Kapitel 4.2.1), ist es seither trotz verschiedener Anläufe
nicht mehr zu einer Veröffentlichung gekommen. Das zzt.
vorliegende unveröffentlichte Arbeitspapier geht von ähn-
lichen Grundsätzen aus wie der vorhergehende Entwurf,
hat aber bewusst nicht dessen Konkretheit und Detailliert-
heit. Auffallend im Vergleich mit den anderen Städten ist,
dass im Netz öffentlicher Räume auch Räume berücksich-
tigt werden sollen, die in privatem Eigentum stehen, aber
von großen Teilen der Bevölkerung als öffentliche Räume
wahrgenommen und genutzt werden (z. B. Shopping
Malls).

Gemeinsamkeiten

In allen drei Städten wird betont, dass das Vorhandensein
eines Konsenses, einer gemeinsamen Linie ausschlaggebend
für eine erfolgreiche Steuerung großformatiger Werbe-
flächen ist. Die damit ermöglichte Gleichbehandlung ver-
schiedener AntragstellerInnen ist dann zum einen leichter
kommunizierbar und zum anderen kann sie auch bei ggf.
anstehenden gerichtlichen Auseinandersetzungen von
Bedeutung sein.
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Weitere Gemeinsamkeit – mit unterschiedlich starker
Ausprägung – ist die große Rolle, die die persönliche Mei-
nung einzelner AkteurInnen unter Umständen spielen kann.
Offensichtlich sind einzelne Personen in entsprechender
Position in Politik oder Verwaltung in der Lage, die Linie,
die in der Stadt verfolgt wird, entscheidend zu prägen. Das
kann so weit gehen, dass sich individuelle Einschätzungen
auch gegen gerichtliche Beschlüsse durchsetzen (Beispiel
Berlin).

In allen drei Städten wird davon ausgegangen, dass
die wirtschaftliche Lage der Stadt den Umgang mit
großformatigen Werbeflächen prägt, unabhängig davon,
was in diesem Bereich wünschenswert wäre. Allgemein
scheint zu gelten: Je schlechter die wirtschaftliche Lage
der Stadt, desto näher liegt es, den Werbetreibenden
sowohl in Einzelfällen als auch in der Gestaltung der
rechtlichen Rahmenbedingungen entgegenzukommen.
Dies gilt für die landesrechtlichen Bestimmungen (u. a.
Bauordnung, Denkmalschutzrecht), von daher kann sich
die Situation einer Stadt insbesondere in den Stadtstaaten
direkt in diesen rechtlichen Rahmenbedingungen nieder-
schlagen.

Werbung an Baugerüsten wird in allen drei unter-
suchten Städten als relativ unproblematisch eingeschätzt.
Als Gründe werden die zeitliche Begrenzung angegeben
und der finanzielle Vorteil, insbesondere auch bei der
Sanierung von öffentlichen Gebäuden. Allerdings wird
auch überall auf den Missbrauch hingewiesen, dass Bau-
gerüste lediglich als Werbeträger fungieren und gar keine
Baustelle besteht.

Gemeinsam ist auch der Hinweis aus allen drei Städ-
ten, dass ein Einzelfall kein Einzelfall bleibt. Wenn also eine
Werbeanlage entgegen bisheriger Praxis an einem Standort
genehmigt wird (oder von der Politik durchgesetzt), zieht
dies weitere Kreise, Ablehnungen in vergleichbaren Fällen
werden deutlich erschwert.

Die Konzepte zum Umgang mit öffentlichen Räumen
sind in allen drei untersuchten Städten mehr oder weniger
vollmundig und anspruchsvoll. Eine genauere Klärung, wie
diese Konzepte sich auf den tatsächlichen Umgang mit
öffentlichen Räumen auswirken, war im Rahmen dieser
Arbeit nicht möglich.
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7.7 Einschätzung der drei Städte durch Werbeunternehmen

Zum Abschluss der drei Fallstudien wurden erneut die fünf
größeren Werbeunternehmen befragt, diesmal zu ihren
Erfahrungen in Berlin, Frankfurt am Main und München.
Die Befragung diente einer Überprüfung, ob das in den
bisherigen empirischen Untersuchungen ermittelte Bild der
drei Städte, das überwiegend auf Selbsteinschätzungen von
VertreterInnen aus Verwaltung und Politik der drei Städte
beruht, sich in der Außensicht bestätigt. Es sollte ein Ein-
blick gewonnen werden, wie die unterschiedlichen Strate-
gien der Städte nach außen wirken. Der teilstandardisierte
Fragebogen umfasste fünf Fragen. Sie beschäftigten sich mit
guten und schlechten Erfahrungen in Antrags- und Geneh-
migungsverfahren, mit einer Einstufung der Haltung der
drei Städte gegenüber großformatiger Werbung auf einer
Skala von 1– 5 (1 = ablehnend, 3 = akzeptierend, 5 =
positiv-fördernd). Abschließend wurde nach Gemeinsam-
keiten und Unterschieden der drei Städte gefragt.

Leider beantworteten nur zwei der befragten fünf
Unternehmen die Fragen, so dass eine Auswertung nur

punktuelle Einblicke geben kann, da es sich letztendlich um
zwei individuelle Meinungsäußerungen handelt, allerdings
von Agenturen, die etwa 50 % der in der Standortdatenbank
erfassten Standorte vermarkten. Die Auswertung der vorlie-
genden Antworten bringt – im Vergleich mit den bisherigen
Aussagen – teilweise überraschende Ergebnisse. Im Folgen-
den werden diese getrennt für die drei Städte dargestellt.

Frankfurt am Main

Auch das Vorhandensein eines Konzeptes kann – nach
Aussagen der beiden befragten Werbeunternehmen –
offenbar nicht verhindern, dass der persönliche Geschmack
der SachbearbeiterInnen ausschlaggebend für Genehmigun-
gen ist. Allerdings wird darauf hingewiesen, dass dies auch
z. T. zum Vorteil der Unternehmen sein kann. Eine relativ
strenge Handhabung (u. a. Fassadennachbildungen, keine
Häufung) wird zwar benannt, aber nicht negativ einge-



schätzt. Negativ wird herausgestellt, dass bei Genehmigung
von Sonderprojekten zwar einiges möglich sei, aber im
Vorfeld nicht abzusehen sei, in welchen Fällen Genehmi-
gungen möglich sind. Diese Unkalkulierbarkeit wird als
sehr negativ für die Unternehmen bezeichnet. Über-
raschend war die Deutlichkeit, mit der die Situation in
Frankfurt als »unkalkulierbar« und »unberechenbar« geschil-
dert wird. Die in der Fallstudie beschriebene »klare Linie«
wird offensichtlich von den AntragstellerInnen nicht immer
in der Form wahrgenommen. Es stellt sich die Frage, ob es
sich um ein Kommunikationsproblem handelt oder ob die
durch Konzept und Dienstanweisung festgelegten Rahmen-
bedingungen so viel Spielraum lassen, dass individuelle
Entscheidungen in Einzelfällen unterschiedlich ausfallen
können – und ob hier die konkreten Bedingungen des Ein-
zelfalls oder der Geschmack des jeweiligen Sachbearbeiters
zu den unterschiedlichen Ergebnissen führen. Übereinstim-
mung herrscht in der Einschätzung der Haltung der Stadt
Frankfurt, die auch von den Werbeunternehmen als akzep-
tierend bezeichnet wird. 7.7 Einschätzung der drei Städte durch Werbeunternehmen

München

München wird als die Stadt mit den »klarsten Leitlinien«
charakterisiert, wenn auch diese Leitlinien (keine Werbung
an Giebelwänden) weder zeitgemäß noch rechtlich haltbar
seien.87 Bei Werbung an Baugerüsten gäbe es keine
Probleme, da diese letztendlich der Aufwertung des Stadt-
bildes diene. Die Einschätzung der Haltung der Stadt Mün-
chen liegt bei beiden Antworten weit auseinander, einmal

zwischen ablehnend und akzeptierend und einmal wird sie
als positiv-fördernd bezeichnet. Offensichtlich ist es in
München möglich, eine restriktive Linie zu verfolgen und
trotzdem nicht grundsätzlich als werbefeindlich oder
restriktiv nach außen zu wirken.

Berlin

Als positive Erfahrung wird von beiden Antwortenden
betont, dass Werbung an Baugerüsten genehmigungsfrei ist.
Schlechte Erfahrungen werden damit begründet, zu sehr
vom Geschmack des jeweiligen Sachbearbeiters abhängig
zu sein. Dies würde noch dadurch verstärkt, dass die Situa-
tion in einzelnen Bezirken stark unterschiedlich gehand-
habt würde. Schwierig wird die Situation der Antragstellen-
den offenbar auch dadurch, dass Projekte mit großer
Außenwirkung schnell zum Politikum werden und der
Regelung »von oben« (Senat) bedürfen. Die Bandbreite
möglicher Erfahrungen in Berlin drückt sich auch in der
unterschiedlichen Einschätzung der Haltung der Stadt aus:
einmal wird sie zwischen akzeptierend und positiv-för-
dernd eingeschätzt, einmal zwischen ablehnend und
akzeptierend.

Für alle drei Städte wird festgestellt, dass die persön-
liche Meinung der SachbearbeiterInnen eine zu große
Rolle spielt. Über einen längeren Zeitraum hinweg wird
beobachtet, dass durch die Zunahme der Werbung in der
Innenstadt die Haltungen immer restriktiver geworden
sind und die Ämter auch mehr Erfahrungen gesammelt
haben.
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7.8 Situation in Zürich

In der Stadt Zürich gibt es bereits seit 1999 ein Konzept
über großformatige Werbung. Dies war Anlass, sich etwas
näher mit der Situation in Zürich zu beschäftigen, da hier
offenbar bereits seit längerem Erfahrungen mit großforma-
tiger Werbung vorliegen. 7.8 Situation in Zürich

In Zürich wurde im Jahr 1928 (!) ein Amt für Re-
klameanlagen ins Leben gerufen. Hintergrund waren die
damals aufkommenden Neonreklamen und die Befürch-
tung, diese könnten die Stadt verunstalten. Heute hat das
Amt 2 – 3 MitarbeiterInnen und ist als Genehmigungs-

behörde zuständig für alle Belange von Werbung im öffentli-
chen Raum.

87 Aufgrund der langwierigen verwaltungsrechtlichen Verfahren
(bis zu drei Jahren für die erste Instanz) würden viele Unter-
nehmen den Klageweg scheuen – zumal es dazu kommen
könne, dass bis zum Abschluss des Verfahrens die Brandwand
durch z. B. neue Nachbarbebauung gar nicht mehr zur Ver-
fügung stünde.



Vor genauerer Recherche in Zürich schien es so, als
ob eine Stadt, die relativ früh ein Konzept zu großforma-
tiger Werbung erarbeitet hat, dies aus einer eher restrik-
tiven Grundhaltung heraus getan habe. Dies stellte sich bei
näherer Untersuchung als falsch heraus. Die Grundhaltung
in Zürich gegenüber großformatiger Werbung war und ist –
zumindest im Vergleich mit anderen Schweizer Städten –
eher offensiv, verbunden mit dem Wunsch, Steuerungs-
möglichkeiten in der Hand zu behalten: »Mit dem geziel-
ten Einsatz von großflächigen Werbebildern wird es
möglich, das urbane Erscheinungsbild der Stadt mitzube-
stimmen. Dabei gilt es, dem jeweiligen städtebaulichen
und architektonischen Kontext des Ortes Rechnung zu
tragen.« (Amt für Städtebau der Stadt Zürich 2005, S. 2),
»Kein striktes Nein – wie es auch gefordert wurde –, son-
dern ein klug durchdachtes Ja.« (Stadt Zürich, Amt für
Städtebau 2006, S. 4).

Die Motivation für die Erstellung eines Konzeptes zu
großformatiger Werbung Ende der 1990er Jahre (vgl. Hoch-
baudepartement der Stadt Zürich 2000a) war die Ratlosig-
keit im Angesicht von zunehmenden Anträgen hierzu. Man
wollte einerseits als erste Stadt in der Schweiz der Werbe-
wirtschaft entgegenkommen und auch mit der neuen Wer-
beform Geld verdienen, andererseits wollte man eine
aktive Rolle übernehmen und Rahmenbedingungen formu-
lieren. Das Konzept wurde im Rahmen eines Workshops
erstellt, an dem VertreterInnen der Verwaltung und der
Werbewirtschaft beteiligt waren. Der Vorteil des Workshops
war, dass man wechselseitig die Argumente kennen lernen
und Schnittstellen zwischen den Interessen der Werbe-
unternehmen und der Stadt finden konnte. Das Konzept
selber hat – wie auch in den deutschen Städten – keine
rechtliche Wirkung.88 Das Konzept wurde im September
2005 und März 2006 fortgeschrieben.

Entscheidendes Kriterium der Züricher Megaposterkon-
zepte seit 1998 ist die Dauer des jeweiligen Aushanges. Das
Konzept arbeitet mit »Brachzeiten«, d. h. es wird definiert,
wie lange im Jahr Werbung an einem Standort hängen darf
(z. B. bei C & A in der Innenstadt: maximal vier Monate
großformatige Werbung pro Jahr). Zeitliche Beschränkungen
gelten dabei sowohl für Megaposter an Baugerüsten als auch
für Megaposter an Fassaden. An Baugerüsten sind Mega-
poster während der Bauzeit bewilligbar, bei Fassadensanie-
rungen für maximal vier Monate mit einer Option auf Ver-
längerung um zwei Monate (in der Fassung von September
2005 waren es zwei Monate). Außerdem darf nach Fassa-

densanierungen i. d. R. erst nach zehn Jahren eine erneute
Bewilligung für dasselbe Objekt erteilt werden. Nach Mög-
lichkeit sollte das Megaposter die gesamte Gerüstfläche
bedecken. Aus Gründen der Verkehrssicherheit kann pro
Anfahrtrichtung nur ein Megaposter genehmigt werden. In
der Altstadt sind Megaposter an Baugerüsten nur in
bestimmten Bereichen genehmigungsfähig. Beleuchtung wird
grundsätzlich nicht genehmigt (vgl. Stadt Zürich, Amt für
Städtebau 2006, S. 7).

»Dauerhafte« Werbeflächen an Fassaden werden für
maximal zwei Jahre bewilligt, danach kann eine erneute
Bewilligung beantragt werden. In der »Kernzone« sind
Brachzeiten von mindestens sechs Monaten pro Jahr einzu-
halten, wobei nur Eigenwerbung erlaubt ist. Außerhalb der
Kernzone ist auch Fremdwerbung möglich, die Brachzeiten
liegen bei mindestens drei Monaten pro Jahr. Eine
Beleuchtung ist in Ausnahmefällen genehmigungsfähig.
Fassadenöffnungen sind freizuhalten, es muss einen Bezug
der Werbefläche zu Gebäudevolumen und Fassadenstruk-
tur geben, die Werbefläche muss dem vorherrschenden
Reklameverhalten entsprechen und auf Objekte des Natur-
und Heimatschutzes besondere Rücksicht nehmen. Indus-
triegebiete mit großkörnigem Bebauungsmuster und großen
Gebäudevolumen begünstigen die Integration von großfor-
matigen Werbeflächen. Bei großem öffentlichem Interesse
sind in speziellen und begründeten Fällen große Werbebil-
der für maximal 10 Tage bewilligbar (vgl. Stadt Zürich, Amt
für Städtebau 2006, S. 8). Alle Megaposter müssen 14 Tage
vor ihrer Produktion der Dienstabteilung Verkehr sowie
dem Amt für Städtebau, Reklameanlagen zur Prüfung vor-
gelegt werden. Der Inhalt muss klar zu erfassen sein,
i. d. R. werden maximal sieben Worte zugelassen (vgl. Stadt
Zürich, Amt für Städtebau 2006, S. 9).

Zusammen mit der Einführung des Konzeptes
wurde die Gebührenordnung geändert (vgl. Hochbau-
departement der Stadt Zürich 2000b). Pro m2 beleuchtete
Megaposterfläche werden monatlich 53,00 SFR berech-
net, in der »Kernzone« 79,50 SFR. Im Citybereich
sowie an Hochleistungs- und Hauptverkehrsstraßen oder
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88 Im Vergleich dazu hat die Stadt Bern einen rechtlich verbind-
lichen Rahmen geschaffen (Reglement über die Reklame der
Stadt Bern, RR, SSSB 722.51). Da das Planungs- und Bau-
recht in der Schweiz auf Kantonsebene geregelt ist, ist dies in
Bern möglich, in Zürich hingegen nicht.



an Standorten, deren Hauptwirkung auf eine solche
Straße gerichtet ist, erhöhen sich die Gebühren um die
Hälfte. Hinzu kommt eine einmalige Gebühr von
60,00 SFR.

An einem Beispiel kann die Gebührenpolitik in Frank-
furt am Main und Zürich verglichen werden: Die Sonder-
nutzungsgebühr für eine beleuchtete 100 m2 große Werbe-
fläche im Innenstadtbereich beträgt im Monat in Frankfurt
am Main 2750,00 Euro und in Zürich 8010,00 SFR. In
Euro umgerechnet, ergibt sich, dass die Sondernutzungs-
gebühr für dieselbe Werbefläche in der Züricher Innenstadt
nahezu doppelt so hoch ist wie in der Frankfurter Innen-
stadt (vgl. Tab. 7.1).

Die Erfahrungen mit dem Konzept in Zürich sind
positiv, sowohl im Genehmigungsalltag als auch in der
Resonanz in der Presse. Negative Berichte gibt es nur
dann, wenn Missbrauch festgestellt wird, z. B. wenn ein
Gerüst nur für Werbezwecke errichtet wird. In Zürich geht
man davon aus, dass es zukünftig weniger Anträge für
Megaposter geben wird (zurzeit ca. 20 – 30 Anfragen pro

Jahr), da aufgrund der wirtschaftlichen Krise kaum noch
Firmen in der Lage sind, Megaposter zu finanzieren. Schon
heute lassen sich nicht mehr alle Standorte für Megaposter
vermarkten.

Aus der Genehmigungspraxis:
In der historischen Altstadt gab es bisher keine Megaposter.
Jetzt ist die Verwaltung von Seiten des Stadtrates aufgefor-
dert worden, sorgfältig zu prüfen, ob nicht doch hier und
da Megaposter in der Altstadt vertretbar sind.

Missbrauch, also ungenehmigte Megaposter, sind in
Zürich selten. Die Stadt ist nicht groß (340 000 Einwohne-
rInnen), man kennt sich und auch die Konkurrenz hat ein
Auge darauf. Auch die Kontrolle der »Brachzeiten« ist aus
diesen Gründen kein Problem.

90 % aller großformatigen Werbung in Zürich ist Bau-
gerüstwerbung, da es kaum geeignete Standorte für dauer-
hafte Werbeanlagen in der Stadt gibt. Dauerhafte Standorte
werden in großmaßstäbigen Industrie- oder Gewerbegebie-
ten bewilligt.
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7.8 Situation in Zürich

Tab. 7.1: Sondernutzungsgebühr für eine 100 m2 große Werbefläche in der Innenstadt von Frankfurt am Main und von
Zürich

Frankfurt am Main Zürich

Monatliche Gebühr 0,25 Euro × 100 m2 × 30 Tage = 750,00 Euro 79,50 SFR × 100 m2 = 7950,00 SFR = 5169,89 Euro

Einmalige Gebühr 2000,00 Euro 60,00 SFR = 39,02 Euro

Gesamtsumme 2750,00 Euro 8010,00 SFR = 5208,91 Euro

7.9 Fazit: Bandbreite kommunaler Handlungsmöglichkeiten

Auch bei der vertieften Auseinandersetzung mit der Situa-
tion in einzelnen Städten im Rahmen der Fallstudie wird –
wie bei den Befragungen – deutlich, dass beim Umgang
mit großformatiger Werbung weiter gehende Überlegun-
gen, wie sie im Rahmen dieser Arbeit in den Kapiteln 4
und 5 erarbeitet wurden, kaum eine Rolle spielen. Die Ein-
ordnung großformatiger Werbung in allgemeine Tendenzen
des Branding in der Gesellschaft (vgl. Kapitel 5.1) wird in
keiner der untersuchten Städte thematisiert. Auch die
Fragen der Dauerhaftigkeit oder dessen, was wahrnehmbar
ist im öffentlichen Raum (vgl. Kapitel 4.3), oder der Simula-

tionen im öffentlichen Raum (vgl. Kapitel 4.3 und 5.3)
prägen den Umgang mit großformatiger Werbung kaum.
Auf der Ebene des konzeptionellen Umgangs mit öffent-
lichen Räumen gibt es in den einzelnen Städten in unter-
schiedlichem Maße Denkansätze, die in diese Richtungen
gehen. Im Umgang mit großformatiger Werbung lassen sich
nur punktuelle Beziehungen zu den konzeptionellen Über-
legungen herstellen (u. a. die Abneigung gegen dauerhafte
Werbeanlagen in München oder die besondere Betonung
der Gestaltung der Werbefläche in Frankfurt). Insgesamt
wird großformatige Werbung überwiegend unter stadtge-



stalterischen Gesichtspunkten diskutiert. Als Bestandteil der
Kommerzialisierung öffentlicher Räume wird sie kaum the-
matisiert, zumindest fließen entsprechende Überlegungen
so gut wie gar nicht in Verwaltungshandeln und Genehmi-
gungspraxis ein. 7.9 Fazit: Bandbreite kommunaler Handlungsmöglichkeiten

Im Umgang mit großformatiger Werbung verfolgen
die drei untersuchten deutschen Städte deutlich unter-
schiedliche Strategien mit einigen Gemeinsamkeiten (vgl.
Kapitel 7.6). Die vorhandenen rechtlichen Steuerungsinstru-
mente ermöglichen offensichtlich eine Bandbreite von
kommunalen Handlungsmöglichkeiten, nicht zuletzt auch
durch die Ausgestaltung der landesrechtlichen Regelungen.
Hierbei sind Entwicklungen, diese rechtlichen Steuerungs-
möglichkeiten aus der Hand zu geben (Beispiel: Landes-
bauordnung in Berlin) skeptisch zu beurteilen. Bei einer
Weiterverfolgung dieses Weges wird es langfristig immer
schwerer werden, auch eine offensive Strategie noch aktiv
mitgestalten zu können.

Die jeweils gewählte Strategie wird u. a. mit der
jeweiligen wirtschaftlichen Lage der Stadt begründet. Die
Stimmigkeit und Wirksamkeit der Strategien ist nur im Kon-
text der jeweiligen Stadt zu beurteilen. Hierbei leistet sich
die wirtschaftlich immer noch relativ starke Stadt München
gegenüber der Werbewirtschaft und den Werbetreibenden
etwas mehr Selbstbewusstsein als Berlin. Erstaunlich ist,
dass München für die Werbetreibenden kein so abschre-
ckendes Gebiet ist, wie man im Angesicht der verfolgten
restriktiven Strategie denken könnte. Hierbei spielt mit
Sicherheit eine Rolle, dass man in München den Antrag-
stellenden im Rahmen des Möglichen – u. a. bei den Bear-
beitungszeiten – deutlich entgegenkommt.

Schädlich für jedwede gewählte Strategie ist es offen-
bar, wenn in der Stadt keine einheitliche Linie verfolgt
wird, wenn die Situation für die Antragstellenden schwer
kalkulierbar wird. Konflikte treten dabei nicht nur innerhalb
der Verwaltung, sondern auch zwischen Verwaltung und
Politik auf. Dieses Problem ist in Berlin besonders stark,
noch verschärft durch »traditionelle« Konflikte zwischen
Bezirks- und Senatsebene. Andererseits wird am Beispiel
von Berlin auch deutlich, dass es – zumindest bei großen
Städten – sinnvoll sein kann, in unterschiedlichen Bezirken
unterschiedliche Prioritäten in Bezug auf Werbung zu
setzen. Wünschenswerter und klarer für alle Beteiligten
wäre es jedoch, wenn dies im Rahmen eines insgesamt
konzeptionellen Vorgehens erfolgen könnte.

In den meisten Städten fehlen Überblicke darüber,

wie viele und welche Standorte großformatiger Werbeanla-
gen es gibt, oder zumindest haben nicht alle, die Entschei-
dungen darüber treffen, diesen Überblick. Dies gilt nicht
nur für die drei Städte der Fallstudien, sondern bestätigte
sich auch bei den anderen befragten Städten (vgl. Kapi-
tel 6.2). Darüber hinaus fehlen Übersichten, wie vor allem
besonders »begehrte« Bereiche insgesamt von Werbung
bereits geprägt sind. Die Auseinandersetzungen darüber,
wie viel großformatige Werbung noch »verträglich« ist,
bewegen sich also auf einem Boden mit schlechter Infor-
mationslage und werden letztendlich nach Eindrücken und
individuellen Einschätzungen getroffen. Insbesondere bei
Entscheidungen durch die Politik wird häufig der Einzelfall
entschieden. Hierbei bleiben i. d. R. sowohl die Gesamtsi-
tuation als auch die möglichen Folgen (weitere Standorte,
die aufgrund der erteilten Einzelfallgenehmigung nicht
mehr abgelehnt werden können) unberücksichtigt. Die Ein-
zelfallentscheidung als solche soll hier nicht infrage gestellt
werden, jedoch müsste sie sich sowohl aus der konkreten
Situation vor Ort als auch aus dem Gesamtzusammenhang
ergeben und begründen lassen.

Um den losgelösten, wechselnden Einzelfallentschei-
dungen entgegenzuwirken, wäre ein konzeptioneller Ansatz
notwendig. Von den drei untersuchten Städten ist die Stadt
Frankfurt am weitesten (doch fehlt auch hier ein Gesamt-
überblick über den tatsächlichen Umfang der Werbung in
der Stadt). Da aus rechtlichen Gründen kein verbindliches
Konzept über Werbung für die Gesamtstadt möglich ist,
wird an dieser Stelle deutlich, welches Gewicht informelle
Instrumente haben. Die Wirksamkeit der gewählten Strate-
gie hängt mit davon ab, ob es gelingt, zwischen allen
Beteiligten in Verwaltung, Politik und bei der Werbewirt-
schaft und den Antragstellenden eine konstruktive Atmo-
sphäre herzustellen. Voraussetzung hierfür ist, dass durch
formelle Instrumente – also rechtliche Bestimmungen –
überhaupt die Notwendigkeit zu Einigungen aufrechter-
halten wird. In entsprechendem Rahmen lassen sich dann
offenbar auch Abstimmungen mit der Werbewirtschaft
erreichen, die in einzelnen Punkten über das rechtlich Vor-
geschriebene hinausreichen.

Aus vier Rechtsbereichen gibt es gesetzliche Rege-
lungen, die einen Rahmen für verschiedene Strategien
bieten können, allerdings in vielen Fällen auf großformati-
ge Werbeflächen noch nicht ausgerichtet sind. Rechtlich
nicht geregelt ist eine Mitsprache bei der Motivauswahl
und Gestaltung über das allgemeine Verunstaltungsverbot
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hinaus (es sei denn, die Stadt ist Eigentümerin der jewei-
ligen Fläche bzw. des Gebäudes). Da die Frage, inwieweit
eine (großformatige) Werbefläche verunstaltend und/oder
störend ist, nicht nur vom geeigneten Standort, sondern
auch von der jeweiligen Gestaltung abhängt, besteht hier
eine Lücke bei den Steuerungsmöglichkeiten. Darüber
hinaus ist der Begriff der Verunstaltung rechtlich schwer
fassbar. Insgesamt wird vor diesem Hintergrund den Rege-
lungen nach Planungsrecht zunehmende Bedeutung
gegenüber den Regelungen nach Bauordnungsrecht einge-
räumt.

Eine Bewertung, welche der drei vorgestellten Strate-

gien »besser« ist, wird an dieser Stelle bewusst nicht vorge-
nommen. Allerdings werden Deregulierungstendenzen, wie
sie sich in der Berliner Bauordnung abzeichnen, skeptisch
beurteilt, da ein Aus-der-Hand-Geben von Steuerungsmög-
lichkeiten die konsequente Umsetzung jedweder Strategie
erschwert. Das Bild, das die Umgebung des Bahnhofes Zoo
in der Berliner Innenstadt im Herbst 2005 bietet, führt die
Nachteile, die in einer Deregulierung liegen können –
zumindest, wenn es sich um für die Werbewirtschaft
attraktive Umgebungen handelt – deutlich vor Augen. Auf
wenig Raum sind in einem Umkreis von etwa 100 m
neben einer Fülle kleinerer Außenwerbung sieben großfor-
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Abb. 7.10: Hohe Dichte großformatiger Werbung in der Berliner Innenstadt 2005



matige Werbeflächen teilweise gleichzeitig zu sehen (vgl.
Abb. 7.10).

Die Strategien der drei untersuchten Städte zeigen
vielmehr die Bandbreite möglichen Handelns sowie die
jeweiligen Vor- und Nachteile einzelner Aspekte auf. Auch
verschwimmen die Begriffe »offensiv« und »restriktiv«
etwas: München verfolgt eine restriktive Strategie, wirkt
aber auf einzelne Vertreter aus der Werbewirtschaft nicht
so; Zürich entwickelte ein Konzept mit dem Ziel der För-
derung (und Steuerung) großformatiger Werbeanlagen, das

im Ergebnis restriktiv regelnd eingreift. Bereits an dieser
Stelle wird deutlich, dass die Bewertung einer Strategie
nicht primär davon abhängt, ob die Strategie offensiv oder
restriktiv ist, sondern in welcher Art sie umgesetzt wird.
Insgesamt kann fehlende Steuerung im Bereich großforma-
tiger Werbung (mit einigen Ausnahmen) nicht nur auf feh-
lende Instrumente zurückgeführt werden, sondern auch auf
fehlenden Willen oder fehlende Einigkeit hinsichtlich ihrer
Anwendung, insbesondere angesichts schwierigerer ökono-
mischer Situationen der Städte.
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8 Steuerungsinstrumente

Für die Steuerung im Bereich großformatiger Werbeanlagen
stehen sowohl formelle wie informelle Instrumente zur Ver-
fügung. Aufgrund der Ergebnisse der empirischen Untersu-
chungen kann davon ausgegangen werden, dass in der
Kombination von formellen und informellen Instrumenten
geeignete Instrumente zur Steuerung vorhanden sind (es sei
denn, sie sind durch Deregulierungstendenzen insbesonde-
re im Rahmen der Landesgesetzgebung aufgeweicht), deren

Anwendung und Ausgestaltung jedoch noch optimiert
werden kann. Im Folgenden werden diese Instrumente und
ihre Einsatzmöglichkeiten im Einzelnen und im Überblick
dargestellt. Insbesondere im Bereich des Bauordnungsrech-
tes wird auf die Unterschiede in den einzelnen Bundeslän-
dern eingegangen, da sie ein anschauliches Bild der unter-
schiedlichen Ausgestaltung und der damit verbundenen
Handlungsoptionen der öffentlichen Hand darstellen.
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8.1 Formelle Instrumente

Die für die Steuerung von großformatigen Werbeflächen
zur Verfügung stehenden formellen Instrumente kommen
im Wesentlichen aus vier Rechtsbereichen: dem Bauord-
nungsrecht, dem Planungsrecht, dem Denkmalschutzrecht
und dem Straßenrecht. Im Folgenden werden die vorhan-
denen Instrumente jedes Rechtsbereiches kurz erläutert.

8.1.1 Bauordnungsrechtliche Instrumente

Das Bauordnungsrecht ist auf Länderebene in den jeweili-
gen Landesbauordnungen geregelt. Diese orientieren sich
an der Musterbauordnung (MBO), können jedoch davon
abweichen. Im Folgenden werden erst die Regelungen der
MBO (Stand: November 2002) dargestellt. Deutlich davon
abweichende Regelungen einzelner Landesbauordnungen
werden anschließend benannt. 8 Steuerungsinstrumente8.1 Formelle Instrumente

Zentrales Instrument nach Bauordnungsrecht ist die
Baugenehmigung. Werbeanlagen nach § 9 MBO sind alle
ortsfesten Einrichtungen, die als Ankündigung oder Anprei-
sung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und
vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Sie
bedürfen der Baugenehmigung. An sie sind die gleichen
Anforderungen zu stellen wie an bauliche Anlagen. Sie
dürfen selbst nicht verunstaltet wirken und weder bauliche
Anlagen noch das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild ver-
unstalten. Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs darf
durch sie nicht gefährdet werden. Eine störende Häufung

von Werbeanlagen ist unzulässig (§ 10(2) MBO). Sowohl
der Begriff der Verunstaltung89 als auch der der störenden
Häufung90 sind unbestimmte Rechtsbegriffe, die in der
Umsetzung eine Vielzahl von Problemen aufwerfen
können. Auf die unterschiedliche Auslegung in Berlin und
München ist bereits im Rahmen der Fallstudien hingewie-
sen worden (vgl. Kapitel 7.4 und 7.5).

Die Landesbauordnungen erklären in Anlehnung an
die MBO Werbeanlagen für genehmigungsfähig – aber

89 »Das Bundesverwaltungsgericht hat den Begriff der Verunstal-
tung definiert als einen hässlichen, das ästhetische Empfinden
des Beschauers nicht bloß beeinträchtigenden, sondern ver-
letzenden Zustand. Eine bauliche Anlage stört das Gesamtbild
der Umgebung, wenn der Gegensatz zwischen ihr und der
Umgebung von dem Betrachter als belastend oder unlusterre-
gend empfunden wird. Bei der Beurteilung ist auf das Emp-
finden des so genannten gebildeten Durchschnittsmenschen
abzustellen.« Vgl. BverwG, Urteil vom 28. 6. 1965 – IC
146.53-, BverwGE 2,172«, zitiert nach MWRE202011064.

90 Das Oberverwaltungsgericht NRW hat den Begriff der
»störenden Häufung« wie folgt konkretisiert: »Dazu müssen
im Regelfall drei Werbeanlagen innerhalb eines eng umgrenz-
ten Wirkungsbereiches vorhanden sein, so dass alle Werbe-
anlagen stets gleichzeitig wahrgenommen werden und ihre
Wirkung gemeinsam ausüben.« (OVG NRW, Urteil vom
06. 02. 1992 –11 A 2235/89 – BRS 54 Nr. 129), zitiert nach
MWRE202011064.
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Tab. 8.1: Zulässigkeit/Unzulässigkeit von Werbeanlagen nach Landesbauordnungen
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1. Störende Häufung × × × × × × × × × × × × × × × × ×

2. Störender Umfang/Größe × ×

3. Verunstaltung × × × × × × × × × × × × × × × × × × ×

4. Gefährdung der Verkehrssicherheit × × × × × × × × × × ×

5. Im Außenbereich × × × × × × × × × × × × × ×

Ausnahmen:

An der Stätte der Leistung – – – – – – – – – – – – – –

Auf Flugplätzen, Sportanlagen, Versammlungs-
stätten, Ausstellungs- und Messegeländen

– – – – – – – – – – – –

Auf Flächen des öffentlichen Verkehrs –

6. In reinen und allgemeinen Wohngebieten,
Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten außerhalb
der Städte der Leistung

× × × × × × × × × × × × × × × ×

Ausnahmen:

Auf Flächen/Haltestellen des öffentlichen Ver-
kehrs

– – – – – – – – – – –

Hinweise auf besondere Veranstaltungen – –

7. Verdeckung des Ausblicks auf begrünte Flächen × ×

8. Kein Überschneiden/Verdecken von der archi-
tektonischen Gliederung dienenden Bauteilen,
Abstand von Gebäudekanten mind. 1 m

× × ×

9. Bei öffentl. Gebäuden repräsentativen oder städ-
tebaulich hervorragenden Charakters

× ×

10. An Böschungen, Brücken, Ufern und Bäumen × × ×

11. Anlagen mit Wechsellicht außer in dafür festge-
setzten Gebieten

× ×

12. In Vorgärten außer an der Stätte der Leistung × ×

13. Dachwerbung nur ohne sichtbare Hilfskonstruk-
tion

× ×

14. In Natur-/Landschaftsschutzgegbieten, öffentl.
Grünanlagen, Friedhöfen

×

Ausnahmen, generelle Zulässigkeit:

Zeitlich befristete Anlagen, die dem Wohl der
Allgemeinheit dienen

– –

Max. 14 Tage für einmalige Veranstaltungen –

Auf Baustellen – – – –

× unzulässig – zulässig



i. d. R. auch für genehmigungspflichtig, wenn sie bestimmte
Anforderungen erfüllen. Tabelle 8.1 gibt einen Überblick
über die verschiedenen Festlegungen der MBO und der
Landesbauordnungen über die Zulässigkeit und Unzulässig-
keit von Werbeanlagen.

Das Verunstaltungsverbot für Werbeanlagen ist in
allen Landesbauordnungen mit Ausnahme der Neufassung
der Berliner Landesbauordnung enthalten: Hier wird das
Verunstaltungsverbot aufgehoben für Werbung an Bauge-
rüsten oder Bauzäunen sowie für temporäre Werbung
generell, sofern mit deren Inhalt vorrangig im öffentlichen
Interesse liegende Ziele und Zwecke verfolgt werden,
wenn andere überwiegende öffentliche Interessen nicht
entgegenstehen (BauOBln in der Fassung vom
29. 09. 2005, § 10(3)).

Neben den bereits genannten Aspekten der störenden
Häufung, der Verunstaltung und der Gefährdung der Ver-
kehrssicherheit, die in nahezu allen Landesbauordnungen
enthalten sind, erklären die Niedersächsische Bauordnung
und die Novellierung der Hamburgischen Bauordnung
auch Werbung in »störender Größe« (§ 49(2) NBauO) bzw.
»störendem Umfang« (§ 13(3) Satz 2 HBauO, Entwurf
Stand 07. 06. 2005) für unzulässig, wobei keine Größe fest-
gelegt wird, da dies immer vom konkreten Standort und
seiner Umgebung abhängt (vgl. HBauO Begründung
07. 06. 2005). Die bereits beschriebenen Probleme mit den
unbestimmten Rechtsbegriffen »Verunstaltung« und »stören-
de Häufung« dürften auch für die Begriffe des »störenden
Umfangs« und der »störenden Größe« gelten.

Die Niedersächsische Bauordnung benennt darüber
hinaus als Aspekte der Störung bzw. Unzulässigkeit von
Werbeanlagen »Lichtstärke« und »Betriebsweise« (§ 49(2)
NBauO). Eine weitere Regelung, die großformatige Wer-
bung betrifft, ist das Verbot der Störung der einheitlichen
Gestaltung und der architektonischen Gliederung baulicher
Anlagen, wie es in den Landesbauordnungen von Bremen,
Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt enthalten ist
(§ 13(2) BauO NRW, § 13(2) BauO LSA, § 13(2) BremLBO).

Für unzulässig erklärt die Hamburgische Landesbau-
ordnung weiter gehend Werbeanlagen an öffentlichen
Gebäuden repräsentativen oder städtebaulich hervorragen-
den Charakters, ausgenommen Hinweise auf dort befind-
liche Dienststellen, Unternehmen oder Veranstaltungen
(§ 13(3) Nr. 3 HBauO).91 In der anstehenden Novellierung
der Landesbauordnung soll diese Regelung auf den Alt-
stadt- und Neustadtbereich beschränkt werden. In den

Erläuterungen zum Entwurf der Landesbauordnung wird
darauf hingewiesen, dass durch Senat oder Bezirksämter
diese Regelung ggf. auf andere Bereiche der Stadt ausge-
dehnt werden kann.

Nach Musterbauordnung ist Werbung in Kleinsied-
lungsgebieten, Dorfgebieten, reinen und allgemeinen Wohn-
gebieten nur an der Stätte der Leistung zulässig
(§ 10(4) MBO). Eine Privilegierung von Werbung auf
Flächen des öffentlichen Verkehrs sehen zahlreiche Landes-
bauordnungen vor, indem sie Werbung auf diesen Flächen
– oder eingeschränkt auf Haltestellen des öffentlichen Ver-
kehrs – für zulässig erklären (Landesbauordnungen von
Berlin, Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein, Thüringen).

Außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile
sind nach § 10(3) MBO Werbeanlagen außerhalb der Stätte
der Leistung unzulässig. Von den in § 10(3) MBO genann-
ten Ausnahmen von dieser Regelung sind folgende für
großformatige Werbeflächen relevant: Werbeanlagen an
der Stätte der Leistung, auf Flugplätzen, Sportanlagen und
Versammlungsstätten, sofern sie nicht in die freie Land-
schaft wirken, sowie Werbeanlagen auf Ausstellungs- und
Messegeländen. Diese Regelungen werden von vielen Lan-
desbauordnungen übernommen. Die grundsätzliche Unzu-
lässigkeit von Werbung außerhalb der im Zusammenhang
bebauten Ortsteile wird in der Fassung der Berliner Lan-
desbauordnung von 2005 zugunsten einer Privilegierung
öffentlicher Flächen aufgehoben: Werbung auf Flächen des
öffentlichen Verkehrs ist demnach auch außerhalb von im
Zusammenhang bebauten Ortsteilen zulässig (BauOBln in
der Fassung vom 29. 09. 2005, § 10(4) Nr. 6).

Die Landesbauordnungen enthalten darüber hinaus
weitere Regelungen über die Unzulässigkeit von Werbe-
anlagen, u. a. bei Verdeckung des Ausblicks auf begrünte
Flächen (Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt), grund-
sätzlich an Brücken, Böschungen, Ufern und Bäumen
(Hamburg und Niedersachsen). Die Berliner Landesbauord-
nung stufte bis 2005 Werbeanlagen in Natur- und Land-
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91 Allerdings gab es eine Gebäudeverhüllung als große Werbe-
fläche z. B. bei der Sanierung des Altonaer Rathauses. Die
Gebäudeverhüllung trug die Beschriftung: »100 Jahre Rathaus
Altona« und in derselben Größe in der Mitte des Gebäudes:
»Auf die Freundschaft. Holsten Pilsner«.
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Tab. 8.2: Genehmigungsfreiheit für Werbeanlagen nach Landesbauordnungen
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Temporäre Werbung

Werbeanlagen, die ihrem Zweck nach erkennbar für
weniger als 2 (3) Monate angebracht sind
(< 10 m Höhe), außer im Außenbereich

× × × ×

Für zeitlich befristete Veranstaltungen
(teilw.: max. 3 Monate, max. 50 m2)

× × × × × × × × ×

Für Veranstaltungen von nicht mehr als 2 Monaten
an der Stätte der Leistung
(< 10 m Höhe < 50 m2)

×

An der Stätte der Leistung für nicht mehr als
2 Monate

×

Vorübergehend angebrachte Werbung an der Stätte
der Leistung, wenn nicht fest mit dem Boden oder
anderen baulichen Anlagen verbunden

× × × × × × × × ×

Werbung auf bestimmten Standorten

Vorübergehende Anlagen im Innenbereich für zeit-
lich begrenzte Veranstaltungen an der Stätte der
Leistung

×

An der Stätte der Leistung in durch B-Plan
festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleich-
baren Sondergebieten (< 10 m Höhe)

× × × × × × ×

Auf Flugplätzen, Sportanlagen, Versammlungsstätten,
Ausstellungs- und Messegeländen, wenn sie nicht in
die freie Landschaft wirken

× ×

Auf Baustellen bzw. an Baugerüsten und Bauzäunen × × × ×

Im Geltungsbereich einer örtlichen Bauvorschrift/
Satzung, wenn diese Regelungen über Werbung
enthält und die Anlage diesen Regelungen
entspricht

× × ×

An Haltestellen des ÖPNV ×

Auf öffentl. Straßen, wenn als Sondernutzung nach
straßenrechtl. Regelungen gestattet

×

Auf öffentlichem Straßenland ×



schaftsschutzgebieten, öffentlichen Grünanlagen und Fried-
höfen als unzulässig ein (BauOBln mit den Änderungen
vom 16. 07. 2001, § 11(3) Satz 4). In der Neufassung der
Landesbauordnung von 2005 ist diese Regelung nicht mehr
enthalten.

Generelle Ausnahmen von Unzulässigkeiten von
Werbeanlagen sehen die Landesbauordnung von Schles-
wig-Holstein und die Novellierung der Hamburgischen
Landesbauordnung vor: Auf Werbeanlagen für maximal
14 Tage für einmalige Veranstaltungen sind die Regelungen
der Landesbauordnung nicht anzuwenden (§ 15(6)
Nr. 5 Bauordnung Schleswig-Holstein). Die Novellierung der
Hamburgischen Bauordnung schließt die Unzulässigkeit
von Werbeanlagen (störende Häufung, störender Umfang,
keine Werbung an Böschungen, Brücken, Ufern, Bäumen)
für zeitlich befristete Werbeanlagen aus, wenn sie dem
Wohl der Allgemeinheit dienen, insbesondere für kultu-
relle, karitative, sportliche Zwecke (§ 13(3) Satz 2 HBauO,
Entwurf Stand 07. 06. 2005). In der Begründung wird aus-
geführt, dass die durch Werbung erzielten Einnahmen für
die genannten Zwecke verwendet werden sollen (vgl.
HBauO Begründung, Entwurf Stand 07. 06. 2005). Hier-
durch wird u. a. Baugerüstwerbung zur Finanzierung der
Sanierung von Gebäuden grundsätzlich ermöglicht.

Die MBO sieht in § 61 Ausnahmen von der Bauge-
nehmigungspflicht vor (»verfahrensfreie Anlagen«). Die
Genehmigungsfreiheit entbindet nicht von der Verpflichtung
zu Einhaltung der Anforderungen. Bei den nach MBO
verfahrensfreien Anlagen spielen folgende Regelungen für
großformatige Werbeflächen eine Rolle: Werbeanlagen, die
nach ihrem erkennbaren Zweck nur vorübergehend für
höchstens zwei Monate angebracht werden, sind – außer
im Außenbereich – genehmigungsfrei. Im Vergleich zur
Musterbauordnung in der Fassung von 1997 wurde die
Regelung konkretisiert (1997 hieß es nur »Werbeanlagen
für zeitlich begrenzte Veranstaltungen«). Werbung an der
Stätte der Leistung war nach MBO 1997 noch allgemein
genehmigungsfrei, sofern sie vorübergehend war. Im Ver-
gleich dazu ist die genehmigungsfreie Werbung an der
Stätte der Leistung in der MBO 2002 nun auf Gewerbe-,
Industrie- und vergleichbare Sondergebiete beschränkt, hier
allerdings unabhängig von der Dauer der Einrichtung. In
der Höhe ist sie nach MBO 2002 auf 10 m beschränkt,
höhere Anlagen bedürfen der Baugenehmigung.

Im Bereich der Genehmigungsfreiheit gibt es deut-
liche Unterschiede in den Landesbauordnungen (vgl.

Tab. 8.2). Die Regelungen zur Genehmigungsfreiheit befas-
sen sich in verschiedenen Formulierungen im Wesentlichen
mit vorübergehender Werbung und Werbung an der Stätte
der Leistung. Die weitestgehende Genehmigungsfreiheit
enthält die Fassung der Landesbauordnung Berlin von
2005, nach der temporäre Werbung bis zu maximal drei
Monaten im Jahr grundsätzlich zulässig und verfahrensfrei
ist, auch bei Werbung an denkmalgeschützten Gebäuden
(vgl. Kapitel 7.5.2). Nach den Landesbauordnungen von
Bremen und Brandenburg sind Werbeanlagen auf Baustel-
len genehmigungsfrei (§ 56(1) Nr. 8. d BauOBln, Anhang zu
§ 65 BremLBO, § 55(8) Nr. 9 BbgBO). Mit dieser Regelung
räumen die drei Landesbauordnungen weitreichendere
Genehmigungsfreiheit als die Bauordnungen anderer Bun-
desländer ein. Wenn temporäre Werbung genehmigungsfrei
ist, umgeht man damit das Problem, dass Genehmigungs-
verfahren bis zu mehreren Monaten dauern können. Das
ist allerdings problematisch, da Steuerungsmöglichkeiten
aus der Hand gegeben werden. Ein anderer Lösungsansatz
liegt darin, Verfahrenszeiten zu verkürzen (vgl. Fallbeispiel
München).

Baugenehmigungen regeln den konkreten Einzelfall.
Sie gelten jeweils für einzelne Standorte im gesamten Stadt-
gebiet. Eine Baugenehmigung gilt dabei für den Standort,
nicht für das einzelne Werbemotiv. Das heißt, dass z. B.
das einzelne Werbemotiv einer zugelassenen Wechselwer-
beanlage keiner Baugenehmigung bedarf. Baugenehmigun-
gen sind sowohl bei Werbeanlagen auf Flächen in privatem
Eigentum als auch bei Werbeanlagen auf Flächen im
öffentlichen Eigentum notwendig. Baugenehmigungen
müssen für alle Werbeanlagen eingeholt werden, die bau-
liche Anlagen sind (Ausnahmen s. o.).

Weiteres Instrument nach Bauordnungsrecht sind ört-
liche Bauvorschriften. Nach § 86(1) Nr. 2 MBO können die
Gemeinden durch Satzung örtliche Bauvorschriften über
das Verbot von Werbeanlagen und Warenautomaten aus
ortsgestalterischen Gründen erlassen. Im Vergleich zur
MBO 1997 ist die Regelung deutlich kürzer gefasst. In
§ 82(1) Nr. 2 MBO 1997 wurde u. a. genannt, dass »nach
örtlichen Gegebenheiten insbesondere bestimmte Arten
von Werbeanlagen (…) ausgeschlossen und auf Teile bau-
licher Anlagen und auf bestimmte Farben beschränkt
werden«. Nach MBO 2002 müsste dies nach wie vor mög-
lich sein, es wird allerdings nicht mehr ausdrücklich
genannt. Bei örtlichen Bauvorschriften muss immer ein
Bezug zu einem bestimmten, schützenswerten Gebiet
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gegeben sein. Eine Bauvorschrift, die sich auf das gesamte
Stadtgebiet bezieht, ist von daher rechtlich nicht möglich.
Dies ist der formale Grund, warum es keine rechtlich ver-
bindlichen Werbesatzungen (die zu den örtlichen Bauvor-
schriften zählen) auf gesamtstädtischer Ebene geben kann.
Ältere Bauvorschriften enthalten oft zwar Aussagen zu Wer-
bung, aber nicht zu großformatiger Werbung, da sie ent-
standen, bevor dieser Werbeanlagentyp auftrat.92 Neu auf-
zustellende örtliche Bauvorschriften können großformatige
Werbeanlagen jedoch entsprechend regeln.

Die Landesbauordnungen konkretisieren teilweise die
Regelungsmöglichkeiten in örtlichen Bauvorschriften. So
enthält die Hessische Bauordnung (HBO in der Fassung
vom 18. 06. 2002) in § 81(1) Nr. 1 explizit die Regelung,
dass Vorschriften über Werbeanlagen auch deren Art,
Größe und Anbringungsort regeln können. § 81(1) Nr. 2
bestimmt, dass je nach örtlichen Gegebenheiten auch
bestimmte Werbeanlagen ausgeschlossen werden können.
Nach Art. 91(1) Nr. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO
in der Fassung vom 04. 08. 1997) können örtliche Bauvor-
schriften über das Verbot der Einrichtung von Werbean-
lagen erlassen werden, nach Art. 91(2) Nr. 1 kann in beson-
ders schutzwürdigen Gebieten auch für an sich genehmi-
gungsfreie Werbeanlagen die Genehmigungspflicht
eingeführt werden. Im Gegensatz dazu wurde der entspre-
chende § 76(8) der Berliner Bauordnung am 19. 10. 1999
aufgehoben. Bereits im Rahmen der Fallstudie wurde
darauf hingewiesen, dass durch die anstehende Novellie-
rung der Landesbauordnung das Instrument Werbesatzung
in Bayern an Bedeutung verlieren wird. Denn Regelungen
der örtlichen Bauvorschriften sollen zukünftig nicht mehr
Teil der Prüfung sein, sofern sie nicht Teil eines Bebauungs-
planes sind (vgl Kapitel 7.4.2). Damit verliert das Instrument
nach Bauordnungsrecht an Bedeutung, die Bedeutung der
Regelungen nach Planungsrecht (s. u.) nimmt zu.

Örtliche Bauvorschriften enthalten allgemeine, einzel-
fallunabhängige Regelungen. Sie regeln nicht den konkreten
Einzelfall, sondern werden im Vorfeld erlassen. Ihr räum-
licher Geltungsbereich ist auf ein bestimmtes Gebiet
begrenzt. Je nach Bestimmungen der Landesbauordnungen
ist eine weiter gehende Regelung der Art der Werbeanla-
gen in örtlichen Bauvorschriften möglich als im Baugeneh-
migungsverfahren. Teilweise ist der Ausschluss einzelner
Werbeanlagentypen in örtlichen Bauvorschriften für einzel-
ne Gebiete nach Landesbauordnung möglich (§ 81(1) Nr. 2
HBO). Der Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft

(ZAW e. V.) vertritt jedoch die Ansicht, dass ein solcher
Ausschluss rechtlich nicht haltbar ist und dass nur wenige
der bestehenden Satzungen »mit Sicherheit als rechtsgültig
betrachtet werden können« (Brief Herr Dr. Engelmann,
ZAW e. V. vom 04. 09. 2002). Die Städte können im
Rahmen der Landesbauordnungen entscheiden, ob sie –
und wenn ja für welche Bereiche des Stadtgebietes – ört-
liche Bauvorschriften erlassen. In der Befragung der deut-
schen Städte mit mehr als 200 000 EinwohnerInnen (vgl.
Kapitel 6.2) gaben 12 von 29 Städten an, örtliche Bauvor-
schriften zur Steuerung großformatiger Werbeanlagen zu
nutzen.

8.1.2 Planungsrechtliche Instrumente

Die planungsrechtlichen Instrumente beruhen auf dem Bau-
gesetzbuch in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung.93

Wichtiges Instrument nach Planungsrecht sind Rege-
lungen in Bebauungsplänen (§§ 29–33 BauGB). Die Rege-
lungen können dabei entweder direkt als textliche Festset-
zungen Teil des Bebauungsplanes sein oder als in den Plan
integrierte örtliche Bauvorschrift. In Bebauungsplänen
werden Anforderungen an einzelne Werbeflächentypen
formuliert. Teilweise werden auch einzelne Anlagen in
einem abgegrenzten Gebiet untersagt.94 Dies ist rechtlich
nicht unstrittig und muss im Einzelfall betrachtet werden.
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92 So enthält z. B. die Baugestaltungssatzung Alt-Höchst (Frank-
furt am Main) vom 08. 12. 1977 in § 11 Nr. 4 zur Größe von
Werbeanlagen lediglich die Regelung: »Die Größe der
Werbeanlage ist in einem angemessenen Verhältnis zur
Fassade zu gestalten.«

93 BauGB in der Fassung vom 27. 08. 1997, zuletzt geändert
durch EAG Bau vom 24. 06. 2004, BGBl I, S. 1359. BauNVO
in der Fassung vom 23. 01. 1990 (BGBl I, S. 132), zuletzt
geändert durch Investitionserleichterungs- und Wohnbauland-
gesetz vom 22. 04. 1993, BGBl I, S. 466.

94 Der Bebauungsplan Nr. 1459a der Stadt München vom
09. 07. 2001 regelt Werbeanlagen z. B. wie folgt: »§ 11
Werbeanlagen. (1) Die Errichtung von Werbeanlagen über
die Dachkanten der Gebäude ist unzulässig. (2) Freistehende
Werbeanlagen dürfen eine Höhe von maximal 3,5 m nicht
überschreiten. (3) Werbeanlagen in Form von laufenden
Schriften, Blink- oder Wechselbeleuchtung sowie sich be-
wegende Werbeanlagen sind unzulässig.«



Ein generelles Verbot von Fremdwerbeanlagen in Misch-
und Kerngebieten wird vom Bundesverwaltungsgericht als
problematisch angesehen, da es nur aus den tatsächlichen
Gegebenheiten vor Ort abgeleitet werden kann, es muss
»eine Entsprechung in einem Mindestmaß an Einheitlich-
keit des Baugebietscharakters finden (BVerwG 4 C 11.69 –
BVerwGE 40,94)« (WBRE 410000911). Hier kann § 15(1)
BauNVO mit den allgemeinen Voraussetzungen der Zuläs-
sigkeit baulicher Anlagen eine Rolle spielen.

Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes
von 1992 (BVerwG 4. Senat, 3. Dezember 1992, Az C 27/
91, vgl. WBRE 310577303) sind Werbeanlagen an der
Stätte der Leistung Nebenanlagen, Fremdwerbung ist
jedoch als Gewerbebetrieb einzustufen. Daraus ergibt sich
die Unzulässigkeit von Fremdwerbung in reinen Wohngebie-
ten. In allgemeinen Wohngebieten ist Fremdwerbung in
Ausnahmefällen zulässig (wenn es sich um einen »nicht-
störenden Gewerbetrieb« handelt). Durch diese Regelung
kommt dem Planungsrecht im Bereich der Werbeanlagen
größeres Gewicht zu.

Vor dem Hintergrund der Probleme mit dem Verun-
staltungsverbot nach Bauordnungsrecht (s. o.) sehen viele
Kommunen in den Regelungen in Bebauungsplänen eine
bessere Steuerungsmöglichkeit. In der Befragung gaben
neun von 29 Städten an, Regelungen zu großformatigen
Werbeanlagen in Bebauungsplänen als Instrument zu
nutzen. Teilweise werden Bebauungspläne gezielt für die
Regelung von Werbeanlagen verwendet.95 Allerdings war
dies im Sommer 2004 noch die Ausnahme.

Bebauungspläne enthalten allgemeine, einzelfallunab-
hängige Regelungen für das Bebauungsplangebiet und
werden von daher im Vorfeld erlassen.

Wenn kein Bebauungsplan vorliegt, werden Entschei-
dungen über großformatige Werbeanlagen innerhalb der
im Zusammenhang bebauten Ortsteile auch nach § 34
BauGB getroffen (vgl. Fallstudie München, Kapitel 7.4.2).

Weiteres Instrument für die Steuerung großformati-
ger Werbeanlagen nach Planungsrecht sind Erhaltungssat-
zungen nach § 172 BauGB. Eine Erhaltungssatzung muss
sich immer begründen nach der »Erhaltung der städtebau-
lichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner städtebauli-
chen Gestalt« (§ 172(1) Nr. 1 BauGB). Die Bedingungen,
unter denen einschränkende Bestimmungen getroffen
werden können, sind dadurch gegenüber Bebauungsplä-
nen oder auch örtlichen Bauvorschriften begrenzt. Geneh-
migungen dürfen nur versagt werden, wenn das Gebäude,

an dem eine Werbefläche angebracht werden soll, »allein
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen
das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild
prägt oder sonst von städtebaulicher, insbesondere
geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist« und
»wenn die städtebauliche Gestalt des Gebietes durch die
beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird«
(§ 172(3) BauGB).

Erhaltungssatzungen werden für ein bestimmtes Gebiet
erlassen. Sie regeln, für welche baulichen Maßnahmen
Genehmigungen notwendig sind und unter welchen beson-
deren Bedingungen sie versagt werden können. Von daher
setzen sie im Vorfeld Rahmenbedingungen für später auftre-
tende, konkrete Einzelfälle.

8.1.3 Denkmalschutzrechtliche Instrumente

Im räumlichen Anwendungsbereich eng gefasst sind die
Regelungen nach dem Denkmalschutz. Der Denkmalschutz
wird auf Länderebene geregelt. Im Folgenden wird exem-
plarisch auf Regelungen in einzelnen Denkmalschutzgeset-
zen der Länder eingegangen.

Nach Denkmalschutzrecht sind zum einen bauliche
Maßnahmen – also auch Werbeanlagen – an einem
Denkmal genehmigungspflichtig. Während z. B. in § 16(1)
Nr. 4 des Hessischen Denkmalschutzgesetzes (Fassung vom
05. 09. 1986) Werbeanlagen an einem Denkmal explizit
genannt werden, sind sie im Denkmalschutzgesetz von
Berlin nicht gesondert enthalten, sind aber nach Wortlaut
des § 11 DSchGBln (Fassung vom 16. 07. 2001) genehmi-
gungspflichtig. Durch die geplante Änderung des Berliner
Denkmalschutzgesetzes soll temporäre Werbung, der
öffentliche Belange nicht entgegenstehen, oder Werbung
an einem Baugerüst per se keine denkmalschutzrechtliche
Beeinträchtigung darstellen (vgl. Kapitel 7.5.2). Entsprechen-
de Regelungen sind in den Denkmalschutzgesetzen ande-
rer Länder nicht enthalten.

Über den Schutz des Denkmales hinaus sieht das
Denkmalschutzrecht auch den Schutz der Umgebung des
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95 So z. B. von der Stadt Braunschweig: Bebauungsplan
»Schmalbachstraße RH 54«: Wesentliches Ziel des Bebau-
ungsplanes ist die planungsrechtliche Neuordnung von
Fremdwerbeanlagen.



Denkmales vor. Demnach sind bauliche Maßnahmen in der
Umgebung eines Denkmales nach Denkmalschutzrecht
genehmigungspflichtig, wenn sie sich auf den Bestand oder
das Erscheinungsbild des Denkmales auswirken können
(so z. B. § 11(2) DSchGBln oder § 16(2) Denkmalschutzge-
setz Hessen). Grundsätzlich müssen besonders schwerwie-
gende Gründe vorliegen, um mit dem Argument des
Umgebungsschutzes die Genehmigung für eine Werbe-
anlage versagen zu können (z. B. Lage in einer bedeuten-
den Sichtachse).

Die denkmalschutzrechtliche Genehmigung ist – wie
die Baugenehmigung – einzelfallbezogen. Sie wird im akut
anliegenden konkreten Fall erteilt oder versagt. Das
Instrument ist räumlich beschränkt auf die Gebäude und
Ensemble, die dem Denkmalschutz unterliegen und ihre
Umgebung.

8.1.4 Straßenrechtliche Instrumente

Die Straßen- und Wegegesetze der Länder regeln u. a. den
Gebrauch öffentlicher Straßen. Als öffentliche Straßen sind
hierbei Straßen definiert, die dem öffentlichen Verkehr
gewidmet sind, unabhängig davon, in wessen Eigentum sie
sind. Es werden grundsätzlich drei Arten des Gebrauches
unterschieden: der Gemeingebrauch, der Anliegergemein-
gebrauch und die Sondernutzungen. Werbeanlagen auf
öffentlichen Straßen sind eine Form der Sondernutzungen,
da sie über den Gemeingebrauch (i. Allg. die Teilnahme
am öffentlichen Verkehr) hinausgehen, und bedürfen von
daher der Genehmigung durch die Wegeaufsichtsbehörde.
Die Genehmigung ist befristet oder auf Widerruf zu ertei-
len. Sie ist zu versagen, wenn öffentliche Interessen entge-
genstehen. Es können Entgelte, Gebühren oder Kostener-
stattungen festgesetzt werden. Dies liegt in der Hand der
Straßenbaulastträger. Die Sondernutzungserlaubnis ersetzt
nicht die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen
Genehmigungen, insbesondere nicht die Baugenehmigung
(vgl. Kodal/Krämer et al. 1999, S. 635). Wichtigste Kriterien
sind die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowie die
Einschränkung des Gemeingebrauchs. In vielen Städten ist
das Recht, auf öffentlichen Straßen zu werben, an ein
Unternehmen vergeben worden, i. d. R. an die DSM. Die
DSM wurde Ende 2003 privatisiert. Auch nach der Privati-
sierung bestehen die Monopolverträge mit ihren unter-
schiedlichen Laufzeiten weiter. In Berlin und einigen ande-

ren Städten bestehen vergleichbare Verträge mit anderen
privaten Firmen.

Die Sondernutzungsgenehmigung wird einzelfallbe-
zogen erteilt oder versagt. Sie muss nur eingeholt werden
bei Werbeanlagen auf Flächen, die dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet sind. Hierzu zählt auch der Luftraum über
der Straße, d. h., wenn eine Werbeanlage zentimeterweise
über die Grundstücksgrenze in den öffentlichen Verkehrs-
raum hineinragt, muss eine Sondernutzungsgenehmigung
beantragt werden (vgl. auch Kapitel 7.3 Fallstudie Frankfurt
am Main).

Werbeanlagen an Bundesfernstraßen sind im Bundes-
fernstraßengesetz geregelt. Demnach dürfen längs von
Bundesautobahnen in einer Entfernung von 40 m und bei
Bundesstraßen außerhalb von Ortsdurchfahrten in einer
Entfernung von 20 m keine Anlagen der Außenwerbung
errichtet werden. Auch an Brücken über Bundesfernstraßen
außerhalb von Ortsdurchfahrten dürfen keine Werbean-
lagen angebracht werden (§ 9(1) und (6) Bundesfern-
straßengesetz). Abweichend von den anderen rechtlichen
Instrumenten wird hier ein generelles Verbot von Außen-
werbung in einem allerdings sehr kleinräumigen Bereich
ausgesprochen. In der Befragung der Städte über 200 000
EinwohnerInnen gaben zwei von 29 Städten an, dieses
Instrument zur Steuerung großformatiger Werbeanlagen zu
nutzen.

Nach § 33 Straßenverkehrsordnung ist außerhalb
geschlossener Ortschaften jede Werbung und Propaganda
durch Bild, Schrift, Licht oder Ton verboten, wenn dadurch
die Sicherheit des Verkehrs beeinträchtigt wird. Auch
innerörtliche Werbung darf keine Auswirkungen auf die
Verkehrssicherheit außerhalb der geschlossenen Ortschaften
haben. Mit der Verkehrsbeeinträchtigung wird hier – wie
auch beim Bundesfernstraßengesetz – ein Verbot unter
bestimmten Voraussetzungen von Werbeanlagen für einen
bestimmten Bereich begründet. In der Befragung gaben
drei von 29 Städten an, § 33 Straßenverkehrsordnung als
Instrument zur Steuerung großformatiger Werbeanlagen zu
nutzen.

Tabelle 8.3 gibt eine zusammenfassende Übersicht
der formellen Instrumente zur Steuerung großformatiger
Werbeanlagen. Hierbei sind die ersten fünf genannten
Instrumente (Baugenehmigungen, örtliche Bauvorschriften,
Bebauungspläne, Denkmalschutzrechtliche Genehmigungen
und Sondernutzungserlaubnisse) die am häufigsten einge-
setzten. Der Überblick zeigt, dass Instrumente sowohl für
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die Regelungen von konkreten Einzelfällen, als auch –
allerdings jeweils beschränkt auf bestimmte Gebiete – im
Vorfeld möglich sind. Sie betreffen dabei Werbeanlagen auf
Flächen im öffentlichen wie im privaten Eigentum. Die

Instrumente stammen aus den vier anfangs genannten
Rechtsbereichen. Diese Aufteilung führt auch dazu, dass
u. U. eine Vielzahl verschiedener Verwaltungsstellen zustän-
dig ist (vgl. Tab. 8.3).

127

8.1 Formelle Instrumente

Tab. 8.3: Formelle Instrumente zur Steuerung großformatiger Werbeanlagen

Instrument Raumbezug Flächen-
eigentum

Zeitbezug Gegenstand Rechts-
grundlage

Baugenehmi-
gungen

Einzelstandort im gesamten
Stadtgebiet

öffentlich und
privat

im akut auf-
tretenden Fall

Bauordnungsrechtliche
Genehmigung aller Werbe-
anlagen, die bauliche
Anlagen sind

Landesbau-
ordnungen

Örtliche Bauvor-
schriften

Satzungegebiet, nicht
einzelfallbezogen

öffentlich und
privat

im Vorfeld Regelungen u. a. über
Werbeanlagen für
bestimmte Gebiete mit ört-
lichen Bauvorschriften, ggf.
als gesonderte Werbesat-
zung. Teil eines B-Planes
oder eigenständige Satzung

Landesbau-
ordnungen

B-Pläne B-Plan-Gebiet, nicht
einzelfallbezogen

öffentlich und
privat

im Vorfeld Regelungen u. a. über
Werbeanlagen in B-Plan-
Gebieten

BauGB
§§ 29–33

Denkmalschutz-
rechtliche
Genehmigungen

Einzelstandort im gesamten
Stadtgebiet

öffentlich und
privat

im akut auf-
tretenden Fall

Denkmalschutzrechtliche
Genehmigung für Wer-
bung an Denkmalen oder
in ihrer Umgebung

Denkmal-
schutzgesetze
der Länder

Sondernutzungs-
erlaubnis

Einzelstandort im gesamten
Stadtgebiet

i. d. R.
öffentlich

im akut auf-
tretenden Fall

Straßenrechtliche Geneh-
migung bei Werbung auf
Flächen, die dem öffent-
lichen Verkehr gewidmet
sind

Straßen- und
Wegegesetze der
Länder

Werbung an
Bundesfern-
straßen

20 bzw. 40 m entlang von
Bundesfernstraßen,
Brücken über Bundesfern-
straßen außerhalb von
Ortsdurchfahrten

öffentlich und
privat

im Vorfeld Generelles Verbot von
Werbeanlagen in dem
genannten Bereich außer-
halb von Ortsdurchfahrten

§ 9(1) und (6)
Bundesfern-
straßengesetz

Werbung außer-
halb geschlosse-
ner Ortschaften

Flächen in Sichtweite
öffentlicher Straßen außer-
halb geschlossener Ort-
schaften

öffentlich und
privat

im Vorfeld Verbot außerhalb geschlos-
sener Ortschaften unter
bestimmten Voraussetzun-
gen (Verkehrssicherheit)

§ 33 Straßen-
verkehrsordnung



8.2 Informelle Instrumente

Auf die große Bedeutung der informellen Instrumente ist
insbesondere bei den Fallstudien wiederholt hingewiesen
worden. Die Wirkung der formellen Instrumente scheint
eingeschränkt zu sein, wenn man sich vergegenwärtigt,
dass immer wieder großformatige Werbeanlagen realisiert
werden, obwohl die zuständige Verwaltung nicht geneh-
migt hatte oder es in Einzelfällen sogar einen anders lau-
tenden Gerichtsbeschluss gab. Da es sich beim Umgang
mit großformatigen Werbeflächen um eine Fülle von Ein-
zelfallentscheidungen handelt, die oft das Ergebnis von
Aushandlungsprozessen sind – oder, im negativen Fall,
ohne Absprache politisch entschieden werden – und an
denen zudem u. U. verschiedene Verwaltungsstellen betei-
ligt sind, gewinnen informelle gegenüber formellen Instru-
menten an Bedeutung. 8.2 Informelle Instrumente

Eine abschließende Darstellung der informellen Instru-
mente ist nicht möglich, da sie weder festgelegt noch fest-
geschrieben sind. Im Folgenden werden die Instrumente
dargestellt, die sich klar abgrenzen lassen und die – laut
Auswertung der Befragung und Fallstudien – vor allem für
die Art und Weise, in der sich eine gewählte Strategie
umsetzen lässt, wichtig sind.

8.2.1 Verwaltungsinterne Abstimmungen und
Regelungen

In allen drei Städten der Fallstudien wurde der verwal-
tungsinternen Abstimmung ein sehr großes Gewicht beige-
messen. Offensichtlich ist es von zentraler Bedeutung für
den Erfolg einer Verwaltungsstrategie im Bereich großfor-
matiger Werbung, dass sich die Beteiligten über die Rich-
tung und die einzelnen Schritte verständigen und darüber
einigen können. Das ist unabhängig davon, in welche Rich-
tung die Verwaltungsstrategie zielt. Je »einiger« die Verwal-
tung nach außen auftreten kann, desto eher kann der
Gleichbehandlungsgrundsatz gegenüber den AntragstellerIn-
nen eingehalten werden und desto eher ist die Verwal-
tungsposition durchsetzbar. Wenn entsprechend gute und
tragfähige Kommunikationsstrukturen vorhanden sind – und
keine Befürchtung besteht, dass von politischer Seite dage-
gen entschieden wird –, können in Einzelfällen Verein-
barungen mit den Werbetreibenden ausgehandelt werden,
die inhaltlich über die gesetzlich festlegbaren Bedingungen

hinausgehen. Eine solche informelle Verwaltungsstrategie
kann schriftlich festgehalten werden. Wenn sie wirklich
bindende Wirkung für die Verwaltung erhalten soll, muss
sie durch einen politischen Beschluss bekräftigt werden,
wodurch auch die politischen EntscheidungsträgerInnen
eingebunden werden. So kann im positiven Fall eine
größere Übereinstimmung in der Stadt erzielt werden mit
dem Vorteil höherer Verbindlichkeit – und dem Nachteil
geringerer Flexibilität. Eine nicht schriftlich fixierte Strategie
hat den Vorteil, dass sie das Agieren im Einzelfall erleich-
tern kann und auch eher auf sich ändernde Rahmenbedin-
gungen (z. B. beim Auftauchen neuer Formen der Wer-
bung) reagieren kann. Als Nachteil einer solchen flexiblen
Strategie muss angesehen werden, dass sie nur umsetzbar
ist, solange die einheitliche Linie von allen Beteiligten in
der Verwaltung und von der Politik mitgetragen wird bzw.
solange wie die Politik nicht in das Verwaltungshandeln
eingreift.

Eine Form der verwaltungsinternen Abstimmungen
sind Verwaltungsroutinen als regelmäßige Arbeitstreffen von
verschiedenen beteiligten Behördenstellen (i. d. R. Bauord-
nung, Stadtplanung, Denkmalschutz, evtl. Straßenbauamt).
Dadurch soll sichergestellt werden, dass der Informations-
fluss gewährleistet ist und dass die gemeinsame Linie über-
prüft, bestätigt oder auch geändert werden kann – und
trotzdem eine gemeinsame Linie bleibt. Konkret anliegende
Fälle können zeitnah besprochen werden. Es kann verhin-
dert werden, dass einzelne Verwaltungsstellen gegen
andere ausgespielt werden. Auch außerhalb der regelmäßi-
gen Treffen ist eine schnelle, direkte und unkomplizierte
Absprache zwischen den beteiligten Verwaltungsstellen von
großer Bedeutung.

8.2.2 Konzeptionen

Über verwaltungsinterne Abstimmungen hinaus gehen Kon-
zepte zum Umgang mit (großformatiger) Werbung in der
Stadt. Aus rechtlichen Gründen ist es nicht möglich, eine
verbindliche Werbesatzung für das Stadtgebiet zu erlassen
(vgl. Kapitel 8.1.1). Von daher können Konzepte zum
Umgang mit Werbung mit gesamtstädtischem Bezug keine
Rechtswirkung nach außen haben. Sie werden in der Regel
von der Verwaltung erarbeitet oder als Gutachten beauf-
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tragt, von politischen Gremien beschlossen und haben Bin-
dungswirkung für die Verwaltung. Voraussetzung für Ent-
wicklung und Beschluss eines Konzeptes zu großformatiger
Werbung ist, dass in Verwaltung und Politik das Thema
ernst genommen wird. Die Erarbeitungsphase kann dann
dafür genutzt werden, einen Konsens herzustellen. Einem
Konzept sollte eine bewusste Entscheidung für eine Strate-
gie im Umgang mit großformatigen Werbeflächen zugrunde
liegen, um die notwendige Klarheit und Eindeutigkeit erzie-
len zu können.

Ein Vorteil solcher Konzepte kann darin bestehen,
dass eine gewisse Verbindlichkeit und für die Antragstellen-
den eine gewisse Kalkulierbarkeit der Erfolgsaussichten
eines Antrages möglich wird. Die Verwaltung kann sich in
Streitfällen auf das Konzept berufen und den einzelnen
Antragstellenden eine Gleichbehandlung glaubwürdig ver-
mitteln. Allerdings muss ein Konzept ausreichend Spiel-
räume für notwendige Einzelfallentscheidungen enthalten.
Die Balance zwischen eindeutigen Rahmenbedingungen
und notwendiger Flexibilität ist nicht einfach zu erreichen.

Als Instrument kann ein Konzept – allein schon
wegen der Erarbeitungszeit – etwas schwerfällig sein.
Gerade im Bereich der Werbung ist in relativ kurzen
Abständen mit neuen Werbeformen und -trägern zu rech-
nen (z. B. durch Einsatz moderner Technologie, vgl. Bei-
spiel der Projektionen an Berliner Denkmälern, Exkurs 1 in
Kapitel 3). Darauf kann ein Konzept nicht ohne weiteres
flexibel reagieren. Es kommt darauf an, wie es strukturiert
und inhaltlich ausgestaltet ist. Bestehende Konzepte (z. B.
Braunschweig oder Frankfurt am Main) enthalten oft Vor-
schläge einzelner Werbeformen und -träger, die in
bestimmten Stadtgebieten als verträglich angesehen
werden. Aufgrund der Ergebnisse der empirischen Untersu-
chungen wird davon ausgegangen, dass sich die Wirksam-
keit eines Konzeptes deutlich erhöhen lässt, wenn darüber
hinaus weitere Ebenen angesprochen werden (vgl. Kapi-
tel 9.3).

8.2.3 Kommunikation zwischen Verwaltung und
Werbebranche

Die Kommunikation zwischen Verwaltung und Werbebran-
che ist schon vom Prinzip her im Bereich großformatiger
Werbung konfliktträchtig, da die Interessenslagen unter-
schiedlich sind und sein müssen. Aufgrund von Erfahrun-

gen in vielen Städten haben die Werbeunternehmen oft
den Eindruck, dass die Genehmigungspraxis davon
abhängt, welche persönliche Meinung die Sachbearbeite-
rInnen haben. Dieser Eindruck führt verständlicherweise zu
Unzufriedenheit, da nicht nachvollziehbar ist, wieso die
persönliche Einschätzung eines Einzelnen über Wohl und
Wehe einer geplanten Werbemaßnahme entscheiden soll.
Die Kommunikation zwischen Verwaltung und Werbebran-
che wird in dem Augenblick erleichtert, wo dieser Eindruck
abgemildert werden kann, u. a. durch die Existenz eines
Konzeptes, durch das Verfolgen einer einheitlichen Linie
und klare Zuständigkeiten und Entscheidungsstrukturen.
Der Aufbau konstruktiver Zusammenarbeit zwischen Ver-
waltung und Werbebranche kann im Bereich großformati-
ger Werbung u. U. dadurch erleichtert werden, dass nur
wenige Werbeunternehmen in diesem Bereich tätig sind,
es also einen kleineren Kreis von Antragstellenden gibt.
Damit wird aber auch deutlich, wie viel jeweils von einzel-
nen Personen abhängt – sowohl auf Seite der Verwaltung
wie der Werbebranche. Auf Seiten der Verwaltung kann
diese notwendigerweise bestehende Bedeutung einzelner
Personen inhaltlich durch eine Verständigung auf eine ein-
heitliche Linie eingeschränkt, wenn auch nicht aufgehoben
werden.

Die Stärke der Position der Werbetreibenden hängt
u. a. davon ab, wie die wirtschaftliche Lage der jeweiligen
Stadt ist und wie sehr die öffentlichen Kassen auf Einnah-
men und auf ein insgesamt »wirtschaftsfreundliches« Klima
angewiesen sind. Doch zeigt sich am Beispiel von Mün-
chen, wo eine eher restriktive Strategie verfolgt wird, dass
durch einheitliches Auftreten offensichtlich ein Klima
geschaffen werden kann, in dem die Werbetreibenden sich
nicht zwangsläufig restriktiv behandelt fühlen. Ein »wirt-
schaftsfreundliches Klima« im Bereich der großformatigen
Werbung muss demnach nicht bedeuten, den Wünschen
der Werbetreibenden in allen Punkten nachzukommen,
sondern es ist eine Steuerung in gewissem Rahmen mög-
lich. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass die wirt-
schaftliche Lage Münchens im Städtevergleich in Deutsch-
land immer noch recht positiv ist.

Die Stadt Zürich hat gute Erfahrungen damit gemacht,
die Werbebranche in die Erarbeitung eines konzeptionellen
Ansatzes im Rahmen von Workshops zusammen mit ande-
ren Beteiligten einzubeziehen. Die inhaltlichen Vorteile
dieses Vorgehens liegen darin, von Beginn an unterschied-
liche Sichtweisen und Argumente auszutauschen, zu disku-
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tieren und zu berücksichtigen. Darüber hinaus wird ein
Konzept – gerade, wenn es informell, also nicht rechtlich
bindend bleiben wird – eher Aussichten auf Erfolg haben,
wenn es von einem breiteren Kreis von AkteurInnen ge-
tragen wird.

8.2.4 Zusammenwirken von Verwaltung und Politik

Wie die drei Fallstudien gezeigt haben, hängt das Zusam-
menspiel von Verwaltung und Politik stark von den jewei-
ligen Rahmenbedingungen und den agierenden Einzel-
personen ab. Zum einen spielt eine Rolle, wie stark die
Verwaltung gegenüber der kommunalen Politik ist. Zum
anderen prägen offensichtlich einzelne Personen das Han-

deln, die Richtung und die Art der Strategien. So kann z. B.
die Bauaufsicht im Rahmen des gesetzlich Möglichen ent-
weder eine wichtige Rolle im Zusammenspiel der AkteurIn-
nen einnehmen und eigene Interessen vertreten (Frankfurt
am Main) oder auch eine eher passive Rolle als ausführen-
des Organ einerseits der gesetzlichen Bestimmungen, ande-
rerseits der politischen Entscheidungsträger einnehmen
(teilweise in Berlin). Die persönliche Meinung und inhalt-
liche Schwerpunktsetzung einzelner PolitikerInnen in ein-
flussreichen Positionen kann eine Strategie begründen oder
auch z. B. durch individuelles Eingreifen in Einzelfällen jede
Strategie bisslos und angreifbar machen. Gegenüber dem
Gewicht, das solche sehr individuellen Aspekte offensicht-
lich haben, tritt u. U. in den Hintergrund, was die for-
malen Instrumente regeln.
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8.3 Fazit: Möglichkeiten und Grenzen bestehender Steuerungsinstrumente

Das vorhandene formelle Instrumentarium umfasst sowohl
Regelungen konkreter Einzelfälle (Baugenehmigung, denk-
malschutzrechtliche Genehmigung, Sondernutzungserlaub-
nis) als auch Regelungen für bestimmte Gebiete (u. a. ört-
liche Bauvorschriften, Bebauungspläne). Dementsprechend
ist der Zeitbezug der jeweiligen Instrumente unterschied-
lich: Einzelfallentscheidungen werden im akut auftretenden
Fall getroffen, Regelungen für bestimmte Gebiete im Vor-
feld. Das Aufstellen einer verbindlichen Werbesatzung für
das gesamte Stadtgebiet ist rechtlich nicht möglich.

Großformatige Werbung gibt es in Deutschland seit
1992. Die rechtlichen Regelungen reagieren erst nach und
nach darauf. Wie bei vielen neuen Werbeformen, die im
Lauf der Zeit aufkamen, wiederholt sich das Nacheinander
vom Aufkommen der neuen Werbeform über öffentliche
Diskussionen bis zu anschließenden Steuerungen durch die
öffentliche Hand (vgl. Exkurs 1 in Kapitel 3). Die Anpassung
landesrechtlicher Regelungen, die aktuell zu beobachten
ist, hat teilweise deutliche Deregulierungstendenzen, die im
Ergebnis zu einer Einschränkung der Steuerungsmöglich-
keiten führen werden. 8.3 Fazit: Möglichkeiten und Grenzen bestehender Steuerungsinstrumente

Eine weitere zu beobachtende Tendenz ist die Privi-
legierung öffentlicher Flächen für Werbung. Dadurch wird
gehofft, einen größeren Teil der Investitionen in Außenwer-
bung über die anfallenden Sondernutzungsgebühren in die
öffentlichen Kassen zu lenken. Da die öffentliche Hand für

die Werbung in jedem Fall – egal, ob die Werbung auf Flä-
chen in öffentlichem oder privatem Eigentum steht – den
Raum für die erhoffte Wirkung zur Verfügung stellt, spricht
einiges dafür, mehr von den Investitionen in die Außen-
werbung in die öffentlichen Kassen zu lenken. Andererseits
macht das Ablehnen von Werbung auf privaten Flächen
zunehmend Schwierigkeiten, wenn Werbung auf öffent-
lichen Flächen genehmigt wird. Ein anderer Ansatzpunkt
wäre es, zu überdenken, ob nicht auch für Werbung, die
auf privaten Flächen steht, aber vom öffentlichen Raum
aus wahrgenommen werden kann, eine Art von Gebühren
entstehen müsste, da die Werbung den öffentlichen Raum
für ihre Wirkung nutzt. Ein solcher Ansatz ist im Rahmen
der bestehenden rechtlichen Regelungen nicht möglich. Es
wäre zu prüfen, ob er juristisch umsetzbar wäre.

Mitsprache bei der Motivauswahl und Gestaltung ist
rechtlich nur möglich, um »Verunstaltung« zu verhindern.
Zum einen ist dies (genau wie »störende Häufung« oder
»störender Umfang«) ein unbestimmter Rechtsbegriff, der in
der Anwendung zu Problemen führt. Zum anderen gibt es
dadurch keine formelle Möglichkeit, z. B. Werbegestaltung
zu erreichen, die sich kreativ mit dem Ort der Werbung
auseinandersetzt (vgl. Kapitel 5.1). Der formelle Weg ist
hier vielleicht auch nicht der geeignete, doch müsste er
stärker als bisher den Impuls dafür geben, die Beliebigkeit
der Produktwerbung im öffentlichen Raum einzudämmen.



Allerdings sind einem Engerziehen der formellen Regelun-
gen dadurch deutliche Grenzen gesetzt, dass Werbung im
Grundsatz unter die Gewerbefreiheit und die freie Mei-
nungsäußerung fällt.

Viele Entscheidungen über großformatige Werbeanla-

gen werden jenseits der formellen Regelungen getroffen.
Dies hebt die Bedeutung der informellen Instrumente
hervor. Im positiven Fall müsste aus dem Zusammenwirken
von formellen und informellen Instrumenten ein weit-
gehendes Maß an Steuerung zu erzielen sein.
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9 Handlungsoptionen der Stadtplanung

Vor dem Hintergrund der theoretischen Überlegungen und
der Ergebnisse der empirischen Untersuchungen wird im
Folgenden das Für und Wider großformatiger Werbung aus
Sicht der Stadtplanung zusammenfassend dargestellt. Da
sich im Ergebnis zeigt, dass unabhängig davon, ob eine
offensive oder restriktive Zielrichtung verfolgt werden soll,
ein konzeptioneller Umgang mit großformatiger Werbung
auf kommunaler Ebene notwendig ist, werden daran

anschließend Faktoren zielgerichteten Arbeitens in diesem
Themenfeld sowie die verschiedenen Ebenen eines denk-
baren Konzeptes benannt. Anhand einzelner Handlungs-
optionen wird deutlich, welchen Stellenwert und welche
Ausprägung sie in Abhängigkeit von der jeweils verfolgten
Zielrichtung bekommen. Abschließend werden die Ergeb-
nisse der Arbeit zusammengefasst und Aussagen zu ihrer
Übertragbarkeit getroffen.
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9.1 Für und Wider großformatiger Werbung aus Sicht der Stadtplanung

Großformatige Werbung als eine Form des Branding ist ein
Ausdruck gesellschaftlicher Tendenzen. Sie ist ein Indiz für
Simulationen auch im öffentlichen Raum der Stadt. Sie ver-
anschaulicht in aller Deutlichkeit die immer noch steigende
Bedeutung des Konsums und markiert öffentliche Räume
der Stadt als Träger von Konsum. Sie trägt mit dazu bei, die
Dauerhaftigkeit des öffentlichen Raumes einzuschränken.
Durch ihr starkes visuelles Gewicht verändert sie die Dinge,
die im öffentlichen Raum von allen gemeinsam wahrgenom-
men werden können. Insofern wirkt sie auf die drei Aspekte
des Öffentlichen, die im Zuge der Auseinandersetzung mit
dem Begriff des Öffentlichen normativ beschrieben wurden
(vgl. Kapitel 4.1). Mithin führt sie dazu, dass öffentliche
Räume weniger öffentlich werden. Sieht man diesen Aspekt
singulär, bleibt unverständlich, warum die Städte eine so
weitgehende Ausbreitung großformatiger Werbung dulden,
genehmigen oder auch gezielt fördern. Hierfür lässt sich
jedoch eine Reihe verschiedener Gründe anführen: 9 Handlungsoptionen der Stadtplanung9.1 Für und Wider großformatiger Werbung aus Sicht der Stadtplanung

In erster Linie können ökonomische Gründe genannt
werden. Die Knappheit öffentlicher Kassen führt im
Bereich großformatiger Werbeanlagen zu folgenden drei
Erscheinungsformen:

Großformatige Werbung wird erstens verstärkt zur
Finanzierung notwendiger Sanierung öffentlicher Gebäude
genutzt. Die Werbeeinnahmen durch großformatige Wer-
bung an den Baugerüsten werden direkt zur Finanzierung
der Baukosten eingesetzt.

Werbung auf Flächen im öffentlichen Eigentum wird

zweitens besonders gefördert, da sich hier eine zusätzliche
Einnahmequelle durch Sondernutzungsgebühren ergibt.

Drittens wird eine allgemein offensive Haltung gegen-
über großformatiger Werbung verfolgt, um ein Image als
wirtschaftsfreundlicher Standort aufbauen bzw. pflegen zu
können. In allen drei Fällen wird die Entscheidung über
großformatige Werbung aus Gründen getroffen, die mit der
Wirkung der Werbung an dem Ort in der jeweiligen Zeit
wenig zu tun haben.

Ebenfalls aus ökonomischer Sicht – wenn auch mit
anderem Adressatenkreis – wird auch ein Argument gegen
großformatige Werbung von VertreterInnen der lokalen
Wirtschaft geäußert: Da großformatige Werbung relativ
teuer ist, kann sie in der Regel nur von überlokal, wenn
nicht sogar global agierenden, großen Unternehmen finan-
ziert werden. Dies führt zu einem Ungleichgewicht gegen-
über dem lokalen Mittelstand, das nicht im Interesse der
lokalen Wirtschaftsförderung liegt.

Darüber hinaus spielen rechtliche Gründe für die
Duldung großformatiger Werbung eine Rolle: Generelle
Werbeverbote geraten in Konflikt mit der grundrechtlich
abgesicherten Meinungs- und Gewerbefreiheit. Von daher
sind der Steuerung Grenzen gesetzt, die auch dem Fakt
entsprechen, dass Werbung Bestandteil unseres Wirtschafts-
systems ist.

Am schwierigsten zu greifen sind individuelle Gründe.
Nur selten ist jemandem das quantitative und qualitative
Ausmaß, in dem Werbung im öffentlichen Raum präsent



ist, bewusst. Entscheidungen werden individuell im Einzel-
fall getroffen, eine Gesamtsicht bleibt häufig außen vor.
Dies gilt insbesondere für politische EntscheidungsträgerIn-
nen, die einen entsprechenden Überblick oft nicht haben
können. Individuelle Meinungen speisen sich häufig eher
»zufällig«, z. B. aus einzelnen entweder besonders gelunge-
nen oder besonders misslungenen Beispielen großforma-
tiger Werbung, an besonders geeigneten oder besonders
ungeeigneten Standorten. In unterschiedlich starker Weise
werden individuell die oben genannten ökonomischen
Gründe bewertet, so dass auch dies zu unterschiedlichen
Entscheidungen führt. Erschwert werden die Dinge
dadurch, dass individuelle Gründe im Regelfall nicht

genannt oder auch verdrängt werden und stattdessen so
genannte »Fakten« oder »Sachargumente« ins Feld geführt
werden.

Tabelle 9.1 stellt das Für und Wider großformatiger
Werbung zusammenfassend dar. Offensichtlich spricht eine
Vielzahl von Gründen in allen vier betrachteten Bereichen
(grundsätzlich, ökonomisch, rechtlich, individuell) sowohl für
als auch gegen großformatige Werbung. Die »individuellen
Gründe« wurden zur Verdeutlichung reduziert auf diejeni-
gen, die über die bereits genannten hinausgehen, und ganz
bewusst so formuliert, dass gerade ihr nicht verallgemeiner-
barer Teil erkennbar wird (vgl. Tab. 9.1).

Stadtplanerische Entscheidungen auf kommunaler
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9.1 Für und Wider großformatiger Werbung aus Sicht der Stadtplanung

Tab. 9.1: Für und Wider großformatiger Werbung aus Sicht der Stadtplanung

Für Wider

Grund-
sätzlich

Werbung ist akzeptierter Teil unseres Wirtschafts-
systems.
Großformatige Werbung kann unter bestimmten
Voraussetzungen und bei entspechender Qualität
dazu beitragen, einen Ort in Wert zu setzen, ins
Bewusstsein zu rücken.

Großformatige Werbung trägt als Teil von Simu-
lationen zur Verringerung von Dauerhaftigkeit im
öffentlichen Raum und zur Erschwerung von
Identifiktaion bei.
Sie trägt als ein Teil von Zeichenüberflutung im
öffentlichen Raum mit zu einer Veränderung
dessen bei, was öffentlich wahrnehmbar ist und
damit zur erschwerten Orientierung und Iden-
tifikation.
Öffentliche Räume der Stadt werden mit großer
Dominanz als Träger von Konsum markiert.
Private Meinungsäußerungen bekommen gegenüber
Allgemeininteressen im öffentlichen Raum ein
visuelles Übergewicht.

Ökono-
misch

Die Finanzierung von Gebäudesanierungen fällt
leichter durch Werbeeinnahmen.
Städte können damit Einnahmen für ihre knappen
Kassen erzielen (Sondernutzungsgebühren).
Ein wirtschaftsfreundliches Klima soll auch im
Werbebereich deutlich werden.

Durch die hohen Kosten werden überlokal oder
global agierende Großunternehmen gegenüber
lokalem Mittelstand bevorteilt.

Rechtlich Auch großformatige Werbung ist im Grundsatz
gedeckt von Meinungs- und Gewerbefreiheit.

Bestimmungen nach Bauordnungsrecht, Planungs-
recht, Denkmalschutzrecht oder Straßen- und
Wegerecht können dazu führen, dass großformatige
Werbung im Einzelfall oder in bestimmten räum-
lichen Gebieten nicht zulässig ist.

Individuell Es gefällt mir.
Ich finde es gut/notwendig.

Es gefällt mir nicht.
Ich finde es schlecht/überflüssig.



Ebene über großformatige Werbung sind demnach schwie-
rig zu treffen und müssen Ergebnisse von Abwägungspro-
zessen sein. Es handelt sich bei großformatiger Werbung
um eine Erscheinungsform, die für die Stadt verschiedene
nachteilige Folgen haben kann (vgl. Kapitel 4 und 5), die
nicht einfach negiert werden kann und mit der auch die

Stadtplanung sich auseinandersetzen muss, um zu verträg-
lichen Lösungen zu kommen. Die Herausforderung besteht
gerade darin, aus unliebsamen Rahmenbedingungen und
Sachzwängen konstruktive und kreative Lösungen zu
finden, die die Rahmenbedingungen zwar akzeptieren, die
vorhandenen Spielräume jedoch ausschöpfen.
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9.2 Faktoren zielgerichteten Handelns

Nahezu unabhängig von der Art der Entscheidung oder der
verfolgten Strategie (in der Bandbreite zwischen offensiv
und restriktiv) gibt es einige Faktoren, die in jedem Fall als
sinnvoll bzw. notwendig eingeschätzt werden können. Auf
diese Faktoren wird im Folgenden genauer eingegangen.
Die genannten Faktoren sind nicht nur im Umgang mit
großformatiger Werbung relevant, sondern auch in vielen
anderen planerischen Fragestellungen. Sie haben sich im
Rahmen dieser Arbeit aus den empirischen Untersuchun-
gen ergeben und sind auf den speziellen Fall der großfor-
matigen Werbung konkretisiert. 9.2 Faktoren zielgerichteten Handelns

9.2.1 Steuerungsmöglichkeiten erhalten, zusätzliche
gewinnen

Vorhandene Steuerungsmöglichkeiten und Instrumente soll-
ten auf alle Fälle erhalten werden. Wie sie dann eingesetzt
werden, ist eine zweite Frage. Im Werbebereich und in
seiner gesellschaftlichen Einschätzung und Akzeptanz gibt
es fortlaufende Veränderungen. Schon allein deswegen
muss dafür Sorge getragen werden, ggf. zukünftig wieder
stärker oder weniger stark steuern zu können, selbst wenn
aktuell (z. B. aus ökonomischen Gründen, s. o.) ein offensi-
ver Kurs verfolgt wird.

Aus den empirischen Untersuchungen der Fall-
studien ergab sich, dass es immer schwierig ist, weniger
zu genehmigen als in der Vergangenheit. Das heißt, eine
Einzelfallgenehmigung zieht weitere Kreise. Gleiches gilt
auch für die Genehmigungsfreiheit (wie z. B. in Berlin für
temporäre Werbung). Wenn diese einmal besteht, ist es
für die Werbetreibenden schlicht nicht notwendig, sich
mit der öffentlichen Hand abzustimmen. Die Chance
einer gemeinsamen Suche nach kreativer und zum Ort
passender Dimension und Gestaltung, wie sie jetzt – im

optimalen Fall – im Zuge von Genehmigungsverfahren
stattfinden kann, ist dann nicht mehr gegeben. Auch wird
es viel Gegenwehr geben und die Kommunikation
erschweren, wenn die Genehmigungspflicht ggf. nach ein
paar Jahren wieder eingeführt werden sollte.

Die Steuerung im Vorfeld, d. h. bevor die Werbe-
fläche aufgehängt oder installiert wird, ist auch im Bereich
temporärer Werbung wichtig. Denn da diese vom
Charakter her eher kurzfristig ist, ist ihre Laufzeit ggf.
abgelaufen oder zum Großteil verstrichen, bis die Verwal-
tung auf sie aufmerksam wird und reagieren kann. Zwar
sind die Auswirkungen eines misslungenen Einzelfalles
auch nach relativ kurzer Zeit wieder verschwunden. Aber
die Auswirkungen zahlreicher misslungener Einzelfälle
summieren sich in der Stadt auf.

Die Forderung des Erhaltes von Steuerungsmöglich-
keiten bezieht sich vor allem auf formelle Instrumente
(Landesbauordnungen, Denkmalschutz usw.). Hier sind
einige Instrumente vorhanden, die eine Steuerung ermög-
lichen. Allerdings sind Trends einer Aufweichung zu beob-
achten (u. a. Landesbauordnung Berlin, Bremen, Hamburg),
die die Steuerungsmöglichkeiten erheblich einschränken
können.

Eine effektive Steuerung ist vor allem dann möglich,
wenn informelle Instrumente die formellen ergänzen.
Gerade im Bereich der informellen Instrumente bestehen
Chancen, weitere Steuerungsmöglichkeiten zu gewinnen.
Allerdings wird die Chance, sich informell einigen zu
können, dann größer, wenn formell der Rahmen vor-
gegeben ist, wenn die Notwendigkeit einer Abstimmung
für beide Seiten gegeben ist. Dies muss nicht in allen
Fällen gelten. Doch im Bereich der Werbeunternehmen
mit ihrem sehr eindeutigen Eigeninteresse wird davon
ausgegangen, dass i. d. R. die Notwendigkeit zur Einigung
Voraussetzung für eine Einigungsbereitschaft ist.



9.2.2 Überblick verschaffen und konzeptionell agieren

Um das Thema kommunizieren und Einzelfallentscheidun-
gen im Kontext treffen zu können, sollte ein Überblick
über die Werbung in der Stadt vorliegen, zumindest in
besonders »begehrten«, »geeigneten« und »sensiblen«
räumlichen Bereichen. Da für die meisten Werbeanlagen
nach wie vor eine bauliche Genehmigung notwendig ist, ist
die Erstellung eines solchen quantitativen Überblicks
zumindest theoretisch möglich. Allerdings ist die aufwendi-
gere Ersterstellung im Rahmen der normalen Verwaltungstä-
tigkeit nicht möglich, hierfür müssten gesonderte Mittel zur
Verfügung gestellt werden. Ist eine Ersterstellung vorhan-
den, müsste die Fortschreibung mithilfe von Verwaltungs-
routinen im Rahmen der Genehmigungsverfahren machbar
sein bzw. gemacht werden. Es muss in Kauf genommen
werden, dass ungenehmigte Anlagen i. d. R. nicht erfasst
werden können, da eine flächendeckende Erhebung vor
Ort aus Gründen des Aufwandes kaum möglich ist.

Bereits der Beschluss, ein Konzept zum Umgang mit
großformatiger Werbung aufzustellen, hat zahlreiche posi-
tive Aspekte: Zum einen muss einem derartigen Beschluss
eine Diskussion und Meinungsbildung zumindest in Ver-
waltung und Politik, ggf. auch in der Öffentlichkeit, voraus-
gegangen sein. Es ist dabei nicht entscheidend, ob das
Konzept zur Realisierung einer eher offensiven oder restrik-
tiven Strategie eingesetzt werden soll. Entscheidend sind
die Entwicklung der Problemsicht, der Diskussionsprozess
und die Einigung.

In der Erarbeitung eines Konzeptes liegen weitere
Chancen. Es können verschiedene InteressensvertreterInnen
und Gruppierungen an der Erarbeitung beteiligt werden
(u. a. Stadtplanung, Bauordnung, Denkmalschutz, Straßen-
behörde, Politik, Polizei, Werbeunternehmen, Wirtschafts-
verbände, JuristInnen). Verschiedenes Fachwissen und ver-
schiedene Blickwinkel erhöhen die inhaltliche Qualität und
Stichhaltigkeit des Konzeptes, außerdem werden ein breite-
rer Konsens und eine breitere Akzeptanz von Beginn an
ermöglicht.

Ein Konzept muss dabei die Balance halten zwischen
Eindeutigkeit und Flexibilität. Eindeutigkeit ist notwendig,
um Sicherheit für Antragstellende und Gleichbehandlung
zu ermöglichen, Flexibilität ist notwendig für Bewegungs-
freiheit im Einzelfall und das Reagieren auf z. B. neu auf-
kommende Werbeträger. Auf mögliche Ebenen eines Kon-
zeptes wird in Kapitel 9.3 näher eingegangen.

Ist das Konzept vorhanden, erleichtert es – im
günstigen Fall – den Genehmigungsalltag sowohl für die
Verwaltung als auch für die Werbetreibenden. Wie andere
Konzepte auch muss es in seiner Wirksamkeit überprüft
und fortgeschrieben werden.

9.2.3 Interdisziplinäre Zusammenarbeit innerhalb der
Verwaltung und mit der Politik

Wie die Fallstudien ergeben haben, ist eine gute Zusam-
menarbeit innerhalb der Verwaltung und zwischen Verwal-
tung und Politik eine zwingende Voraussetzung für zielge-
richtetes Agieren. Eine Abstimmung der verschiedenen
beteiligten Verwaltungsstellen, wie sie offenbar in vielen
Städten Praxis ist, ist eine gute Ausgangsbasis, eine gemein-
same Strategie verfolgen zu können.

Viele Entscheidungen über großformatige Werbe-
anlagen werden nicht von den Genehmigungsbehörden im
Rahmen ihres Zuständigkeitsbereichs getroffen, sondern
von politischer Seite. Dies gilt nicht nur für grundsätzliche
strategische Ausrichtungen oder Konzepte, die i. d. R. von
Magistrat, Stadtrat, Bürgerschaft oder Senat beschlossen
werden, sondern kann auch für Entscheidungen in Einzel-
fällen gelten. Eine Häufung politischer Einzelfallentschei-
dungen, die zuweilen auch den politisch beschlossenen
Strategien oder Konzepten zuwiderlaufen können, ist keine
zufrieden stellende Situation. Eine gute interdisziplinäre
Zusammenarbeit zwischen Politik und Verwaltung sowie
grundlegende Einigungen in der Erarbeitungsphase eines
Konzeptes können hier negative Folgen verhindern. Proble-
matisch bleiben allerdings die unterschiedlichen Zeithori-
zonte von Konzepten und Verwaltungshandeln einerseits
und Mandatszeit der PolitikerInnen andererseits. Doch
können diese Unterschiede auch dazu genutzt werden,
notwendige Fortschreibungen und das Überdenken einmal
beschlossener Strategien zu ermöglichen.

9.2.4 Schaffung einer konstruktiven
Kommunikationsstruktur mit Antragstellenden

Vor dem Hintergrund eines Konzeptes und eines abgestimm-
ten Handelns von Verwaltung und Politik ist ein klares und
einheitliches Auftreten gegenüber Außenstehenden (Antrag-
stellenden) möglich. Dies erleichtert die Situation nicht nur

135

9.2 Faktoren zielgerichteten Handelns



für die Verwaltung, sondern auch für die Antragstellenden.
Sie müssen dann nicht mehr den Eindruck haben, von der
persönlichen Meinung der SachbearbeiterInnen abhängig zu
sein, und können Erfolg oder Misserfolg eines Antrages
schon im Vorfeld leichter einschätzen, die Situation wird
auch für sie kalkulierbarer. Dies gilt, wie die Fallstudien
gezeigt haben, sowohl für offensive wie für restriktive Strate-
gien. Allerdings wird es für Antragstellende dann schwerer,
auf dem Weg über politische Entscheidungsträger durchzu-
setzen, was im Genehmigungsverfahren scheitern würde
oder bereits gescheitert ist.

Klarheit und Einigkeit gegenüber Außenstehenden
darf nicht dazu führen, die Kommunikation einzuschränken
oder stur zu werden. Der Kreis der Antragstellenden für
großformatige Werbung ist wesentlich kleiner als für andere
Werbeformen oder Baumaßnahmen. Von daher ist es mög-
lich, im Lauf der Zeit eine konstruktive Kommunikations-
struktur zu schaffen, die dann Ausgangsbasis sein kann,
gemeinsam über Sonderprojekte in dem Bereich nachzu-
denken, die einerseits im Interesse der Werbetreibenden
sind, andererseits aber auch der Stadt entgegenkommen,
z. B. durch geweckte Aufmerksamkeiten für bestimmte
Orte, Gebäude oder auch Geschehnisse an bestimmten

Orten. Es könnte an einer »Werbekultur« in der Stadt gear-
beitet werden, die neben dem alltäglichen Geschäft der
ubiquitären Werbung diese Formen der Zusammenarbeit
besonders fördert.

9.2.5 Fazit: Außenwirkung und Wirksamkeit einer
Strategie hängen nicht ausschließlich von ihren
Inhalten ab

Unter den bisher genannten Bedingungen können sowohl
offensive wie restriktive Strategien zum einen tatsächlich
umgesetzt und durchgehalten werden. Zum anderen
können in beiden Fällen die Ergebnisse verbessert werden,
da die Rahmenbedingungen für Gespräche und Einigungen
günstig sind. Wenn die entsprechenden Kommunikations-
strukturen bestehen, wenn die gefühlte und tatsächliche
Abhängigkeit vom persönlichen Geschmack der Sachbear-
beiterInnen in den Hintergrund treten, wenn Entschei-
dungskriterien gegenüber verschiedenen Antragstellenden
gleich vertreten werden und nachvollziehbar sind, lässt sich
ein werbe- und wirtschaftsfreundliches Klima erzeugen,
nahezu unabhängig von den Inhalten der Strategie.
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9.3 Konzeptebenen

Im Rahmen des bisher Dargestellten wird deutlich, dass ein
kommunales Konzept zum Umgang mit großformatigen
Werbeflächen verschiedene Ebenen ansprechen muss. Der
Begriff Konzept wird in diesem Kontext weit gefasst, d. h.,
es gehören sowohl inhaltliche Elemente dazu wie auch
u. a. die organisatorische Umsetzung. Hierbei werden all-
gemein die Ebenen eines Konzeptes benannt und beschrie-
ben, ohne auf eine bestimmte Stadt oder eine bestimmte
Strategie festgelegt zu sein. Auf den einzelnen Konzept-
ebenen sind dann verschiedene Handlungsoptionen denk-
bar. Beispiele für die sehr unterschiedliche inhaltliche Aus-
gestaltung sind in den empirischen Untersuchungen (vgl.
Kapitel 6 und 7) dargestellt, Beispiele für die unterschied-
liche Ausgestaltung landesrechtlicher Regelungen in den
Kapiteln 7 und 8. Eine konkrete inhaltliche Ausgestaltung
ist erst im jeweiligen Anwendungsfall möglich und hängt
natürlich auch davon ab, welche grundsätzliche Zielrich-
tung mit dem Konzept verfolgt werden soll. 9.3 Konzeptebenen

9.3.1 Konzeptebene »Öffentlicher Raum«

Im ersten Schritt können diejenigen Bereiche in der Stadt
definiert werden, die entweder besonders »sensibel«
gegenüber Werbung oder besonders geeignet für Werbung
sind, und diejenigen Bereiche, die von der Werbung
besonders begehrt sind. Kriterien für die Gebietsabgren-
zung können die Funktion der jeweiligen Räume im Netz
der öffentlichen Räume sein sowie der anzustrebende Grad
des »Öffentlichen«. Neben stadtgestalterischen Überlegun-
gen geht es darum, was öffentlich wahrnehmbar ist bzw.
sein soll oder welche Menge schnelllebiger, austauschbarer
Elemente im jeweiligen öffentlichen Raum tragbar schei-
nen. Außerdem sollte Klarheit darüber hergestellt werden,
welchen Stellenwert der Konsum im jeweiligen Raum
haben soll, welcher Grad der Kommerzialisierung ange-
strebt wird. Hierbei sind quantitative und qualitative Kennt-
nisse der bereits vorhandenen Ausstattung bzw. Belastung



des Raumes mit Werbung und anderen schnelllebigen Ele-
menten notwendig. In der Überlagerung von öffentlichen
Räumen, die für Werbung aus Sicht der Stadtplanung
geeignet bzw. besonders sensibel sind, mit den Räumen,
die aus Sicht der Werbung besonders begehrt sind, er-
geben sich Bereiche mit Konfliktpotenzial, in denen im
besonderen Maße Steuerungsbedarf besteht und durch
zielgerichteten Einsatz formeller wie informeller Instrumen-
te Einigungen erzielt werden müssen. Gegebenenfalls
können solche Einigungen erleichtert werden, wenn andere
öffentliche Räume vorhanden sind, die sowohl aus Sicht
der Stadtplanung wie der Werbung geeignete Standorte
bieten, und hier Werbeanlagen gezielt ermöglicht werden,
ohne allerdings auch in diesen Räumen die o. g. Kriterien
außer Acht zu lassen.

Es sollte ein quantitativer und qualitativer Überblick
über die Werbesituation erstellt werden (vgl. auch
Kapitel 9.3.2). Er sollte die verschiedenen Werbeträger und
-formen berücksichtigen. Der Überblick kann ggf. räumlich
auf die besonders sensiblen und/oder begehrten Bereiche
beschränkt werden, um den Aufwand begrenzen zu
können. Nur großformatige Werbung kann dabei konkret
erfasst werden, bei anderen Werbeformen ist eine dezi-
dierte Erfassung aufgrund der Menge nicht möglich, es
können aber Bereiche größerer Häufung und/oder Domi-
nanz abgegrenzt werden. Neben der Ersterstellung eines
solchen Überblicks muss auch seine Fortschreibung ge-
sichert werden. Der Überblick dient dazu, die Situation
insgesamt erfassen zu können und nicht bei Einzelfallbe-
trachtungen stehen zu bleiben. Zuständige Sachbearbeite-
rInnen haben aus ihrer täglichen Praxis ggf. den entspre-
chenden Überblick. Um ihn aber kommunizierbar zu
machen, ist seine Veranschaulichung (textlich, visuell und
auf Karten) zumindest exemplarisch für einige Gebiete
sinnvoll und notwendig. Gespräche über die Werbedichte
und -präsenz in der Stadt lassen sich dadurch auf eine
nüchternere Grundlage stellen. Gegebenenfalls sollten Ent-
scheidungen über die Zielrichtung des Konzeptes erst nach
einer Diskussion über die tatsächliche Situation auf Grund-
lage des Überblickes erfolgen. Allerdings muss gleichzeitig
klar werden, dass die Wirkung von Werbung nicht allein
von ihrer Dichte abhängt, sondern auch von ihrer Größe
und Gestalt und von der Funktion und Gestaltung des
Raumes, in den sie hineinwirkt.

Anregungen zur Konzeptebene »öffentlicher Raum«
können den vorhandenen Konzepten zum Umgang mit

Werbung in Braunschweig und Frankfurt am Main entnom-
men werden. Aus dem Konzept der Stadt Zürich können
Anregungen gewonnen werden, wie der Zeitaspekt berück-
sichtigt werden kann. Gegebenenfalls können Nutzungszei-
ten für verschiedene räumliche Bereiche und/oder Werbe-
formen definiert werden und – wie in Zürich – »werbe-
freie« Zeiten an einzelnen Standorten gesichert werden.

Die gleichen Inhalte, die hier für die Konzeptebene
»öffentlicher Raum« im Rahmen eines Konzeptes zum
Umgang mit Werbung genannt werden, können auch im
Rahmen eines Konzeptes zum öffentlichen Raum behan-
delt werden, dann ggf. als Konzeptebene »Werbung«. In
jedem Fall sollten konzeptionelle Überlegungen aus beiden
Blickrichtungen (Werbung und öffentlicher Raum) mitein-
ander koordiniert werden, um notwendige Übereinstim-
mungen herstellen zu können, die – wie die Fallstudien
gezeigt haben – häufig fehlen. Der Bereich der Werbung
kann dann dafür genutzt werden, die oft im Allgemeinen
bleibenden konzeptionellen Aussagen über den öffentli-
chen Raum zu konkretisieren und in alltägliches Verwal-
tungshandeln einfließen zu lassen.

9.3.2 Konzeptebene »Werbeträger und Werbeformen«

Im Rahmen des zu erstellenden Überblicks (s. o.) sind die
unterschiedlichen Werbeträger und Werbeformen zu
berücksichtigen. Bei einer Fortschreibung des Konzeptes
sind ggf. neu auftretende Werbeformen zu ergänzen. Aus
der Überlagerung mit der Konzeptebene »öffentlicher
Raum« können sich Bereiche ergeben, die für bestimmte
Werbeträger und -formen besonders geeignet oder unge-
eignet sind. Einzelfallprüfungen werden jedoch nach wie
vor notwendig sein, da über die einzelne Werbeanlage
letztendlich nur in Zusammenhang mit der Gesamtsituation
am konkreten Ort entschieden werden kann. Hierbei ist
nicht nur die Häufung jeweils einer Werbeart zu berück-
sichtigen, sondern insgesamt die Ausstattung eines Raumes
mit Werbung. Allerdings wird eine Quantifizierung hier
schnell an Grenzen stoßen, da die gleiche Ausstattung bzw.
Werbedichte an unterschiedlichen Orten wiederum unter-
schiedlich wirken kann.

Die Überlagerung der Konzeptebenen »öffentlicher
Raum« und »Werbeträger und Werbeformen« kann dabei
zum einen zu einer »Einteilung« des Stadtgebietes nach der
Eignung für Werbeflächen führen (wie in den Konzepten in
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Braunschweig und Frankfurt am Main). Zum anderen ist es
möglich, bestimmte Raumtypen nach ihrer Eignung für
Werbung allgemein und für bestimmte Werbeformen zu
benennen und die Zuordnung des infrage stehenden
Standortes dann der Einzelfallprüfung zu überlassen. Auch
eine Verbindung beider Ansätze ist möglich (wie in dem
Konzept in Frankfurt am Main).

Um flexibel gegenüber neu aufkommenden Werbe-
formen und -trägern zu bleiben, sollten Anforderungen an
Werbeformen und -träger für einzelne Räume auch nach
Kriterien beschrieben werden, die nicht auf bestimmte
Werbeformen und -träger zugeschnitten sind. So können
z. B. aus der bisherigen Ausstattung eines Raumes mit Wer-
bung, seinem Kommerzialisierungsgrad und den Anforde-
rungen an das Öffentliche dieses Raumes Anforderungen
an Werbeflächen abgeleitet werden, die werbeträgerunab-
hängig formuliert werden können.

Für dauerhafte großformatige Werbeanlagen, die in
der Architektur neuer Gebäude von Beginn an berücksich-
tigt werden, sollte nachgewiesen werden, welche andere
Nutzungsform sich ergibt bzw. wie mit der Fläche umzuge-
hen ist, wenn sie nicht von Werbung »bespielt« wird. Denn
die Bespielbarkeit mit Werbung kann – aus ganz unter-
schiedlichen Gründen – wesentlich kürzer sein als der
Bestand des Gebäudes. Diskutiert werden sollte eine zeit-
liche Befristung auch dauerhafter Anlagen, ggf. räumlich
abgestuft oder auch in Abhängigkeit der Werbeform (z. B.
freistehende Werbeanlagen, Dachwerbung u. a. m.). Auch
bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Konzeptebene »Wer-
beformen und Werbeträger« kann auf die vorhandenen
Konzepte für Braunschweig und Frankfurt am Main zurück-
gegriffen werden.

Neben den Konzeptebenen »öffentlicher Raum« und
»Werbeträger und Werbeformen«, wie sie in den bisher
vorliegenden Konzepten auch enthalten sind, müssen für
die erfolgreiche Umsetzung eines Konzeptes zum Umgang
mit großformatigen Werbeflächen weitere Ebenen berück-
sichtigt werden, die im Folgenden benannt werden.

9.3.3 Konzeptebene »Organisation«

Die Zuständigkeiten für die Genehmigung von Werbe-
anlagen sollten zum einen koordiniert werden. Zum ande-
ren ist zu überlegen, ob (insbesondere im Bereich der Bau-
aufsicht) eine Bündelung möglich und sinnvoll ist, so dass

ein kleinerer Kreis von SachbearbeiterInnen für die Geneh-
migung von Werbeanlagen zuständig ist. Dadurch ist es
u. a. einfacher möglich, eine Schulung dieser Sachbearbei-
terInnen durchzuführen, ihre Weiterbildung auf diesen
Bereich zu konzentrieren und z. B. auch den inhaltlichen
Austausch mit anderen Städten zu pflegen.

Bearbeitungszeiten von Anträgen sollten möglichst
kurz gehalten werden. Insbesondere im Bereich temporärer
Werbeanlagen sind mehrere Monate bis zur Entscheidung
über den Antrag wenig sinnvoll, da dann u. U. die Baustel-
le schon nicht mehr besteht. Kürzere Antragszeiten können
auf diesem Weg mit dazu beitragen, dass weniger Werbe-
anlagen ungenehmigt gehängt werden. Im Konzept sollte
zusammen mit den jeweils zuständigen SachbearbeiterIn-
nen nach Möglichkeiten der zeitlichen Verkürzungen
gesucht werden. Mehr Personal ist hier mit Sicherheit eine
Lösung, die jedoch nicht immer gangbar ist. Es muss auch
darum gehen, kreativ nach Beschleunigungsmöglichkeiten
zu fahnden, die ohne mehr Personal auskommen (vgl. Fall-
studie München, Kapitel 7.4).

Zur Konzeptebene »Organisation« gehören auch Vor-
schläge, wie unrechtmäßig hängende Werbung verringert
werden kann. Hierzu zählen sowohl »Schwarzplakatierun-
gen« als auch z. B. Baugerüste, die nur als Werbeträger auf-
gestellt werden. Anregungen hierfür können u. a. aus der
Genehmigungspraxis der Stadt Zürich gewonnen werden
(vgl. Kapitel 7.8).

9.3.4 Konzeptebene »Kommunikation«

Hierunter fallen alle Maßnahmen, die die Verständigung in
einem breiteren Beteiligtenkreis betreffen. Die Konzepter-
stellung selbst sollte auf eine breitere Basis gestellt werden,
z. B. durch ein oder zwei interdisziplinäre Workshops (zu
Beginn zur Ideenfindung, nach einiger Zeit zur Diskussion
der bisherigen Ergebnisse). Teilnehmen können VertreterIn-
nen der betroffenen Behörden und aus der Politik. Auch
die Werbewirtschaft sollte nach Möglichkeit eingebunden
werden, sofern von ihrer Seite Interesse daran besteht.

Insbesondere die gute Kommunikation zwischen Poli-
tik und Verwaltung ist wichtig, um die jeweils gewählte
Strategie mit möglichst wenig »Reibungsverlusten« umset-
zen zu können. Dadurch kann der in den Befragungen
und Fallstudien immer wieder genannten Problematik der
Bewilligung von Werbeflächen auf politischer Ebene u. U.
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auch gegen den Willen der Verwaltung entgegengewirkt
werden.

Ein Problem beim Umgang mit großformatigen Wer-
beflächen ist die fehlende Mitsprachemöglichkeit bei der
Motivgestaltung. Sie besteht nur für EigentümerInnen, d. h.
für die öffentliche Hand nur dann, wenn es sich um öffent-
liche Gebäude handelt, für die Stadt selber nur dann,
wenn es sich um städtische Gebäude handelt. Vor diesem
Hintergrund könnte eine verbesserte Kommunikation mit
den EigentümerInnen der Gebäude, an denen großfor-
matige Werbung installiert werden soll, sinnvoll sein, z. B.
durch die Zusammenstellung kurzen Informationsmaterials.
Je nach Ausrichtung des Konzeptes können Inhalt und
Gestaltung des Informationsmaterials variieren. In jedem
Fall aber können Hinweise auf Mitsprachechancen bei der
Motivgestaltung und ihre Bedeutung gegeben werden. Es
kann auch eine entsprechende persönliche Beratung ange-
boten werden.

Im Interesse der Werbewirtschaft könnte es liegen,
frühzeitig Informationen über »geeignete« Baugerüste zu
bekommen. Je nach Ausrichtung des Konzeptes kann hier
über allgemein zugängliche Informationswege nachgedacht
werden.

9.3.5 Konzeptebene »Rechtliche Rahmenbedingungen«

Die rechtlichen Rahmenbedingungen, in denen sich das
Konzept bewegt, sollten kurz zusammengefasst werden. Da
z. B. alle Regelungen nach Bauordungsrecht und Denkmal-
schutzrecht Ländersache sind (vgl. Kapitel 8.1) unterscheiden
sich die Bedingungen von Bundesland zu Bundesland. Auch
die entsprechenden kommunalen rechtlichen Grundlagen
sollten erfasst werden (Berücksichtigung von Werbung in
einzelnen Satzungen, Werbesatzungen oder Bebauungsplä-
nen). Ausgehend von der aktuellen Situation und der Ziel-
richtung des Konzeptes können dann Vorschläge für den
zukünftigen Umgang mit den kommunal direkt beeinflussba-
ren rechtlichen Rahmenbedingungen gemacht werden. Zum
Beispiel können in Verbindung mit den Konzeptebenen
»öffentlicher Raum« und »Werbeträger und Werbeformen«
räumliche Bereiche identifiziert werden, in denen Hand-
lungsbedarf auf Ebene von Bebauungsplänen besteht.

Im Bereich der landesrechtlichen Bestimmungen kann
ggf. auf Vor- und Nachteile sowie Änderungsbedarf hinge-
wiesen werden. Insbesondere bei anstehender Liberalisie-
rung der landesrechtlichen Bestimmungen sollten die Kom-
munen prüfen, ob die anstehenden Änderungen zu ihren
Strategien passen oder ob aus ihrer Sicht kein oder anderer
Änderungsbedarf besteht. Auf Landesebene sollte die Aus-
gestaltung der entsprechenden Steuerungsinstrumente im
Hinblick auf großformatige Werbung überprüft werden.
Die in Kapitel 8.1.1 dargestellte Bandbreite der Festset-
zungsmöglichkeiten in den Landesbauordnungen sollte ziel-
gerichtet ausgeschöpft werden.

9.3.6 Konzeptebene »Gebühren und Finanzen«

Die vorhandene Sondernutzungssatzung ist in Inhalt und
Höhe sowie Staffelung der Gebühren der jeweils gewählten
Strategie anzupassen. Gegebenenfalls ist die Sondernut-
zungssatzung vor Aufkommen großformatiger Werbeflächen
entstanden, so dass hier Nachbesserungs- und Anpassungs-
bedarf besteht. Entsprechender Anpassungsbedarf entsteht
auch bei jeder anderen neu aufkommenden Werbeform,
z. B. Projektionen (vgl. das Berliner Beispiel in Exkurs 1 in
Kapitel 3).

Im Rahmen des zzt. vorhandenen rechtlichen Instru-
mentariums ist es nicht möglich, für Werbeanlagen, die auf
Flächen in privatem Eigentum errichtet werden, Gebühren
zu erheben, die den Sondernutzungsgebühren für öffentli-
che Räume vergleichbar wären, obwohl auch diese Anla-
gen in den öffentlichen Raum hineinwirken. Ein entspre-
chender rechtlicher Rahmen hierzu müsste auf
Bundesebene geschaffen werden.

Bei großformatiger Werbung an öffentlichen Gebäu-
den sollten die Kommunen mit der notwendigen Sach-
kenntnis über marktübliche Preise die Verhandlungen
führen, um für die Zurverfügungstellung ihrer Gebäude
und die Duldung der Wirkung der Werbeflächen im öffent-
lichen Raum einen finanziellen Ausgleich erzielen zu
können. Sollten diese Mittel nicht im Rahmen notwendiger
Gebäudesanierungen bereits zweckgebunden sein, können
sie für Maßnahmen im öffentlichen Raum eingesetzt
werden.
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Tab. 9.2: Handlungsoptionen der Stadtplanung bei offensiver und restriktiver Strategie

Handlungsoption Offensive Strategie Restriktive Strategie

Konzept erstellen um gezielte Förderung zu ermöglichen und
Wildwuchs, der auch nicht im Interesse der
Werbetreibenden und Wirtschaftsunternehmen
ist, zu verhindern

um die beabsichtigte restriktive Linie auf eine
fundierte Grundlage stellen und nach außen
einzelfallunabhängig vertreten zu können

Konzeptebene »Öffentlicher Raum«

Bereichsdefinitionen (in Bezug auf Werbung
sensibel, geeignet, begehrt)

um die grundlegenden Aspekte der Strategie zu
konkretisieren

um die grundlegenden Aspekte der Strategie zu
konkretisieren

Räumliche Konkretisierung der Bereichsdefini-
tionen

um z. B in prinzipiell geeigneten Bereichen das
Antragsverfahren informell zu vereinfachen oder
in begehrten Bereichen bei der Suche nach
geeigneten Standorten unterstützen zu können

um räumliche Bereiche zu bestimmen, in denen
besonderer Steuerungsbedarf besteht, und
Bereiche, in denen Genehmigungen ermöglicht
werden können

Konzeptebene »Werbeträger und Werbeformen«

Überblick über die Ausstattung konkreter
Räume mit Werbung verschaffen

um räumliche und inhaltliche Bereiche bestim-
men zu können, in denen mehr Werbung mög-
lich ist

um das Ausmaß des Problems kommunizieren
und bei Einzelfallentscheidungen berück-
sichtigen zu können

Eignung einzelner Werbeformen für bestimmte
Standorte

um Antragstellenden einen schnellen Überblick
über prinzipiell Mögliches zu geben und gestal-
terische Mindestanforderungen zu gewährleisten

um bestimmte Werbeformen standortabhängig
ausschließen zu können und gestalterische
Qualitätssteigerungen zu erreichen

Kriterien für dauerhafte Werbeanlagen (zeitlich,
inhaltlich)

um Antragsverfahren zu vereinfachen und zu
beschleunigen und gleichzeitig gestalterische
Mindestanforderungen zu gewährleisten

um die Genehmigung dauerhafter Werbe-
anlagen einschränken zu können

Konzeptebene »Organisation«

Koordination der Zuständigkeiten um die einheitliche Linie zu erhalten und
Genehmigungsverfahren zu beschleunigen

um die einheitliche Linie zu erhalten

Bearbeitungszeiten kurz halten, insbesondere
bei temporären Werbeflächen

um Standorte u. U. erst zu ermöglichen und
„schwarzes Plakatieren“ einzudämmen

bedingt, um einen guten Kontakt zu Antragstel-
lenden zu erhalten und „schwarzes“ Plakatieren
einzudämmen

Unrechtmäßige und ungenehmigte Werbung
eindämmen

um gegenüber den Antragstellenden zu belegen,
dass der Antrag notwendig und sinnvoll ist, und
um den Wildwuchs einzudämmen

um den Wildwuchs einzudämmen und um
gegenüber den Antragstellenden zu belegen,
dass der Antrag notwendig und sinnvoll ist

Konzeptebene »Kommunikation«

Einheitliche Linie von Politik und Verwaltung um durch ein einheitliches Auftreten Verzöge-
rungen und Meinungsverschiedenheiten sowie
Unsicherheit für die Antragstellenden zu ver-
meiden

um durch einheitliches Auftreten gegenüber
Antragstellenden eine stärkere Position be-
haupten zu können

Konzepterstellung mit Beteiligung um die gewählte offensive Strategie auf eine
breite Basis stellen zu können und insbesondere
durch die Einbindung von Werbung und Wirt-
schaft deren Interessen zielführend berücksich-
tigen zu können

um die gewählte restriktive Strategie auf eine
breite Basis zu stellen und insbesondere durch
die Einbindung von Werbung und Wirtschaft
von Beginn an die zu erwartenden Konflikte
klären zu können
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Handlungsoption Offensive Strategie Restriktive Strategie

Konstruktive Kommunikationsstruktur mit
Antragstellenden schaffen

um ein wirtschaftsfreundliches Klima zu fördern,
gemeinsam zu schnellen und guten Lösungen
zu kommen und gerichtliche Auseinanderset-
zungen zu vermeiden

um trotz restriktiver Zielrichtung gemeinsam die
vorhandenen Möglichkeiten optimal ausnutzen
zu können und gerichtliche Auseinandersetzun-
gen zu vermeiden

Eigentümeransprache um die Qualität der Werbemotive zu erhöhen um die Qualität der Werbemotive zu erhöhen
und Mitsprachemöglichkeiten bei der Mo-
tivgestaltung auszuschöpfen

Informationen über geeignete Gerüste um den Werbeunternehmen eine möglichst
schnelle Vermarktung der Flächen zu er-
möglichen und Wildwuchs einzudämmen

Um ungenehmigte Werbeanlagen eindämmen
und die räumliche Verteilung steuern zu
können

Konzeptebene »Rechtliche Rahmenbedingungen«

Steuerungsmöglichkeiten erhalten um gezielt fördern zu können und Wildwuchs
zu vermeiden

um die vorhandenen Instrumente zur Ein-
dämmung voll ausschöpfen zu können

Überblick über rechtliche Rahmenbedingungen um schnell verfügbar zu machen, was rechtlich
geht, was nicht geht

um schnell verfügbar zu machen, welche recht-
lichen Möglichkeiten zur Ablehnung von nicht
erwünschten Anträgen genutzt werden können

Anforderungen an landesrechtliche Regelungen
formulieren

um für die verfolgte Strategie die entsprechen-
den rechtlichen Rahmenbedinungen zu errei-
chen, ggf. für Entschärfung landesrechtlicher
Regelungen einsetzen

um für die verfolgte Strategie die entsprechen-
den rechtlichen Rahmenbedinungen zu errei-
chen, ggf. für Verschärfung landesrechtlicher
Regelungen einsetzen bzw. eine Aufweichung
verhindern

Konzeptebene »Gebühren und Finanzen«

Anpassung der Sondernutzungsgebührensatzung
an die verfolgte Strategie

um ggf. überhöhte Gebühren für großformatige
Werbeflächen senken zu können

um ggf. zu niedrige Gebühren für großformatige
Werbeflächen anheben zu können

Sonderfall finanziell:
um ggf. zu niedrige Gebühren für großformatige
Werbeflächen anheben zu können

–

Sondernutzungsgebühren erheben für Werbe-
flächen, die in den Luftraum über der Straße
ragen

Nein um die Kosten für Werbeflächen zu erhöhen
und sie dadurch weniger attraktiv zu machen
und um die Gleichbehandlung mit Werbe-
flächen zu sichern, die auf Flächen in
öffentlichem Eigentum stehen

Sonderfall finanziell:
um die Einnahmen zu erhöhen – kann aber
auch Werbeflächen unattraktiv machen, so dass
sie nicht genutzt werden

–

Privilegierung von Werbung auf öffentlichen
Flächen

Nein Nein

Sonderfall finanziell:
um einen möglichst hohen Anteil der zu erzielen-
den Einnahmen in die öffentliche Kasse zu lenken

–



9.4 Offensiv oder restriktiv?

Die Frage »offensiv« oder »restriktiv« lässt sich bei Abwä-
gung aller infrage kommenden Faktoren nicht allgemein
klären und dürfte auch zu verschiedenen Zeitpunkten von
denselben Menschen unterschiedlich beantwortet werden.
Um das bisher Gesagte ein wenig zu veranschaulichen,
werden im Folgenden die Gründe dafür genannt, warum
bei verschiedenen Strategien einzelne Handlungsoptionen
jeweils sinnvoll sind (vgl. Tab. 9.2). Die Begründungen,
warum sie für die jeweilige Strategie wichtig sind, unter-
scheiden sich z. T. erheblich, genauso, wie ihre jeweilige
inhaltliche Ausgestaltung sich unterscheiden wird. Es
werden hierfür Handlungsoptionen auf den verschiedenen
o. g. Konzeptebenen benannt. 9.4 Offensiv oder restriktiv?

Folgende zwei Varianten werden dargestellt:
– Offensiv: Wie kann man großformatige Werbung wir-

kungsvoll fördern, um als Stadt wirtschaftsfreundlich
zu agieren und sich als Wirtschaftsstandort gut zu po-
sitionieren?
Es wird bei einigen Handlungsoptionen der Sonderfall
benannt, dass es primär darum geht, die Einnahme-
situation der Stadt zu verbessern – was nicht in allen
Fällen identisch ist mit einer wirtschaftsfreundlichen
Strategie.

– Restriktiv: Wie kann man großformatige Werbung wir-
kungsvoll zurückdrängen?
Es sollte bei der Wahl der Strategie und der Ausgestal-

tung der Handlungsoptionen Klarheit darüber geschaffen
werden, dass eine offensive Strategie nicht identisch ist mit
weitgehender Deregulierung und Wahllosigkeit. Auch vor
dem Hintergrund einer offensiven Strategie kann es z. B.
sinnvoll und notwendig sein, sich für Qualitätssteigerungen
der Werbeflächen und gegen Wildwuchs einzusetzen und
die Steuerung in diesem Sinne nicht aus der Hand zu
geben.

Ebenso ist eine restriktive Strategie nicht identisch mit
einer Wirtschaftsfeindlichkeit. Auch vor dem Hintergrund
einer restriktiven Strategie sollten gezielt Möglichkeiten der
konstruktiven Zusammenarbeit mit den Werbeunterneh-
men gesucht werden (d. h. auch Werbeflächen gezielt
ermöglicht werden), u. a. um kreative und qualitativ hoch-
wertige Sonderaktionen realisieren zu können.

Insgesamt zeigt sich, dass für beide Strategien auf
allen Konzeptebenen sinnvolle Handlungsoptionen
bestehen, deren inhaltliche Ausgestaltung der konkreten
Konzepterstellung in einzelnen Städten vorbehalten
bleibt.
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9.5 Zusammenfassung und Übertragbarkeiten

Im Rahmen der theoretischen Auseinandersetzung mit den
Begriffen »öffentlich« und »öffentlicher Raum« wurde
ermittelt, dass die Frage »Was ist ein öffentlicher Raum?«
für die hier vorliegenden Forschungsfragen nicht weiterfüh-
rend ist und stattdessen die Frage zu stellen ist: »Wie
öffentlich ist ein Raum?« Diese Fragestellung setzt ein nor-
matives Begriffsverständnis von »öffentlich« voraus und
ermöglicht es, Veränderungen öffentlicher Räume im Hin-
blick auf dieses normative Begriffsverständnis hin zu ermit-
teln und zu beschreiben. Das hier zugrunde gelegte norma-
tive Begriffsverständnis umfasst die drei Aspekte Gemein-
samkeit, Wahrnehmbarkeit und Dauerhaftigkeit.

Ausgehend von diesen Aspekten konnten Wirkungs-
wege bestimmt werden, über die Werbung auf den öffent-
lichen Raum bzw. das Öffentliche des Raumes wirkt (Bild-
haftigkeit bzw. Wahrnehmbarkeit und Schnelllebigkeit bzw.

Dauerhaftigkeit). Darüber hinaus wurden großformatige
Werbung und generell Branding als Teil von Simulation im
öffentlichen Raum eingeordnet. Durch die beschriebenen
Brücken und Wirkungswege stützt einerseits die konkrete –
auf den ersten Blick banale – Fragestellung der großfor-
matigen Werbung die theoretischen Überlegungen. Ande-
rerseits können durch die theoretischen Überlegungen die
konkreten Erscheinungsformen in Gesamtzusammenhänge
eingeordnet werden. 9.5 Zusammenfassung und Übertragbarkeiten

Für die vorliegende Arbeit wurden zwar die Wir-
kungswege ermittelt, aber die tatsächlichen Wirkungen von
Werbung auf den öffentlichen Raum wurden nicht empi-
risch ermittelt. Die hierzu gehörenden Fragestellungen
reichen in den Bereich der Wahrnehmungsforschung
hinein (u. a. »Was wird von den PassantInnen im öffentli-
chen Raum wahrgenommen?«, »Was bleibt im Gedächt-



nis?« »Welche Rolle spielen großformatige Werbeanlagen
dabei?«). Durch die Eingrenzung auf eine Werbeform
(großformatige Werbung) war es jedoch möglich, empirisch
zu ermitteln, in welchem Umfang diese in (Groß-)Städten
auftritt und relevant wird. Großformatige Werbung konnte
als ein Teil von Kommerzialisierung öffentlicher Räume
quantitativ erfasst und als Großstadtphänomen mit starkem
Innenstadtbezug charakterisiert werden.

Auch der Umgang der Städte konnte durch die Ein-
grenzung auf eine Werbeform erfasst und im Rahmen der
Fallstudien vertieft behandelt werden. Insgesamt entsteht –
bei allen Unterschieden zwischen einzelnen Städten – das
Bild, dass der Umgang der Städte mit großformatiger
Werbung die möglichen Wirkungen nicht oder nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Es gibt zahlreiche, oft politisch moti-
vierte Einzelfallentscheidungen, die weder die konkrete
baulich-räumliche Situation (Werbeausstattung, städtebau-
liche Situation) noch die Gesamtsituation (Werbeanlagen in
der Stadt), noch die Folgen von solchen Einzelfallgenehmi-
gungen berücksichtigen. Grundsätzliche Überlegungen über
das Öffentliche der öffentlichen Räume und seine gesell-
schaftliche Relevanz bleiben in der Regel außen vor. Die
vorhandenen Tendenzen zur Liberalisierung landesrecht-
licher Bestimmungen und die damit verbundene Aufgabe
von Steuerungsmöglichkeiten sind Indizien dafür, dass man
entweder bereit ist, das Öffentliche im öffentlichen Raum
weiter zurückzuschrauben, oder dass man diese Zusam-
menhänge nicht sieht – oder die Einschätzung der Wir-
kungszusammenhänge nicht teilt. Während der empiri-
schen Auseinandersetzung stieg das persönliche Verständnis
der Verfasserin für den oft schlicht pragmatischen Umgang
der Städte mit großformatiger Werbung, der häufig von
knappen kommunalen Kassen geprägt wird. Vor dem
Hintergrund der theoretischen Erkenntnisse über die Wir-
kungszusammenhänge jedoch wird vor einem weiteren Auf-
geben von Steuerungsmöglichkeiten eindeutig gewarnt.
Denn noch bestehen formelle Instrumente, die bei entspre-
chender Ausgestaltung und konsequenter Anwendung eine
Steuerung in vielen Punkten ermöglichen. Der Steuerungs-
bedarf ergibt sich dabei aus der hohen – und gestiegenen
– Bedeutung öffentlicher Räume in einer Netzwerkgesell-
schaft (vgl. Castells 2003) als Orte der Gemeinsamkeit und
Identifikation bei gleichzeitig fortschreitender Einschrän-
kung der Fähigkeiten öffentlicher Räume, diese Aufgabe zu
erfüllen. Zu diesen Einschränkungen trägt u. a. die Zu-
nahme von leichtflüchtigen Zeichen bei, die das Wesent-

liche verdecken, das öffentlich Wahrnehmbare verändern,
Dauerhaftigkeit im öffentlichen Raum einschränken und
Teil von Simulation im öffentlichen Raum sind (vgl. u. a.
Benjamin 1928, Soja 2000, Baudrillard 2000, Hoffmann-
Axthelm 2002). Zur Schicht dieser leichtflüchtigen Zeichen
gehört auch Werbung und im Besonderen großformatige
Werbung (vgl. u. a. Boyer 2001, Adrian 2002). Verstärkt
wird der Steuerungsbedarf, wenn man großformatige Wer-
bung im Zusammenhang mit den in vielen gesellschaft-
lichen Bereichen festzustellenden verstärkten Branding-
Phänomenen sieht (vgl. Klein 2000).

Um diese Zusammenhänge bewusster zu machen, sind
breitere Diskussionen zu dem Thema, z. B. in Verbindung
mit der Erarbeitung eines Konzeptes für Werbeanlagen not-
wendig. Insgesamt wird einem konzeptionellen Umgang
mit dem Thema nach Abschluss der Arbeit große Bedeu-
tung beigemessen, da in der Erarbeitungsphase die not-
wendigen Ziel- und Strategiediskussionen geführt werden
können.

Bei allen vorhandenen Steuerungsmöglichkeiten
besteht – trotz der ermittelten Wirkungszusammenhänge
und Belastungen, die durch Werbung im öffentlichen
Raum verursacht werden – keine Möglichkeit, aufgrund
dieser Wirkungen, die zu einer Einschränkung des Öffent-
lichen führen können, Werbung zu untersagen oder einen
entsprechenden finanziellen Ausgleich (Gebühren) dafür zu
verlangen. Eine Untersagung der Werbung im öffentlichen
Raum ist grundrechtlich nicht gedeckt. Um weiter gehende
Einschränkungen oder einen finanziellen Ausgleich begrün-
den zu können, müssten ggf. die Wirkungszusammenhänge
konkretisiert und quantifiziert werden. Da es für die in den
öffentlichen Räumen entfalteten Wirkungen nahezu gleich-
gültig ist, ob die Werbung auf einer Fläche in öffentlichem
oder privatem Eigentum steht, gilt diese Forderung für
beide Fälle. Orientieren könnte man sich an entsprechen-
den Regelungen für Luft- und Lärmbelastungen. Ein wirk-
licher »Ausgleich« ist durch finanzielle Mittel nicht zu errei-
chen, aber zumindest sollten diese Mittel zweckgebunden
für öffentliche Räume eingesetzt werden, um die ein-
schränkenden Wirkungen mildern zu können.

Die vorliegende Arbeit mit ihrer Eingrenzung auf eine
Werbeform bietet verschiedene Ansatzpunkte für Übertrag-
barkeiten: Eine empirische Auseinandersetzung mit anderen
Werbeformen bzw. Werbeträgern nach dem vorliegenden
»Muster« ist problemlos möglich. Die allgemeinen Aussagen
zu den Wirkungszusammenhängen zwischen Werbung und
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öffentlichem Raum gelten auch für andere Werbeformen
bzw. -träger. Die Beschäftigung mit der geschichtlichen Ent-
wicklung der Werbung hat darüber hinaus gezeigt, dass der
Zyklus immer wiederkehrt: Aufkommen einer neuen
Werbeform, Ablehnung und Proteste, Steuerungsversuche
der öffentlichen Hand. Allerdings steht die großformatige
Werbung – allein aufgrund der Größe und der Dominanz,
die sie entfaltet – für ein weiter gehendes Zurückschrauben
der Anforderungen an das Öffentliche im öffentlichen
Raum. Andere, zukünftige Werbeformen können ggf. durch
Technikeinsatz auch unabhängig von der Größe eine ver-
gleichbare Dominanz erreichen. Entscheidend für die
Dominanz im öffentlichen Raum sind insgesamt nicht die
Größe und Form der Werbung, sondern die Wirkung, die
sie entfaltet.

Auch die Erkenntnis, dass der konkrete Umgang mit
öffentlichen Räumen im Rahmen von Formulierung recht-
licher Rahmenbedingungen und Verwaltungshandeln in
Einzelfällen häufig die Wirkungszusammenhänge und die
Folgen der Entscheidungen nicht im Blick hat, ist übertrag-
bar – oder kann zumindest für andere Bereiche des
Umganges mit öffentlichen Räumen überprüft werden.
Entscheidungen über Nutzungen und Gestaltung öffentlicher
Räume sind demnach immer auch vor dem Hintergrund der
Frage zu stellen, welche Anforderungen an das Öffentliche
des jeweiligen Raumes gestellt werden und wie die anste-
henden Änderungen auf das Öffentliche wirken. Hierbei ist
mehr gefragt als eine wertkonservativ motivierte Erhaltung
des Stadtbildes. Gerade in einer Zeit, in der gesellschaft-

liche Übereinkünfte sich an vielen Stellen aufgelöst haben,
kommt den öffentlichen Räumen als Orten des Wieder-
erkennens, der Mitte, des öffentlichen Austausches eine
besonders große Rolle zu. Und umso kritischer sind
Entwicklungen zu sehen, die eben dieses Öffentliche
beeinträchtigen. Wenn Einschränkungen oder Verände-
rungen des Öffentlichen in Kauf genommen werden, ist
hierzu ein bewusster Prozess notwendig und keine
schleichende, ungesteuerte Entwicklung. Um konkrete
Entscheidungen auf fundierter Grundlage zu treffen, sind
nicht nur die möglichen Wirkungen der Veränderung
einzuschätzen, sondern es muss auch Klarheit über die
Anforderungen an das Öffentliche des jeweiligen Raumes
bestehen.

Insgesamt bleibt die Beantwortung der Frage, wie viel
Kommerzialisierung im öffentlichen Raum jeweils gewollt
ist, notwendigerweise einem gesellschaftlichen Aushand-
lungsprozess vorbehalten, da eine »richtige« Antwort nicht
existiert. Stadtplanerischer Steuerungsbedarf wird deutlich,
wenn der im Rahmen dieser Arbeit entwickelte Bewer-
tungsmaßstab angelegt wird, der sich aus der normativen
Bedeutung des Begriffes »öffentlich« mit den drei Aspekten
Gemeinsamkeit, Wahrnehmbarkeit und Dauerhaftigkeit
ableitet. In Diskussionen um den konkreten Umgang mit
öffentlichen Räumen (hier: mit großformatiger Werbung)
werden vor dem Hintergrund dieser Zusammenhänge
gesellschaftliche Verhältnisse bewusst und lassen sich Art
und Ausmaß von stadtplanerischer Steuerung gezielt ver-
einbaren.
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Methodik der Arbeit

1. Standortdatenbank großformatiger Werbeanlagen in
Deutschland

Zur quantitativen und qualitativen Erfassung großformatiger
Werbeanlagen in Deutschland wurde eine Standortdatenbank
erstellt. Sie enthält Informationen über knapp 600 Standorte
in den deutschen Städten mit mehr als 200 000 Einwohne-
rInnen, Stand: Sommer 2003 (vgl. Kapitel 6.1). Informations-
grundlagen waren Angaben von fünf Werbeunternehmen;
die Informationen wurden Internetpräsentationen oder
schriftlichen Unterlagen der Unternehmen entnommen. AnhangMethodisches Vorgehen

Die Standortdatenbank wurde mit einem Datenbank-
programm erstellt. Die zugrunde liegende Datenbankstruk-
tur wurde für den Anwendungszweck entwickelt. Die
Datenbank enthält drei miteinander verknüpfte Tabellen.
Die Tabelle »Standortliste« enthält alle Angaben zu den
Standorten, die Tabelle »Städte« statistische Angaben zu
den Städten, die für die Auswertung wichtig waren, und
die Tabelle »Bundesland« als Schlüsselliste die Namen der
Bundesländer, um eine einheitliche Eingabe sicherzustellen.
Über wiederholte Plausibilitätsabfragen wurde bei der
Arbeit mit der Datenbank die notwendige Qualitätssiche-
rung der Eingabe gewährleistet.

Zur Erleichterung der Dateneingabe und -auswertung
wurde ein Formular entwickelt. Das Formular enthält
sowohl alle Informationen der Werbeunternehmen (links)
als auch die daraus abgeleitete Auswertung (rechts). Ein
Ausdruck der Ergebnisse ist sowohl als Papierversion der
Formulare möglich als auch – beschränkt auf die Agentur-
angaben, also ohne Auswertung – als gesondert entwickel-
ter Bericht. Auf Nachfrage dienten Ausdrucke sowohl der
Formulare als auch des Berichtes dafür, interessierten Städ-
ten die zusammengefassten Informationen zu »ihren«
Standorten zur Verfügung zu stellen.

Die Auswertung der Standortdatenbank wurde mit-
hilfe der Abfragefunktionen des Datenbankprogrammes
durchgeführt. Zur Visualisierung der Ergebnisse wurden die
Möglichkeiten eines Tabellenkalkulationsprogramms
genutzt. Da alle Ergebnisse einzelnen Städten zugeordnet
werden können, wurden ausgewählte Ergebnisse in ihrer
Verteilung auf einzelne Städte auf Karten dargestellt.

Alle Arbeiten mit dem Datenbankprogramm und dem
Tabellenkalkulationsprogramm wurden eigenständig durch-
geführt. Die Kartenerstellung wurde von der Firma GIS
direkt, Bremen übernommen.

2. Befragungen der deutschen Städte über
200 000 EinwohnerInnen

Die Befragung der 40 deutschen Städte mit mehr als
200 000 EinwohnerInnen (vgl. Kapitel 6.2) wurde in der
Zeit von Mai–September 2003 durchgeführt. Der Frage-
bogen war teilstandardisiert. Einerseits konnten dadurch
vergleichbare Ergebnisse sichergestellt werden. Andererseits
ließen diejenigen Fragen, die offen formuliert waren, Raum
für individuelle Angaben und Einschätzungen. Der Frage-
bogen umfasste 14 Fragen in fünf inhaltlichen Komplexen
(Fragebogen s. Anhang).

Die Adressen und Ansprechpersonen wurden über-
wiegend der Selbstdarstellung der Städte im Internet ent-
nommen. Sowohl der Aufbau der Adressdatei als auch im
Anschluss die Erfassung der Ergebnisse erfolgte mithilfe
einer für den Anwendungszweck entwickelten Datenbank.
Zum einen konnten dadurch der Rücklauf und entspre-
chende Zwischenkontakte gut verfolgt und dokumentiert
werden. Diese Strukturierung der Zwischenkontakte war
ein Grund für den mit über 70 % sehr hohen Rücklauf.
Zum anderen wurden die Abfrage- und Berichtsfunktionen
des Programmes genutzt, um die Ergebnisse der einzelnen
Fragen in der Zusammenstellung für eine Auswertung ver-
fügbar zu machen.

Die teilweise offen formulierten Fragen erforderten
eine qualitative Auswertung. Darüber hinaus war – anders
als bei der Standortdatenbank – trotz des hohen Rücklau-
fes von 72,5 % die Fallzahl (29 Städte) zu gering für eine
quantitative Auswertung.

3. Befragung der Werbewirtschaft

Im Anschluss an die Befragung der Städte wurden im
Januar 2004 ausgewählte Unternehmen der Werbewirt-
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schaft befragt. Hierfür wurden die fünf in Deutschland
marktführenden Werbeunternehmen, deren Angaben auch
der Standortdatenbank zugrunde liegen, und drei Interes-
sensverbände der Werbewirtschaft angeschrieben (vgl.
Kapitel 6.3). Der teilstandardisierte Fragebogen umfasste
acht teilweise offen formulierte Fragen in drei inhaltlichen
Blöcken (s. Anhang). Die Fragen waren zum Teil identisch
mit den Fragen an die Städte, um die unterschiedlichen
Blickwinkel erfassen zu können.

Zur Erfassung und Auswertung wurde das gleiche Vor-
gehen gewählt wie bei der Befragung der Städte, d. h. der
Aufbau einer entsprechenden Datenbank als Grundlage
einer qualitativen Auswertung. Alle befragten Werbeunter-
nehmen sowie zwei der Interessensverbände beantworte-
ten die Fragen, so dass ausreichendes Material für eine
qualitative Auswertung zur Verfügung stand.

4. Fallstudien in drei deutschen Städten

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Standortdatenbank
und der Befragungen wurden drei Städte ausgewählt, in
denen im Zeitraum vom Mai–September 2004 Fallstudien
durchgeführt wurden (vgl. Kapitel 7). Die Auswahl der Städte
wurde aufgrund einer Matrix getroffen, die die Städte auf-
grund der Befragungsergebnisse vier verschiedenen Gruppen
zuordnete, wobei die Gruppen in Abhängigkeit von der
jeweiligen Grundhaltung der Städte gegenüber großformati-
gen Werbeanlagen und ihrem Aktivitätsgrad in diesem The-
menfeld gebildet wurden (vgl. Kapitel 6.4).

In den drei ausgewählten Städten Frankfurt am Main,
München und Berlin wurden Gespräche mit VertreterInnen
aus Verwaltung und Politik geführt. Grundlage der nicht-
standardisierten Gespräche war ein Leitfaden (s. Anhang).
Die Gespräche wurden nach Möglichkeit als Einzelinter-
views geführt, da auch persönliche Meinungen und Ein-
schätzungen abgefragt wurden. Erfahrungsgemäß war dies
in Einzelgesprächen leichter und unverfälschter möglich als
bei Gruppengesprächen. Die gestellten Fragen waren
immer offen formuliert. Die Ergebnisse wurden während
des Gespräches stichwortartig mitprotokolliert und direkt
im Anschluss schriftlich ausgearbeitet (Auflistung aller
Gesprächstermine s. Anhang).

Zu den Gesprächen gehörte die Frage nach der
Selbst- und Fremdeinschätzung der Haltung der verschiede-
nen AkteurInnen in der Stadt gegenüber großformatigen
Werbeanlagen. Hierfür wurden die GesprächspartnerInnen

gebeten, sich selbst und die anderen von ihnen als wichtig
eingestuften AkteurInnen auf einer Skala von ablehnend
über akzeptierend bis positiv-fördernd einzutragen. Viele,
wenn auch nicht alle GesprächspartnerInnen kamen dieser
Bitte nach. Die entstandenen Übersichten gaben im Ver-
gleich Auswertungsmöglichkeiten über die Eigen- und
Fremdbilder.

Die Ergebnisse aus den Gesprächen wurden ergänzt
durch die Auswertung schriftlicher Materialien. Die jewei-
ligen Gesetzesgrundlagen wurden herangezogen sowie
weitere Materialien, z. B. Aussagen über den Umgang mit
öffentlichen Räumen in der jeweiligen Stadt. Die Materia-
lien wurden z. T. durch Hinweise aus den Gesprächen
ermittelt, von den GesprächspartnerInnen zur Verfügung
gestellt oder bei Recherchen im Internet gefunden (Liste
aller verwendeten Materialien s. Anhang).

Anschließend wurden die fünf bereits im Rahmen der
ersten empirischen Phase befragten Werbeunternehmen
schriftlich zu ihren Erfahrungen in Berlin, Frankfurt am Main
und München befragt. Der teilstandardisierte Fragebogen
(s. Anhang) umfasste fünf Fragen. Nur zwei der fünf befrag-
ten Unternehmen antworteten, so dass die Ergebnisse nur
als punktuelle Aussagen gewertet werden können. Aus
diesem Grund werden sie im Anschluss an die anderen
Ergebnisse der Fallstudien diesen kurz gegenüber-
gestellt.

Für die Fallstudie Zürich wurden die vorhandenen
Konzepte zu großformatiger Werbung herangezogen sowie
ein Gespräch beim dortigen Amt für Reklameanlagen. Die
Methode bei Gesprächsführung und Dokumentation ent-
sprach derjenigen der anderen Fallstudien. Fragebogen: Städte

5. Synopse bauordnungsrechlicher Regelungen

Im Rahmen der anschließenden Auseinandersetzungen mit
dem bestehenden Instrumentarium (vgl. Kapitel 8) wurde
u. a. eine Synopse der bauordnungsrechtlichen Regelungen
erstellt. Berücksichtigt wurden hierfür die zu diesem Zeit-
punkt (Sommer 2005) jeweils aktuellen Fassungen der
Landesbauordnungen und zu diesem Zeitpunkt in Aussicht
stehende Novellierungen (Liste der verwendeten Fassungen
s. Anhang). In Berlin ist die Landesbauordnung seither
novelliert worden, im Bereich großformatiger Werbeflächen
mit den Regelungen, die im Sommer 2005 als anstehende
Novellierung im Rahmen der vorliegenden Arbeit berück-
sichtigt wurden.
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Fragebogen: Städte
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Einstufung der Städte nach der Befragung

1. Kritierien:

Zurückhaltend:
– ablehnende bis akzeptierende Haltung
– keine konzeptionellen Überlegungen
– ggf. einzelne Satzungen (Werbesatzungen, Innenstadt-

satzung o. Ä.) vorhanden, die auch Werbung regeln,
aber auf das Themenfeld der großformatigen Wer-
bung nicht näher eingehen

– eher restriktive Praxis bei Baugenehmigungen für
großformatige Werbung Einstufung der Städte nach der Befragung

Abwartend:
– akzeptierende bis positiv-fördernde Haltung
– keine konzeptionellen Überlegungen
– ggf. einzelne Satzungen (Werbesatzungen, Innenstadt-

satzung) o. Ä. vorhanden, die auch Werbung regeln,
aber nicht explizit großformatige Werbung

Restriktiv:
– ablehnende bis akzeptierende Haltung
– einzelne (Werbe-)Satzungen, die das Thema großfor-

matiger Werbung direkt ansprechen ODER
– einzelne rechtliche Regelungen zur restriktiven Steue-

rung (Landesbauordnungen, Satzungen)
– grundlegende Aussagen zu großformatiger Werbung

ODER
– Konzept mit gesamtstädtischem Bezug geplant bzw. in

der Aufstellung ODER
– Konzept mit gesamtstädtischem Bezug vorhanden

Offensiv:
– akzeptierende bis positiv-fördernde Haltung
– einzelne (Werbe-)Satzungen, die das Thema großfor-

matiger Werbung direkt ansprechen ODER
– einzelne rechtliche Regelungen zur offensiven Steue-

rung (Landesbauordnungen, Satzungen)
– grundlegende Aussagen zu großformatiger Werbung

ODER
– Konzept mit gesamtstädtischem Bezug geplant bzw. in

der Aufstellung ODER
– Konzept mit gesamtstädtischem Bezug vorhanden

2. Einstufungen der Städte

Aachen: offensiv
– Werbesatzung in Aufstellung
– geeignete Standorte benannt
– Bogen kurz ausgefüllt, kurzes Anschreiben

Augsburg: restriktiv
– keine geeigneten Standorte genannt
– Innenstadt als denkmalgeschützter Bereich
– Angabe von Gründen, warum keine Genehmigungen

erteilt werden
– i. d. R. keine Erteilung von Sondernutzungsgeneh-

migungen
– langes Anschreiben mit Beschreibung der Genehmi-

gungspraxis für Großflächenwerbung, die »allgemein
sehr restriktiv behandelt« wird (Zitat!)

– Man will sich mit »der Kommerzialisierung öffentlicher
Gebäude und Verkehrsflächen … zurückhalten«

– nur Gerüstwerbung scheint möglich
– Thema wird als »derzeit nicht akut« eingeschätzt

(wohl aufgrund der restriktiven Praxis)
– keine konzeptionellen Überlegungen (aber: o. g. An-

schreiben spricht dafür, dass es grundsätzliche Überle-
gungen und eine bewusste Haltung gibt)

Berlin: offensiv
– CD »Außenwerbung intelligent nutzen«
– Änderung der LBO: Baugerüstwerbung genehmi-

gungsfrei
– geeignete Standorte benannt
– Hinweis auf ganz unterschiedliche Genehmigungs-

praxis in den Bezirken
– »Benimmregeln« für Werbung an Baudenkmalen

Bochum: zurückhaltend
– keine geeigneten Standorte benannt
– kein Anschreiben
– keine konzeptionellen Überlegungen
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Braunschweig: offensiv
– Standortkonzept Außenwerbung Braunschweig
– B-Pläne mit Regelungen auch großformatiger Wer-

bung vorhanden
– Suche nach dem »Konsens zwischen städtebaulichen,

werbewirksamen und ökonomischen Gesichts-
punkten«

– Geeignete Standorte im Werbekonzept benannt
– »Der öffentliche oder urbane Raum ist der für den

Menschen prädestinierte Bereich für Kommunikation
außerhalb seiner Privatsphäre.« – »Außenwerbung ist
ein wichtiges Medium der Kommunikation mit einer
öffentlichen Präsenz«

Bremen: offensiv/restriktiv?
– Änderung der LBO: Baugerüstwerbung genehmi-

gungsfrei
– ggf. Berücksichtigung des Themas in B-Plänen
– »kaum« geeignete Standorte vorhanden
– zeitliche Befristung von Genehmigungen
– deutlicher Unterschied zwischen Haltung der Geneh-

migungsbehörde und kommunaler Praxis (Konflikt
Verwaltung – Politik), es hängt, was nicht genehmigt
wurde

– stadtgestalterisch spielt es keine Rolle, ob an einem
Gerüst eine Staubschutzplane hängt oder ein Werbe-
plakat

Chemnitz: restriktiv
– großformatige Werbeanlagen sollen explizit in Werbe-

satzung aufgenommen werden
– Genehmigungskriterien in Werbesatzung genannt

(Größe, Fassaden-Anteil, Zeit)
– keine geeigneten Standorte benannt

Dortmund: abwartend
– geeignete Standorte benannt
– Gestaltungssatzung (für eine Straße) mit zahlreichen

Regelungen zu Werbeanlagen, i. d. R. für Werbung
bis max. 10 m2

– keine konzeptionellen Überlegungen
– keine weiteren Erläuterungen zum Fragebogen

Düsseldorf: abwartend
– geeignete Standorte benannt
– keine konzeptionellen Überlegungen
– in Telefonat auf Unterschiede/Konflikte innerhalb der

Verwaltung hingewiesen, Stadtplanungsamt könne sich
oft nicht durchsetzen, entschieden würde leider oft
nach kaufmännischen Gesichtspunkten

– von der Bauordnung keine Antwort eingegangen,
»nur« von der Stadtplanung (Bogen deshalb nur teil-
weise ausgefüllt)

Erfurt: zurückhaltend
– geeignete Standorte benannt
– einzelne Satzungen vorhanden (nicht Gesamtstadt)
– noch keine konzeptionellen Überlegungen (»wird

aber Thema werden müssen«)

Essen: restriktiv
– geeignete Standorte: nur Industrie- und Gewerbege-

biete
– Werbekonzeption in Aufstellung
– keine weiteren Erläuterungen zum Fragebogen

Frankfurt (Main): offensiv
– Konzept »Stadtgestalt und Werbung« und darauf auf-

bauende Dienstanweisung
– geeignete Standorte: nur Industrie- und Gewerbe-

gebiete
– zunehmend: Regelung in B-Plänen

Gelsenkirchen: zurückhaltend
– unter »geeigneten Standorten« lediglich Verweis auf

LBO
– striktes Vorgehen bei Anträgen für Werbeanlagen auf

Mittelstreifen von Straßen
– starkes Konfliktempfinden gegenüber den Werbe-

unternehmen, Aussichtslosigkeit, die Interessen korre-
lieren zu können

– keine konzeptionellen Überlegungen

Hagen: zurückhaltend
– einzelne (alte – also wahrscheinlich ohne Bezug zu

großformatiger Werbung) Gestaltungssatzungen vor-
handen, aber:

– politischer Wille zur Umsetzung fehlt
– keine Aussagen zu geeigneten Standorten, da keine

einheitliche Sichtweise in der Stadt
– vereinzelt Regelung in B-Plänen
– konzeptionelle Überlegungen für 2 km Durchgangs-

straße über Werbung auf öffentlichen Flächen
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Halle/Saale: restriktiv
– Werbesatzung für Innenstadt und später Kerne der

Ortslagen in Vorbereitung, u. a. um dauerhafte groß-
formatige Werbung in städtebaulich wertvollen Be-
reichen zu verhindern

– Gestaltungskonzepte für Giebelflächen in
Vorbereitung

– keine geeigneten Standorte benannt
– Interessenkonflikt innerhalb der Stadt, da die Stadt lt.

Vertrag mit der DSM von den Werbeeinnahmen mit
profitiert

– Bedauern darüber, dass der Inhalt der Werbung nicht
Gegenstand der Genehmigung ist

Hamburg: restriktiv/offensiv?
– Geeignete Standorte nur in Ausnahmefällen denkbar,

die die Regel bestätigen, dass es eigentlich keine ge-
eigneten Standorte gibt

– zzt. noch keine konzeptionellen Überlegungen
– Politik setzt durch, was die Verwaltung nicht will

(SAS-Hochhaus, Dock 10)
– intensive Auseinandersetzung mit Genehmigungs-

pflicht und Genehmigungsfähigkeit von Großwerbean-
lagen

– großformatige Werbung war 1985 –1999 lt. Recht-
sprechung OVG genehmigungsfrei; Ausnahme: Bau-
gerüstwerbung

Hannover: restriktiv
– geeignete Standorte: nur Gewerbe- und Industriege-

biete
– zunehmend Gegenstand von B-Plänen (= konzep-

tionelle Überlegungen)
– nur befristete Genehmigungen – ist allerdings von

Gerichten abgelehnt worden, da eine Befristung nur
möglich sei, wenn eine Änderung der Rahmenbedin-
gungen absehbar sei

– Kaufhäuser hängen tlw. auf, was sie wollen
– Unterschiedliche Interessenlagen innerhalb der Ver-

waltung und zwischen Verwaltung und Politik
– »Wir versuchen zu steuern, was längst aus dem Ruder

gelaufen ist.«
– Werbesatzung für die Innenstadt vorhanden, aber nur

vorsichtiger Einsatz, da die Politiker sie bei aufkom-
menden Problemen auch wieder kippen würden

Karlsruhe: abwartend

– keine Sondernutzungserlaubnis auf öffentlicher Ver-
kehrsfläche für Werbung, auch nicht an Baugerüsten

– geeignete Standorte benannt
– keine konzeptionellen Überlegungen

Kiel: offensiv
– geeignete Standorte benannt
– Werbeleitkonzept für die Gesamtstadt mit Schwer-

punkt Innenstadt soll entwickelt werden

Köln: restriktiv
– geeignete Standorte: nur Industrie- und Gewerbege-

biete
– einzelne Werbesatzungen vorhanden mit eingeräum-

tem Vorrang öffentlicher Interesse vor dem Einzelin-
teresse auf möglichst freie Werbung

– temporäre Werbung an Baugerüsten wird 2002 bei
entgegenstehendem Baurecht in der Innenstadt abge-
lehnt (das war vorher anders)

Krefeld: abwartend
– geeignete Standorte (nur Brandwände an Baulücken)

benannt
– kein geäußertes Interesse der Werbetreibenden, keine

geeigneten Standorte vorhanden
– keine Werbesatzungen vorhanden

Leipzig: restriktiv
– keine geeigneten Standorte benannt, da großformatige

Werbung generell störe, nur in Einzelfällen vorstellbar
sei

– Gestaltungssatzung Innenstadt schließt seit 1993 Wer-
bung über 8 m2 für die Innenstadt aus

Magdeburg: abwartend
– geeignete Standorte benannt
– spielt in Magdeburg kaum eine Rolle (4 große Werbe-

anlagen zwischen 80 und 100 m2 vorhanden)

Mannheim: offensiv
– geeignete Standorte benannt, wenig »a priori« un-

denkbare Standorte
– Großwerbeanlagen sind weniger das Problem als viel-

mehr Plaktatwände auf privatem Grund. Durch
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sukzessive Addition von kleinen Flächen kommt es zu
kräftigsten Einwirkungen auf das Stadtbild

– Konfliktfeld benannt zwischen »corporate design« und
»genius loci«

– Plakatierungsrichtlinie für die Gesamtstadt vorhanden
(unklar, ob großformatige Flächen berücksichtigt sind)

Mönchengladbach: abwartend
– geeignete Standorte benannt
– sonst wenig Informationen

München: restriktiv
– keine gut geeigneten Standorte existent
– Richtlinie zur Werbung im öffentlichen Raum
– Wirtschaftswerbung als private Nutzung, die dem Ge-

meingebrauch öffentlicher Flächen widerspricht
– Sondernutzungsgenehmigungen werden nicht erteilt

(Ausnahme: Flächen nach Vertrag mit DSM)

Münster zurückhaltend
– keine geeigneten Standorte denkbar
– keine konzeptionellen Überlegungen

– einzelne Satzungen
– Beschluss des zuständigen Ratsgremiums zu sog. Blow

Ups (lag nicht vor)

Rostock zurückhaltend
– geeignete Standorte nur in Industrie- und Gewerbege-

bieten
– keine konzeptionellen Überlegungen
– Bedarf nach einheitlichen, rechtsverbindlichen Rege-

lungen und Bewertungskriterien, aber keine Hoff-
nung, dass sich diese (im Rahmen eines Workshops)
finden ließen

Stuttgart offensiv
– geeignete Standorte benannt (Fußgängerzonen – wo

es hinpasst – und Gewerbegebiete – je nach
Standort)

– konzeptionelle Überlegungen, inwieweit die Riesen-
poster in/an welchen Stellen/Gebietstypen zugelassen
werden können (lagen nicht vor)

– keine weiteren Informationen
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Quellen der Fallstudien

1. Frankfurt am Main

Gespräche:
– Bauaufsicht, 28. 05. 2004
– Planungsamt, Abt. Öffentlicher Raum, 28. 05. 2004
– Denkmalschutzamt, 07. 09. 2004
– Wirtschaftsförderung, 12. 07. 2004
– Straßenbauamt, Abt. Sondernutzungen, 07. 09. 2004
– 2 Vertreter politischer Parteien (CDU, 06. 09. 2004,

Bündnis 90/Die Grünen, 16. 07. 2004) Quellen der Fallstudien

Materialien:
– Stadtgestalt und Werbung. Werbung als integraler Be-

standteil der städtebaulichen Planung (Stadt Frankfurt
am Main 2002a)

– Dienstanweisung zur Beurteilung von Werbeanlagen
im Gebiet der Stadt Frankfurt am Main, Stadt Frank-
furt am Main 2002b)

– Etatantrag vom 06. 03. 2002 E 21: Investitionspro-
gramm 2002–2005, Sachstand. http://www.stvv. frank-
furt.de/PARLISLINK, 22. 10. 2004

– Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung vom
18. 06. 2002 (GVBl. 2002, Nr. 14, S. 274)

– Denkmalschutzgesetz Hessen in der Fassung vom
05. 09. 1986 (GVBl. II 76 – 4)

– Satzung der Stadt Frankfurt am Main über Sondernut-
zungen an öffentlichen Straßen und Sondernutzungs-
gebühren in der Fassung vom 31. 01. 2001 (Amtsblatt
der Stadt Frankfurt am Main 2002, S. 465)

– Auf dem Weg zum einem schöneren Frankfurt (Hootz
2002)

2. München

Gespräche:
– Bauaufsicht, 22. 07. 2004
– Stadtplanung, 21. 07. 2004
– Baureferat, 22. 07. 2004
– Denkmalschutz, 22. 07. 2004
– Wirtschaftsförderung, 23. 07. 2004

– 1 Vertreterin einer politischen Partei (SPD,
08. 11. 2004, schriftl.)

Materialien:
– »Werbung im öffentlichen Raum«, Stadtratsbeschluss

vom 11. 12. 1997
– »Gesamtkonzept Werbung im öffentlichen Verkehrs-

raum«, Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung
und Bauordnung vom 04. 07. 2001

– Thesen für ortsfeste Werbung im öffentlichen Ver-
kehrsraum, 13. 07. 1999, ohne VerfasserIn

– Planungsreferat: Werbung an Baugerüsten,
22. 10. 1996

– Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung vom
4. August 1997, zuletzt geändert am 25. April 2003

– Denkmalschutzgesetz Bayern in der Fassung vom
25. Juni 1973 (BayRS 2242 –1-K)

– »Der öffentliche Raum«, aus: Münchener Innenstadt-
konzept, S. 37– 43. http//:www.muenchen.de.
22. 06. 2004

– Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan
Nr. 1459a der Landeshauptstadt München, 2001

3. Berlin

Gespräche:
– Senatsebene:

– Bauaufsicht (Referat VI F), 30. 07. 2004
– Architekturwerkstatt, 27. 08. 2004
– Flächennutzungsplanung, 27. 08. 2004
– Landesdenkmalamt, 24. 08. 2004

– Bezirksebene:
– Bauaufsicht (Charlottenburg/Wilmersdorf

25. 08. 2004 und Mitte/Wedding 26. 08. 2004)
– Stadtplanungsamt (Charlottenburg/Wilmersdorf

25. 08. 2004 und Mitte/Wedding 24. 08. 2004)
– Baustadtrat/-rätin (Charlottenburg/Wilmersdorf

27. 08. 2004 und Mitte/Wedding 26. 08. 2004)
– Denkmalschutz (Charlottenburg/Wilmersdorf

26. 08. 2004)
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Materialien:
– Bauordnung Berlin in der Fassung vom 3. September

1997, zuletzt geändert 16. 07. 2001
– Projektgruppe Bauordnung Berlin: Senatsvorlage zur

Novellierung der Bauordnung Berlin mit Begründung,
Stand 02. 07. 2004 (Auszüge)

– Änderung des Denkmalschutzgesetzes Berlin, Senats-
vorlage, Stand: 02. 07. 2004

– Beteiligungsrichtlinie A3/II (Beteiligung der Denkmal-
fachbehörde, Auszüge)

– Richtlinien zum Verfahren des pauschalierten Einver-
nehmens zwischen den unteren Denkmalschutzbe-
hörden und der Denkmalfachbehörde (Landesdenk-
malamt Berlin) für Fälle der Baugerüstwerbung,
27. 10. 2003

– Grundsatzempfehlung zu Baugerüstwerbung an Denk-
malen, in der Umgebung von Denkmalen oder in
Denkmalbereichen, Oberste Denkmalschutzbehörde
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

– Entwurf einer Broschüre der Senatsverwaltung zum
öffentlichen Raum, Stand 2003 (noch unveröffent-
licht)

– Entwurf Stadtentwicklungsplan Öffentlicher Raum, Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin 1995

4 Zürich

Gespräche:
– Amt für Reklameanlagen, 07. 09. 2004

Materialien:
– Hochbaudepartement der Stadt Zürich: Angepasste

Richtlinien für die Gebühren des Reklamewesens
gemäß Auszug aus dem Protokoll des Stadtrates von
Zürich vom 5. Juli 2000

– Amt für Städtebau der Stadt Zürich, Amt für Reklame-
anlagen: Megaposterkonzept 2005, Zürich
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Gesprächsleitfaden im Rahmen der Fallstudien

1 Eigene Rolle/Berührungspunkte mit dem Thema:

– Position
– Tätigkeitsfeld
– Berührungspunkte/Zuständigkeiten für großformatige

Werbeflächen Gesprächsleitfaden im Rahmen der Fallstudien

2. Instrumente:

– Welche Instrumente werden genutzt?
– Wo liegen die größten Steuerungsmöglichkeiten

(formal – informell, Bauordnung – Stadtplanung)
– Nach welchen formalen Regelungen wird gehandelt?

Wie wird deren Wirksamkeit eingeschätzt?
– Nach welchen informellen Regelungen wird gehan-

delt? Wie wird deren Wirksamkeit eingeschätzt?
– Welche Instrumente fehlen?
– Einschätzung der Wirksamkeit von formalen und in-

formellen Instrumenten?

3. Konzepte:

– Motivation für die Erstellung eines Konzeptes?
– ImpulsgeberIn für die Erstellung eines Konzeptes

(Anlass, Zeitpunkt, InitiatorIn)
– Diskussionen im Vorfeld, ggf. Vorgeschichte
– Inhalte des Konzeptes
– Umsetzung des Konzeptes? In welcher Form in Ver-

waltungshandeln übergegangen?
– Erfahrungen mit der Umsetzung?
– Weiterentwicklung geplant?
– Was würden Sie aus heutiger Sicht anders machen/

machen Sie anders?

4. AkteurInnen:

– Welche AkteurInnen spielen in Ihrer Stadt eine Rolle
bei der Entscheidung über großformatige Werbe-
flächen?

– Einschätzung der Haltung dieser AkteurInnen (offene
Skala von ablehnend bis positiv-fördernd)? Bitte ein-
tragen

5. Spannungsfelder:

– Zwischen welchen AkteurInnen besteht Abstimmungs-
bedarf?

– Wo liegen unterschiedliche Einschätzungen/Meinun-
gen/Haltungen?

– Welche Positionen setzen sich an welchen Stellen –
und warum – durch?

– Sollte es Konflikte gegeben haben/geben: Welche
Lösungsansätze sind versucht worden/sind denkbar?

6. Beispiele:

– Gelungene Beispiele großformatiger Werbung in Ihrer
Stadt:
– inhaltlich
– organisatorisch

– Weniger gelungene Beispiele großformatiger Werbung
in Ihrer Stadt:
– inhaltlich
– organisatorisch
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Großformatige Werbung international

Großformatige Werbung ist kein deutsches Phänomen. Ein
Blick über die Landesgrenzen, in jeder Richtung, auch weit

über Europa hinaus, zeigt, dass es sich um eine internatio-
nale Erscheinungsform der Werbung handelt. Großformatige Werbung international

Europa
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Abb. 1: London, Soho 2005

Abb. 3: Glasgow 2001 Abb. 4: Birmingham 2003

Abb. 2: London, Piccadilly Circus 2002
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Großformatige Werbung international

Abb. 5: Barcelona 2005 Abb. 6: Barcelona 2003

Abb. 7: Verona, Arena 2003 Abb. 8: Bern 2005
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Abb. 9: Warschau 2003 Abb. 10: Danzig 2004

Abb. 11: Vilnius 2003 Abb. 12: Riga 2003
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Abb. 13: Moskau 2006 Abb. 14: Moskau 2006

Abb. 15: Brno 2004 Abb. 16: Brno 2004
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Abb. 17: Wien 2004 Abb. 18: Wien, am Stefansdom 2004

Abb. 19: Wien, Opernhaus 2004 Abb. 20: Wien, Stefansdom 2004



Amerika
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Abb. 21: New York 2005 Abb. 22: New York 2005

Abb. 23: New York 2005 Abb. 24: New York 2005



Asien
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Abb. 25: Jakarta 2006 Abb. 26: Cikarang, West Java 2006

Abb. 27: Shanghai 2007 Abb. 28: Shanghai 2007



Werbung in der Literatur

Walter Benjamin:
Diese Flächen sind zu vermieten (1928)

Narren, die den Verfall der Kritik beklagen. Denn deren
Stunde ist längst abgelaufen. Kritik ist eine Sache des rech-
ten Abstands. Sie ist in einer Welt zu Hause, wo es auf
Perspektiven und Prospekte ankommt und einen Stand-
punkt einzunehmen noch möglich war. Die Dinge sind
indessen viel zu brennend der menschlichen Gesellschaft
auf den Leib gerückt. Die ›Unbefangenheit‹, der ›freie
Blick‹ sind Lüge, wenn nicht der ganz naive Ausdruck
planer Unzuständigkeit geworden. Der heute wesenhaftes-
te, der merkantile Blick ins Herz der Dinge heißt Reklame.
Sie reißt den freien Spielraum der Betrachtung nieder und
rückt die Dinge so gefährlich nah uns vor die Stirn, wie aus
dem Kinorahmen ein Auto, riesig anwachsend, auf uns zu
zittert. Und wie das Kino Möbel und Fassaden nicht in
vollendeten Figuren einer kritischen Betrachtung vorführt,
sondern allein ihre sture, sprunghafte Nähe sensationell ist,
so kurbelt echte Reklame die Dinge heran und hat ein
Tempo, das dem guten Film entspricht. Damit ist denn
›Sachlichkeit‹ endlich verabschiedet, und vor den Riesenbil-
dern an den Häuserwänden, wo »Chlorodont« und »Sleip-
nir« für Giganten handlich liegen, wird die gesundete Sen-
timentalität amerikanisch frei, wie Menschen, welche nichts
mehr rührt, im Kino wieder das Weinen lernen. Für den
Mann von der Straße aber ist es das Geld, das dergestalt

die Dinge ihm nahe rückt, den schlüssigen Kontakt mit
ihnen herstellt. Und der bezahlte Rezensent, der im Kunst-
salon des Händlers mit Bildern manipuliert, weiß, wenn
nicht Besseres so Wichtigeres von ihnen, als der Kunst-
freund, der sie im Schaufenster sieht. Die Wärme des
Sujets entbindet sich ihm und stimmt ihn gefühlvoll. – Was
macht zuletzt Reklame der Kritik so überlegen? Nicht was
die rote elektrische Leuchtschrift sagt – die Feuerlache, die
auf dem Asphalt sie spiegelt. Werbung in der Literatur

(Aus: Einbahnstraße, 1928. In: Walter Benjamin: Gesam-
melte Schriften IV 1, Suhrkamp Verlag, Frankfurt, 1972,
S. 131 f.)

Kurt Tucholsky:
Reklamekunst (1927)

»‹Kokmès› ist ohne jede schädliche Nebenwirkung, weil es
überhaupt keine hat. Wir fabrizieren es nur, um die hohen
Anzeigenpreise wieder hereinzubringen, und wir inserieren,
um fabrizieren zu können. Und so symbolisieren wir, was
uns am meisten am Herzen liegt: die deutsche Wirt-
schaft –!«

(Aus: Kurt Tucholsky: Werbekunst oder: Der Text unserer
Anzeigen. Gesammelte Werke. Bd. 5, 1927, S. 429 ff.)
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Walter Mehring:
Die Reklame bemächtigt sich des Lebens (ca. 1920)

Am Ausgang abends vor den anatomischen Kabinetts
Die Straßen segeln mit Riesengasometer
The flying brothers
5 % Stromersparnis
Sous les ponts de Paris
Und Fischerin du kleine
Plakate bunter Wimpeln
Piekaß beim Zauberkönig
Der Mann ohne Nasenknorpel
Schielt nach der Dame ohne Unterleib
Und das Fräulein lächelt
In »Steiners Paradiesbett«
Haushoch
Hanewaker
Im Jagerhut mit Gemsbart
Holdrihoh, auf da Alm gibt’s ka Sünd
Nur kondensierte Alpenmilch
Das Geheimnis des üppigen Busens
Orient blutrot elektrisches Licht
Verboten gewesen
Babel-Berlin
Die Hölle heizt mit Kaiserbriketts
Gummiartikel! Apotheke zum goldenen Schwan
Leda vom Wannseelido!
Geprüfte Masseuse
Bei Rückenmarksdarre feudal mit sieben Zacken
Das Grafenliebchen! Vergißmeinnichtbibliothek

Band 25, die Sprache der Blumen
Im Strafgesetzbuch Verführung Minderjähriger
Stolz zieht das Schiff
Hamburg-Amerika-Linie
Der alte Trapper blickt hoch
Sternenhimmel und Wintergarten
Auf dem Drahtseil über die Brüstung des Backbords
Schon ist Nic Carter auf der Spur
Dieser Mann kennt ihr Schicksal
Die Kunst zu fesseln
Der gelbe Tod
Und die Schuld der Juden am Weltkrieg!
Darum werbt für die Freikorps!
Der Trompeter von Säckingen bläst Alarm!
Aus Butzenscheiben zur Silberhochzeit
Sein blondes Lieb im Arm
Von Belgiens öffentlichen Häusern
Ergreifendes Schicksal
Nachts tausendfach
Im Siriusglanz Manoli linksrum
Die Prozellanfuhre
Schwarzverhangen
Mit Dralles Birkenwasser
Den Töchtern des Erfinders
Jack the Ripper kutschiert
Nur echt mit dem Totenkopf
Durch die Tiefen der Weltstadt!

(Zitiert nach: Karl Riha: Deutsche Großstadtlyrik, Artemis-
Verlag, München, Zürich, 1983, S. 77 f.)
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